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Vorwort

Christoph Matschie

Gemeinsam leben. Miteinander lernen: Der 
Titel des Themenjahres 2013 ist eine Auf-
forderung. Unsere Gesellschaft ist bunt. 
Und das ist eine Stärke. Immer wieder er-
leben wir es in unserem Alltag: Wenn jeder 
seine eigenen Erfahrungen, seine eigenen 
Sichtweisen und Prägungen einbringen 
kann, dann profitieren alle davon. Vielfalt 
bereichert unser Zusammenleben. Es ist 
gut, dass wir gemeinsam, Tür an Tür, leben. 
Daher wollen wir auch miteinander lernen. 
Das ist eine große Aufgabe. Zur Verwirkli-
chung eines integrativen Bildungssystems 
ist noch viel zu tun. Denn es geht ja um viel 
mehr als nur darum, Rampen für Rollis zu 
bauen und Türen zu verbreitern. Es geht um 
die Entwicklung einer neuen Lernkultur für 
alle – ohne dabei zu überfordern.

Das vorliegende Jahrbuch des ThILLM bi-
lanziert den aktuellen Stand der Diskussi-
on und zeigt schulfachliche, didaktische 
und fächerübergreifende Unterrichtspers-
pektiven. Dabei zeigt sich, dass schon viel 
erreicht ist und der Prozess des Miteinan-
der-Lernens gut voranschreitet. Das Jahr-
buch soll helfen, für das Thema Inklusion 
weiter zu sensibilisieren sowie ein breites 
und differenziertes Verständnis von inklusi-
ver Bildung zu entwickeln. Es erfüllt damit 

zugleich die Funktion eines Leitfadens für 
die Praxis in allen Bildungsbereichen: In 
der Lehreraus- und Lehrerfortbildung, in 
der Berufsorientierung und bei der Gestal-
tung von Übergängen von der Schule in das 
Arbeitsleben.

Gleiche Bildungschancen für alle, auch für 
Menschen mit Behinderung oder sonder-
pädagogischem Förderbedarf: Das ist das 
Ziel, das wir uns gesteckt haben. Dies ge-
bietet uns auch die UN-Behindertenrechts-
konvention. Ich wünsche allen Leserinnen 
und Lesern wichtige Impulse für die päda-
gogische Praxis und ein gelingendes Mitei-
nander.

Christoph Matschie
Thüringer Minister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur
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Vorwort

Andreas Jantowski

Das Thema der Inklusion kann insbesonde-
re vor dem Hintergrund des Lernens in der 
Schule von einer Vielzahl unterschiedlicher 
Perspektiven heraus betrachtet werden und 
weist eine hohe bildungspraktische, -wis-
senschaftliche und -politische Bedeutung 
und Relevanz auf. Letztlich verfolgen ja alle 
an Bildung Beteiligten das gemeinsame 
Ziel, jeder einzelnen Schülerin und jedem 
Schüler den Zugang zur Gemeinschaft, zur 
Partizipation zu eröffnen und jedem seine 
bestmögliche individuelle Entwicklung zu 
ermöglichen. 
Das Thillm sieht im Thema der Inklusion und  
der Individualisierung schulischer Lehr-Lern- 
Prozesse einen bedeutenden Schwerpunkt 
seiner Arbeit und möchte einerseits einen 
Überblick über aktuelle Erkenntnisse der 
erziehungswissenschaftlich orientierten 
Forschung zu diesem Thema geben. An-
dererseits sollen schulpraktische Umset-
zungsmöglichkeiten, aber auch Problem-
felder aufgezeigt und diskutiert werden. 
Daneben ist es Ziel des vorliegenden Ban-
des, über die genannten Thematiken hin-
aus einen Überblick zu weiteren relevanten 
Themen in den Bereichen Bildung und Er-
ziehung zu geben. Diesen Zielen verpflich-
tet gliedert sich die vorliegende Publikation 
in einen spezifischen Thementeil, der sich 
zu zentralen Fragen der Schwerpunktthe-

men äußert, und einen allgemeineren Teil, 
in dem weiterführende Themen bespro-
chen werden.
In einem ersten thematischen Schwer-
punkt wird die Thematik der Inklusion aus 
einer umfassenden und gleichzeitig für 
Thüringen spezifischen Perspektive her-
aus betrachtet. Der Artikel von Ada Sasse 
und Ursula Schulzeck geht den aktuellen 
Forschungsstand resümierend der Frage 
aus einem in Thüringen realisierten Schul-
versuch nach, wie Inklusion wirksam durch 
Differenzierungsmatrizen im Unterricht 
umgesetzt werden kann und wie eben die-
se Matrizen zur Planung und Reflexion von 
Unterricht herangezogen werden können. 
Dabei wird der aktuelle Zwischenstand des 
Schulversuches auch auf empirischer Basis 
erläutert und Unterstützungsangebote für 
Lehrerinnen und Lehrer werden themati-
siert.
Daran anschließend zeigt Monika A. Ver-
nooij in ihrem Beitrag Möglichkeiten auf, 
wie in der Praxis Individualisierungspro-
zesse im gemeinsamen Unterricht gelin-
gen können und welche Möglichkeiten und 
Grenzen sich in der Inklusion von Kindern 
mit Lern- und Verhaltensbeeinträchtigun-
gen in den Unterricht ergeben. Aufbauend 
auf eine Explikation des Begriffsverständ-
nisses werden umfassend und an Beispie-
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len für die Praxis nachvollziehbar gemachte 
Argumentationen aufgebaut.
Im anschließenden Beitrag dieses Themen-
blocks geht Thomas Rauschenbach der 
auch angesichts des Thüringer Bildungs-
planes von Kindern zwischen 0 und 10 
Jahren hoch aktuellen Frage nach, wie früh-
kindliche Bildungsprozesse institutionell 
und inhaltlich befördert und unterstützt 
werden können. Insbesondere wendet 
sich der Beitrag sehr intensiv der Frage zu, 
welche personellen Rahmenbedingungen 
notwendig sind, wenn eine moderne und 
qualitativ hochwertige Bildung und Erzie-
hung im frühkindlichen Bereich auch und 
gerade vor dem Hintergrund der Gestaltung 
innovativer und inklusiver Umgebungen re-
alisiert werden soll.
Aus der Perspektive vor allem der Sozialpä-
dagogik analysiert Christiane Meiner in ih-
rem Beitrag den Zusammenhang zwischen 
Kinderarmut und Bildungs- bzw. Partizipa-
tionschancen von Schülerinnen und Schü-
lern. Aufbauend auf einer sehr genauen 
Darlegung der gegenwärtigen Situation in 
Deutschland und unter umfassender Ein-
beziehung der Möglichkeiten und Grenzen 
des Bildungspaketes zeigt die Autorin an 
sehr konkreten Beispielen auf, wie Aus-
grenzungsmechanismen im Schulalltag 
wirken und wie sie sich wirksam verringern 

lassen. Hiermit geht sie einem zentralen 
Aspekt bei der Verwirklichung inklusiver 
Bildung nach.
Den Blick über Thüringen und Deutschland 
hinaus weist der Artikel von Ingrid Karleg-
ger und Rudolf Meraner. In Italien weisen 
inklusive Bildungsarrangements eine be-
reits jahrzehntelange Tradition auf, sodass 
in dem Beitrag Erfahrungsberichte mit ihrer 
Umsetzung am Beispiel der Autonomen 
Provinz Südtirol aufgezeigt werden können. 
Dezidiert stellen die Autorin und der Autor 
die hier praktisch gesammelten Erkenntnis-
se vor und beschreiben in diesem Zusam-
menhang die notwendigen Voraussetzun-
gen und Rahmenbedingungen.
Eine eher reformpädagogisch und bil-
dungshistorisch angelegte Perspektive auf 
die Thematik der Inklusion wird im Beitrag 
von Will Lütgert eingenommen und vermit-
telt. Aufbauend auf die großen pädagogi-
schen Ideen der Aufklärung und in Verbin-
dung mit reformpädagogischen Ansätzen 
gelingt es dem Autor in seinem Artikel, die 
Notwendigkeit zur Individualisierung von 
Lernprozessen aufzuzeigen und Lernen als 
einen dynamischen, vom Individuum und 
aus der Perspektive des Kindes heraus zu 
denkenden Prozess aufzufassen und so 
die Brücke zwischen klassisch-humanisti-
scher, reformpädagogisch orientierter und 



10

aktueller Bildungsproblematik zu schlagen.
Die Begrifflichkeit der inklusiven Bildung 
aufgreifend fokussiert der Beitrag von And-
reas Jantowski auf den Themenbereich Leh-
rerbildung und hier vor allem darauf, welche 
Herausforderungen und Wandlungsnot-
wendigkeiten sich aus dem Anspruch auf 
Umsetzung der inklusiven Bildung für den 
schulischen Lehr-Lern-Prozess von Kin-
dern, das Berufsbild der Pädagoginnen und  
Pädagogen und schließlich für die einzel-
nen Phasen der Lehrerbildung ableiten 
müssen.
Den ersten Teil schließt der Beitrag von 
Martin Seelig ab, der die Thematik inklusi-
ver Bildung aus der rechtlichen Perspektive 
erläutert.
Im Anschluss hieran werden einzelne As-
pekte der Thematik inklusiver Bildung und 
Erziehung in den Fokus der einzelnen Bei-
träge gestellt. Viola Sommer beschäftigt 
sich in ihrem Aufsatz mit der Frage der Be-
rufsorientierung im Rahmen der Initiative 
Inklusion und geht der für eine gelingende 
gesellschaftliche Partizipation zentralen 
Thematik nach, wie förderliche Übergänge 
und Übergangsbedingungen von der Schu-
le in die Berufswelt für Schüler mit beson-
derem Unterstützungsbedarf gestaltet und 
geschaffen werden können.
Der nachfolgende Beitrag zentriert die The-
matik des inklusiven Lernens und die mit 
ihr verbundene Veränderung unterrichtli-
cher Prozesse auf die Fächer Deutsch und 
Englisch, indem die Autorinnen, Helga 
Hämmerling und Manuela Metscher, ein 
höchst interessantes und viel-versprechen-
des Impulsbeispiel für sprachenübergrei-
fendes Lernen im Deutsch- und Englisch-
unterricht vorstellen und zur Thematik der 
Inklusion in Beziehung setzen. In dem Ar-
tikel von Manuela Metscher im Anschluss 
wird vor allem dem Konzept der Förderung 

von Lesekompetenz als Voraussetzung ge-
lingender gesellschaftlicher Partizipation 
breiter Raum gegeben.
Im jetzt folgenden Teil des Bandes, der sich 
mit allgemeineren Themen von Bildung und 
Erziehung beschäftigt, geht zunächst Peg-
gy Katelhön aus der Perspektive universitä-
rer Lehr-Lern-Prozesse in Italien der Frage 
nach, welche Besonderheiten bei Schrift-
spracherwerb auftreten, wenn dieser mehr-
sprachig angelegt ist. Hierbei arbeitet die 
Autorin anschaulich mit entsprechenden 
Beispielen.
Mit der Thematik der Heterogenität und 
Diversität befasst sich der Artikel von Elke 
Michalek aus der Sicht der Lehrerfortbil-
dung. Spezifiziert auf die Gestaltung der 
dritten Phase der Lehrerbildung im Fach 
Sport zeigt die Autorin Möglichkeiten auf, 
wie Fortbildung wirksam gestaltet und die 
Thematik entsprechend in die Lehrerfortbil-
dung eingebunden werden kann. 
Eine besonders wichtige Frage im Zusam-
menhang mit Demokratiepädagogik, ge-
sellschaftlicher Partizipation, Toleranz und 
Zusammenleben greift der Artikel von Mari-
na Chernivsky auf, nämlich die Entstehung, 
Bewusstmachung und Beseitigung von Vor-
urteilen. Unter Bezugnahme auf den höchst 
interessanten Ansatz BIAS zeigt die Autorin 
Möglichkeiten auf, sich eigene Vorurteile 
bewusst zu machen, diese bei anderen zu 
erkennen und an ihnen besonders im erzie-
herischen Bereich zu arbeiten.
Bärbel Falke, Ulrike Greve, Rosemarie 
Jobst, Michael Nafe, Heike Scheika, Iris 
Bösenberg, Kerstin Herrmann und Heide 
Zschweigert geben in ihrem Beitrag einen 
Überblick darüber, wie die Lehrerbildung 
in der zweiten Phase einzelne Thematiken 
aufgreift und umsetzt, und stellen Ansätze 
vor, wie das individuelle Lernen im Vorbe-
reitungsdienst in Thüringen umgesetzt und 
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thematisiert wird und durch welche Inhal-
te das Thema der Inklusion in der zweiten 
Phase der Lehrerbildung untersetzt wird.  
Dabei erfolgt eine Aufgliederung der The-
matik auf die jeweilige Lehramtsspezifik.
Der Beitrag von Frieder Harz verfolgt eine 
Thematik, die sich nahezu in allen Fächern 
verorten lässt, aber im Besonderen auf den 
Religionsunterricht fokussiert. Der Autor 
zeigt Möglichkeiten des individualisierten, 
kind- und entwicklungsgerechten Lernens 
am Beispiel von Geschichten mit bibli-
schem Hintergrund auf. Treffend gelingt ihm 
dabei die Darstellung und Reflexion der di-
daktisch-methodischen Dimensionen der  
Planung und Umsetzung im Unterricht.
Ein hoch interessantes, weil die einzelnen 
Phasen der Lehrerbildung verbindendes 
und die Brücke zwischen schulischem und 
universitärem Lernen schlagendes Projekt 
stellt der Artikel von Gloria Hempel vor. Das 
Projekt SELF zeigt auf, wie es möglich wird, 
den Unterricht, konkret hier den im Semi-
narfach, durch den Einsatz von Studieren-
den zu verbessern und weiter zu entwickeln 
und welche Effekte dieses gemeinsame 
Handeln auf allen Seiten hat.
Einem schulstrukturellen und gleichzeitig 
inhaltlich stark relevanten Thema widmet 
sich der Beitrag von Wolfgang Melzer und 
Matthias Ritter. Beide Autoren zeigen auf, 
wie sich die Thüringer Gemeinschaftsschu-
len seit ihrem Start entwickelt haben, und 
geben erste Einblicke in die Ergebnisse 
der wissenschaftlichen Begleitung dieser 
Schulen.
Ursula Behr, Michael Fothe, Gabor Meißner,  
Matthias Müller, Claudia Strödter und Kin-
ga Szücs werfen aus fachdidaktischer Pers-
pektive zentrale Aspekte und Fragestellun-
gen auf, die sich im Hinblick auf neueste 
Fachentwicklungen für die Fächer Mathe-
matik und Informatik ergeben, und heben 

hierbei besonders auf die Gestaltung der 
Abiturprüfungen entsprechend den gelten-
den Standards ab.
Im Zusammenhang mit informatischen 
Kenntnissen und dem Potenzial digitaler 
Medien verfolgt der Beitrag von Klaus P. 
Jantke die Frage, in welchem Maße und 
wie digitale Assistenten das Lehren und 
Lernen von Schülerinnen und Schülern, 
aber auch von Lehrerinnen und Lehrern ver-
bessern und Individualisierungsprozesse  
unterstützen können.
Schließlich gehen in einem ähnlich gela-
gerten Themenfeld Dirk Drews und Uwe 
Klemm dem zentralen Aspekt nach, wie 
E-Learning Sequenzen in Kombination mit 
traditionellem unterrichtlichen Handeln 
und vermittelt durch entsprechende Lehr-
Lern-Szenarien dabei unterstützend wirken 
können, Kinder mit und ohne Behinderung 
gleichsam zu fördern und zu unterrichten.
Mit dem Beitrag von Christane Bernuth 
schließt sich der Rahmen, den dieses Buch 
spannen möchte. Gemeinsam leben. Mit-
einander lernen. oder Zeit für neue Vielfalt 
wird nicht nur getragen von schulischem 
Lehren und Lernen, sondern von einer 
Vielzahl außerschulischer Projekte und 
Partner. Das inklusive Bildungsprojekt der 
Deutschen Soccer-Liga e.V. wird von der Au-
torin in ihren Zielen, Umsetzungen und Ef-
fekten dargestellt und zur übergeordneten 
Thematik in Bezug gesetzt.
 
In diesem Sinne wünsche ich dem verehr-
ten Leser als Direktor des Thüringer Insti-
tuts für Lehrer-fortbildung, Lehrplanent-
wicklung und Medien viel Vergnügen beim 
Lesen dieses Buches und hoffe, durch 
die vorliegende Publikation, die auch die 
Schwerpunkte der Arbeit dieses Instituts 
im Jahr 2013 widerspiegelt, Anregungen 
und Unterstützung bei der anspruchsvollen 
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Aufgabe geben zu können, die Lehr-Lern-
Prozesse in der pädagogischen Praxis auch 
in Zukunft in höchstmöglicher Qualität und 
unter Einschluss aktueller Ergebnisse der 
Erziehungswissenschaft zu gestalten. Für 
weitere Anregungen und auch Kritik bin ich 
Ihnen dankbar und verbleibe wie immer

Ihr

Andreas Jantowski
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Differenzierungsmatrizen als Modell der Planung  
und Reflexion inklusiven Unterrichts –  
zum Zwischenstand in einem Schulversuch

Ada Sasse und Ursula Schulzeck

Im Jahr 2009 startete in Thüringen der 
Schulversuch „Unterrichtung von Schülern 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf im 
Lernen im gemeinsamen Unterricht nach 
den Lehrplänen der Grund- und Regelschu-
le“. Dieser Schulversuch hat eine längere 
Vorgeschichte. Sie beginnt mit der Novel-
lierung des Thüringer Schulgesetzes und 
der nachgeordneten Rechtsvorschriften 
im Jahr 2003. Bis zu diesem Zeitpunkt war 
der gemeinsame Unterricht in Thüringen 
lediglich für Schüler/innen mit sonderpä-
dagogischem Förderbedarf möglich, die 
„zielgleich“ lernen, also den schulischen 
Ansprüchen der Grund- und weiterführen-
den Schulen entsprechen konnten. Der 
weitaus größten Gruppe der Schüler/innen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf – 
im Lernen und in der geistigen Entwicklung 
– blieb der Weg in den gemeinsamen Un-
terricht bis zu diesem Zeitpunkt verschlos-
sen. Denn sie werden nicht zielgleich, son-
dern „zieldifferent“, d. h. nach je eigenen 
Lehrplänen – für den Bildungsgang Lernen 
bzw. für den Bildungsgang geistige Ent-
wicklung – unterrichtet. Mit der Novellie-
rung des Thüringer Schulgesetzes im Jahr 
2003 entfiel diese Differenzierung in recht-
lich zulässige zielgleiche und rechtlich un-
zulässige zieldifferente Integration. Seither 
sind die Grund- und weiterführenden Schu-

len der erste Lernort für alle Schüler/innen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf; 
unabhängig davon, ob sie zielgleiche oder 
zieldifferente Lerner/innen sind: Nur wenn 
auch bei gründlicher und vorausschauen-
der Planung die erforderlichen Vorausset-
zungen für die wohnortnahe inklusive Be-
schulung nicht geschaffen werden können, 
kommt eine Beschulung in der Förderschu-
le in Betracht. In der „Thüringer Verordnung 
zur sonderpädagogischen Förderung (in 
der Fassung vom 6. April 2004)“ heißt es 
in §8 hierzu: „Im gemeinsamen Unterricht 
lernen Schüler mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf zusammen mit Schülern der 
Grundschule und den zum Haupt- und Re-
alschulabschluss, zum Abitur oder zu den 
Abschlüssen der berufs-bildenden Schulen 
führenden Schularten. Ziel des gemein-
samen Unterrichts ist das Erreichen des 
von dem jeweiligen Schüler besuchten Bil-
dungsgangs.“ (Hervorh. A.S./U.Sch.)

1.	 Der	Anlass	des	Schulversuchs

Im Schuljahr 2003/04 wurden die ersten 
Schüler/innen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Lernen und in der geistigen 
Entwicklung in staatliche Grundschulen 
eingeschult. Seither hat sich in Thüringen 
ein komplexes System inklusiver Unterstüt-
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zung und Beratung etabliert (vgl. Rusche/
Brier 2011). Der bis heute virulente Fortbil-
dungsbedarf aller beteiligten Professionen 
(Grundschul- und Förderschullehrer/innen, 
sonderpädagogische Fachkräfte, Erziehe-
rinnen, Integrationshelfer und Schulbe-
gleiter) zeichnete sich schon 2003/04, im 
ersten Schuljahr der nun auch „zieldiffe-
renten Integration“, deutlich ab: Lehrer/
innen aller Schularten hatten wenig Erfah-
rungen in der Planung, Gestaltung und Re-
flexion dieses zieldifferenten Unterrichts; 
in der Teamarbeit und in der kollegialen  
Fallberatung; in der differenzierten Lern-
standerhebung und bei der Bewertung der 
Schüler/innen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf. In den seit 2004 am Thillm 
jährlich stattfindenden „Zehn integra-
tions-/inklusionspädagogischen Fortbil-
dungsmodulen“ sind diese thematischen 
Schwerpunkte nach wie vor präsent (vgl. 
Sasse/Schulzeck 2012). Gleichwohl hat 
der zieldifferente gemeinsame Unterricht 
an vielen Thüringer Schulen erfolgreich 
Einzug gehalten. Die Gruppe der ersten 
Schüler/innen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Lernen, die im Schuljahr 
2003/04 in die Grundschule aufgenommen 
wurde, wird in Kürze ihre Schullaufbahn im 
gemeinsamen Unterricht der Regelschule 
abschließen. Lehrer/innen der verschie-
denen Schularten haben im vergangenen 
Jahrzehnt gemeinsam mit schulischen und 
außerschulischen Partnern wirksame pä-
dagogische Konzepte und Handlungsstra-
tegien entwickelt, die zu einer inklusiven 
Schul- und Unterrichtskultur wirksam bei-
tragen. 

Diese Lehrer/innen können nun im zieldif-
ferenten Unterricht immer wieder die fol-
gende interessante Beobachtung machen: 
Schüler/innen mit sonderpädagogischem 

Förderbedarf im Lernen kommen im gemein-
samen Unterricht mit anderen und auch mit 
weitreichenderen Bildungsangeboten als 
in der Förderschule in Kontakt. Sie haben 
alltäglich viele Gelegenheiten, um nicht 
nur mit, sondern auch von den Mitschüler/
innen ohne sonderpädagogischen För-
derbedarf zu lernen. Sie können ihre Mit-
schüler/innen nicht nur von Beginn an 
beim Lesen- und Schreibenlernen, beim 
Experimentieren, beim Bearbeiten mathe-
matischer Probleme, beim künstlerischen 
Gestalten usw. beobachten; sie werden 
auch selbst in diese Tätigkeiten involviert. 
Bildungsangebote, die in Förderschulen zu 
einem wesentlich späteren Zeitpunkt bzw. 
in elementarer Form angeboten werden, 
gehören im gemeinsamen Unterricht von 
Beginn an selbstverständlich dazu. Auch 
die alltägliche Kommunikation mit den Mit-
schüler/innen trägt dazu bei, dass Schüler/
innen mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf im Lernen ihre Entwicklungspotentiale 
umfassend ausschöpfen können. In die-
sem Kontext gelangen für sie Bildungsin-
halte, Lerngegenstände und Kompetenzen 
in die „Zone der nächsten Entwicklung“, 
die für die entsprechende Klassenstufe im 
Bildungsgang Lernförderung noch gar nicht 
vorgesehen wären. Es entsteht die Situati-
on, dass Schüler/innen mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf im Lernen in einigen 
oder sogar in der überwiegenden Zahl der 
Fächer nicht mehr nach dem Lehrplan des 
Bildungsgangs Lernförderung, sondern 
nach dem Lehrplan der Grund- oder wei-
terführenden Schule unterrichtet und be-
wertet werden können. Aber dies ist nach 
den derzeitigen schulrechtlichen Bestim-
mungen nicht möglich, heißt es doch in § 
8 der „Thüringer Verordnung über den son-
derpädagogischen Förderbedarf“ (s. o.): 
„Ziel des gemeinsamen Unterrichts ist das 
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Erreichen des von dem jeweiligen Schüler 
besuchten Bildungsgangs.“

Ein Festhalten an dieser Vorgabe würde 
bedeuten, den Schüler/innen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf im Lernen 
bildungsbiographische Perspektiven vor-
zuenthalten. Wenn sich nun die pädago-
gische Praxis an diesem Punkt entschei-
dend verändert und weiterentwickelt hat, 
sind Nachjustierungen in den gesetzlichen 
Grundlagen erforderlich. Hier sind zwei 
Möglichkeiten vorstellbar: Zum einen ist 
es denkbar, die Unterrichtung und Bewer-
tung der Schüler/innen mit sonderpäd-
agogischem Förderbedarf im Lernen – je 
nach pädagogischem Ermessen – nach 
zwei Lehrplänen (dem der Grund- bzw. 
weiteführenden Schule sowie dem des 
Bildungsgangs Lernförderung) vorzuneh-
men und dies im Zeugnis entsprechend 
auszuweisen. Die Folge einer solchen 
Möglichkeit wäre jedoch vermutlich eine 
erhebliche Konfusion: auf Seiten der Leh-
rer/innen, der Eltern, der Schüler und der 
nachschulischen Institutionen, die auf 
der Grundlage des Zeugnisses über die 
weitere Ausbildungsperspektive der/des 
Jugendlichen gemeinsam entscheiden. 
Zum anderen besteht die Möglichkeit, auf 
einen eigenen Lehrplan im Bildungsgang 
Lernförderung zu verzichten und die Unter-
richtung und Bewertung der Schüler/innen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf im 
Lernen grundsätzlich auf der Grundlage der 
Lehrpläne für die Grund- und weiterführen-
den Schulen vorzunehmen. Hier setzt der 
Schulversuch „Unterrichtung von Schülern 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf im 
Lernen im gemeinsamen Unterricht nach 
den Lehrplänen der Grund- und Regelschu-
le“ an: Die im Schulversuch zu bearbei-
tende Entwicklungsaufgabe besteht darin, 

ein Modell für die Planung, Gestaltung und 
Reflexion von Unterricht für heterogene 
Lerngruppen zu entwickeln, das zugleich 
eine geeignete Grundlage für transparente 
Leistungsbewertung sein kann.

Für dieses Vorgehen spricht, dass „‘Lernbe-
hinderung‘ kein bestimmtes Merkmal des 
einzelnen Kindes (ist). Dies sind Kinder, die 
in ihrer Entwicklung verzögert sind ... Sehr 
häufig sind es Kinder, die in einer schwie-
rigen sozialen Situation leben“, so Jutta 
Schöler (2009, 153). Und Johannes Mand 
(2009, 366) empfiehlt, für diese Schüler/in-
nen „im Gemeinsamen Unterricht vor allem 
auf Sozialformen und Handlungsmuster zu 
setzen, in denen“ sie „auf unterschiedli-
che Weisen und verschiedenen Niveaus 
am gleichen Thema arbeiten können“. In 
dieser Sichtweise von Johannes Mand ist 
also nicht in erster Linie ein besonderer 
Lehrplan, sondern sind zuförderst differen-
zierte Unterrichtsformen erforderlich, um 
Schüler/innen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Lernen im gemeinsamen 
Unterricht pädagogisch wirksam zu unter-
stützen.

2.	 Die	theoretischen	Grundlagen	
des	Schulversuchs

Dieser Position folgt nun seit 2009 der 
Thüringer Schulversuch „Unterrichtung 
von Schülern mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf im Lernen im gemeinsamen 
Unterricht nach den Lehrplänen der Grund- 
und Regelschule“. Die Gründe für diese 
Entscheidung liegen auch in den Thürin-
ger Lehrplänen selbst. Denn ein Vergleich 
der Lehrpläne für die Klassen 3 und 4 der 
Grundschule sowie für den Bildungsgang 
Hauptschule mit dem Lehrplan des Bil-
dungsgangs Lernförderung verdeutlicht, 
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dass formale Differenzen erheblich sind; 
inhaltliche Differenzen jedoch deutlich 
geringer ausfallen: Beispielsweise werden 
einzelne Unterrichtsfächer im Bildungs-
gang Lernförderung anders gegliedert und 
benannt als im Bildungsgang Grundschu-
le oder im Bildungsgang Hauptschule; die 
inhaltlichen Parallelen sind jedoch nicht 
zu übersehen. Wie sollte es auch anders 
sein – Schüler/innen mit sonderpädago-
gischem Förderbedarf im Lernen sind nicht 
grundsätzlich andere Schüler/innen, son-
dern sie sind Kinder und Jugendliche wie 
alle anderen auch, benötigen jedoch zum 
Lernen mehr Zeit und gezieltere Unterstüt-
zung. Auch für sie gilt: Kein Bildungsinhalt, 
kein Thema, kein Lerngegenstand ist für sie 
weniger geeignet als für alle anderen Kin-
der und Jugendlichen.

Weil diese Schüler/innen aber auf ein an-
deres pädagogisches Zeitmanagement, auf 
differenzierte Zugänge zu den unterschied-
lichsten Lerngegenständen, auf vielfältige 
Übungs- und Anwendungssituationen an-
gewiesen sind, benötigen die Lehrer/innen 
differenzierte Modelle der Unterrichtspla-
nung und der Leistungsbewertung, um den 
besonderen Bedürfnissen der Schüler/
innen mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf im Rahmen der Lehrpläne der Grund- 
und Regelschule angemessen entsprechen 
zu können. Hier liegt ein wesentlicher 
Grund dafür, warum gemeinsamer Unter-
richt aus Perspektive der Lehrer/innen als 
komplexe Herausforderung angesehen 
wird: Sie wissen um die Notwendigkeit des 
differenzierten Unterrichts; ihnen ist der 
Anspruch, „jeden Schüler da abzuholen, 
wo er steht“, wohlbekannt. Unklarheit be-
steht aber darüber, wie dieser Anspruch 
eingelöst werden kann. Diese Unklarheit 
besteht nun nicht allein auf Seiten der pä-

dagogischen Praxis, sondern auch auf Sei-
ten der Erziehungswissenschaften und ins-
besondere auf Seiten der Fachdidaktiken. 
Wie komplex und voraussetzungsreich die 
Planung binnendifferenzierten Unterrichts 
ist, hat der Marburger Erziehungswissen-
schaftler Reinhard Kutzer (1982, 32) schon 
vor dreißig Jahren wie folgt beschrieben: 
„Die entscheidenden Fragen“ bestehen 
seiner Auffassung nach darin, 
 „welches Ziel
 aus welchem Grunde
 zu welchem Zeitpunkt
 bei welchen Schülern
 über welche Inhalte
 mit welcher Methode zu erreichen ist,
  wie die objektiven Lernanforderungen 

und die subjektiven Lernvoraussetzun-
gen zu ermitteln sind,

  welcher Art die Zusammenhänge zwi-
schen den Entscheidungsfeldern und 
den Bedingungsfeldern sind und

  welche Beziehungen zwischen dem 
Richtziel und dem Ziel des konkret zu 
planenden Unterrichts existieren ...“

Die Sichtung der damals vorliegenden di-
daktischen Konzepte bündelte er (Kutzer 
1982, 35) mit der folgenden Schlussfol-
gerung: „Insgesamt lässt sich feststellen, 
dass die Konzepte dort ihren Schlusspunkt 
setzen, wo für den Praktiker die entschei-
denden Probleme beginnen.“
Kutzer stellte sich selbst die oben genann-
ten Fragen nicht im Rahmen einer Allge-
meinen Didaktik, sondern mit Blick auf 
den Mathematikunterricht für Kinder und 
Jugendliche, die zum damaligen Zeitpunkt 
als „lernbehindert“ bezeichnet wurden. Er 
ging davon aus, dass diesen Schüler/innen 
der Erwerb eines umfassenden Zahl- und 
Operationsverständnisses prinzipiell mög-
lich sei – sofern ihre Lernvoraussetzungen 
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sorgfältig erhoben und bei der Planung 
pädagogischer Angebote angemessen be-
rücksichtigt werden. Die von Kutzer für den 
Lernbereich Mathematik schließlich vorge-
legte „Struktur-Niveau-Theorie schulischen 
Lernens“ basiert auf der Einsicht, dass eine 
angemessene „Lernorganisation nicht mög-
lich ist, wenn lediglich die inhaltliche Seite 
... berücksichtigt wird, vielmehr ist das Ler-
nen immer zugleich auch durch die Variab-
len ‚Niveau der Bewältigung‘ und ‚Lernart‘“ 
der Schüler/innen „mitbestimmt“ (Kutzer 
1982, 38). Kutzer nimmt somit zweierlei 
in den Blick: Die sachlogische Struktur des 
Lerngegenstands und das Niveau, auf dem 
sich Lernende mit diesem Lerngegenstand 
auseinandersetzen. Auf der Basis empi-
rischer Untersuchungen mathematischer 

Lernprozesse bei Schüler/innen mit Lern-
behinderungen entwickelte Kutzer schließ-
lich ein für binnendifferenzierten Unterricht 
im Fach Mathematik hervorragend geeigne-
tes Konzept und veröffentlichte bis in die 
90-er Jahre hinein Materialien für die Hand 
der Schüler/innen und der Lehrer/Innen. 
Grundlage dieses Unterrichtskonzeptes 
sind sogenannte „Lernstrukturgitter“, in 
denen – entwicklungspsychologisch ba-
siert – der Lernweg von Schüler/innen zu 
konkreten mathematischen Lernprozessen 
beschrieben wird. Diese Lernstrukturgitter 
bilden sowohl die Struktur (d. h. die wach-
sende Komplexität des Lerngegenstands) 
als auch das Niveau (der Kognitionen des 
jeweils Lernenden) ab:

Abb. 1: Lernstrukturgitter (aus: Kutzer 1982, 40)

Die von Kutzer und seinen Mitarbeiter/in-
nen entwickelten Lernstrukturgitter für den 
Lernbereich Mathematik sind empirisch ba-
siert: Sie enthalten Informationen darüber, 
welche Komplexitäten und welche Lern-
niveaus entwicklungslogisch aufeinander 
aufbauen. Deshalb sind diese Lernstruk-
turgitter sowohl für die Lernstanderhebung 

als auch für die Bestimmung der nächsten 
möglichen Lern- und Entwicklungsschrit-
te geeignet. Diese enge Verknüpfung von 
Diagnostik und Förderung ist ein zentraler 
Vorteil des Struktur-Niveau-orientierten 
Unterrichts, der für das Fach Mathematik 
schließlich von Kutzer und seinen Mitarbei-
ter/innen für die Klassenstufen 1 bis 6 unter 
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dem Titel: „Mathematik entdecken und ver-
stehen“ entwickelt wurde und deshalb für  
binnendifferenzierten Unterricht für alle 
Schüler/innen geeignet ist: für besonders 
kompetente und schnell lernende, aber 
auch für gravierend entwicklungsverzöger-
te Kinder und Jugend-liche.

Zum Start des Thüringer Schulversuchs im 
Jahr 2009 diskutierten die pädagogische 
Begleitung (Viola Helm) und die wissen-
schaftliche Begleitung (Ada Sasse/Ursula 
Schulzeck) verschiedene, potentiell geeig-
nete Modelle der Unterrichtsplanung und 
der Leistungsbewertung für Schüler/innen 
mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
im Lernen, die im Schulversuch nach den 
Lehrplänen der Grund- und Regelschule zu 
unterrichten und zu bewerten sind. Es be-
stand Konsens darin, dass in einem ersten 
Schritt Modelle der Planung und Reflexion 
von Unterricht; in einem zweiten Schritt Mo-
delle der Leistungsbewertung zu entwickeln 
sind. Nun, nach der „Halbzeit“ im Schulver-
such, steht die Entwicklung von Modellen 
der differenzierten Leistungsbewertung 
an. Die bisherigen Erfahrungen in der Mo-
difikation der Lernstrukturgitter von Kutzer 
als „Differenzierungsmatrizen“ zur Planung 
von Unterricht in allen Unterrichtsfächern 
und Klassenstufen an den Schulversuchs-
schulen soll nun dargestellt werden.

3.	 Differenzierungsmatrizen	als		
Planungsinstrumente	im	Schulversuch

Während sich für den Lernbereich Mathe-
matik entwicklungspsychologisch basierte 
Modelle schulischen Lernens wegen der 
klaren Struktur der fachlichen Inhalte gut 
erarbeiten lassen, ist die Ausgangslage für 
andere Lernbereiche und Unterrichtsfächer 
weniger eindeutig. So existieren zwar auch 

im Lernbereich Deutsch Entwicklungsmo-
delle (z. B. Stufenmodelle des Schriftspra-
cherwerbs; Lesekompetenzmodelle); aus 
ihnen lassen sich jedoch nicht in gleicher 
Weise empirisch basierte Lernstrukturgitter 
„ableiten“. Die im Kontext der internationa-
len Schulleistungsstudien PISA und IGLU 
verwendeten Kompetenzmodelle liegen nur 
für wenige Lernbereiche vor und sind zudem 
als Instrumente empirischer Forschung und 
nicht als didaktische Modelle für die Un-
terrichtsentwicklung oder als Instrumente 
der individuellen Lernstanderhebung kon-
zipiert worden. Bildungsstandards enthal-
ten schließlich normative Vorstellungen 
darüber, welche Kompetenzen Kinder und 
Jugendliche in ihrer Schullaufbahn erwer-
ben sollen. Diese normativen Vorstellungen 
beziehen sich auf den abstrakten „Durch-
schnittsschüler“ und geben ebenfalls keine 
Hinweise, wie didaktische Differenzierun-
gen in heterogenen Lerngruppen gestaltet 
werden können. Und die neue Generation 
der Thüringer Lehrpläne, die eine klare 
Kompetenzorientierung aufweist, enthält 
keine differenzierten Angaben dazu, welche 
Bildungsinhalte verbindlich „abzuarbeiten“ 
sind. Diese Lehrpläne beschreiben viel-
mehr Themenfelder, die eine gute Grundla-
ge für die Ausdifferenzierung schulinterner 
Lehrpläne darstellen und die Lehrer/innen 
nicht von der Notwendigkeit gut begründe-
ter didaktischer Entscheidungen suspen-
dieren. In den „amtlichen Papieren“, ganz 
gleich ob es sich um Bildungsstandards,  
Kompetenzmodelle oder Lehrpläne han-
delt, sind also keine expliziten Handlungs-
anweisungen für die Differenzierung in he-
terogenen Lerngruppen enthalten. Dieses 
Differenzierungsvermögen ist Bestandteil 
der pädagogischen Professionalität und 
muss deshalb von den Lehrenden erarbei-
tet werden.
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Die an den Schulversuchsschulen (17 Re-
gelschulen und 11 Grundschulen) tätigen 
Lehrer/innen haben sich hierfür von der 
Anlage der Lernstrukturgitter inspirieren 
lassen: Diese Gitterstruktur kann nicht nur 
als Beschreibungsform für empirisch be-
legte Entwicklungsschritte genutzt werden, 
sondern auch als Orientierungsrahmen, um 
Bildungsinhalte so zu analysieren, dass für 
alle Lernenden innerhalb einer heteroge-
nen Gruppe passende Lerngelegenheiten 
vorbereitet werden können. Hier ein Bei-
spiel aus der Montessori-Gemeinschafts-
schule Jena zum fächerübergreifenden 
Projekt „Planeten“ in einer jahrgangsge-
mischten Lerngruppe (Klassenstufen 3 und 
4), in der auch Schüler/innen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf im Lernen 
unterrichtet werden:

In den Spalten der Differenzierungsmatrix 
sind Lernangebote nach ihrer thematischen 
Komplexität geordnet enthalten; die thema-
tische Komplexität nimmt in der Matrix von 
links nach rechts zu: Zunächst ist nur der 
Planet Erde von Interesse; sodann weitere 
Planeten und schließlich (ganz rechts) das 
gesamte Planetensystem. In den Zeilen der 
Differenzierungsmatrix sind Lernangebote 
nach ihrer kognitiven Komplexität geord-
net enthalten; die kognitive Komplexität 
nimmt in der Matrix von unten nach oben 
zu: Zunächst gibt es anschauliche Lern-
angebote und solche, die mit praktischen 
Handlungen verbunden sind. Die kognitive 
Komplexität nimmt zu, indem die Handlun-
gen immer weniger gegenständlich und zu-
nehmend abstrakteren Charakter erhalten. 
Spalten und Zeilen ermöglichen es somit, 
Unterrichtsangebote in dreierlei Hinsicht zu 
differenzieren: Bei der Arbeit an einem the-
matischen Schwerpunkt ist die Erhöhung 
nur der thematischen Komplexität oder nur 

der kognitiven Komplexität oder aber die 
Erhöhung der thematischen und zugleich 
der kognitiven Komplexität möglich. Kommt 
ein/e Schüler/in mit einem konkreten Lern-
angebot nicht zurecht, kann gemeinsam 
mit dem Lernpartner oder der Lehrerin ent-
schieden werden, ob zunächst ein stärker 
anschauliches bzw. handlungspraktisches 
und/oder ein thematisch weniger komple-
xes Angebot gewählt wird.
Beim Ausfüllen der Differenzierungsmatrix 
verständigen sich die Lehrer/innen also 
darüber, welche Lernangebote zu einem 
bestimmten thematischen Schwerpunkt für 
die gesamte Lerngruppe angeboten werden 
sollen – und zwar so, dass alle Schüler/in-
nen einen Zugang zum Thema gewinnen 
und sich auf der Grundlage ihrer individu-
ellen Lernausgangslage bilden können. Die 
Differenzierungsmatrix bündelt somit die 
didaktischen Entscheidungen der Lehrer/
innen vor dem Beginn des jeweiligen Pro-
jektes. Selbstverständlich müssen Lehrer/
innen alltäglich auch ohne Differenzie-
rungsmatrix solche didaktischen Entschei-
dungen treffen: Welches Lernangebot für 
welche/n Schüler/in angemessen ist; wel-
che Angebote mehr oder weniger komplex 
sind und mit welchen Materialien die Schü-
ler/innen sich den thematischen Schwer-
punkt erarbeiten. Sie müssen sich in ihrem 
pädagogischen Alltag beständig mit den 
von Reinhard Kutzer 1982 aufgeworfenen, 
eingangs benannten Fragen professionell 
auseinandersetzen. Indem nun diese di-
daktischen Entscheidungen beim Ausfüllen 
der Differenzierungsmatrix diskutiert und 
entschieden werden, erhalten sie Trans-
parenz, und zwar für alle Beteiligten. In 
die Erarbeitung der Differenzierungsmatrix 
können selbstverständlich die Interessen 
und Wünsche der Schüler/innen einflie-
ßen. Die Differenzierungsmatrix stellt nun 
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für die Lehrer/innen die Grundlage für die 
Schaffung der vorbereiteten Lernumgebung 
dar: Sie können konkret festlegen, welche 
Medien und Materialien erforderlich sind, 
wie sie präsentiert und für die Schüler/in-
nen zugänglich gemacht werden können 

und in welchen Sozialformen ihre Nutzung 
sinnvoll ist. 

Zum Beginn des Unterrichtsvorhabens er-
hält auch jede/r Schüler/in eine Differen-
zierungsmatrix. So wissen alle Beteiligten 
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über die Angebote im Rahmen dieses Vor-
habens gut Bescheid. Grundschul- bzw. 
Regelschullehrer/innen und Förderschul-
lehrer/innen können auf Grundlage der 
Differenzierungsmatrix klären, wie sie ge-
meinsam die Verantwortung für die hete-
rogene Lerngruppe im Rahmen dieses Vor-
habens übernehmen werden. Die Schüler/
innen können in den einzelnen Feldern der  
Matrix vermerken, wann sie welches An-
gebot genutzt haben, und dokumentieren 
ihren individuellen Lernweg durch das Un-
terrichtsvorhaben, indem sie die entspre-
chenden Felder durch Pfeile miteinander 
verbinden. Die Tätigkeitsergebnisse der 
Schüler/innen und der von ihnen doku-
mentierte Lernweg durch das Unterrichts-
vorhaben sind schließlich Grundlage der 
verbalen Leistungsbewertung. Weil die 
Differenzierungsmatrix nicht nur die indi-
viduell bearbeiteten, sondern die für alle 
Schüler/innen potentiell möglichen Lern-
angebote enthält, kann in diese Leistungs-
bewertung zweierlei einfließen: Der indivi-
duelle Lernfortschritt des Einzelnen – und 
seine Verortung im Kontext der gesamten 
Lerngruppe. 

4.	 Ausblick

In den Schulversuchsschulen sind in den 
vergangenen drei Jahren zahlreiche Diffe-
renzierungsmatrizen erarbeitet worden. 
Diese wie auch weitere Beispiele guter 
pädagogischer Praxis sowie Materialien 
zur theoretischen Grundlegung des Schul-
versuchs können auf der Netzseite der 
Thüringer Forschungs- und Arbeitsstelle für 
Gemeinsamen Unterricht (www.gu-thu.de) 
unter dem Link „Schulversuch“ abgerufen 
werden. Als nächste Entwicklungsaufgabe 
steht nun die Ausdifferenzierung angemes-
sener Formen der Leistungsbewertung an. 

Die hierzu bislang erarbeiteten Zwischen-
ergebnisse werden ebenfalls fortlaufend 
auf der Netzseite veröffentlicht. Als Produkt 
des Schulversuches wird bis zum Schuljahr 
2014/15 eine Handreichung erarbeitet, in 
der die Erfahrungen der Schulversuchs-
schulen bei der Unterrichtung und Leis-
tungsbewertung von Schüler/innen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf im 
Lernen nach den Lehrplänen der Grund- 
und weiterführenden Schulen in systema-
tischer Form gebündelt und „umsetzungs-
gerecht“ veröffentlicht werden. Schon jetzt 
zeichnet sich in den Schulversuchsschulen 
eine nächste Aufgabe ab: Auch Schüler/
innen mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf in der geistigen Entwicklung zeigen 
im gemeinsamen Unterricht eine dyna-
mische Entwicklung; auch sie sind nicht 
ausschließlich nach dem spezifischen Bil-
dungsgang zu unterrichten. Auch sie pro-
fitieren von Unterrichtsvorhaben, die auf 
Grundlage der Differenzierungsmatrix ge-
plant und gestaltet werden.
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Möglichkeiten und Grenzen der Inklusion von Kindern  
mit Lern- und/oder Verhaltensbeeinträchtigungen

Monika A. Vernooij

1.	 Einleitung	unter	internationalem		
Aspekt

Liest man den Text der „Konvention für die 
Rechte von Menschen mit Behinderungen“ 
(UNO 12/2006) in der von Deutschland 
ratifizierten Fassung genau, so kann man 
unschwer feststellen, dass es sich bei der 
fokussierten Adressatengruppe wesentlich 
um Menschen mit sogenannten klassi-
schen Behinderungen handelt:
„Zu den Menschen mit Behinderungen 
zählen Menschen, die langfristige körperli-
che, seelische, geistige oder Sinnesbeein-
trächtigungen haben, welche sie ... an der 
vollen, wirksamen und gleichberechtigten 
Teilhabe der Gesellschaft hindern können“ 
(BGBl 2008 Teil II Nr.35). 
Im Vergleich zur deutschen (Fach-)Termi-
nologie wird der internationale Behinde-
rungsbegriff enger gefasst, man könnte 
auch sagen: Er ist präziser! Auf der Basis 
eines Kategoriensystems der OECD (2003)1 
wird bezogen auf das Bildungsangebot für 
Kinder mit besonderem Förderbedarf unter-
schieden in drei Kategorien: „Behinderun-
gen, Schwierigkeiten, Benachteiligungen/
Gefährdungen“. Kategorie A umfasst die 

Gruppen von „klassischen Behinderun-
gen“, d. h. Kinder mit im medizinischen 
Sinne nachweisbaren organischen Schädi-
gungen und/oder Fehlfunktionen, nach der 
WHO-Terminologie Kinder mit einem „Im-
pairment“ (WHO 1980, 1998). Kategorie C  
erfasst Kinder mit Gefährdungen sprach-
licher und kultureller Art, im deutschen 
Sprachgebrauch „Kinder mit Migrations-
hintergrund“ sowie Kinder von Nicht-
Sesshaften, z. B. Kinder von in zeitlichen 
Abständen weiterziehenden Gruppen (No-
madenvölker). 
Der Personenkreis, um den es in diesem 
Beitrag geht, bildet im OECD-System die Ka-
tegorie B: Kinder mit „spezifischen Schwie-
rigkeiten“ unterschiedlicher Art. Nach 
deutscher Terminologie umfasst diese Ka-
tegorie im Wesentlichen zwei Gruppen2: 
•  Kinder mit Lernbeeinträchtigungen
 (schulisch: Förderschwerpunkt Lernen);
•  Kinder mit Verhaltensstörungen
 (schulisch: Förderschwerpunkt emotio-

nale und soziale Entwicklung).
Im internationalen Sprachgebrauch zäh-
len diese beiden Gruppen nicht zu denen 
mit Behinderungen, sehr wohl jedoch zu 
denen, die einen besonderen Bildungs-/

1 Organization for Economic Cooperation and Development 
2  Zur Kategorie B gehört auch die Gruppe der Kinder mit Sprachstörungen/ Sprachbehinderungen, die in diesem Beitrag jedoch nicht 

berücksichtigt wird.
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Förderbedarf aufweisen und spezifischer 
Bildungs- und Förderangebote bedürfen. 
Im Gegensatz zu Kindern mit klassischen 
Behinderungen, die in manchen UN-Mit-
gliedsländern bisher gar keinen Zugang zu 
öffentlichen Bildungsinstitutionen haben, 
sind die Kinder der Kategorie B in den meis-
ten Staaten in das öffentliche Bildungssys-
tem integriert, allerdings in unterschiedli-
chen Organisationsformen. Der Weltbericht 
Behinderung (WHO 2011) legt dar, dass die 
praktische Umsetzung Inklusiver Bildung 
international insgesamt schwierig und sehr 
unterschiedlich ist. Vollständige Inklusion 
ohne separierende und/oder segregieren-
de Organisationsformen ist in keinem der 
Mitgliedsstaaten verwirklicht. In den Euro-
päischen Staaten finden sich parallel drei 
Organisationsformen (WHO 2011, 206):
•  Sonder-/Förderschulen (ausgeprägt vor-

handen z. B. in Deutschland, den Benelux- 
Ländern, Polen, Österreich, Ungarn);

•  Integrierte Schulen, d. h. Schulen mit in-
tegrierten Sonder-/Spezialklassen (aus-
geprägt vorhanden z. B. in Dänemark, 
Schweden, Finnland, Frankreich, Grie-
chenland, Schweiz);

•  Inklusive Schulen/Klassen (mehr oder 
weniger umfänglich vorhanden in den 
meisten Europäischen Ländern).

Kinder mit spezifischen Schwierigkeiten wer-
den zum überwiegenden Teil in Integrierten 
Schulen, d. h. in Spezialklassen an Allgemei-
nen Schulen unterrichtet, in der Regel von 
spezifisch ausgebildeten Lehrkräften.
Die Problematik dieser beiden Gruppen im 
Zusammenhang mit Bildung ist vielschich-
tig und komplex. Verstärkt wird sie häufig 
durch wenig hilfreiche Reaktionen aus dem 
unmittelbaren Umfeld, insbesondere auch 
dem schulischen, welche unter anderem 
darauf basieren,

➢  dass ein „Impairment“, eine nachweis-
bare organische Schädigung fehlt bzw. 
nicht erkennbar ist;

➢  dass mehr oder weniger bewusst eine 
negative Fehlinterpretation der indivi-
duellen Schwierigkeiten erfolgt (dumm, 
faul, bockig, bösartig, etc.);

➢  dass Kinder dieser Gruppen nicht auf ei-
nen „Mitleidsbonus“ hoffen können im 
sozialen Umgang mit Anderen.

Kinder ohne Impairment wecken selten Be-
schützerinstinkte, provozieren kein Sozialen-
gagement in ihrem Umfeld, sondern wecken 
nicht selten Geringschätzung und Spottlust 
oder Distanzierung und Aggression bei Mit-
schülern (teilweise auch bei Erwachsenen). 
Insbesondere im Gemeinsamen Unterricht 
scheint die Gefahr der Nicht-Akzeptanz und 
Diskriminierung einerseits, der Relativierung 
oder Ignorierung des individuellen Ausma-
ßes an Förderbedarf andererseits vermehrt 
gegeben, wie auch Untersuchungen zu be-
legen scheinen. Im Weltbericht Behinderung 
wird explizit auf die Gefahr von Mobbing, 
Schikanen, Diskriminierung und sozialer 
Isolation in Inklusiven Klassen hingewiesen: 
„Die Angst vor Schikanen kann für Kinder 
mit Beeinträchtigungen/Behinderungen ein 
ebenso großes Problem sein, wie die Schika-
ne selbst“ (WHO 2011, 211).

2.	 Nationale	statistische	Daten		
zu	Behinderung	und	Inklusion

Zur besseren Einschätzung der Gruppen-
größen in den unterschiedlichen Förder-
schwerpunkten in Deutschland sowie der 
aktuellen Inklusionssituation sollen hier 
die letzten statistischen Daten der KMK be-
zogen auf das Jahr 2010 beitragen. Mit ins-
gesamt vier Tabellen wird die Situation mit 
Schwerpunkt auf Schüler3 mit spezifischen 

3 Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird die männliche Form als Oberbegriff genutzt und schließt jeweils die weiblichen Schüler ein.
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Schwierigkeiten aufgezeigt. Tab. 1 gibt Auskunft über den 
bundesweiten prozentualen Anteil von Kindern mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf im schulpflichtigen Alter in 
den verschiedenen Förderschwerpunkten (Förderquoten). 
Tab. 2 zeigt die Schulbesuchsquoten von Kindern mit son-
derpädagogischem Förderbedarf in Förderschulen und in 
Allgemeinen Schulen. Tab. 3 zeigt die prozentualen Anteile 
der Förderschwerpunktgruppen in integrativen/inklusiven 
Settings. Tab. 4 vergleicht die prozentualen Anteile der För-
derschwerpunktgruppen als Integrations- oder als Förder-
schüler. Bei einer bundesweiten Gesamtförderquote von 
6,4 % der Kinder und Jugendlichen mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf „im Alter der Vollzeitschulpflicht“ (vgl. 
KMK 2010, XI) verteilen sich die Quoten in den einzelnen 
Förderschwerpunkten wie folgt:

Tab.1:		Förderquoten	nach	Förderschwerpunkten	2010
Förderschwerpunkt Förderquote	(	%)

Lernen 2,6

Geistige Entwicklung 1,0

Emotionale/soziale Entw. 0,8

Sprache 0,7

Körperliche/motorische Entw. 0,4

Förderbedarf o. Zuordnung 0,3

Hören 0,2

Sehen 0,1

Kranke 0,1

Gesamt 6,4

4 Dokumentation Nr. 196: Sonderpädagogische Förderung 2001–2010
5 Bezogen auf die Thematik dieses Beitrages erscheint es nicht zielführend, dieses Ergebnis genauer zu analysieren und zu kommentieren.

Mit Ausnahme der Gruppe von Kindern mit geistiger Be-
hinderung finden sich die höchsten Förderquoten bei 
Kindern mit „Spezifischen Schwierigkeiten“ (L, V, S). Laut 
Aussagen im KMK-Bericht4 stieg der Anteil der Schüler mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf im Dokumentations-
zeitraum kontinuierlich um insgesamt 1 % (5,4 % – 2001; 
6,2 % – 2009; 6,4 % – 2010)5. Im gleichen Zeitraum stieg 
der Anteil von Schülern mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf in allgemeinen Schulen bundesweit um knapp 10 % 
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auf 22,3 % im Jahr 2010. Vergleicht man die Verteilung der 
Erziehung und Bildung von Schülern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf in Förderschulen und in allgemeinen 
Schulen, ergibt sich folgende Vergleichstabelle:

Insgesamt wird von allen Kindern mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf bundesweit ein gutes Fünftel (22,3 %) 
in Allgemeinen Schulen, also inklusiv, unterrichtet. Von den 
Kindern mit Lernbeeinträchtigungen besuchen ca. 77 %, 
von den Kindern mit Verhaltensstörungen knapp 60 % eine 
Förderschule. Betrachtet man nur die Gesamtzahl aller 
„Integrationsschüler“, so zeigt sich, dass Kinder mit Spe-
zifischen Schwierigkeiten an der Spitze des prozentualen 
Rankings stehen, das heißt: sie bilden die größten Anteile 
der Integrationsschüler. Wie sich die prozentualen Anteile 
der Förderschwerpunktgruppen in Inklusiven Settings ver-
teilen, ist der nachfolgenden Tabelle zu entnehmen.

Tab.	2:		Schulbesuchsquoten	in	Förderschulen	und	in		
Allgemeinen	Schulen	nach	Förderschwerpunkten

Förderschwerpunkt Förderquote	(	%) Allgem.	Schule	(	%)

Emot./soz. Entw. 59,4 40,6

Hören 67,8 32,2

Sehen 68,8 31,2

Sprache 68,9 31,1

Lernen 76,6 23,4

Körperl./mot. Entw. 77,4 22,6

Förderbedarf o. Zuordnung 94,9 5,1

Geistige Entw. 95,9 4,1

Kranke 98,3 1,7

Förderschwerpunkte  
zusammen

77,7 22,3
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Tab.	3:		Prozentuale	Anteile	
der	„Integrationsschüler“	2010	
nach	Förderschwerpunkten

Förderschwerpunkt Verteilung	(	%)

Lernen 43,5

Emotionale/soziale Entw. 23,5

Sprache 15,2

Körperliche/motorische Entw. 6,8

Hören 4,8

Geistige Entwicklung 2,9

Sehen 2,1

Förderbedarf o. Zuordnung 1,1

Kranke 0,2

100,0

Tab.	4:		Prozentuale	Anteile	von	Integrations-	und	von		
Förderschülern	2010	nach	Förderschwerpunkten

Förderschwerpunkte Allgem.	Schule	(	%)	 Förderquote	(	%)

Lernen 43,5 41,0

Emot./soz. Entw. 23,5 9,8

Sprache 15,2 9,7

Körperl./mot. Entw. 6,8 6,6

Hören 4,8 2,9

Geistige Entw. 2,9 19,9

Sehen 2,1 1,3

Förderbed. o. Zuord. 1,1 6,0

Kranke 0,2 2,7

100,0 100,0

Es ist unschwer zu erkennen, dass mehr 
als 80 % der Integrationsschüler Schwierig-
keiten im Lernen, im Verhalten oder in der 
Sprache aufweisen. Nur bei ca. 18 % der In-
tegrationsschüler liegen sogenannte klas-
sische Behinderungen vor. Vergleicht man 
dieses Ranking mit den prozentualen Antei-
len der Förderschwerpunkte in Förderschu-
len, so ergibt sich ein etwas anderes Bild:

Zwischen den prozentualen Anteilen erge-
ben sich deutliche Unterschiede: Während 
Kinder mit Lernbeeinträchtigungen sowohl 
in den Förderschulen als auch in integrati-
ven Settings der allgemeinen Schulen mit 
jeweils mehr als 40 % die größte Gruppe 
darstellen, liegt der prozentuale Anteil von 
Kindern mit Geistiger Behinderung in För-
derschulen an zweiter Stelle (ca. 20 %). Aus 

Sicht der KMK wird für Schüler mit dem För-
derschwerpunkt Geistige Entwicklung „wei-
terhin auf die spezielle Förderung in Förder-
schulen gesetzt“ (KMK – Dokumentation 
2010, XV). Kinder mit Verhaltensstörungen 
sowie Kinder mit Sprachbehinderungen 
nehmen mit jeweils knapp 10 % auch in 
Förderschulen die oberen Anteils-Ränge 
(Platz 3 und 4) ein.
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Für die bundesweite Situation hinsichtlich 
der sonderpädagogischen Förderung lässt 
sich zusammenfassend sagen:
•  Bei bundesweit abnehmenden Schüler-

zahlen steigt die Förderquote bei Kin-
dern mit sonderpädagogischem Förder-
bedarf geringfügig aber kontinuierlich 
an, zwischen 2001 und 2010 um 1 %.

•  Die Förderschwerpunkte  
– Lernen,  
– Geistige Entwicklung,  
– Emotionale und soziale Entwicklung,  
–  Sprache 

 stellen bezogen auf die Förderquoten 
die größten Gruppen dar (in der genann-
ten Reihenfolge – vgl. Tab. 1).

• Der Anteil von Schülern mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf in Allgemeinen 
Schulen nahm von 2001 bis 2010 um 
knapp 10 % auf 22,3 % zu (vgl. Tab. 2).

• Gut Dreiviertel (77,7 %) aller Kinder mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf 
werden 2010 – bundesweit – in Förder-
schulen unterrichtet (vgl. Tab. 2).

• Den höchsten Anteil von Integrati-
onsschülern verzeichnet der Förder-
schwerpunkt Emotionale und soziale 
Entwicklung (40,6 %); Kinder mit Lern-
beeinträchtigungen werden zu einem 
knappen Viertel (23,4 %) integrativ un-
terrichtet. Quoten von mehr als 30 % 
finden sich in den Förderschwerpunkten 
Hören, Sehen und Sprache (vgl. Tab. 2).

• Die Integrationsquote im Förderschwer-
punkt Geistige Entwicklung ist nach wie 
vor sehr niedrig (2006 – 2,8 %; 2010 – 
4,1 %).

• In der Gesamtheit der Integrations-
schüler bilden Kinder mit spezifischen 
Schwierigkeiten die größten Gruppen 
(L – 43,5 %; V – 23,5 %; S – 15,2 %; vgl. 
Tab. 3).

• Sowohl in Förderschulen als auch in In-
klusiven Settings der Allgemeinen Schu-
len bilden Kinder mit Lernbeeinträchti-
gungen die größte Gruppe (vgl. Tab. 4).

• Kinder mit Förderschwerpunkt Geistige 
Entwicklung stellen in Förderschulen – 
vor den Förderschwerpunkten Emotio-
nale und soziale Entwicklung und Spra-
che – die zweitgrößte Gruppe dar (ca. 
20 % – vgl. Tab. 4).

• Kinder mit Spezifischen Schwierigkeiten 
gehören in beiden Schulformen zu den 
Gruppen mit den höchsten prozentualen 
Anteilen (vgl. Tab. 4). 

3.	 Lernbeeinträchtigung	und	Inklusion

Die statistischen Daten zeigen, dass Kinder 
mit Lernbeeinträchtigungen auch bei unter-
schiedlichen Grundgesamtheiten als Be-
zugsgröße immer den mit Abstand höchs-
ten prozentualen Anteil bilden (vgl. Tab. 1, 
Tab. 3 + 4). Dies macht deutlich: Lernbe-
einträchtigung ist kein (sonder-)pädagogi-
sches Randphänomen! Historisch gesehen 
waren Kinder mit Lernschwierigkeiten/ 
Lernbehinderungen ein wesentlicher kon-
stituierender Faktor für heilpädagogische 
Bemühungen im schulischen Kontext6. Die 
besondere Problematik dieser Kinder wur-
de bereits im 19. Jahrhundert sehr differen-
ziert erkannt und zum Gegenstand wissen-
schaftlicher Diskurse und Schriften (z. B. 
Stötzner 1864; Fuchs 1899). Um die Kom-
plexität des Phänomens Lernbeeinträchti-
gung und mögliche Konsequenzen für den 
gemeinsamen Unterricht aufzuzeigen, will 
ich zunächst einige grundlegende Aspekte 
des Störungsbildes darlegen. Nach einer 
Phase der Relativierung des Phänomens 
Lernbeeinträchtigung zwischen ca. 1990 
und 2002 in der wissenschaftlichen Son-

6 Das ursprüngliche Kürzel des VDS z. B. war VDH – „Verband Deutscher Hilfsschulen“.
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Tab.	5:		Klassifikation	von	Lernbeeinträchtigungen

Formen	(unterschiedliche		
Ausprägungsgrade)

Bezeichnungen	(uneinheitlich	
in	Theorie	und	Praxis)

Vorübergehend	(passager) Lernrückstände in Einzelfächern Schulschwierigkeiten 
Lernstörungen

Überdauernd	(persistierend) Ausgeprägte Lernprobleme in 
mehreren Bereichen

Lernschwächen
Lernbehinderungen
Lernbeeinträchtigungen

(in Anlehnung an Klauer/Lauth 1997)

derpädagogik finden sich in der neueren 
Literatur nicht nur differenziertere Klassi-
fikationen zum Oberbegriff „Lernstörun-
gen“ (vgl. Lauth/Brunstein/Grünke 2004; 
Walter/Wember 2007), sondern auch 
deutlich an die klassische Definition von 
Kanter (1974) angelehnte Umschreibungen 

von „Lernbehinderung“ (Grünke 2004). 
Nachfolgende Tabelle zeigt eine mögliche 
Klassifikation von Lernbeeinträchtigungen 
nach Ausprägungsgraden sowie deren un-
einheitliche Bezeichnung, sowohl in der 
Theorie als auch in der Praxis (z. B. im Bun-
desländervergleich).

Während Kanter 1974 Lernbehinderung de-
finiert als eine schwerwiegende, umfäng-
liche und langdauernde Beeinträchtigung 
im Lernen, die mit deutlich normabwei-
chenden Leistungs- und Verhaltensformen 
einher geht, findet sich 30 Jahre später bei 
Grünke (2004) folgende Definition:
„Eine Lernbehinderung liegt dann vor, 
wenn schwerwiegende, anhaltende und 
umfängliche Defizite bei der Bewältigung 
von intellektuellen Leistungsanforderun-
gen festgestellt werden. Sie gilt als eine 
besonders ausgeprägte Form der Lernstö-
rung. Die Einschränkung zeigt sich in erster 
Linie beim Erwerb kognitiv-verbaler und ab-
strakter Inhalte, wobei auch spezielle Hil-
fen nur sehr eingeschränkt wirksam sind“ 
(Grünke 2004, 65).
Diese Ausführungen untermauern einer-
seits die Problematik und damit die Not-
wendigkeit eines gestuften Systems spe-
zieller individueller Hilfen. Andererseits 
verdeutlichen sie, dass eine Relativierung 
von Lernbeeinträchtigungen einem Groß-

teil dieser Kinder bildungsmäßig nicht ge-
recht werden kann! Es bedarf einer diffe-
renzierten Betrachtung jedes Einzelfalles, 
denn Kinder mit Lernbeeinträchtigungen 
sind nicht einfach nur schwache Schüler, 
schlechte Lerner oder gar desinteressierte, 
faule Kinder. Es sind Kinder, die aufgrund 
unterschiedlicher Faktoren in ihrem Ler-
nen so stark beeinträchtigt sind, dass sie 
ohne kontinuierliche sonderpädagogische 
Unterstützung und Förderung sowohl im 
Gemeinsamen Unterricht als auch später 
in der Gesellschaft von Ausgrenzung, Dis-
kriminierung und Randständigkeit bedroht 
sind. Lernbeeinträchtigung ist zu verstehen 
als „ein in Grenzen variables Leistungs- 
und Verhaltensbild, dem eine Mehrzahl von 
Verursachungsfaktoren und eine vielfältige 
Genese zugrunde liegen können“ (Kanter 
1977, 46). 
Entsprechend heterogen stellt sich die 
Gruppe der Kinder mit Lernbeeinträchtigun-
gen im schulischen Kontext dar. Betrachtet 
man den jeweils primären Verursachungs-
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komplex, so ergeben sich im wesentlich 
drei Untergruppen7 (vgl. Vernooij 2007a, 
271):
• Kinder mit deutlichen intellektuellen 

Schwächen aufgrund von Minderbe-
gabung oder aufgrund organischer 
Störungen bzw. Fehlfunktionen. Diese 
führen sowohl zu Beeinträchtigungen 
in den kognitiven Leistungsmöglich-
keiten als auch zu Verzögerungen der 
Gesamtentwicklung. Auf beiden Ebe-
nen (Entwicklung und Kognition) ist die 
Beeinträchtigung im Kanterschen Sinne 
schwerwiegend, umfänglich und lang-
dauernd.

• Kinder, die aufgrund ihrer Sozialisati-
onsbedingungen als „sozio-kulturell 
benachteiligt“ (Begemann 1970) ange-
sehen werden müssen. Unzulängliche 
oder fehlende Anregung und Unterstüt-
zung in der frühen Kindheit (Sprache, 
kulturelle Angebote, Werteerziehung 
etc.) führen zu mehr oder weniger aus-
geprägten Lernschwierigkeiten und 
Lernstörungen, die im schulischen Kon-
text teilweise ausgeglichen oder sich zu 
überdauernden Lernbeeinträchtigungen 
verfestigen können.

• Kinder, die infolge von Störungen in 
ihrer emotionalen und sozialen Ent-
wicklung nicht nur als verhaltensauf-
fällig wahrgenommen werden, son-
dern aufgrund psychischer Probleme 
und Ungleichgewichte auch Schul- 
leistungsdefizite in unterschiedlichen 
Ausmaßen aufweisen.

Ohne auf individuell-spezifische Leistungs- 
und Verhaltensprofile einzelner Kinder 
einzugehen, wird hier bereits deutlich, 
dass „Standardförderungen“ in einzelnen 
schulischen Fächern zu kurz greifen. Ein 

Kind mit primär intellektuellen Schwächen 
bedarf einerseits professioneller Leistungs-
förderung, um vorhandene Potentiale aus-
schöpfen zu können, sowie einer unterstüt-
zenden und anregenden Lernumgebung. 
Andererseits ist die gezielte Aktivierung 
und Förderung der Gesamtentwicklung im 
Sinne einer „Lebensertüchtigung“ für die-
se Kinder von existentieller Bedeutung. Ein 
Kind mit Lernschwierigkeiten primär auf der 
Basis sozio-kultureller Deprivation benötigt 
zunächst eine fachlich qualifizierte, ele-
mentare und kompensatorische Förderung 
bezogen auf sprachliche Fähigkeiten sowie 
auf bereichsspezifisches Vorwissen (z. B. 
phonologische Bewusstheit, Mengen- und 
Zahlverständnis) und unter Umständen 
auch bezogen auf allgemeines Alltagswis-
sen und allgemeine lebenspraktische Fer-
tigkeiten. Ein Kind mit primär psychischen 
Entwicklungsstörungen, in deren Folge 
Schulschwierigkeiten und Lernprobleme 
entstanden sind, muss zunächst bezogen 
auf seine Persönlichkeitsentwicklung und 
sein (Sozial-)Verhalten professionell un-
terstützt und gefördert werden. Es bedarf 
der psychischen Stabilisierung, der Her-
stellung eines annähernden psychischen 
Gleichgewichts, um sich dann (erfolgreich) 
schulischen Lernaufgaben zuwenden zu 
können.
Neuere Ergebnisse der Gedächtnisfor-
schung verweisen zudem darauf, dass 
bei Kindern mit Lernbeeinträchtigungen 
die Entwicklung von wichtigen Funktio-
nen des Arbeitsgedächtnisses erheblich 
verzögert ist (Mähler/Hasselhorn 2003; 
Hasselhorn 2005; Hasselhorn/Schneider 
2007). Insbesondere die für das (schuli-
sche) Lernen bedeutsame Automatisie-
rung des Rehearsal-Prozesses in der pho-

7 In der Regel sind die Verursachungsgrenzen fließend bzw. die Komplexe greifen ineinander.
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8 Im wissenschaftlichen Bereich gilt „Verhaltensstörungen“ als international anerkannter Begriff, während die Bezeichnung „Förder-
schwerpunkt emotionale und soziale Entwicklung“ eine nationale Beschreibung und als schulische Kategorie einzuordnen ist.

nologischen Schleife ist bis zum Alter von  
10 Jahren noch nicht voll ausgebildet, 
während diese Funktion normalerweise 
zwischen dem 5. und 6. Lebensjahr voll-
ständig entwickelt ist (vgl. Vernooij 2007 b,  
52ff.). Für Kinder mit Lernbeeinträchtigun-

gen wird dadurch die Aufnahme und Verar-
beitung sprachlicher Informationen zusätz-
lich erschwert.
Anhand einer Graphik soll das Wirkgefüge 
von Beeinträchtigungen im schulischen 
Lernen abschließend verdeutlicht werden.

Abb. 1: Wirkgefüge von Beeinträchtigungen im schulischen Lernen
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Interaktionspartner rechnen. Insbesondere sogenanntes 
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4.	 Verhaltensstörungen	und	Inklusion

Wo immer Kinder und Jugendliche mit Ver-
haltensstörungen8, d. h. mit einem Verhal-
ten, welches abweicht von den formellen 
und informellen Regeln des menschlichen 
Zusammenlebens, sich im sozialen Kon-
text bewegen, können sie nicht mit dem 
Verständnis und dem Wohlwollen ihrer 
Kommunikations- und Interaktionspartner 
rechnen. Insbesondere sogenanntes aus-
agierendes Verhalten wird in der Regel als 
mehr oder weniger deutliches „Fehlver-
halten“ empfunden, welches zudem aus 
der Sicht der Mitmenschen häufig ohne 
erkennbare bzw. nachvollziehbare situati-
ve Ursache auftritt. Es ruft eher Empörung, 
Ärger, Ablehnung, Angst, Fassungs- oder 
Hilflosigkeit hervor.

Verhaltensstörungen als Abweichung von 
vorgegebenen Verhaltensnormen
➢ können mehr oder weniger schwer, um-

fänglich und dauerhaft sein;
➢ schränken für das betroffene Kind die 

Fähigkeit zum Leben und Lernen in der 
Gemeinschaft ein; 

➢ sind bei entsprechender professioneller 
Unterstützung in den meisten Fällen re-
versibel, d. h. häufig in ein bis zwei Jah-
ren abzubauen;

➢ sind als Signale psychischer Ungleich-
gewichtszustände, d. h. als Ausdruck 
sozio-emotionaler Fehlentwicklungen 
zu sehen, deren Ursachen vielfältig – 
nicht unbedingt intrapsychisch – sein 
können.

Bereits die ersten schulischen Instituti-
onen für Kinder mit Verhaltensstörungen 
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(Arno Fuchs, Berlin 1928, Kleinklassen) 
gingen von diesen Prämissen aus und wa-
ren als Durchgangsinstitutionen – d. h. zeit-
lich befristet – konzipiert. Im Zusammen-
hang mit Integration/Inklusion stellt sich 
die Frage nach separierter oder integrierter 
Erziehung, Bildung und Förderung für diese 
Gruppe seit Jahren immer wieder neu. An 
der Notwendigkeit professioneller Hilfe für 
diese Kinder in zeitlich begrenzter Form be-
standen unter Fachexperten und Praktikern 
jedoch nie Zweifel. Offenbar bringt die in-
tegrative Beschulung dieser Kinder und Ju-
gendlichen spezifische Probleme mit sich, 
die durch Kinder mit anderen Beeinträchti-
gungen in dieser Form nicht auftreten, und 
zwar auf drei Ebenen:
• Auf der sozialen	 Ebene wird durch 

(gravierende) Verhaltensstörungen bei 
Schülern die Klassenatmosphäre, das 
soziale Miteinander, ggf. auch die kör-
perliche Unversehrtheit der Mitschüler 
beeinträchtigt bzw. gefährdet.

• Auf der unterrichtlichen-didaktischen	
Ebene	wird durch (massive) Verhaltens-
störungen ein ordnungsgemäßer Un-
terricht behindert. Die Lern- und Erzie-
hungssituation für die Mitschüler wird 
erschwert bzw. beeinträchtigt. Lehrkräf-
te sind einer erhöhten Belastung ausge-
setzt.

• Auf der personalen	 Ebene wird für 
Kinder mit Verhaltensstörungen in in-
klusiven Gruppen die notwendige „Er-
ziehungshilfe“ eingeschränkt bzw. ver-
hindert. Für spezifisch anzubahnende 
Entwicklungs- und Lernprozesse sind 
die Rahmenbedingungen unzureichend 
und/oder werden von den betroffenen 
Kindern als bedrohlich erlebt.

Durch massive Verhaltensstörungen ein-
zelner Schüler sind sowohl Mitschüler und 
Lehrkräfte hinsichtlich ihrer Aktivitäten 

einschränkend betroffen, als auch diese 
Schüler selbst hinsichtlich ihres Entwick-
lungs- und Lernfortschritts. Dass die Situ-
ation in Schulklassen für alle Beteiligten 
als bedrohlich erlebt werden kann, zeigen 
nicht nur aktenkundig gewordene Vorgän-
ge in den Schulen und auf dem Schulweg 
(z. B. Sprengung des Unterrichtsablaufs, 
Prügelattacken, Erpressung, etc.), sondern 
auch Untersuchungen in Integrationsklas-
sen zur sozialen Distanz von Schülern mit 
Verhaltensstörungen. Wocken (1993) stellt 
fest, dass Kinder mit Verhaltensstörungen 
zu den Gruppen mit dem niedrigsten Sozi-
alstatus gehören.
Für Kinder mit Verhaltensstörungen gelten 
die eingangs genannten problemverstär-
kenden Faktoren (fehlendes Impairment, 
Fehlinterpretationen, fehlende Empathie 
im Umfeld) in besonderem Maße, wobei 
neben Diskriminierung, Distanzierung 
und Aggression bei Mitschülern und Lehr-
kräften der Wunsch zur Separierung des 
„Störenfrieds“, des „Aggressors“ stärker 
vorhanden ist als bei Kindern mit Lernbe-
einträchtigungen, da letztere in der Regel 
keine physische und psychische Bedro-
hung darstellen.
Verhaltensabweichungen sind Ausdruck 
gestörter psychischer Entwicklungspro-
zesse und stellen ein komplexes Gefüge 
individuell abweichenden Denkens, Wahr-
nehmens und Erlebens dar, welches im 
sozialen Kontext zu Problemen führt. Kin-
der mit Verhaltensstörungen halten sich 
nicht an die allgemeinen (konventionellen) 
Spielregeln menschlichen Zusammenle-
bens, verstoßen gegen gesellschafts- bzw. 
gruppeninterne Normen und gefährden 
bestehende Ordnungen und Machtverhält-
nisse. „Aufgrund ihres erwartungswidrigen, 
unangemessenen Verhaltens sind sie im 
sozialen Feld nur noch schwer einschätz-
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bar hinsichtlich ihrer Reaktionen“ (Vernooij 
2007a, 320). 
Allerdings wird kein Kind mit Verhaltensstö-
rungen geboren! Sie sind „das Ergebnis ei-
nes schwierigen Entwicklungsprozesses in-
nerhalb eines komplexen Umweltgefüges, 
dessen wesentlicher Teil – insbesondere 
in den ersten Lebensjahren – das häuslich-
familiale Umfeld ist“ (Vernooij/Wittrock 
2012, i. Dr.). Wenn nicht frühzeitig, d. h. 
vorschulisch, unterstützende Maßnahmen 
individueller und systemischer Art einge-
leitet und erfolgreich durchgeführt werden, 
können sozial- und sonderpädagogische 
Bemühungen im schulischen Kontext nur 
bedingt erfolgreich sein. Nur sehr wenigen 
der in unterschiedlicher Weise gefährdeten 
Kinder gelingt es zudem aus eigener Kraft, 
die notwendige Resilienz zu entwickeln für 
ein sozial angemessenes Verhalten bzw. 
Handeln. Allgemeines Sozialverhalten ist 

ein vielschichtiger Vorgang, in den unter-
schiedliche Dimensionen der Persönlich-
keit involviert sind. Es ist daher nicht nur 
anhand äußerlich und objektiv beobacht-
baren Handelns zu erfassen, obwohl gera-
de im schulischen Bereich dies nicht nur 
als Ausgangspunkt für die Beurteilung und 
Diagnose von Fehlverhalten bzw. Verhal-
tensstörungen genutzt wird, sondern häu-
fig als einziges Kriterium. Komplexe intra-
psychische Prozesse, die diesem Verhalten 
zugrunde liegen, werden nicht erkannt, als 
unwesentlich vernachlässigt oder ignoriert. 
Individuelle kognitive, emotionale und 
motivationale Faktoren bilden jedoch die 
handlungsleitenden und verhaltensstruk-
turierenden Prozesse. Das nachfolgende 
Schaubild soll die Komplexität des Zusam-
men-wirkens unterschiedlicher individuel-
ler Faktoren visualisieren.

Abb. 2: Zusammenwirken von kognitiven, emotionalen und motivationalen Faktoren bei individuellem (Sozial-)Ver-
halten
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Angesichts der Interdependenz von psychi-
schen Prozessen und äußerlich sichtbarem 
Verhalten wird deutlich, dass verhaltens-
modifikatorische Maßnahmen nicht aus-
reichen, um eine nachhaltige Verhaltens-
änderung zu erreichen. Insbesondere die 
Qualität des Selbstbildes (des Selbstwert-
gefühls) spielt eine entscheidende Rolle 
bei der mehr oder weniger bewussten Ent-
scheidung für ein bestimmtes Verhalten9. 
Kinder mit Verhaltensstörungen sind fast 
immer Kinder mit einem geringen Selbst-
wertgefühl und einem eher negativen 
Selbstbild. Insofern ist dessen positive 
Veränderung eine vordringliche (sonder-)
pädagogische Aufgabe, die in der Regel 
spezifischer Rahmenbedingungen bedarf.

5.	 Zur	Situation	von	Kindern	mit		
spezifischen	Schwierigkeiten	in		
Inklusiven	Klassen	bzw.	im		
Gemeinsamen	Unterricht

Tiefgreifende bildungspolitische Reformen, 
die aufgrund nationaler und internationa-
ler gesellschaftlicher Entwicklungen und 
wissenschaftlicher Paradigmenwechsel in 
Angriff genommen werden (seit 2009 man-
cherorts juristisch erzwungen durch die 
Ratifizierung der BRK in Deutschland), sind 
in der Regel mit weitreichenden schulorga-
nisatorischen Veränderungen verbunden, 
wie aktuell der Übergang von eher separie-
renden zu eher integrierenden Formen der 
Bildung von Kindern mit Behinderungen/
Beeinträchtigungen zeigt. Diese Reformen 
müssen sich auf allen Ebenen, politisch, 
soziologisch, psychologisch, sonder-, sozi-
al- und schulpädagogisch primär am (Bil-
dungs-) Wohl aller Kinder und Jugendlichen 
ausrichten (nicht an ideologischen Vorstel-

lungen und Phantasien). Dies entspricht 
auch der BRK: „Bei allen Maßnahmen, die 
Kinder mit Behinderungen betreffen, ist 
das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, 
der vorrangig zu berücksichtigen ist“ (BRK 
Art. 7 Abs. 2). Das heißt, die praktische 
Realisierung in bestmöglicher Form muss 
durch wissenschaftliche Forschungen und 
Modell-/Begleitprojekte ausgelotet und ab-
gesichert werden. Dass die vorhandenen, 
mehr oder weniger wissenschaftlichen Un-
tersuchungen nicht befriedigen können, 
sondern schwerwiegende Probleme be-
zogen auf das Kindeswohl aufzeigen und 
damit vielfältige Fragen zur praktischen 
Umsetzung einer Inklusiven Schule aufwer-
fen, zeigen die nachfolgend dargestellten 
Forschungsergebnisse.
Unterschiedliche nationale und internatio-
nale Studien zur Integration/Inklusion von 
Kindern mit Lern- und/oder Verhaltensstö-
rungen zeichnen eine eher problematische 
und belastende Situation für Kinder mit 
spezifischen Schwierigkeiten. Bless legt 
2000 eine Übersicht der Ergeb-nisse vor-
handener Studien (bis 1997) bezogen auf 
Kinder mit Lernbeeinträchtigungen vor. We-
sentliche Aussagen sind,
• dass Kinder mit Lernbeeinträchtigungen 

in integrativen Klassen10 eine sehr un-
günstige soziale Position innerhalb der 
Lerngruppe haben, d. h., dass sie sozial 
nicht anerkannt und nur bedingt oder 
gar nicht integriert sind;

• dass sie im Vergleich zu Mitschülern 
ohne besonderen Förderbedarf ein 
niedrigeres allgemeines Selbstkonzept/
Selbstwertgefühl haben;

• dass sie im Vergleich mit Mitschülern 
ohne besonderen Förderbedarf sowie im 
Vergleich mit (gleichaltrigen) Schülern 

 9 Tiefenpsychologische Aspekte können für die Pädagogik bei Verhaltensstörungen eine wertvolle Hilfe sein (vgl. Vernooij 2008a+b).
10 Gemeint sind dabei integrative/inklusive Settings, in denen die notwendige zusätzliche individuelle Förderung gewährleistet ist.
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der Sonder-/Förderschule ein niedrige-
res Begabungskonzept aufweisen, d. h., 
ihr leistungsbezogenes Selbstvertrauen 
ist niedriger als das der Vergleichsgrup-
pen;

• dass die Ergebnisse hinsichtlich Unter-
suchungen zum Lernerfolg nicht einheit-
lich sind, dass aber – vorausgesetzt die 
Kinder erhalten zusätzliche (sonder-)
pädagogische Förderung – eine leicht 
bessere Lernentwicklung in integrativen 
Kontexten festzustellen ist.

In einem aktualisierenden Forschungsre-
view (Untersuchungen von ca. 1998 bis 
2004, vgl. Bless 2007) konnten die Ergeb-
nisse zur sozialen Position bestätigt und 
teilweise differenziert werden, z. B. durch 
Berücksichtigung von Integrationsgrad (In-
klusive oder integrative Schule, vgl. Kap. 1) 
und unterrichtlichen Rahmenbedingungen. 
In einer aktuellen deutschen Untersuchung 
(Huber 2009) wurde zudem festgestellt, 
dass für Kinder mit Lernproblemen in In-
klusiven Klassen das Risiko sozialer Ab-
lehnung drei- bis fünfmal so hoch ist wie 
für Kinder ohne besonderen Förderbedarf  
(S. 245). Im Zusammenhang mit unter-
richtsimmanenten Fördersituationen, z. B. 
durch MSD-Lehrkräfte, wurde auch im 
deutschsprachigen Raum mehrfach darauf 
hingewiesen, dass sich das soziale Anse-
hen der so geförderten Kinder verschlech-
tert und sie ein sehr niedriges Begabungs-
konzept haben (vgl. Moser 1986, Haeberlin 
u. a. 1991, Peter 1994).
Schröder (2005) kommt zu dem Schluss, 
dass als „Förderschüler“ indentifizierte 
Kinder im Gemeinsamen Unterricht Gefahr 
laufen, von ihren Mitschülern stigmatisiert 
und diskriminiert zu werden.
Die Forschungsergebnisse zum Selbst- und 

Begabungskonzept von Kindern mit Lern-
beeinträchtigungen sind in den neueren 
Untersuchungen nicht eindeutig bezogen 
auf das allgemeine Selbstkonzept. Fazit für 
Bless (2000, 380, auch 2007, 379) ist die 
Tendenz, dass das allgemeine Selbstwert-
gefühl im Vergleich zu nicht-beeinträchtig-
ten Mitschülern sowie zu lernschwachen 
Schülern in sonderpädagogischen Settings 
„gleich oder niedriger ausgeprägt ist“. Hin-
gegen wurden die Forschungsergebnisse 
zum niedrigeren Begabungskonzept ein-
deutig bestätigt.
Neuere nationale und internationale For-
schungen zu den Auswirkungen von Ge-
meinsamem Unterricht auf die Lern- und 
Leistungsentwicklung lernschwacher Kin-
der sind eher spärlich vorhanden. Im We-
sentlichen wird zwar die Tendenz einer 
leichten Leistungsverbesserung in den 
Kernfächern bestätigt, aber unter Hinweis 
auf spezifische Rahmenbedingungen (z. B. 
umfängliche individuelle Unterstützung, 
bildungsunterstützendes Elternhaus) auch 
wieder relativiert. Insofern darf diese For-
schungslage „nicht dahingehend (über-)
interpretiert werden, dass Lernbehinderte 
durch die Integration den Anschluss an das 
(untere) Leistungsniveau der Regelschule 
schaffen“ (Bless 2000, 446).
Eine eher gegenteilige Aussage im Welt-
bericht Behinderung (2011) im Zusam-
menhang mit den Auswirkungen Inklusiver 
Bildung sei hier nicht verschwiegen: Bei 
der Auswertung von fast 50 internationa-
len (qualitativ unterschiedlichen) Studien 
zeigten sich „etwas bessere Ergebnisse bei 
Schülern mit Lernbehinderungen, die in 
sonderpädagogischen Kontexten11 unter-
gebracht waren“ (WHO 2011, 206).
Obwohl die Forschungslage zum Thema Ver-

11  Sonderschulen, Spezialklassen an Allgemeinen Schulen
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haltensstörungen und Integration/Inklu-
sion schlechter und weniger differenziert 
ist, erstellte Goetze 1990 einen Überblick 
über Forschungen zur schulischen Integra-
tion von Kindern mit Verhaltensstörungen, 
der als Reprint 2008 erneut veröffentlicht 
wurde. Die Ergebnisse bestätigen und 
erweitern die Aussage Wockens (1993), 
dass Schüler mit Verhaltensstörungen ei-
nen sehr niedrigen Sozialstatus haben. 
Negative Etikettierung, deutliche soziale 
Ablehnung und Ausgrenzung durch (nicht 
auffällige) Mitschüler, teilweise auch durch 
Lehrkräfte (vgl. auch WHO 2011, 211/216), 
kennzeichnen ihren schulischen Alltag. Ihr 
soziales Selbstkonzept sowie ihr Bega-
bungskonzept sind im Vergleich mit ihren 
Mitschülern negativer. Dies gilt insbeson-
dere auch für Mädchen mit Lernbeeinträch-
tigungen und/oder Verhaltensstörungen 
(vgl. Bless 2007, 380).
Die Tatsache, dass in einem mehr als 
1000seitigen Handbuch zur „Sonderpä-
dagogik der emotionalen und sozialen 
Entwicklung“ von 2008 nicht ein einziger 
Artikel zur Inklusiven Bildung des Personen-
kreises zu finden ist, macht zudem mehr 
als deutlich, dass Fachwissenschaftler eine 
Integration von Kindern mit Verhaltensstö-
rungen in den allgemeinen Unterricht nicht 
als sinnvolle und wünschenswerte Alter-
native ansehen. Goetze formuliert das in 
einem Fachinterview so: „Auf dem pädago-
gischen Holzweg ist, wer meint, schwerst 
verhaltensgestörten Schülern mit der Zu-
weisung von ein paar Förderstunden den 
richtigen Weg zu weisen; die schulische 
Lebensrealität wird sehr bald illusionäre 
Vorstellungen revidieren“ (S. 110).

6.	 Bedingungen	für	die	inklusive	Bildung	
von	Kindern	mit	spezifischen	Schwie-
rigkeiten

Die bisherigen Ausführungen haben deut-
lich gemacht,
• dass Lernbeeinträchtigungen und Ver-

haltensstörungen vielschichtige und 
komplexe Störungsbilder darstellen;

• dass beide Gruppen sehr heterogen 
sind hinsichtlich der Ursachen von Stö-
rungen einerseits, hinsichtlich des Aus-
prägungsgrades und der Störungsform 
andererseits;

• dass für beide Gruppen zusätzliche, in-
klusionsbedingte Schwierigkeiten bezo-
gen auf ihre soziale Stellung in der Klas-
se sowie bezogen auf ihr Selbstbild und 
auf das individuelle Begabungskonzept 
entstehen können.

Als unmittelbare Konsequenzen daraus er-
geben sich zum einen die Notwendigkeit 
professioneller diagnostischer Ermittlung 
individueller Bedarfsprofile als Grundlage 
einer gezielten, ganzheitlichen, individuell-
spezifischen Förderung und Unterstützung. 
Zum anderen sind die pädagogischen 
Konzepte für den gemeinsamen Unterricht 
stärker auszurichten auf die Sozial- und 
Werteerziehung, d. h., die sozialen Rah-
menbedingungen im engeren Sinne bedür-
fen einer stärkeren Beachtung und Gestal-
tung. Denn es ist eine Illusion, zu glauben, 
die bloße Zusammenführung von Kindern 
mit und Kindern ohne Beeinträchtigungen 
im Unterricht bedinge automatisch ein har-
monisches soziales Miteinander! „Wenn 
Kinder mit Behinderungen an Schulen an-
wesend sind, bedeutet das nicht automa-
tisch, dass sie auch teilhaben“ (vgl. WHO 
2011, 216).
Als mittelbare Konsequenz ergibt sich da-
raus zwangsläufig die Notwendigkeit ge-
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stufter Fördermöglichkeiten hinsichtlich 
Intensität, Reichweite und zeitlicher Dau-
er, und damit die Notwendigkeit flexibel 
handhabbarer schulorganisatorischer Dif-
ferenzierungsformen zur Sonderpädago-
gischen Förderung. Gleichzeitig erhält die 
unterrichtliche Qualität in ihrer Gesamtheit 
– nicht nur beurteilt nach der Art bestimm-
ter Unterrichtskonzepte – einen hohen 
Stellenwert und bedarf der regelmäßigen 
Evaluation. Die Qualität des Unterrichts 
und das soziale Klima in einer Klasse sind 
entscheidend dafür, ob Kinder sich in der 
Schule wohlfühlen! Die angeführten em-
pirischen Untersuchungen zeigen, dass 
ein Großteil der Kinder mit spezifischen 
Schwierigkeiten genau dieses „Wohlge-
fühl“ in heterogenen/inklusiven Gruppen 
nur eingeschränkt oder gar nicht hat! 

6.1 Professionelle Basisdiagnostik als 
Grundlage individuell-spezifischer 
Förderung

Dass im Gemeinsamen Unterricht Entwick-
lungsstörungen, Lernschwächen und Ver-
haltensstörungen sich nur aufgrund der 
inklusiven Situation quasi von selbst regu-
lieren oder zumindest reduzieren, können 
selbst jene nicht wirklich geglaubt haben, 
die in der frühen Integrationsdiskussion 
durch „Berichte aus der Praxis“ diesen Ein-
druck vermitteln wollten. Im Gegenteil zei-
gen die empirischen Untersuchungen, dass 
spezifische Schwierigkeiten bei Kindern in 
Inklusiven Settings nicht nur weiter beste-
hen, sondern dass sich unter Umständen 
zusätzliche Probleme für diese Kinder erge-
ben. Kinder mit unterschiedlichen Ausprä-
gungsgraden von Sonderpädagogischem 
Förderbedarf sind – unabhängig von der 
Schulform, in der sie unterrichtet werden 
– angewiesen auf professionelle, quali-

fizierte und passgenaue Förderung und 
Unterstützung! Um diese sicherzustellen, 
bedarf es zunächst einer professionellen, 
personen- und kontextbezogenen Diagnos-
tik (quantitativ und qualitativ) mit dem Ziel,
• das je individuelle Bedarfsprofil eines 

Kindes zu ermitteln, seine Lernsituati-
on hinsichtlich Stärken und Schwächen 
sowie hinsichtlich förderlicher und hem-
mender Kontextbedingungen und – fak-
toren sorgfältig zu analysieren und

• damit die Basis für eine qualifizierte, 
passgenaue und ganzheitliche Förde-
rung zu schaffen.

Kinder mit Spezifischen Schwierigkeiten 
benötigen neben anderen Formen des Un-
terrichts anregende Lernumgebungen und 
pädagogisch sorgfältig geschaffene Mög-
lichkeiten,
• vorhandene Ressourcen zu nutzen, aus-

zuschöpfen und zu erweitern,
• Beeinträchtigungen, Defizite und Fehl-

entwicklungen zu reduzieren, zu korri-
gieren oder zu kompensieren,

und zwar frühzeitig, d. h. für den schuli-
schen Bereich, bereits in den ersten Schul-
besuchsjahren mit unterschiedlich intensi-
ver und umfänglicher professioneller Hilfe. 
Je nach Ausprägungsgrad des Förderbe-
darfs müssen nicht nur unterschiedliche 
Förderkonzepte entwickelt werden, son-
dern auch gestufte, flexibel und individu-
ell nutzbare schulorganisatorische Formen 
vorhanden sein.

6.2 Gestufte Fördermöglichkeiten inner-
halb der Inklusiven Bildung

Ein nach unterschiedlichen Förderbedarfen 
gestuftes System der Unterstützung und 
Förderung könnte folgende Stufen umfas-
sen:
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• Die professionelle Einzelförderung stellt 
eine systematische, regelmäßige und 
zeitlich festgelegte, kurzfristige (ca.  
6 Monate) Maßnahme dar, welche bei 
geringem Sonderpäda-gogischem För-
derbedarf unterrichtsextern12 anzuwen-
den ist.

• Die professionelle Kleingruppenförde-
rung (3–5 Kinder) bietet sich an bei mit-
telgradigem Sonderpädagogischem För-
derbedarf bezogen auf die Kernfächer 
sowie bezogen auf Aufmerksamkeits-, 
Arbeits- und Sozialverhalten. Diese 
Kleingruppen sollten auch Schüler mit 
leichten Lern- und/oder Verhaltenspro-
blemen ohne expliziten Sonderpäda- 
gogischen Förderbedarf einbeziehen. 
Sie müssen regelmäßig zu einer fest-
gelegten Zeit (Stundenplanfaktor) statt-
finden (min. 3 bis max. 8 Monate) und 
didaktisch-methodisch so gestaltet  
werden, dass die Kinder gerne teilneh-
men.

• Die Bildung von Leistungsgruppen in 
den Kernfächern (Clusterbildung) im 
Sinne äußerer Differenzierung kann bei 
Kindern mit deutlichen Schwächen in ei-
nem Kernfach (z. B. Rechnen) das in he-
terogenen Gruppen entstehende Gefühl 
dauernden Misserfolgs und die damit 
verbundene Scham reduzieren oder ver-
hindern und Sekundärstörungen (z. B. 
Demotivation, Resignation, Aggression) 
entgegenwirken. Die Leistungsgrup-
penbildung sollte nach sachlichen und 
überprüfbaren Kriterien (z. B. Noten in 
Klassentests), klassenübergreifend, ge-
gebenenfalls auch jahrgangsübergrei-

fend erfolgen. In der Regel bietet sich 
eine Dreiteilung an: 

 * eine leistungsstarke Gruppe, 
 *  eine leistungsmäßig durchschnittli-

che Gruppe,
 *  eine leistungsschwache Gruppe.
 Bei letzterer unterrichtet eine Förder-

lehrkraft das Fach nach professionellen 
sonderpädagogischen Grundsätzen. 
Die Gruppenbildung sollte nicht starr, 
sondern durchlässig sein, so dass bei 
Leistungsveränderung Wechsel möglich 
sind.

• Die Bildung von zeitlich befristeten In-
tensivklassen trägt bei Kindern mit kom-
plexem Sonderpädagogischem Förder-
bedarf dem Umstand Rechnung, dass 
Kinder mit ausgeprägten spezifischen 
Schwierigkeiten einerseits mit dem Un-
terricht in der Inklusionsklasse häufig 
überfordert sind, dass andererseits für 
die Verbesserung der Leistungen bzw. 
des Sozialverhaltens eine kontinuierli-
che, qualitativ hochwertige sonderpäd-
agogische Bildung und Förderung über 
einen längeren Zeitraum sinnvoll und not-
wendig ist13. Intensivklassen (temporäre 
Lerngruppen) können in Kooperation mit 
Förderzentren dort gebildet werden oder, 
im Sinne einer „Integrativen Schule“, in 
Grund- bzw. Regelschulen (vgl. Kap. 1). 
Temporäre Lerngruppen sind in der Re-
gel Kombinationsgruppen, die klassen-, 
jahrgangs- und/oder schulübergreifend 
gebildet werden14 und die Zahl von sie-
ben Kindern nicht überschreiten sollten. 
In diesen Gruppen erhalten die Schüler 
eine qualitativ hochwertige kontinuier-

12 Formen von (Nach)Hilfe bei Kindern ohne Impairment im Beisein der Lerngruppe können schnell zu Etikettierungen, zu Spott und 
Ausgrenzung führen.

13 Bei komplexen Leistungs- und Verhaltensproblemen von Kindern dürfen Gefühle von Scham und Ausgegrenztsein nicht unterschätzt 
werden. Ehrliche Anstrengungen zur Verbesserung von Leistung und/oder Verhalten sind nur in Situationen mit einer gewissen Intimi-
tät (direkte Bezugsperson, reduziertes Blamagerisiko) zu erwarten.

14 Vgl. §45 Abs.3 ThSchO 2011
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liche sonderpädagogische Bildung und 
Förderung über einen klar begrenzten 
Zeitraum (8–24 Monate – Basisdiagnos-
tik/Förderempfehlungen). Oberste Priori-
tät hat die individuell-spezifische Unter-
stützung und Förderung mit dem Ziel der 
Rückführung in die Allgemeine Schule/ 
Inklusive Klasse. 

 Förderzentren mit Intensivklassen/ tem-
porären Lerngruppen sind, im Gegen-
satz zu ihrem bisherigen Status, für die 
Kinder Durchgangsstationen statt Alter-
nativschulen.

6.3 Unterrichtsqualität und Werte-/ 
Sozialerziehung

Lehrkräfte sind im Gemeinsamen Unter-
richt, insbesondere bezogen auf Kinder mit 
spezifischen Schwierigkeiten, mehr oder 
weniger überfordert. Neben fehlenden 
oder zumindest unzulänglich vorhandenen 
theoretischen Kenntnissen hinsichtlich 
bestimmter Störungsbilder und professi-
oneller, d. h. theoriegeleiteter, Interven-
tionsformen befinden sich insbesondere 
Allgemeinpädagogen innerhalb der hete-
rogenen Gruppe im Spannungsfeld von Bil-
dungsauftrag für alle und Erziehungs- bzw. 
Fördernotwendigkeit für einzelne Schüler. 
Gut vorbereiteter aber immer wieder ge-
störter/unterbrochener Unterricht, metho-
disch durchdachte Lehre, die bei einem Teil 
der Schüler dennoch nicht zu Lernerfolgen 
führt, schaffen unter Umständen unbe-
merkt eine Situation, in der
• das Engagement der Lehrkräfte beein-

trächtigt wird;
• die Atmosphäre in der Klasse belastet ist;
• die Problemlage einzelner Kinder ver-

schärft wird.
Für Lehrkräfte im Gemeinsamen Unterricht, 
insbesondere ohne sonderpädagogische 

Qualifikation, sind Fort- und Weiterbil-
dungssequenzen bezogen auf
• spezifische Schwierigkeiten bei Kin-

dern,
• Unterrichtskonzepte und Interventions-

methoden,
• Grundsätze der Sozialerziehung
nicht nur notwendig zur Erhöhung der pä-
dagogisch-didaktischen Qualität, sondern 
auch als Maßnahme der Psychohygiene für 
Lehrkräfte! Unabhängig von Konzepten und 
Methoden ist jedoch die Grundhaltung ei-
ner Lehrkraft eine nicht zu unterschätzende 
Voraussetzung für die erfolgreiche päda-
gogische Arbeit. Als wesentliche Aspekte 
möchte ich hier hervorheben:
• die Achtung vor, der Respekt gegenüber 

dem Kind (unabhängig von seinen Mög-
lichkeiten und Grenzen);

• die unbedingte Akzeptanz von Kindern, 
die Schwierigkeiten haben (und aus der 
Sicht der Lehrkraft auch Schwierigkeiten 
machen);

• das Bemühen um einfühlendes Verste-
hen;

• die bewusste Bildungs- und Förderab-
sicht;

• das Bewusstsein für die eigene Verant-
wortung bezogen auf den Lernerfolg, die 
Klassenatmosphäre, das soziale Mitein-
ander der Kinder.

Nicht nur bezogen auf das Sozialverhalten 
fungiert eine Lehrkraft als Vorbild. Werte- 
und Sozialerziehung kann in einer Klasse 
nur erfolgreich sein, wenn die vermittelnde 
Lehrkraft die Werte zumindest ansatzweise 
verkörpert/lebt! Schule ist für die meisten 
Kinder der Ort, an dem soziale Beziehun-
gen entstehen, an dem sie lernen, wechsel-
seitige Interaktionen erfolgreich zu prakti-
zieren, soziale Probleme gemeinsam zu 
lösen, mit Ablehnungen, Enttäuschungen, 
aber auch mit Zuwendung umzugehen. Wie 



40

die dargelegten Untersuchungsergebnis-
se belegen, ist dies in sehr heterogenen 
Gruppen ohne behutsame pädagogische 
Einwirkung schwierig (zumindest für einen 
Teil der Kinder). Soziale Integration als ein 
Ziel inklusiver Bildung bedeutet nicht, dass 
unterschiedliche Kinder nach Möglichkeit 
immer zusammen harmonisch agieren 
müssen! Es bedeutet vielmehr,
• dass Verschiedenheit akzeptiert wird im 

Sinne konstruktiver Vielfalt;
• dass niemand etikettiert, diskriminiert 

und ausgegrenzt wird;
• dass entstehende Konflikte gemeinsam 

bearbeitet und gelöst werden;
• dass die natürliche Gruppendynamik 

die Grenzen zur sozialen Abwertung von 
Mitgliedern nicht überschreitet;

• dass alle Gruppenmitglieder wissen: 
alle haben die gleichen Rechte, aber 
auch die gleichen Pflichten, d. h. Regeln 
gelten für alle gleichermaßen, ebenso 
die Sanktionen bei Regelüberschrei-
tung;

• dass in der Gruppe jeder Verantwortung 
für sich selbst, aber auch für andere 
übernehmen sollte;

• dass die Lerngruppe ein „Wir“ darstellt 
und nicht viele isolierte „Ichs“. 

Sozialerziehung stellt – sicher nicht nur im 
Gemeinsamen Unterricht – ein pädagogi-
sches Arbeitsfeld dar, welches heute fast 
ebenso bedeutsam ist wie die Vermittlung 
schulischen Wissens. Dafür müssen Lehr-
kräfte aller Schul-formen hinreichend aus- 
und fortgebildet werden.

7.	 Schlussgedanken

Kinder mit Lernbeeinträchtigungen und/
oder mit Verhaltensstörungen sind einer-
seits Kinder, die zu einem relativ hohen 
Prozentsatz in der Allgemeinen Schule un-
terrichtet werden (vgl. Tab. 2). Andererseits 
sind ihre teilweise gravierenden Schwierig-
keiten und Beeinträchtigungen nicht – wie 
bei Kindern mit sogenannten klassischen 
Behinderungen – auf eindeutig nachweis-
bare Ursachen zurückzuführen. Insofern 
wird ihr Anspruch auf spezielle (sonder-)
pädagogische Unterstützung – theoretisch 
– nicht immer in seinem tatsächlichen 
Umfang wahrgenommen bzw. anerkannt. 
In der schulischen Praxis zeigt sich hin-
gegen relativ schnell das Vorliegen eines 
ausgeprägten Förderbedarfs, dem im Ge-
meinsamen Unterricht oft nur unzulänglich 
entsprochen wird (werden kann?). Aber: 
Jedes Kind hat ein Recht auf eine „seinen 
Fähigkeiten und Neigungen entsprechen-
de schulische Bildung und Förderung“15. 
Begabungs- und bedürfnisgerecht heißt in 
diesem Zusammenhang: Erziehung, Bil-
dung und Förderung vor dem Hintergrund 
je spezifischer Stärken und Schwächen so-
wie je spezifischer Risiko- und Schutzfakto-
ren im Lebens- und Lernumfeld. In einem 
Inklusiven Bildungssystem kann dem nur 
auf unterschiedlichen Wegen im Rahmen 
gestufter Fördermöglichkeiten unterschied-
licher Intensität und Reichweite entspro-
chen werden. Denn: Bildungsgerechtigkeit 
heißt nicht allen das Gleiche, sondern je-
dem das Seine, im Sinne von begabungs- 
und bedürfnisgerechter Erziehung, Bildung 
und Förderung. Schule ist ein Lernort, und 
damit im gewissen Sinne auch ein Leis-
tungsort in dem Kinder mit und ohne Be-

15 Vgl. § 3 Abs.1 ThSchO 2011
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einträchtigungen für das Leben als Erwach-
sene in all seinen Facetten vorbereitet und 
ertüchtigt werden sollen. Das bedeutet, 
Kinder so zu unterrichten, zu motivieren, zu 
fordern und zu fördern, dass sie ihre Poten-
tiale nicht nur nutzen, sondern ausschöp-
fen, Schwächen im Lernen und im Verhal-
ten reduzieren oder kompensieren können. 
Ein Unterricht also mit einer umfassenden 
Kompetenzorientierung, die unterschiedli-
che Ebenen und Ziele umfasst.
Ein Unterricht auch, der speziellen Problem-
lagen nicht nur Rechnung trägt, sondern mit 
Hilfe unterschiedlicher, möglichst passge-
nauer (sonder-)pädagogischer Maßnahmen 
innerhalb eines gestuften Fördersystems 
diese Problemlagen minimiert und so den 
Kindern mit spezifischen Schwierigkeiten 
eine wirkliche soziale Integration ermög-
licht, schulisch und außerschulisch. Um 
diese Ziele auch bei Kindern mit spezifi-
schen Schwierigkeiten zumindest ansatz-
weise erreichen zu können, bedarf es einer 
differenzierten, professionellen Diagnostik, 

eines qualitativ hochwertigen Unterrichts, 
bei dem neben der schulischen Leistung 
auch der Sozial- und Klassenatmosphäre 
ein bedeutsamer Stellenwert zukommt so-
wie vielfältiger Möglichkeiten zusätzlicher 
individuell-spezifischer und nachhaltiger 
Förderung, die in schulorganisatorischen 
Konzepten ihren Niederschlag finden muss.
Die Tatsache, dass es auch Kinder mit spe-
zifischen Schwierigkeiten gibt, die dem 
Gemeinsamen Unterricht selbst bei inten-
sivster Förderung nicht gewachsen sind 
(bzw. denen die Allgemeine Schule mit ih-
ren pädagogischen Möglichkeiten nicht ge-
recht werden kann), sollte nicht ignoriert, 
verdrängt oder (aus ideologischen Grün-
den) geleugnet werden, sondern Anlass 
sein, innerhalb eines Inklusiven Gesamt-
konzepts Bildungsformen zu entwickeln, 
die einerseits den Bedarfen dieser Kinder 
gerecht werden, andererseits deren soziale 
Integration als Schüler und als Erwachsene 
unterstützen – zum Wohle der Kinder (und 
ebenso zum Wohle der Gesellschaft).
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Zwischen Mangel und Modernisierung
Anmerkungen zur Zukunft des Personals in der Frühpädagogik1

Thomas Rauschenbach

Im letzten Jahrzehnt wurde von der Politik, 
der Fachwelt und der Öffentlichkeit die frü-
he Kindheit entdeckt. Themen wie „Bildung 
von Anfang an“, frühe Förderung, Krippen-
ausbau oder Kindertagespflege entwickel-
ten sich zu politisch debattenfähigen und 
schlagzeilenträchtigen Angelegenheiten. 
Der Gesetzgeber verabschiedete dazu 
mehrere Gesetze, es begann – in Ausmaß 
und Tempo unerwartet – ein rasanter Aus-
bau des Betreuungsangebots für unter 
3-Jährige. Diese Dynamik stellte alles in 
den Schatten, was zuvor in der Entwicklung 
der Kinderbetreuung in Deutschland zu 
beobachten war. Gab es vor zehn Jahren, 
also 2002, deutschlandweit im U3-Bereich 
gerade mal 191.000 Plätze (davon allein 
109.000 im Osten, ohne Berlin), waren es 
im März 2011 zusammen bereits 517.000 
Kinder unter drei Jahren, die einen Kita-
Platz hatten. In weniger als zehn Jahren 
wurden damit rund 325.000 U3-Plätze neu 
geschaffen. Das ist eine gewaltige Größen-
ordnung, die alle Beteiligten vor immense 
Herausforderungen gestellt hat.
Das ist noch nicht das Ende der Entwick-
lung. Der Tag der Wahrheit wird der 1. Au-
gust 2013 sein. Dann wird das Wirklichkeit, 
was die Politik 2008 beschlossen hat: dass 
alle Eltern mit einem Kind zwischen einem 

und drei Jahren einen Rechtsanspruch auf 
einen Kinderbetreuungsplatz erhalten.
Wenn man der Politik folgt, sollen bis da-
hin deutschlandweit etwa 780.000 Plätze 
bzw. Plätze für bundesdurchschnittlich 
39 Prozent der Kinder unter drei Jahren zur 
Verfügung stehen, was in Westdeutschland 
einem Durchschnitt von 37 Prozent und in 
Ostdeutschland von immerhin 51 Prozent 
entspricht. Derzeit ist der Westen von sei-
nem Ziel deutlich weiter entfernt als der Os-
ten von den angestrebten 51 Prozent. An-
gesichts der noch fehlenden Plätze bis zu 
diesem Ziel kann man erahnen, in welchem 
Ausbautempo dieses Projekt auf der Zielge-
raden noch vorangetrieben werden muss, 
wenn dieser Plan auch nur annähernd reali-
siert werden soll. Die Ausbaugeschwindig-
keiten der Jahre 2010 und 2011 müssten 
in Westdeutschland deutlich übertroffen 
werden; das Ganze müsste also in eine 
rekordverdächtige Schlussrunde in einem 
ohnehin spektakulären Langstreckenlauf 
münden.
Aber es bleiben weitere Ungewissheiten. 
Auch wenn die Politik das Ausbauprojekt 
so geplant hat, dass von den neu hinzu-
kommenden Plätzen in etwa 70 Prozent 
in Kitas und 30 Prozent in Form von Tages-
pflege geschaffen werden sollen, kann im 

1 Erweiterte Fassung eines Aufsatzes aus Kita aktuell NRW 10/2012.
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Moment niemand sagen, ob der Ausbau 
tatsächlich in diesen Relationen erfolgt, 
zumal ungeklärt ist, welche der beiden For-
men sich Eltern im Falle einer freien Ange-
botsauswahl überhaupt wünschen würden. 
Die zweite Ungewissheit betrifft die tat-
sächliche Nachfrage der Eltern. So war es 
zwar richtig, dass sich die Politik zunächst 
auf die Zielgröße von 750.000 Plätzen bzw. 
35 Prozent bis 2013 verständigt hat. Dies 
war eine wichtige Wegmarkierung, ohne die 
keine vernünftige Planung möglich gewe-
sen wäre. Aber: Ab August 2013 entschei-
det nicht der Anbieter, also der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe, über die Platzzahl, 
sondern die Nachfragenden, d. h. die Eltern 
ein- und zweijähriger Kinder. Deshalb hilft 
einer Kommune die Bundesdurchschnitts-
zahl bei ihrer Planungsverantwortung kei-
nen Schritt weiter, da das U3-Projekt nicht 
in Berlin, sondern in Wattenscheid, Bibe-
rach oder Rüsselsheim, also jeweils vor 
Ort, entschieden wird. Im Endeffekt ist der 
U3-Ausbau kein Top-Down-, sondern ein 
Bottom-Up-Projekt. Jede Stadt und jeder  
Kreis, genauer: jeder Stadtteil und jede 
einzelne Gemeinde muss eigenständig mit 
dem lokalen Bedarf im kleinräumigen Sozi-
alraum klar kommen. 
Damit wird deutlich, dass der „U3-Boom“ 
ein gigantisches Ausbauprojekt ist, dass 

mithin die Frage der Quantität im Augen-
blick ausgesprochen gewichtig ist. Aller-
dings ist dieser Ausbau zugleich in eine 
frühkindliche Bildungsoffensive eingebun-
den, bei der die Kindertagesbetreuung 
stärker denn je als wichtiger Partner des 
öffentlichen Bildungswesens anerkannt 
wird. Auch wird ihr deutlicher als früher 
eine Mitwirkung bei der Gestaltung des 
Aufwachsens und der Bildung der Kinder 
im Lebenslauf zugestanden. Daher bleiben 
mehrere Qualitätsaspekte bedeutsam:

1. Ein markanter Ausdruck der Qualitätsof-
fensive sind die inzwischen in 14 von 
16 Bundesländern eingeführten Sprach-
standserhebungen, die meist im Kinder-
gartenalter bei 3-, 4-, 5-jährigen Kindern 
durchgeführt werden (wenn auch zwi-
schen den Ländern völlig uneinheitlich). 
Allein diese Sprach-Offensive deutet 
darauf hin, dass es beim Kita-Ausbau 
keineswegs nur um Fragen der Betreu-
ung von Kindern geht – den Fragen der 
Qualität und der Wirkung von Bildung, 
Betreuung und Erziehung kommt eben-
falls erhebliche Bedeutung zu, zumal 
dann, wenn bei rund jedem vierten Kind 
Sprachförderbedarf diagnostiziert wird 
(Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2012).
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2. Ein weiterer Qualitätsindikator ist der 
Betreuungsschlüssel, also die rechne-
rische Zahl der Kinder pro Fachkraft. 
Hier kann man festhalten, dass dieser 
zwar trotz U3-Ausbau im Schnitt in al-
len Bundesländern zuletzt besser ge-
worden ist. Exemplarisch für die nach 
wie vor vorhandenen Entwicklungs-
möglichkeiten kann die Entwicklung in 
Thüringen stehen, wo sich beim Perso-
nalschlüssel zwischen März 2010 und 
März 2011 nach Geltung eines neuen 
Landes-Kita-Gesetzes ab Oktober 2010 
ein markanter Trend nach oben zeigt. 
Am Beispiel der Kindergartengruppen 
für die 3- bis 6-Jährigen lässt sich das 
verdeutlichen: Im März 2011 war eine 
thüringische Vollzeit-Erzieherin rechne-
risch für 10,3 Kinder zuständig; ein Jahr 
zuvor, im März 2010, lag diese Relation 
noch bei 11,8. Solche Verbesserungen 
– die in dieser Dimension in Deutsch-
land innerhalb eines Jahres selten sind 
– zeigen sich in ähnlichem Maß in thü-
ringischen Kinderkrippen und in alters-
übergreifenden Gruppen der Kinderta-
geseinrichtungen. Ermöglicht wurde das 
durch ein deutliches Personalwachs-
tum: Im März 2011 gab es in den thü-
ringischen Kindertageseinrichtungen 
13,4 Prozent mehr Beschäftigte als ein 
Jahr zuvor; die Zahl der pädagogischen 
Vollzeitstellen stieg dabei sogar um  
58 Prozent. Solche Zuwächse geben ei-
nen Hinweis auf die personalpolitischen 
Spiel-räume, die die Landesgesetzgeber 
im deutschen föderalen System haben. 
Ganz generell muss man aber dennoch 
konstatieren, dass bei den Personal-
schlüsseln deutschlandweit noch Luft 
nach oben besteht (Rauschenbach 
2012, Statistisches Bundesamt 2011).

3. Schließlich stellt sich die Frage nach der 
Qualität der Kitas selbst. Hier weisen die 
jüngsten Daten aus der NUBBEK-Studie, 
erstellt von einer Forschergruppe um 
Wolfgang Tietze unter Beteiligung des 
DJI, darauf hin, dass die deutschen Kitas 
nach wie vor unter den zugrunde geleg-
ten Qualitätsindikatoren sich eher im 
Mittelmaß wiederfinden, mit wenigen 
Spitzeneinrichtungen einerseits und 
zum Glück auch wenigen richtig schlech-
ten Kitas andererseits. Auch dies muss 
zu weiteren Anstrengungen in Sachen 
Kita-Qualität Anlass geben (Tietze et al. 
2012).

Die	vorenthaltene	Modernisierung

Mit Blick auf das Personal kann man nüch-
tern konstatieren: Die Zahl der pädago-
gisch tätigen Personen in den Kitas hat in 
den letzten Jahren deutlich zugenommen. 
2011 sind in bundesdeutschen Kitas mit 
rund 394.000 Beschäftigten etwa 76.000 
Personen mehr als noch 2006 pä-dago-
gisch tätig. Dies entspricht einem Anstieg 
in fünf Jahren um immerhin fast ein Viertel. 
Eine längerfristig angelegte Perspektive 
gibt wichtige Hinweise auf die Qualitäts-
entwicklung der Personalstruktur in den 
Kitas (hier der Einfachheit halber nur die 
westdeutschen Einrichtungen):

• Verberuflichung: Deutlich an Kontur ge-
wonnen hat das Kita-Personal in seiner 
Zusammensetzung mit Blick auf die Fra-
ge, inwieweit das Personal überhaupt in 
irgendeiner Weise beruflich ausgebildet 
ist, eine Frage, die heute bereits merk-
würdig wirkt. Doch 1974 lag der Anteil 
der dort ohne jeglichen Beruf tätigen 
Personen noch bei rund 30 Prozent, 
heute sind es nur noch etwa 6 Prozent. 
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• Verfachlichung: Mit Blick auf die Frage, 
wie viele der Beschäftigten eine päda-
gogisch einschlägige Ausbildung mit-
bringen, also Fachkräfte im engeren Sin-
ne sind (in aller Regel Erzieherinnen), 
starteten die Kitas 1974 mit 40 Prozent, 
um heute bei immerhin 72 Prozent zu 
landen. Dies kann als positive Qualitäts-
entwicklung verbucht werden.

• Akademisierung: Deutlich anders sieht 
es aus, wenn man als Referenzpunkt 
nach der Akademisierungsquote fragt, 
also nach dem Anteil des Personals, 
das eine Hochschulausbildung vorzu-
weisen hat. Diesbezüglich lag der Anteil 
1974 bei knapp 2 Prozent, um bis 2011 
auf nicht einmal 5 Prozent anzusteigen. 
Nach wie vor ist dieses Arbeitsfeld eine 
„akademikerfreie Zone“.

• Professionalisierung: Wenn man den 
Blick auf jene Gruppe richtet, die eine 
pädagogisch einschlägige Ausbildung 
an Fachhochschulen oder Universi-
täten absolviert hat, dann sieht es 
noch etwas düsterer aus. 1974 waren 
dies 1,3 Prozent, im Jahre 2011 dann 
3,8 Prozent. Auch das ist eine deutliche  
Steigerung – aber auf einem dramatisch 
niedrigen Niveau (Statistisches Bundes-
amt 2011).

Es liegt nahe, die geringen Akademisie-
rungs- und Professionalisierungsquoten 
als Hinweis auf eine dem Arbeitsfeld und 
den dort Tätigen vorenthaltene Moderni-
sierung zu verstehen. Denn die Kitas sind 
die letzte pädagogische Bastion ohne eine 
akademische Grundausrichtung: Erziehe-
rinnen sind das letzte große pädagogische 
Qualifikationsprofil, dem die Weihen einer 
akademischen Ausrichtung und Anerken-
nung verwehrt geblieben sind. Im Unter-
schied dazu lässt sich die Geschichte sämt-

licher Lehramts-Ausbildungen als ein lang 
anhaltender Aufstieg bis zu einer nahezu 
vollständigen Verlagerung an die Univer-
sitäten bilanzieren (mit allen erwünschten 
Nebenwirkungen einer besseren Bezah-
lung, einer schlagkräftigeren Lobby, einer 
höheren Anerkennung, einer größeren Au-
tonomie etc.). 
Auch die Überführung der einstigen Für-
sorger- und Jugendleiterinnen-Ausbildun-
gen zu Diplompädagogik und Sozialarbeit 
– Studiengängen an den Hochschulen 
lässt sich als kontinuierliche Aufwärtsent-
wicklung nachzeichnen, weshalb heute 
alle Felder der Kinder- und Jugendhilfe in 
nennenswertem Umfang hochschulaus-
gebildetes Personal beschäftigen – außer 
den Kitas. Ein solcher Aufstieg wurde dem 
Arbeitsfeld und der Gruppe der einstigen 
„Kindergärtnerinnen“ bis heute vorenthal-
ten, sie wurden bei allen Reformprojekten 
stets „übersehen“ und letzten Endes abge-
hängt. Allerdings haben die Berufsgruppe 
und ihre Interessenvertreter partiell auch 
gar keinen Aufstieg eingefordert; viele sind 
bis heute nicht überzeugt, dass dieser Weg 
sinnvoll ist. 
Dennoch muss man – jenseits der Frage, 
ob Erzieherinnen besser als ihr Ruf sind 
(was ich im Kern bejahen würde) und ihre 
Ausbildung gewissermaßen grundlos auf 
der Fachschulebene festsitzt (was auf mich 
ebenfalls plausibel wirkt) – konstatieren, 
dass das Personal der Kitas das hehre Ziel 
„die Besten für die Jüngsten“ nicht wirklich 
erfüllt.
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Die	prognostizierte	Personalknappheit

Insbesondere wegen des U3-Ausbaus liegt 
es nahe, unter Verwendung empirischer Er-
kenntnisse zu überlegen, ob und wenn ja, 
in welchem Umfang ein Fachkräftemangel 
droht. Wenn man für den August 2013 eine 
Personalbedarfsprognose macht, muss 
man zahlreiche Annahmen treffen (Rau-
schenbach/Schilling 2010). Es beginnt bei 
der Frage, wie viele Kinder es in den jeweili-
gen Jahren geben wird, und geht weiter mit 
der Frage, wie viele Eltern dann tatsächlich 
einen Betreuungsplatz nachfragen. Zudem 
sind Voraussagen dazu nötig, wie viele Er-
zieherinnen bis 2013 in Rente gehen und 
wie viele etwa aus anderen Gründen vor-
zeitig aus dem Arbeitsfeld abwandern. Und 
schließlich gilt es zu klären, wie viele neu 
ausgebildete Fachkräfte bereitstehen und 
wie viele von diesen überhaupt bereit wä-
ren, in einer Kita zu arbeiten. 
Nach den jüngsten Berechnungen, die zu 
all diesen Punkten plausible Annahmen 
treffen, wird im August 2013 in West-
deutschland vermutlich eine Größenord-
nung von 15.000 bis 20.000 ausgebilde-
ten Mitarbeitern fehlen, sofern die Kreise 
und Gemeinden im Schnitt insgesamt die 
37-Prozent-Quote erreichen. 15.000 bis 
20.000 Erzieherinnen und Erzieher – das 
wären fast mehr, als noch im Schuljahr 
2006/07 eine dementsprechende Ausbil-
dung begonnen haben. Gleichzeitig sind 
aber in den Kitas mehr als 300.000 Erzie-
herinnen beschäftigt – was bedeutet, dass 
in Anbetracht dieser Relation von knapp 
20.000 zu weit mehr als 300.000 Beschäf-
tigten das medial gerne propagierte Kata-
strophenszenario „Kita mit Kindern, aber 
ohne Personal“ nicht ganz realistisch ist 
(Schilling 2012).

Allerdings wird es mit ziemlicher Sicherheit 
regional sehr unterschiedliche Effekte ge-
ben. In manchen Regionen – vor allem in 
Ostdeutschland – werden die Einrichtun-
gen von Personalmangel wenig bis nichts 
bemerken; in anderen Regionen, vor allem 
in westdeutschen Metropolregionen, wer-
den die Arbeitgeber in schwierige Situati-
onen geraten – was sich heute schon ab-
zeichnet – und partiell möglicherweise auf 
die Zuwanderung qualifizierten Personals 
aus dem Osten Deutschlands hoffen. 
Die Größenordnung von 15.000 bis 20.000 
fehlenden Personen in den Kitas lässt 
sich jedenfalls in zwei Richtungen aus-
deuten: Zum einen ist sie eine Mahnung 
an die politisch Verantwortlichen, noch 
mehr Engagement bei der Personalrek-
rutierung zu entwickeln. Möglicherweise 
lassen sich die hohen Teilzeit-Quoten der 
Fachkräfte durch angemessene Anreize 
reduzieren; möglicherweise sind auch 
Aussteigerinnen aus früheren Jahren be-
reit, nach Auffrischungskursen wieder in 
einer Kita zu arbeiten. Zum anderen muss 
man aber auch konstatieren, dass diese 
Zahl einen limitierenden Charakter hat. In 
den nächsten Jahren wird man – vor allem 
in Westdeutschland – keine Personalsitu-
ation vorfinden, in der alles Wünschens-
werte machbar sein wird. Es zeichnen 
sich qualitative und personelle Zielkon-
flikte ab, die im Zweifelsfall auch zu uner-
freulichen, zweitbesten Entscheidungen  
führen, etwa bei der Gewinnung zusätzli-
chen Personals, beim Betreuungsschlüs-
sel, bei den Standards, sprich: in den so 
wichtigen Fragen einer im Kern unverzicht-
baren Strukturqualität. Bei diesen Themen 
sind Kontroversen vorprogrammiert.
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Kinderarmut und Inklusion.
Das Bildungspaket als Strategie zur Verringerung von  
Ausgrenzungsmechanismen aus dem schulischen Alltag?

Christiane Meiner

Mit dem Urteil vom 9. Februar 2010 erklärte 
das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) die 
Regelleistungen für arme Kinder im SGB II 
und SGB XII, die ihren materiellen Lebens-
unterhalt absichern sollen, für verfassungs-
widrig. Der Gesetzgeber hatte vernachläs-
sigt, die Leistungshöhe auf der Grundlage 
einer Untersuchung kindlicher Bedürfnisse 
festzulegen, wie es grundgesetzlich gefor-
dert wird. Hingegen hatte er den Kindern 
lediglich einen prozentualen Anteil an den 
erwachsenenspezifischen Geldleistungen 
zugesprochen. Vor diesem Hintergrund 
wurde der Gesetzgeber aufgefordert, seine 
Regelungen zu überarbeiten insbesondere 
auch mit Blick auf die bis dahin unbeach-
tete Dimension der Bildung. Seit dem 1. 
Januar 2011 haben Eltern nun Anspruch 
auf diverse bildungsbezogene Unterstüt-
zungsleistungen für ihre Kinder, die im sog. 
Bildungs- und Teilhabepaket zusammenge-
fasst sind. Neben den Sozialgeld- (SGB II) 
und Sozialhilfe-(SGB XII)Empfängern be-
sitzen auch Kinderzuschlags- und Wohn-
geldbezieher diese Leistungsberechtigung. 
Die genannten Gruppen zählen unter An-
wendung der europäischen Armutsgrenze 
(60  % des Medianeinkommens des jewei-
ligen Heimatlandes) zumeist zum Kreis der 
von Armut Betroffenen. Das Bildungspaket 
hat damit auch die Aufgabe einen Beitrag 

zur Verringerung der Folgen von Kinderar-
mut zu leisten.
Fraglich bleibt, inwieweit das Bildungs- 
und Teilhabepaket tatsächlich seinem ei-
genen Anspruch gerecht werden kann, „[...] 
die materielle Basis für die Chancenge-
rechtigkeit der Kinder und Jugendlichen im 
Grundsicherungsbezug bereit[zu]stellen, 
die nachhaltige Überwindung von Hilfebe-
dürftigkeit durch Bildung [zu] ermöglichen 
und für die Beendigung gesellschaftlicher 
Exklusionsprozesse [zu] sorgen.“ (Len-
ze 2011b, S. 17) Dieser Problematik soll 
nachfolgend mit Blick auf die differenten 
Auswirkungen von finanzieller Unterversor-
gung nachgegangen werden. Dazu werden 
in einem ersten Schritt die Inhalte des Bil-
dungs- und Teilhabepakets zusammenfas-
send dargestellt. Nachfolgend werden die 
Einflussfaktoren auf die Bewältigung von 
finanzieller Unterversorgung diskutiert. Auf 
dieser Grundlage können in einem dritten 
Schritt verschiedene Armutstypen vorge-
stellt werden. Diese dienen im vierten Ka-
pitel zusätzlich zu der kritischen Überprü-
fung des Bildungs- und Teilhabepakets der 
Diskussion, inwieweit das Bildungs- und 
Teilhabepaket zu einer Verbesserung der 
Bildungschancen von armen Kindern und 
einer Verringerung von Exklusionsprozes-
sen beitragen kann.
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1.	 Das	Bildungs-	und	Teilhabepaket		
im	Rahmen	der		
Existenzsicherungsleistungen

Das Bildungs- und Teilhabepaket gilt als 
Teilleistung zur Sicherung des soziokul-
turellen Existenzminimums von Kindern, 
deren Eltern den Lebensunterhalt ihrer Kin-
der nicht selbständig zu sichern im Stande 
sind. Nach dem aktuellsten Existenzmini-
mumbericht der Bundesregierung beträgt 
die Höhe des Existenzminimums im Jah-
re 2012 für Kinder 584 € (vgl. Deutscher 
Bundestag 2011, S. 5). Familien, die diese 
Mittel nicht aus eigenen Kräften für ihre 
Kinder aufbringen können, besitzen einen 
Anspruch auf sog. Existenz- oder Grund-
sicherungsleistungen. Auf der gesetzli-
chen Grundlage des SGB II, des SGB XII, 
des AsylbLG und des BAföG werden ihnen 
finanzielle Hilfen auf oder (knapp) unter-
halb dieser Grenze zugesichert. Die Leis-
tungshöhe für Sechs- bis unter 15-Jährige 
im SGB II und SGB XII beträgt 251 €. Hinzu 
kommen die tatsächlichen Kosten der Un-
terkunft und Heizung. Im AsylbLG werden 
Kindern Sach- und Geldleistungen von 
238 € sowie die tatsächlichen Kosten der 
Unterkunft und Heizung zugestanden. Kin-

der, die von BAföG-Leistungen abhängig 
sind, wird ein Betrag von insgesamt 297 € 
zugesichert.
Darüber hinaus erhalten Kinder, die An-
sprüche im SGB II, SGB XII, § 6a BKGG, 
WoGG und im AsylbLG1 geltend machen 
können, zusätzliche Leistungen durch das 
Bildungs- und Teilhabepaket. Dieses setzt 
sich zusammen aus insgesamt sechs Ein-
zelleistungen: 
(1) Die Kosten für eintägige Schulausflüge 

und mehrtägige Klassenfahrten werden 
in tatsächlicher Höhe übernommen (vgl. 
§ 28 Abs. 2 SGB II; § 34 Abs. 2 SGB XII). 

(2) Für den sog. persönlichen Schulbe-
darf wie Schulranzen oder -rucksack, 
Sportzeug sowie Schreib-, Rechen- und 
Zeichenmaterialien werden insgesamt 
100 € pro Schuljahr ausgezahlt (vgl. 
§ 28 Abs. 3 SGB II; § 34 Abs. 3 SGB XII). 

(3) Eine Übernahme der tatsächlichen Auf-
wendungen für die Schülerbeförderung 
wird – unter speziellen Voraussetzun-
gen – gewährt (vgl. § 28 Abs. 4 SGB II; 
§ 34 Abs. 4 SGB XII). 

(4) Über die Anspruchsgrundlage der § 28 
Abs. 5 SGB II; § 34 Abs. 5 SGB XII kön-
nen die Kosten für die sog. außerschuli-
sche Lernförderung erstattet werden.

1 Hier müssen jedoch spezielle Voraussetzungen erfüllt sein.
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(5) Um eine Teilnahme an einer in schuli-
scher Verantwortung angebotenen Mit-
tagsverpflegung zu gewähren, können 
die Leistungsberechtigten Mehrbedarfe 
beantragen (vgl. § 28 Abs. 6 SGB II; § 34 
Abs. 6 SGB XII). 

(6) Für außerschulische Bildungsaktivitäten 
(Musikunterricht, Mitgliedschaften in 
Vereinen in den Bereichen Sport, Spiel, 
Kultur und Geselligkeit sowie vergleich-
bare Kurse oder Aktivitäten kultureller 
Bildung und die Teilnahme an Freizeiten) 
wird ein monatlicher Höchstbetrag von 
insgesamt zehn Euro (vgl. § 28 Abs. 7 
SGB II; § 34 Abs. 7 SGB XII) in Form von 
Direktzahlungen oder Gutscheinen2 ge-
währt.

2.	 Einflussfaktoren	auf	die	Bewältigung	
von	Armutslagen	bei	Kindern	und	ihren	
Familien

Familien, die Existenzsicherungsleistungen 
beziehen, sind nicht in jedem Falle erwerbs-
los, auch können sie über ein Einkommen 
verfügen, das durch staatliche Transferzah-
lungen aufgestockt werden muss, damit 
sie das soziokulturelle Existenzminimum 
erreichen. Folglich setzt sich das monatlich 
verfügbare Einkommen armer Haushalte 
nicht nur aus Existenzsicherungsleistun-
gen zusammen, sondern in vielen Fällen 
auch zu verschiedenen Teilen aus Erwerbs-
einkommen, aus staatlichen oder privaten 
Transferleistungen, aus Einnahmen durch 
Zinsen sowie aus Vermietung oder Verkauf. 
Vor diesem Hintergrund wird deutlich, dass 
es sich bei Transferleistungsempfängern 
nicht nur um arbeitslose Haushalte han-
delt, sondern auch um Familien, die aus 
unterschiedlichen Gründen auf existenz-

sichernde Transferleistungen angewiesen 
sind. Dies trifft beispielsweise bei Krank-
heit zu, weil sie in prekären Beschäfti-
gungsverhältnissen angestellt sind oder 
weil sie sich noch in Ausbildung befinden. 
All diese Formen bergen verschiedene Be-
lastungssituationen für die im Haushalt le-
benden Kinder. Dabei gilt es nach der Fest-
stellung einer Armutssituation, das heißt 
einer finanziellen Unterversorgungslage in 
einer Familie, den Blick auf weitere Lebens-
lagen auszuweiten und somit auch das Be-
wältigungsverhalten der Eltern. Zudem sind 
weiterhin die Folgen für die Kinder und ihre 
Bewältigungsstrategien zu untersuchen, 
um anschließend aufzeigen zu können, in-
wieweit sozialpolitische Maßnahmen – wie 
im vorliegenden Falle das Bildungs- und 
Teilhabepaket – zur Verbesserung der Le-
benslagen dieser Kinder beitragen können. 
Die Effekte des heterogenen Umgangs mit 
finanziellen Unterversorgungslagen lassen 
sich in den verschiedenen Lebenslagenbe-
reichen (z. B. Wohnen, Freizeit, Ernährung, 
Gesundheit, Bildung, soziale Teilhabe) er-
kennen. Gleichzeitig werden Benachteili-
gungen innerhalb der Dimensionen sowohl 
von Eltern als auch von Kindern durch dif-
ferentes Verhalten auszugleichen versucht 
(vgl. dazu Hock et al. 2000a, S. 134–136 
und Richter 2000). 
Grundlegend konnte im Rahmen der AWO-
ISS-Studie bezüglich des Bewältigungsver-
haltens von Eltern festgestellt werden, dass 
dieses „von ihren personalen Ressourcen, 
ihrer Biografie, vom Umfang und der Dau-
er der Armutssituation, aber auch von der 
Perspektive oder schlicht: der Hoffnung, 
Erfolge in ihren Bemühungen zu sehen und 
eine bessere Zukunft zu erreichen“ (Hock 
et al. 2000a, S. 135) abhängt. Darüber 

2 Diese Leistungsform findet auch bei den Schulausflügen, der Lernförderung und der Mittagsverpflegung Anwendung.
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hinaus bewältigen Eltern eine neu eintre-
tende Armutssituation vornehmlich durch 
Einschränkungen ihrer eigenen Interessen, 
was zumeist in ein hohes Maß an Unzufrie-
denheit, Stress und Sorgen mündet. Erst 
wenn die familiäre Situation von diesen 
Faktoren dominiert wird, ergeben sich ne-
ben den materiellen Einschränkungen auch 
erkennbare Auswirkungen, negative Folgen 
bei den Kindern (vgl. Hock et al. 2000a,  
S. 135). 
Neben den dargestellten Einflussfaktoren 
wird das kindliche Bewältigungsverhalten 
auch durch ihr Alter, ihren Entwicklungs-
stand und ihre persönlichen Ressourcen 
sowie ihre eigenen Einstellungen und Hal-
tungen mitbestimmt (vgl. Hock et al. 2000a, 
S. 15; Betz 2008, S. 16; Richter 2000).
Weiterhin ist die kindliche und familiä-
re Lebenssituation vom Grad des Einge-
bundenseins in soziale Netzwerke (ver-
wandtschaftlich, freundschaftlich und 
institutionell) sowie den vorherrschenden 
gesellschaftlichen Rahmenbedingungen 
bestimmt. Durch die sozialen Netzwerke 
werden den Eltern öffentliche und private 
Unterstützungsleistungen beispielsweise 
in Form von emotionalem Beistand, mate-
riellen und/oder immateriellen Hilfen ge-
boten (vgl. Hock et al. 2000a, S. 16–17). 
Maßgeblichen Einfluss auf die familiäre 
(Armutsbewältigungs-)Situation nehmen 
beispielsweise derartige gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen, wie die Höhe der 
Löhne und Gehälter, das Vorhandensein 
von Arbeitsplätzen, die bestehende Infra-
struktur, die Verfügbarkeit und die Möglich-
keit der Inanspruchnahme von Kita-Plätzen, 
Beratungsangeboten, Gesundheitsdiens-
ten und Freizeiteinrichtungen (vgl. Hock et 
al. 2000a, S. 16–17).
Diese Vielzahl an Einflussfaktoren auf die 
familiäre und kindliche Lebenssituation, 

die jeweils in unterschiedlicher Intensität 
auftreten, macht deutlich, dass sich Armut 
im Sinne einer finanziellen Unterversor-
gungslage auf die weiteren Lebenslagen-
bereiche nicht in gleicher Weise auswirkt. 
Bei Familien, die in Armut leben, kann 
folglich nicht von einem „Protoarmutstyp“ 
gesprochen werden. Vielmehr ist davon 
auszugehen, dass differente Umgangs- und 
Bewältigungsmuster von Armut bestehen. 
Meier/Preuße/Sunnuns (2003) konnten 
genau dies, durch ihre qualitative Untersu-
chung von Haushalten, die in finanzieller 
Deprivation leben, aufzeigen. Zu gleichen 
Erkenntnissen kommen auch die Autoren 
der AWO-ISS-Studie (Hock et al. 2000a), 
die sich jedoch vordergründig auf Kinder 
in von Armut betroffenen Haushalten kon-
zentrieren und vor diesem Hintergrund zu 
einer differenten Kategorisierung gelangen. 
Zudem nehmen sie keine so dezidierte Dar-
stellung der Armutstypen wie Meier/Preu-
ße/Sunnus vor, ihre Stichprobe ist geringer 
und sie gehen mehr auf außerfamiliäre As-
pekte, wie Netzwerke und Rahmenbedin-
gungen ein als Meier/Preuße/Sunnus, die 
sich vermehrt mit der Situation im Haushalt 
sowie den Lebenslagedimensionen ausei-
nandersetzen. Daher konzentriert sich die 
nachfolgende Untersuchung vornehmlich 
auf die Ergebnisse der Studie von Meier/
Preuße/Sunnus. 

3.	 Familiäre	Bewältigungsmuster	bei		
finanziellen	Unterversorgungslagen	

Meier/Preuße/Sunnus (2003) gelangen 
durch ihre Untersuchung zu einer Unter-
teilung der Haushalte in vier Armutstypen. 
Dabei handelt es sich um die ‚verwalteten 
Armen‘, die ‚erschöpften Einzelkämpfer‘, 
die ‚ambivalenten Jongleure‘ und die ‚ver-
netzten Aktiven‘. 
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Die ‚verwalteten Armen‘ zeichnen sich ins-
besondere durch langjährig andauernde 
Arbeitslosigkeit (v. a. über mehrere Gene-
rationen hinweg) und sehr geringe Alltags-
kompetenzen aus. Sie verlieren immer mehr 
die Fähigkeit ihren Tag zu strukturieren, das 
heißt morgens zu einem bestimmten Zeit-
punkt aufzustehen, einer Erwerbstätigkeit 
oder Ausbildung nachzugehen und für die 
verbleibende Zeit des Tages alle weiteren 
Termine zu planen (vgl. Meier et al. 2003, 
S. 337). Kinder dieser Eltern stehen vor 
der Herausforderung ihren vorstrukturier-
ten Tag größtenteils allein bewältigen zu 
müssen. Die Eltern achten oft nicht darauf, 
dass ihre Kinder pünktlich aufstehen und 
im Unterricht erscheinen. Die Kinder be-
reiten im besten Fall ihr Frühstück und ihre 
Schulbrote selbst zu. Zudem sind die Eltern 
dieses Armutstyps „weder mental noch all-
tagspraktisch in der Lage, ihren Kindern 
Daseinskompetenzen wie Bindungs- und 
Konfliktfähigkeit, Durchhaltevermögen, 
emotionale Stabilität oder haushälterische 
Grundkompetenzen zu vermitteln. Selbst 
bei gutem Willen besteht eine ausgeprägte 
Hilflosigkeit, den Kindern zum Schulerfolg 
zu verhelfen, was ... [durch] die problemati-
schen elterlichen Schul- und Ausbildungs-
karrieren“ (Meier et al. 2003, S. 331) be-
dingt ist. Es kann vermutet werden, dass es 
sich bei den ‚verwalteten Armen‘ vornehm-
lich um SGB II-BezieherInnen handelt, die 
größtenteils bereits vor der Hartz-Reform 
von Arbeitslosen- und/oder Sozialhilfe ab-
hängig waren.
Unter dem zweiten Armutstyp werden die-
jenigen Familien zusammengefasst, die 
trotz Erwerbstätigkeit die Armutsgrenze 
nicht überschreiten. Meier/Preuße/Sun-
nus bezeichnen diese als die „erschöpften 
Einzelkämpfer“. Sie stehen vor der beson-
deren Herausforderung, neben ihrer – in 

den meisten Fällen vorhandenen – Voll-
zeitbeschäftigung auch die familiären und 
haushaltsbezogenen Aufgaben zu erfüllen 
sowie gleichzeitig mit den geringen finan-
ziellen Mitteln zu wirtschaften. Teilweise 
wird diese Situation noch erschwert durch 
im Haushalt lebende pflegebedürftige Fa-
milienmitglieder. Aufgrund des Erwerbstä-
tigenstatusses erhalten sie darüber hinaus 
keine oder nur in seltenen Fällen Vergüns-
tigungen bei Gebühren oder Eintrittsprei-
sen, weswegen sie letztlich im Vergleich 
zu Transferleistungsempfängern mit einer 
noch geringeren ökonomischen Ausstat-
tung zurechtkommen müssen. Von offizi-
eller Seite (insbesondere den zuständigen 
Ämtern) fühlen sie sich oft allein gelassen, 
da diese ihnen in der Regel keine oder un-
angemessene Angebote unterbreiten (vgl. 
Meier et al. 2003, S. 332). So genügen 
einer alleinerziehenden Mutter, die als 
Verkäuferin tätig ist, beispielsweise kei-
ne Betreuungsangebote, die ihr lediglich 
Montag bis Freitag von acht bis siebzehn 
Uhr zur Verfügung stehen. Weiterhin er-
gibt sich für die Betroffenen aufgrund der 
Mehrfachbelastungen im beruflichen und 
familiären Alltag ein erhöhter psychischer 
Stress, der sich auch auf das Familienklima 
auswirken kann (vgl. Walper 1999, S. 327). 
Die individuellen und partnerschaftlichen 
Belastungen können zu Beeinträchtigun-
gen im Erziehungsverhalten führen. Dies 
zeigt sich zum Beispiel in einer ungenügen-
den Wahrnehmung der kindlichen Bedürf-
nisse, einem unzureichenden elterlichen 
Ansprechen der verbalen und nonverbalen 
kindlichen Äußerungen, einem „mangeln-
den Eingehen auf kindliche Aktivitäten und 
deren unzureichende förderliche Unterstüt-
zung sowie als willkürliche, hart strafende 
Erziehungsform“ (Weiß 2000, S. 59). Mit 
Blick auf den Bezug staatlicher Transferleis-
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tungen ist für diesen Armutstyp zu vermu-
ten, dass sie über das WoGG und den § 6a 
BKGG (Kinderzuschlag) Ansprüche geltend 
machen können, dies aber beispielsweise 
aus Unwissenheit, Scham, mangelnder Zeit 
nicht in allen Fällen tun (vgl. BMFSFJ 2008, 
S. 13). Es handelt sich hierbei um Leistun-
gen, die auf die Beibehaltung einer (niedrig 
entlohnten) Erwerbstätigkeit zielen und da-
her gering über dem staatlich festgesetzten 
Existenzminimum liegen (vgl. Kokemoor 
2010, S. 187). Vor diesem Hintergrund 
sind in der nachfolgende Untersuchung so-
wohl die EmpfängerInnen als auch die an-
spruchsberechtigten Nicht-BezieherInnen 
zu berücksichtigen und die damit verbun-
denen Folgen differenziert zu behandeln.
Charakteristisch für den dritten Armutstyp 
– die ‚ambivalenten Jongleure‘ – sind die 
sequenziellen Armutserfahrungen, die vor- 
wiegend aufgrund risikobehafteter Ent-
scheidungen entstehen, zum Beispiel 
durch die Anmietung einer teuren Wohnung 
kurz vor Ende eines befristeten Arbeitsver-
hältnisses oder durch die Aufnahme eines 
Kredites ohne die finanziellen Verpflich-
tungen für die Zukunft gründlich zu durch-
denken. Sie verdrängen mögliche negative 
Konsequenzen oder hoffen auf eine positi-
ve Entwicklung. Die ‚ambivalenten Jongleu-
re‘ treffen demnach Entscheidungen, die 
üblicherweise als unvernünftig bezeichnet 
werden, weshalb sich aus einer einst posi-
tiven eine negative Situation entwickelt hat 
(vgl. Meier et al. 2003, S. 334). Charakte-
ristisch für diesen Armutstyp ist weiterhin, 
dass sie trotz großer finanzieller Schwie-
rigkeiten keine professionelle Hilfe (v. a. 
Schuldnerberatungsstellen) in Anspruch 
nehmen. Die materiellen Probleme führen 
bei den Betroffenen zusätzlich zu starken 
psychischen Belastungen (vgl. Meier et al. 
2003, S. 301–302). Dies wirkt sich  wie 

bei den ‚verwalteten Armen‘ – gerade auch 
durch innerfamiliäre Spannungen und Kon-
flikte, die auch das Erziehungsverhalten 
beeinflussen können, aus. Sie besitzen 
aber grundlegende Alltagskompetenzen, 
wie Eigenverantwortlichkeit, Wahrneh-
mung der Bedürfnisse ihrer Kinder oder 
auch geeignete Alltagsstrukturen für die 
Versorgung des Haushaltes. Ihnen fehlt 
jedoch das vorausschauende Denken, um 
Konsequenzen ihres Handelns realistisch 
einzuschätzen (vgl. Meier et al. 2003,  
S. 309). Auf der Grundlage der dargestell-
ten Merkmale ist zu vermuten, dass die 
‚ambivalenten Jongleure‘, sofern sie sich in 
einer Armutssituation befinden, im ersten 
Jahr nach Eintritt der finanziellen Unterver-
sorgungslage von Arbeitslosengeld I leben 
und anschließend – aber zumeist nur über 
einen kurzen Zeitraum – von SGB II-Leistun-
gen abhängig sind.
Bei den ‚vernetzten Aktiven‘ handelt sich 
meist um alleinerziehende Mütter, die noch 
studieren oder über ein abgeschlossenes 
Studium verfügen, aber (noch) keine exis-
tenzsichernde Erwerbstätigkeit besitzen. 
Trotz teilweise schwerer persönlicher Ent-
täuschungen versuchen sie den Alltag mit 
ihren Kindern bestmöglich zu gestalten. 
Sie sind in ein unterstützendes familiäres 
Netzwerk eingebunden und/oder nutzen 
institutionelle Hilfen selbstbewusst und 
integrieren diese aktiv in ihren Alltag. Dies 
rührt vornehmlich auch daher, dass die 
‚vernetzten Aktiven‘ stabile Persönlichkei-
ten mit starkem Selbstbewusstsein und 
hohem Energiepotenzial sind, die vielfäl-
tige Daseins- und Alltagskompetenzen be-
sitzen (vgl. Meier et al. 2003, S. 335). Sie 
kennen ihre sozialrechtlichen Ansprüche 
zur Verbesserung ihrer Situation und nut-
zen die Möglichkeiten in vollem Umfang. 
Scheitern sie an einer Stelle, nutzen sie 



56

andere Wege (z. B. Frauenbeauftragte oder 
KommunalpolitikerInnen), um ihre Zie-
le zu erreichen (vgl. Meier et al. 2003, S. 
302–303). Darüber hinaus unterstützt sie 
ihr Netzwerk sowohl durch direkte Geldleis-
tungen sowie Sach- und Dienstleistungen, 
wie zum Beispiel verlässliche und regelmä-
ßige Betreuung der Kinder oder die kosten-
lose Mitbenutzung eines PKW. Fällt jedoch 
eine einzige (familiäre) Bezugsperson (z. B. 
durch Tod oder Krankheit) aus ihrem Arran-
gement aus, ist die bestehende Alltagsbe-
wältigung bedrohlich gefährdet (vgl. Meier 
et al. 2003, S. 303–304). Aufgrund ihres 
Ausbildungsstatus bleibt anzunehmen, 
dass es sich bei dieser Personengruppe um 
BezieherInnen von Leistungen nach dem 
BAföG handelt. Haben sie ihr Studium be-
reits abgeschlossen, empfangen sie aller 
Voraussicht nach SGB II-Leistungen.
Zusammenfassend kann anhand dieser 
Typenbildung gezeigt werden, dass ma-
terielle Unterversorgungen im Sinne von 
Armutsbetroffenheit nicht zu gleichen Kon-
sequenzen für alle Familien und ihre Kinder 
führt. Je nach individuellen und netzwerk-
spezifischen Ressourcen kommt es zu kei-
nen bis hin zu sehr starken Auswirkungen 
auf die verschiedenen Lebenslagen. Es gilt 
folglich eine differenzierte Betrachtung der 
Auswirkungen auf alle Bereiche vorzuneh-
men und dabei die familienspezifischen 
Besonderheiten zu beachten. 
Darüber hinaus konnte festgestellt wer-
den, dass die vier Armutstypen nicht aus-
schließlich von denselben Transferleistun-
gen zur Sicherung des Lebensunterhaltes 
abhängig sind, sondern vornehmlich von 
unterschiedlichen. Zudem fällt bei genau-
er Betrachtung auf, dass Leistungsemp-
fängerInnen nach dem AsylbLG und dem 
SGB XII nicht in die Armutstypen einzuord-
nen waren. Für die Asylbewerberleistungs-

bezieherInnen ist dies damit begründbar, 
dass Meier/Preuße/Sunnus diese Gruppe 
bewusst aus ihrer Untersuchung ausge-
schlossen haben (vgl. Meier et al. 2003, 
S. 159–160). Diese Gruppe wird jedoch in 
der AWO-ISS-Studie aufgegriffen und als ei-
genständiger Armutstyp beschrieben. Ihre 
Besonderheiten bestehen darin, dass ihre 
gesamte Lebenssituation von ihrem unsi-
cheren Aufenthaltsstatus bestimmt wird. 
Zum Zeitpunkt der Untersuchung lag die 
Höhe der Unterstützungsleistungen noch 
weit unter denen anderer ökonomisch de-
privierter Gruppen. Seit dem BVerfG-Urteil 
aus dem Jahre 2012 (BVerfG, Urteil vom 
18.07.2012) erhalten sie vorübergehend 
zumindest annähernd die gleichen Regel-
leistungen wie andere Existenzsicherungs-
leistungsempfängerInnen. Aufgrund der 
nicht vorhandenen Arbeitserlaubnis kön-
nen sie jedoch nicht selbst zur Sicherung 
ihres notwendigen Lebensunterhaltes bei-
tragen. Zusätzlich zwingt sie die Angst vor 
einer drohenden Ausreise zum Sparen, um 
die damit verbundenen Kosten tragen zu 
können. Diese permanente Unsicherheit 
wirkt sich negativ auf die Eltern aus und 
kann üblicherweise auch vor den Kindern 
nicht verborgen gehalten werden. Die man-
gelnden Kenntnisse der deutschen Sprache 
und Kultur erlauben es ihnen kaum, ihren 
Kindern gerade im Bildungsbereich behilf-
lich zu sein. Institutionelle Unterstützung 
erhalten sie, wenn überhaupt, dann nicht 
in dem Maße, wie sie es tatsächlich benöti-
gen. Trotz der massiven Problemlagen wei-
sen die Asylbewerberleistungsempfänge-
rInnen sehr gute Alltagskompetenzen v. a. 
auch im Umgang mit den äußerst geringen 
finanziellen Mitteln auf.
Eine Einordnung der SGB XII-EmpfängerIn-
nen in einen der beschriebenen Armutsty-
pen erscheint problematisch. Bei den 
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Leistungsberechtigten handelt es sich um 
Personen, „die ihren notwendigen Lebens-
unterhalt nicht oder nicht ausreichend aus 
eigenen Kräften und Mitteln, insbesonde-
re aus ihrem Einkommen und Vermögen, 
bestreiten können“. (§ 19 Abs. 1 SGB XII) 
Dabei handelt es sich vorwiegend um er-
werbsgeminderte Personen, d. h. um die-
jenigen, die nicht mehr als drei Stunden 
am Tag arbeiten können (vgl. Wahrendorf 
2010, Rn. 21) oder wegen ihres Alters kei-
ner Erwerbstätigkeit mehr nachgehen, aber 
ihre Einkünfte zu gering sind, um ihr so-
ziokulturelles Existenzminimum abschlie-
ßend sichern zu können. Aufgrund der zu 
geringen Kenntnisse über die Alltagsbe-
wältigung und Lebenssituation dieser Fa-
milien, da sie in den vorliegenden Studien 
keine Beachtung finden, wird diese Gruppe 
nachfolgend ausgeschlossen. Statistische 
Untersuchungen zur Empfängerquote von 
Kindern zeigen einen sehr geringen Anteil 
SozialhilfebezieherInnen unter den Kin-
dern (ca. 0,2  % der Altersgruppe), so dass 
hier lediglich eine kleine Gruppe vernach-
lässigt werden muss.

4.	 Das	Bildungs-	und	Teilhabepaket	als		
Strategie	gegen	(bildungsbezogene)		
Chancenungleichheit	und	zur		
Verringerung	von	Exklusionsprozessen	
von	armen	Kindern

Im Folgenden dient das Bildungs- und Teil-
habepaket der Veranschaulichung, mit wel-
chen Beeinträchtigungen und Problemen 
Kinder aus finanziell deprivierten Haushal-
ten umgehen müssen. Diese werden zum 
einen auf die verschiedenen Armutstypen 
bezogen und die Logik ihrer spezifischen 
Verhaltensweisen erfasst. Zum zweiten 
wird der Versuch unternommen, anhand 
dieser Typen zu untersuchen, inwieweit ge-

sellschaftliche Exklusionsprozesse vermie-
den und die Chancengleichheit der Betrof-
fenen tatsächlich durch das Bildungs- und 
Teilhabepaket im Vergleich zu nicht-armen 
Kindern verbessert werden kann. An einzel-
nen Stellen wird außerdem aufgezeigt, mit 
welchen Möglichkeiten und Schwierigkei-
ten Schule und LehrerInnen dabei umge-
hen müssen.
Ausgehend vom Bildungs- und Teilhabepa-
ket werden diese Fragen diskutiert. Dabei 
folgt die Darstellung der sechs Maßnah-
men nicht der gesetzlichen Reihenfolge. 
Sie werden vielmehr nach ihrem – durch 
den Gesetzgeber als vordergründig be-
werteten – Ziele: (1) der Verbesserung der 
Bildungschancen und (2) der Teilhabe am 
sozialen und kulturellen Leben in der Ge-
meinschaft geordnet. Mit der Logik des 
Gesetzgebers sind diese sechs Leistungen 
anzusehen als die materiellen Grundbe-
dürfnisse von Kindern im Bereich Schule. 
Wegen des abschließenden Leistungska-
taloges muss davon ausgegangen werden, 
dass der Gesetzgeber keine weiteren Mög-
lichkeiten zur materiellen Verbesserung der 
Bildungssituation und Chancengleichheit 
für finanziell unterversorgte Kinder (an)er-
kennt. 

4.1 Verbesserung der Bildungschancen

Zur Erhöhung der bildungsbezogenen 
Kompetenzen und Fähigkeiten stehen den 
Anspruchsberechtigten die drei Unterstüt-
zungsleistungen (1) der persönliche Schul-
bedarf (100 € pro Schuljahr für die materi-
elle Basisausstattung), (2) die Übernahme 
von Kosten für die Schülerbeförderung und 
(3) die Lernförderung – im allgemeinen 
Sprachgebrauch auch als Nachhilfe be-
zeichnet – zur Verfügung.
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Der persönliche Schulbedarf
Im Rahmen des persönlichen Schulbedar-
fes werden jeweils zu Beginn des Schul-
jahres 70 € und am Anfang des zweiten 
Schulhalbjahres 30 € für die Ausstattung 
der SchülerInnen mit Materialien für den 
Schulalltag (z. B. Schultasche, zusätzliche 
Bekleidung und Materialien für spezielle 
Fächer, Papier und Schreibgeräte) ausge-
zahlt. Diese Leistung muss nicht zusätzlich 
beantragt werden, sondern wird jeweils in 
dem Monat, in dem das Schul(halb)jahr 
beginnt, gemeinsam mit dem Regelbedarf 
ausgezahlt. Bereits im Jahre 2009 wurde 
genau diese Leistung als Schulstarterpaket 
im Rahmen des Konjunkturpaketes II einge-
führt. Mit der Gesetzesreform im Jahre 2011 
ist diese als Teilleistung in das Bildungs- 
und Teilhabepaket aufgenommen worden. 
Neu ist nun aber, dass im Rahmen der Re-
gelbedarfsüberprüfung die bisher enthal-
tenen Ausgaben von monatlich 8,33 € für 
schulbezogene Positionen gestrichen wur-
den (vgl. Lenze 2011c, S. 373), wodurch 
eine materielle Schlechterstellung der leis-
tungsberechtigten Kinder im Vergleich zu 
den vorherigen Regelungen herbeigeführt 
wurde. Inwieweit es dadurch zu einer Ver-
schlechterung der Ausstattung mit Schul-
materialien bei diesen Kindern kommt, wird 
sich zukünftig zeigen. Zwar ist die Höhe des 
Kinderregelsatzes trotz Streichungen von 
Ausgabepositionen aus dem Regelbedarf 
nicht gemindert worden, somit liegt die 
Regelleistungshöhe für Kinder aktuell über 
dem errechneten Betrag. Eine Erhöhung 
und Anpassung an die Inflation soll aber 
erst dann erfolgen, wenn die Preise so weit 
gestiegen sind, dass eine Unterdeckung der 
Bedarfe vorliegt (vgl. Lenze 2011d, S. 8). 
Fraglich bleibt weiterhin, ob diese 100 € 
pro Schuljahr den tatsächlichen Bedarf 
decken. Das BVerfG wies in seinem Urteil 

explizit darauf hin, dass der Gesetzgeber 
diesen empirisch zu ermitteln habe (vgl. 
BVerfG, Urteil vom 09.02.2010, Rn. 203), 
was dieser bisher noch nicht umgesetzt 
hat. Mit dieser ausdrücklichen Aufforde-
rung werden die Zweifel des BVerfGs über 
die tatsächliche Bedarfsdeckung dieser 
unbegründet gesetzten Leistungshöhe 
deutlich. Demgegenüber argumentiert der 
Gesetzgeber, dass die Erfahrungen der 
LehrerInnen gezeigt haben, dass „die Aus-
stattung der SchülerInnen im Bezug exis-
tenzsichernder Leistungen nicht hinter der 
Ausstattung ihrer Altersgenossen zurück-
bleibt. Es ist von einer ganz überwiegend 
zweckentsprechenden und verantwor-
tungsvollen Verwendung der Leistungen 
auszugehen.“ (Deutscher Bundestag 2010, 
S. 107) Bezüglich der materiellen Basis-
ausstattung der Kinder kann damit ausge-
sagt werden, dass sie in der Praxis über-
wiegend gegeben ist und keine Differenzen 
zwischen armen und nicht-armen Kindern 
vorliegen. Gleichzeitig sind damit auch in-
nerhalb der Armutstypen keine Unterschie-
de zu vermuten. Fraglich bleibt jedoch, ob 
die Leistungshöhe den tatsächlichen Be-
darf abdecken kann oder ob arme Familien 
dafür bei anderen Bedarfen Einsparungen 
vornehmen.

Die Schülerbeförderung
Kosten für die Schülerbeförderung werden 
in den Bundesländern in der Regel nur 
bis zum Ende der Sekundarstufe (Sek.) 1 
bezuschusst oder übernommen. Um Kin-
dern aus Leistungsbezieherhaushalten 
den Zugang zu Gymnasien nicht aufgrund 
fehlender finanzieller Mittel für die schul-
bedingten Fahrtkosten zu verwehren, wer-
den nun die tatsächlichen Aufwendungen 
unter speziellen Voraussetzungen über-
nommen. Für Kinder in der Sek. 1, die le-
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diglich einen Kostenzuschuss erhalten, 
besteht die Möglichkeit einer Erstattung 
der gesamten Kosten. Eine Anspruchsbe-
rechtigung liegt dann vor, wenn die Kinder 
die nächstgelegene Schule des gewählten 
Bildungsganges nutzen, sie tatsächlich auf 
kostenpflichtige Verkehrsmittel aufgrund 
der Entfernung angewiesen sind, nicht be-
reits Dritte die Ausgaben übernehmen und  
die Kosten nicht aus dem Regelbedarf be-
stritten werden können (vgl. § 28 Abs. 4 
SGB II).
Diese Maßnahme zur Verringerung des 
starken Zusammenhanges von sozialer 
Herkunft und Bildungschancen scheint auf 
den ersten Blick ein positiver Ansatz zu 
sein. Jedoch bleibt hier unberücksichtigt, 
dass sie tatsächlich wohl kaum zu einer 
Erhöhung der Quote armer Kinder in Gym-
nasien beitragen mag. In aller Regel werden 
die Entscheidungen für oder gegen den Be-
such eines Gymnasiums bereits wesentlich 
früher in der Bildungslaufbahn eines Kin-
des getroffen. Dabei spielen zwar auch fi-
nanzielle Gründe bei der Entscheidungsfin-
dung der Eltern eine wesentliche Rolle (vgl. 
Deutscher Bundestag 2012, S. 93), jedoch 
ist zu vermuten, dass diese kaum an auf-
kommende Schülerbeförderungskosten in 
der Sek. 2 denken, da am Ende der Grund-
schulzeit in der Regel andere Aspekte, wie 
die Finanzierung von Schulausflügen/Klas-
senfahrten, Nachhilfeunterricht und Mate-
rialien, die implizit vorausgesetzt werden 
wie Computer, Internet etc. vordergründig 
bedacht werden.
Durchschnittlich ist die Chance für arme 
Kinder „um ca. 65 Prozent höher, die 
Hauptschule statt ein Gymnasium zu be-
suchen“. (Deutscher Bundestag 2012, 
S. 94) Bis zum Ende der Sek. 1 verringert 
sich der Anteil finanziell deprivierter Kinder 
an Gymnasien weiter (vgl. Deutscher Bun-

destag 2008, S. 69). Diese Leistung kann 
also lediglich denjenigen, die es geschafft 
haben, bis zum Ende der Sek. 1 an Gymna-
sien zu bleiben, zur Erleichterung der Ent-
scheidung zur Beendigung des höchsten 
Schulabschlusses beitragen. Jedoch be-
trifft dies nur einen sehr geringen Teil der 
Leistungsberechtigten und kann nicht als 
großflächige Maßnahme zur Verbesserung 
der Chancengleichheit angesehen werden. 
Zudem ist anzunehmen, dass es sich hier-
bei vorwiegend um die Kinder der ‚vernetz-
ten Aktiven‘ handelt, weniger um diejeni-
gen Kinder der ‚erschöpften Einzelkämpfer‘ 
und der ‚ambivalenten Jongleure‘ und nur 
in Ausnahmefällen um Kinder der ‚verwal-
teten Armen‘ und der BezieherInnen von 
Asylbewerberleistungen, da eine Vielzahl 
an Studien belegen, dass der Bildungs-
stand der Eltern und der Migrationshinter-
grund einen sehr starken Einfluss auf die 
Auswahl des Schultyps besitzen (vgl. z. B. 
Deutscher Bundestag 2012, S. 92–94). Wie 
oben dargestellt nimmt der Bildungsstand 
der Armutstypen in der eben benutzten Rei-
henfolge ab.

Die Lernförderung 
Ein Anspruch auf Kostenübernahme für die 
Lernförderung besteht nur in ganz spezi-
ellen Fällen, das heißt genau dann, wenn 
folgende fünf Voraussetzungen erfüllt sind: 
(1) das Angebot muss die schulischen An-
gebote ergänzen, (2) schulische Angebote 
wie Förderunterricht, Hausaufgabenhilfe 
etc. sind vorrangig in Anspruch zu nehmen, 
(3) die Lernförderung muss angemessen 
sein, d. h. kostengünstig, zu einem ortsüb-
lichen Satz und es muss sich um eine kon-
kret benötigte Fördermaßnahme handeln, 
(4) die Lernförderung muss geeignet sein, 
d. h. sie muss aufgrund einer guten Qua-
lität wesentlich zur Erreichung der schul-
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rechtlich festgelegten Lernziele beitragen 
und (5) die Lernförderung muss erforder-
lich sein, was bedeutet, dass den Kindern 
keine Möglichkeit der Selbsthilfe über das 
soziale oder schulische Netzwerk zur Ver-
fügung steht sowie mit der Inanspruch-
nahme der Lernförderung das festgelegte 
Lernziel erreicht wird (vgl. Lenze 2011a, Rn. 
20–21). Unter dem Begriff „festgelegtes 
Lernziel“ wird dabei die Versetzung in die 
nächste Klassenstufe verstanden. Damit 
in Verbindung steht, dass Lernförderung 
nicht (mehr) gewährt wird, wenn eine aus-
reichende Leistung (Note 4) erlangt ist oder 
wenn keine Möglichkeit der Versetzung in 
die nächste Klassenstufe mehr besteht. 
Zudem wird Nachhilfe auch nicht gewährt, 
wenn dadurch das Ziel, eine höhere Schul-
art zu besuchen, erreicht werden soll. Diese 
Logik widerspricht in starkem Maße dem 
eigentlichen Anspruch des Bildungs- und 
Teilhabepaketes zur Verbesserung der 
Chancengleichheit der Kinder im Leistungs-
bezug. (vgl. Lenze 2011c, S. 374)
Darüber hinaus zeigen verschiedene Stu-
dien immer wieder, dass einerseits gera-
de Kinder aus finanziell unterversorgten 
Haushalten aus ganz verschiedenen Grün-
den vor zum Teil sehr großen schulischen 
Schwierigkeiten stehen (vgl. IGLU; PISA; 
Deutscher Bundestag 2012), andererseits 
Nachhilfeunterricht in höherem Maße von 
der Mittel- und noch stärker von der Ober-
schicht in Anspruch genommen wird (vgl. 
Leven et al. 2010, S. 80–81). Nachhilfe wird 
dabei nicht vordergründig zur Erreichung 
einer Versetzung genutzt, sondern (a) um 
bei auftretenden schulischen Problemen 
frühzeitig Defiziten entgegen zu wirken und 
die Noten zumindest auf einem konstanten 
Niveau zu halten, (b) um die Erwartungshal-
tungen der Eltern zu befriedigen, in einer 
Schulart mitzuhalten, wofür die Kinder zum 

Teil nicht die entsprechenden Fähigkeiten 
vorweisen können, (c)  um das Leistungsni-
veau für eine höhere Schulart zu erreichen 
und dadurch zukünftig bessere Chancen 
auf dem Arbeitsmarkt zu erlangen sowie 
(d) aufgrund einer allgemeinen Skepsis ge-
genüber einer optimalen individuellen För-
derung der Kinder im schulischen Kontext 
(vgl. Klemm und Klemm 2010, S. 9–10). 
Bedenkt man an dieser Stelle, dass gera-
de die verwalteten Armen und die Asylbe-
werberleistungsbezieher wegen fehlender 
Bildung und Sprachkenntnisse sehr große 
Schwierigkeiten haben, ihre Kinder bei 
schulischen Aufgaben zu unterstützen, je-
doch gerade in diesen Familien die Schü-
ler zu finden sind mit den durchschnittlich 
schlechtesten schulischen Leistungen, ist 
eine derart eingeschränkte Leistungsge-
währung unverständlich und trägt nicht zur 
Verbesserung der Bildungschancen bei. 
Für die ‚vernetzten Aktiven‘ ist anzuneh-
men, dass sie aufgrund ihres hohen Bil-
dungsstandes selbst individuelle Förde-
rung vornehmen oder sich dafür über ihr 
soziales Netzwerk Unterstützung suchen, 
sobald sie bei ihren Kindern Probleme oder 
Schwierigkeiten feststellen.
Die ‚erschöpften Einzelkämpfer‘ verfügen 
zwar in der Regel mindestens über einen 
mittleren Bildungsstand, der sie durchaus 
auch dazu in die Lage versetzt, ihre Kinder 
bei schulischen Schwierigkeiten und Prob-
lemen zu unterstützen, jedoch mangelt es 
ihnen dafür an Zeit. Eine umfassende indi-
viduelle Förderung im schulischen Rahmen 
würde in der Bewältigung ihrer Problemla-
ge helfen. 
Über die ‚ambivalenten Jongleure‘ können 
aufgrund der unzureichenden Datenlage 
keine Aussagen getroffen werden.
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4.2 Teilhabe am sozialen und  
kulturellen Leben 

Maßnahmen im Rahmen des Bildungspa-
ketes, die insbesondere auf die Verbesse-
rung der Teilhabe am sozialen und kulturel-
len Leben abzielen und nach Ansicht des 
Gesetzgebers zur Förderung der Persönlich-
keitsentwicklung beitragen, benennt er in 
seiner Gesetzesbegründung als (1) die ein-
tägigen Schulausflüge und die mehrtägi-
gen Klassenfahrten, (2) die gemeinschaft-
liche Mittagsverpflegung im schulischen 
Kontext und (3) die Übernahme von mo-
natlich 10 € für außerschulische Bildungs- 
aktivitäten wie Vereinssport, Musikunter-
richt oder Freizeiten.

Die eintägigen Schulausflüge und 
mehrtägigen Klassenfahrten
Leistungsberechtigten werden auf der 
Grundlage des § 28 Abs. 2 SGB II nach 
Antragstellung die tatsächlichen Kosten 
für eintägige Schulausflüge und mehrtä-
gige Klassenfahrten erstattet. Dazu zählt 
der Gesetzgeber auch die Kosten für Aus-
stattungsgegenstände, die unmittelbar 
mit einer Klassenfahrt zusammen hängen 
wie z. B. bei einer Fahrt ins Skilager die 
Ausleihgebühren für Skier und Skihelm 
(vgl. Lenze 2011a, Rn. 9). Zusätzliches Ta-
schengeld wird den Kindern dafür nicht zur 
Verfügung gestellt, dieses muss aus dem 
Regelbedarf aufgewendet werden. Dies 
begründet der Gesetzgeber damit, dass für 
die Verpflegung während der Fahrten keine 
Abzüge vorgenommen werden (vgl. Deut-
scher Bundestag 2010, S. 104). Mit Blick 
auf die Regelleistung bedeutet das, dass 
den Kindern im Alter zwischen sechs und 
unter 15 Jahren damit täglich 3,10 € und 
den über 15 Jährigen 3,54 € zur Verfügung 
stehen. Bei einer fünftägigen Fahrt handelt 

es sich dementsprechend um einen Betrag 
von 15,50 € bzw. 17,70 €. Inwieweit Kinder 
mit einer derartigen finanziellen Ausstat-
tung ‚mit den Verhaltensweisen ihrer Klas-
senkameraden mithalten können‘, bleibt 
noch zu untersuchen. Sollte dies nicht der 
Fall sein, besteht eine erhöhte Gefahr des 
Ausschlusses aus dem Klassenverband, 
was wiederum zu psychischen Belastungen 
und einer damit verbundenen Beeinträch-
tigung der sozialen Entwicklung und des 
Wohlbefindens führen kann. Dies kann sich 
in Form von internalisierenden Eigenschaf-
ten wie Ängstlichkeit, Depressivität und 
Gefühlen der Traurigkeit und Hilflosigkeit 
sowie externalisierenden Verhaltenswei-
sen wie Ärgerreaktionen und Aggressivität 
auswirken (vgl. Walper 2005, S. 172–173). 
Zudem würde damit auch das eigentliche 
Ziel der Leistung – die Verringerung von  
Exklusionsprozessen – nicht erreicht wer-
den.
Die Erweiterung des ursprünglichen Mehr-
bedarfes für mehrtägige Klassenfahrten im 
SGB II und SGB XII mit der zusätzlichen Auf-
nahme der eintägigen Schulausflüge in den 
Leistungskatalog erfolgte vor dem Hinter-
grund, dass Kinder aus finanziell unterver-
sorgten Haushalten immer seltener an den 
Schulausflügen aufgrund der damit entste-
henden Kosten teilnahmen (vgl. Deutscher 
Bundestag 2010, S. 104). Einer damit ver-
bundenen Ausgrenzung der SchülerInnen 
aus dem Klassenverband sowie einer nach-
haltigen negativen Prägung des Kindes in 
seiner Entwicklungsphase aufgrund der 
Nichtteilnahme soll mit dieser zusätzlichen 
Unterstützung entgegengewirkt werden 
(vgl. Deutscher Bundestag 2010, S. 104).
Der Gesetzgeber begreift diese Leistung 
– wie hier deutlich wird – nicht vordergrün-
dig als Bildungsförderung und vernach-
lässigt damit, dass im Rahmen der schu-
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lischen Veranstaltungen, die außerhalb 
des Schulgebäudes stattfinden, neben der 
Förderung der Gemeinschaft und des Klas-
senklimas in der Regel auch schulische 
Inhalte vermittelt werden. Insbesondere 
eintägige Schulausflüge, wobei es sich in 
der Regel um Exkursionen handelt, dienen 
eher der Vertiefung eines speziellen The-
mas, das durch außerschulische Angebote 
veranschaulicht und intensiver erarbeitet 
werden soll. Mit der finanziellen Unterstüt-
zung insbesondere der eintägigen Schul-
ausflüge bleibt ihnen daher diese wichtige 
Verbindung von verbildlichten schulischen 
Inhalten, die sonst in den meisten Fällen 
durch Schulbücher oder sprachliche Dar-
stellungen der LehrerInnen vermittelt wer-
den, nicht verschlossen. Gerade armen 
Kindern fehlen derartige Verbindungen zwi-
schen schulischen Inhalten mit denjenigen 
Aktivitäten, die ihre Freizeit bestimmen. Sie 
nehmen diese Angebote (wie Besuche von 
Museen, Gedenkstätten, Urlaubsreisen mit 
Besichtigung von Sehenswürdigkeiten etc.) 
in ihrer Freizeit seltener in Anspruch als 
Kinder aus nicht armen Haushalten. Derar-
tiges Wissen bringen sog. Mittel- und Ober-
schichtskinder bereits in den Unterricht mit 
ein und dieses wird zumeist auch von Leh-
rerInnen implizit vorausgesetzt (vgl. Betz 
2007, S. 177–181). Insbesondere auch 
vor diesem Hintergrund bietet die Leistung 
hohes Potenzial für alle Armutstypen mit 
Ausnahme der ‚vernetzten Aktiven‘ und der 
AsylbewerberleistungsempfängerInnen; 
sofern sie keinen Anspruch auf Leistungen 
zur Bildung und Teilhabe trotz gleicher fi-
nanzieller Deprivation wie die anderen Ar-
mutstypen haben.
Gerade für LehrerInnen tritt bezüglich die-
ser Leistung eine besondere Schwierigkeit 
auf. Die Kostenübernahme erfolgt in Form 
von Gutscheinen oder Direktzahlungen. 

Im Vorfeld der Reise oder des Ausfluges 
hat die Schule eine Aufschlüsselung der 
vermuteten Aufwendungen bereit zu stel-
len, um evtl. bereits Gelder vom Jobcenter 
zu erhalten. Nach Rückankunft muss dann 
eine dezidierte Abrechnung aller Kosten 
eingereicht werden, um Fehlbeträge aus-
zugleichen. Im Fall von Direktzahlungen 
werden sogar erst nach Eingang dieser 
Angaben die Kosten erstattet (vgl. Lenze 
2011a, S. 12). Das heißt zum einen, dass 
die Schule teilweise in Vorleistung gehen 
muss, was insbesondere bei einem großen 
Anteil bezugsberechtigter SchülerInnen in 
einer Klasse zu großen Problemen führen 
kann und im schlechtesten Falle der gan-
zen Klasse derartige Fahrten versperrt. Zum 
zweiten sind gerade auch die LehrerInnen 
dazu aufgerufen, sich zu vergegenwärti-
gen, dass diese zusätzlichen Aufgaben, die 
mit einer eigenen, höheren Belastung ein-
her geht und damit zu erhöhtem Stress und 
negativen Emotionen führen kann, an den 
gesetzlichen Bestimmungen liegt und nicht 
bei den Kindern und ihren Familien. 

Die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung
Im Rahmen der Leistungen zur Unterstüt-
zung der Teilnahme einer gemeinschaft-
lichen Mittagsverpflegung werden den 
SchülerInnen die tatsächlichen Kosten für 
das Essen gewährt, mit der Besonderheit, 
dass jeweils pro Mahlzeit ein Euro aus 
dem Regelbedarf selbst zu tragen ist (vgl. 
§ 9 RBEG). Für die Gewährung der Leistung 
muss die Voraussetzung erfüllt sein, dass 
das Mittagessen in „schulischer Verantwor-
tung angeboten, gemeinschaftlich ausge-
geben und eingenommen“ (Lenze 2011a, 
Rn. 27) wird. Werden bspw. auf dem Schul-
hof in einem Kiosk belegte Brötchen ange-
boten, handelt es sich nicht um ein ent-
sprechendes Angebot (vgl. Lenze 2011a, 
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Rn. 27). Auf den ersten Blick scheint der 
Gesetzgeber damit der Bedeutung von ge-
sunder und regelmäßiger Ernährung für 
den Gesundheitszustand der Kinder Rech-
nung zu tragen und damit wiederum auch 
den starken Zusammenhang zwischen Ge-
sundheit und schulischem Lernen in den 
Blick zu nehmen. Bei genauer Lektüre zeigt 
sich jedoch, dass er diese Maßnahme ganz 
anders begründet hat, was den Kreis der 
Nutzungsberechtigten stark einschränkt.
Die gemeinschaftliche Mittagsverpflegung 
dient nach Ansicht des Gesetzgebers in 
erster Linie als „[...] ein wichtiges Element 
der sozialen Teilhabe in der Schule. Die 
Möglichkeit ebenso wie andere an Gemein-
schaftsangeboten teilnehmen zu können, 
verhindert Ausgrenzungsprozesse und 
eventuelle Auswirkungen auf den schuli-
schen Erfolg“ (Deutscher Bundestag 2010, 
S. 106). Im Rahmen dieser Leistung steht 
eine Verhinderung von Exklusion im Vorder-
grund, die jedoch nur in dem Falle ermög-
licht wird, sofern die Schulen tatsächlich 
Angebote bereitstellen, die die Verpflegung 
der gesamten Schulklasse übernimmt. 
Nicht nachvollziehbar erscheint dabei al-
lerdings, warum ein Kiosk oder ein Bäcker, 
die sich auf dem Schulhof oder in der un-
mittelbaren schulischen Umgebung befin-
den und Mittagsangebote zur Verfügung 
stellen, dies nicht zu leisten im Stande sein 
sollen. Verfügen die Kinder nicht über die 
finanziellen Mittel, um auch diese Mög-
lichkeiten nutzen zu können, besteht in 
gleicher Weise die Wahrscheinlichkeit von 
Ausgrenzungsprozessen, wenn ihre Klas-
senkameraden diese Angebote regelmä-
ßig in Anspruch nehmen. Darüber hinaus 
bleibt unverständlich, wie der Gesetzgeber 
zu der Annahme kommt, dass das Schul-
mittagessen höhere Kosten verursacht als 
eine durch die Familie bereitgestellte Mahl-

zeit, da immer wieder darauf hingewiesen 
wird, dass die Kosten pro Person sinken, 
umso mehr Mahlzeiten zubereitet werden 
(vgl. Hauser 2008, S. 101).
Weiterhin konnte bereits 2007 festgestellt 
werden, dass die Regelbedarfe für eine 
gesunde und ausgewogene Ernährung in 
den Existenzsicherungsleistungen zu nied-
rig sind (vgl. Kersting und Clausen 2007). 
Zwar kann davon ausgegangen werden, 
dass Eltern die verfügbaren finanziellen 
Mittel vordergründig für die Grundversor-
gung verwenden, allerdings bleibt fraglich, 
ob sie ihre Kinder gesund ernähren und 
Einschränkungen in anderen Bereichen 
vornehmen oder ob sie vielmehr primär 
kostengünstige und sattmachende Nah-
rungsmittel wie Brot, Nudel- und Kartoffel-
produkte kaufen. Eine gesunde Ernährung 
ist jedoch eine bedeutungsvolle präventive 
Maßnahme für die Verhinderung von (chro-
nischen) Krankheiten sowie Zahnerkran-
kungen (vgl. Clausen 2009, S. 197–198). 
Gerade bei Kindern und Jugendlichen wird 
zudem eine ausgewogene und bedarfs-
gerechte Versorgung mit Nährstoffen für 
die Entwicklung der Körperfunktionen  
wie zum Beispiel des Immunsystems oder 
der geistigen Leistungsfähigkeit notwen-
dig. Weiterhin nimmt die Ernährung einen 
bedeutenden Einfluss auf das Wohlbefin-
den von Menschen (vgl. Hempel 2006,  
S. 55). 
Untersuchungen zum Ernährungsverhal-
ten weisen immer wieder darauf hin, dass 
dieses vornehmlich mit dem elterlichen Bil-
dungsstand und den vererbten Essgewohn-
heiten korreliert (vgl. Meier-Gräwe 2006,  
S. 22; Hempel 2006, S. 55). Zudem ver-
suchen gerade auch einkommensschwa-
che Eltern „ihre Kinder für die trostlose 
Lebenslage insgesamt wenigstens mit be-
stimmten erschwinglichen Lebensmitteln 
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(Süßigkeiten, Kuchen) zu entschädigen“ 
(Meier-Gräwe, S. 8). 
Mit Blick auf die Bedeutung der Leistung 
für finanziell deprivierte Haushalte lässt 
sich feststellen, dass Zuschüsse zu einer 
gesunden Mittagsverpflegung durchaus 
positiv zu werten sind und insbesondere 
auch zu einer Verbesserung des Gesund-
heitszustandes und der Bildungschancen 
sowie einer Verminderung von Ausgren-
zungsprozessen beitragen können. Jedoch 
werden die tatsächlichen Potenziale dieser 
Leistung durch die Einschränkung lediglich 
auf ‚in schulischer Verantwortung liegende 
gemeinschaftliche Mittagsverpflegungsan-
gebote‘ nicht ausgeschöpft. Insbesondere 
für die Kinder aus den Haushalten der ‚ver-
walteten Armen‘ bestehen hier große Chan-
cen. Oft liegt es an den Kindern selbst, ob 
und welche Verpflegung sie von zu Hause in 
die Schule mitbringen, da ihre Eltern diese 
Verantwortung meist frühzeitig abgeben. 
Erhielten sie die Möglichkeit, in der Schule 
oder in der schulischen Umgebung gesun-
de Nahrung zu erwerben, könnten dadurch 
beispielsweise Mangel- oder Unterernäh-
rung sowie die damit verbundenen Folgen 
verringert werden. Diese Familien sind je-
doch nicht unter den Verdacht zu stellen, 
ihre Kinder bewusst gesundheitsschädi-
gend zu ernähren. In aller Regel fehlen ih-
nen die entsprechenden Kompetenzen, Fä-
higkeiten und Ansichten. Ohne das Wissen 
um die Folgen von Fehl- und Mangelernäh-
rung können sie die Auswirkungen für ihre 
Kinder nicht einschätzen. Ihnen ist in die-
sem Falle nicht bewusst, dass sie ihren Kin-
dern dabei Chancen entziehen. Dies umso 
mehr, wenn sie glauben durch Besuche in 
Fast-Food-Restaurants am gesellschaftli-
chen Leben teilhaben zu können.

Die außerschulischen Bildungsaktivitäten
Über den § 28 Abs. 7 SGB II können die 
Leistungsberechtigten monatlich ins-
gesamt maximal 10 € in Form von Gut-
scheinen zur ‚Teilhabe am sozialen und 
kulturellen Leben in der Gemeinschaft‘ be-
antragen. Es besteht auch die Möglichkeit 
die Gutscheine aufzusparen und für unre-
gelmäßige und kostenintensivere Aktivitä-
ten zu nutzen. Eingesetzt werden dürfen sie 
für (a) „Mitgliedsbeiträge in den Bereichen 
Sport, Spiel, Kultur und Geselligkeit“ und/
oder (b) für „Unterricht in künstlerischen 
Fächern (z. B. Musikunterricht) und ver-
gleichbare angeleitete Aktivitäten der kul-
turellen Bildung“ und/oder (c) für die „Teil-
nahme an Freizeiten“ (§ 28 Abs. 7 SGB II). 
Die Kosten für die Ausstattung im Rahmen 
der Freizeitangebote wie Musikinstrumen-
te, Sportbekleidung etc. werden nicht über-
nommen, sondern müssen aus dem Regel-
bedarf aufgebracht werden. Problematisch 
erscheint dabei, dass die bisherigen Ver-
brauchsausgaben bzgl. der Freizeitaktivi-
täten nun komplett aus dem Regelbedarf 
gestrichen wurden und theoretisch keine 
Mittel mehr dafür zur Verfügung stehen. 
Damit entfällt die Möglichkeit der Nutzung 
von Angeboten, die nicht in institutioneller 
Verantwortung liegen. Freizeitaktivitäten 
in der Familie oder mit Freunden (z. B. Ein-
trittspreise für Museen, Zoo, Schwimmbad, 
Kino) werden dementsprechend nicht mehr 
im Rahmen des Regelbedarfes gefördert. 
Dies erscheint gerade vor dem Hintergrund 
problematisch, da Armutslagen umso bes-
ser bewältigt werden und zu geringeren ne-
gativen Folgen führen, wenn Familien ihre 
Freizeit durch gemeinsame Aktivitäten ge-
stalten (vgl. Hock et al. 2000b, S. 18–19).
Generell ist die Freizeitgestaltung von Kin-
dern in besonderem Maße von der finan-
ziellen Situation ihrer Eltern abhängig, da 
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arme Familien in diesem Bereich zuvörderst 
Einsparungen vornehmen (vgl. Wüstendör-
fer 2008, S. 27). Familien aus den oberen 
Schichten nutzen vorrangig kosteninten-
sive und regelmäßige Angebote, während 
finanziell deprivierte Kinder ihre Zeit oft in 
der elterlichen Wohnung sowie dem nahen 
Umfeld verbringen (vgl. Leven et al. 2010, 
S. 100). Die quantitativ und qualitativ sehr 
unterschiedliche Nutzung der Freizeitan-
gebote beeinflusst gerade auch den Bil-
dungsstand, da sich Kinder in informellen 
Bildungskontexten ungeplant, implizit und 
beiläufig in der Regel aber interessenge-
leitet Wissen und Kompetenzen aneignen, 
welche insbesondere auch in der Schule 
von Bedeutung sind. 
Studien zur Freizeitgestaltung von Kindern 
und Jugendlichen (vgl. Hurrelmann und 
Andresen 2010) zeigen bspw. auf, dass 
Kinder aus finanziell unterversorgten Haus-
halten zwar bedeutend weniger in Sportver-
einen aktiv sind als Kinder aus Familien mit 
existenzsicherndem Einkommen, jedoch 
nur ein geringer Unterschied zwischen dem 
Umfang sportlicher Aktivitäten in der Frei-
zeit besteht (vgl. Leven und Schneekloth 
2010, S. 108–110). Eine Streichung der 
Ausgaben für die Freizeitgestaltung aus 
dem Regelbedarf und eine Reduzierung 
der Möglichkeit, sportlichen Aktivitäten 
lediglich in Vereinen nachgehen zu kön-
nen, verringert die Optionen der Kinder 
und wirkt unter Umständen sogar in eine 
entgegengesetzte Richtung, nämlich genau 
dann wenn nun den Kindern keine finanzi-
ellen Mittel mehr bspw. für ein Skateboard 
zur Verfügung stehen und sie dadurch aus 
der gleichaltrigen Gruppe ausgeschlossen 
werden. 
Bezüglich der Auswirkungen dieser Leis-
tung für die einzelnen Armutstypen können 
nachfolgende Aussagen getroffen werden:

Die ‚vernetzten Aktiven‘ verfügen über ein 
großes soziales Netzwerk, so dass sie ihren 
Kindern regelmäßig verschiedene informel-
le Bildungsaktivitäten bieten. Aufgrund der 
eingeschränkten finanziellen Mittel können 
sie allerdings nicht immer in gleichem Um-
fang wie ihre Freunde und Bekannten an 
Freizeitaktivitäten teilnehmen. Durch die 
Beschränkung der Leistung auf spezielle in-
stitutionelle Angebote und dem Wegfall der 
Unterstützung für allgemeine Freizeitaktivi-
täten erfolgt gerade für diese Familien eine 
weitere Verschlechterung ihrer Situation 
und unter Umständen auch negative Folgen 
für die Kinder.
Für Kinder der ‚verwalteten Armen‘ scheint 
diese Leistung auch kaum zu einer Ver-
besserung der Situation zu führen. Da ihr 
Wohl in der Regel mit Hilfe der Kinder- und 
Jugendhilfe abgesichert wird, nutzen sie 
bereits institutionelle Freizeitangebote 
insbes. auch im Rahmen der offenen Kin-
der- und Jugendarbeit. Dass sie nun nach 
Einführung des Bildungs- und Teilhabepa-
ketes ihre gewohnten Strukturen verlassen 
und beispielsweise eine Musikschule be-
suchen, scheint auch vor dem Hintergrund 
unwahrscheinlich, dass ihre Eltern kaum 
ihre eigenen Termine zu koordinieren im 
Stande sind und die Kinder dann unter 
Umständen zu den Institutionen bringen 
müssten.
Die ‚erschöpften Einzelkämpfer‘ stehen in 
diesem Zusammenhang insbesondere vor 
der Schwierigkeit, dass ihre überpropor-
tionale Arbeitsbelastung ihre zeitlichen 
Kapazitäten gerade auch für ihre Kinder in 
besonderem Maße einschränkt, so dass 
die Inanspruchnahme von Sportvereinen 
oder Musikunterricht bereits dadurch nicht 
erfolgen kann, weil diese nicht in unmittel-
barer Nachbarschaft liegt. Insbesondere im 
ländlichen Raum ist dies von Bedeutung, 
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gerade auch vor dem Hintergrund, dass der 
Träger der Leistungen für Bildung und Teil-
habe nicht zur Sicherstellung von Angebo-
ten verpflichtet wurden, sondern lediglich 
für die Beseitigung der finanziellen Hürden 
der Inanspruchnahme verantwortlich ist 
(vgl. Deutscher Bundestag 2010, S. 107). 
Für die ‚erschöpften Einzelkämpfer‘ und 
die AsylbewerberleistungsempfängerInnen 
können aufgrund fehlender Daten keine ge-
nauen Aussagen getroffen werden.

5.	 Fazit

Die Folgen finanzieller Unterversorgungs-
lagen sind durch ihre Vielschichtigkeit 
gekennzeichnet, trotzdem sind betroffene 
Kinder und ihre Familien meist nicht auf 
den ersten Blick als solche zu identifizie-
ren. Es bedarf einer sorgfältigen Beobach-
tung und des Wissens um die differenten 
Auswirkungen von Armut, um sensibel und 
vorurteilsfrei mit ihnen umzugehen sowie 
sie bei ihren Problemen zu unterstützen. 
Dabei ist weiterhin zu beachten, dass nicht 
jede Familie in gleicher Weise von den Ar-
mutsfolgen betroffen ist. Je nach individu-
ellen Ressourcen und Unterstützung aus 
dem sozialen Netzwerk werden die Folgen 
different bewältigt. In das Bewusstsein 
gelangt Armut in der Regel erst, wenn eine 
Vielzahl an erkennbaren Folgen wie Hun-
ger, Tragen nicht-witterungsgerechter Klei-
dung, unzureichende Hygiene etc. bei den 
Kindern und den Eltern sichtbar sind. Gera-
de bei den ‚vernetzten Aktiven‘, aber auch 
bei den ‚erschöpften Einzelkämpfern‘ und 
den ‚ambivalenten Jongleuren‘ sind die pri-
mär zu bewältigenden Problemlagen kaum 
erkennbar. Mit der Unterscheidung in die 
fünf Armutstypen zeigt sich, dass nicht alle 
armen Familien gleich sind und dement-
sprechend auch die Kinder vor differenten 

Problemen stehen und unterschiedliche 
Bedürfnisse besitzen. 
Zudem wird deutlich, dass der Grundsiche-
rungsgesetzgeber einen eingeschränkten 
Blick auf Bildung besitzt. Die Regelungen 
verdeutlichen, dass Bildung immer in dem 
eingeschränkten Sinne als Schule gedacht 
wird (vgl. Lenze 2011b, S. 20) und diese 
wiederum vor dem Hintergrund der Wis-
sensvermittlung und einer zukünftigen 
Eingliederung in den Arbeitsmarkt gesehen 
wird. Außerschulische Bildungsprozesse, 
die vordergründig nicht mit Schule in Ver-
bindung stehen und zur Selbstbildung und 
Förderung zusätzlicher Kompetenzen bei-
tragen, bleiben völlig unbeachtet. Diese 
zentrale Erkenntnis der Armutsforschung 
scheint aber gerade der Gesetzgeber nicht 
im Blick zu haben. Zwar beachtet er im 
Rahmen des Bildungs- und Teilhabepakets 
eine Reihe an Kritikpunkten und Verbesse-
rungsvorschlägen für die Verringerung der 
Bildungsungleichheit zwischen armen und 
nicht-armen Kindern. Er setzt diese jedoch 
nur mit einer Vielzahl an Einschränkungen 
um, wodurch die Gruppe der Anspruchs-
berechtigten deutlich verringert wird und 
meist nur ein Teil der finanziell unterver-
sorgten Kinder der Leistungsbezug bewil-
ligt wird. Darüber hinaus beachtet er nicht 
die verschiedenen Problemlagen der hete-
rogenen armutsbetroffenen Gruppe, son-
dern scheint zumeist nur die ‚verwalteten 
Armen‘ mit ihren spezifischen Defiziten zu 
berücksichtigen. Gleichzeitig vernachläs-
sigt er im zweiten Schritt jedoch, dass er an 
diese Gruppe nicht den Anspruch stellen 
kann, dass sie über gleiche Fähigkeiten wie 
die Mittelschicht verfügt. 
Das Bildungs- und Teilhabepaket als po-
sitiver Beginn der Verbesserung der Bil-
dungs- und Teilhabechancen für Kinder im 
Existenzsicherungsbezug gewertet werden 



 67

kann. Es besitzt jedoch noch hohes Poten-
zial, wenn die aktuellen Ergebnisse der Ar-
mutsforschung bzgl. der unterschiedlichen 
Problemlagen der Armutstypen einbezogen 
werden.
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Inklusive Bildung in der Autonomen Provinz Bozen – 
Südtirol

Ingrid Karlegger und Rudolf Meraner

Dieser Beitrag soll – ausgehend von einem 
konkreten Beispiel aus der Praxis der Inte-
grationsberatung – einen groben Überblick 
über die rechtliche Situation an den Schu-
len in der Autonomen Provinz Bozen – Süd-
tirol (Italien) geben. Weiter bietet er einen 
Einblick in die organisatorischen und pä-
dagogischen Bedingungen für schulische 
Integration von Schülerinnen und Schülern 
in Südtirol. Auch die Herausforderungen 
für eine inklusive Bildung sollen angespro-
chen werden.
Südtirol wird gerne und regelmäßig von  
Studierenden, Lehrpersonen, Schulleite-
rinnen oder Studienräten aus Deutschland 
aufgesucht, um „die Integration“ in den 
Kindergärten und Schulen kennenzuler-
nen.1 
Durchweg begeistert von der wahrgenom-
menen Selbstverständlichkeit, mit der 
Integration in den Kindergärten und Schu-
len gelebt wird (Spiewak 2012), und von 
der verspürten Wertschätzung gegenüber 
den Lehrpersonen, kehren die Gäste nach 
Deutschland zurück. Gelegentlich bleiben 
Zweifel und Skepsis aufrecht, ob aus (son-

derpädagogischer) Sicht die Schülerinnen 
und Schüler mit ausgeprägten Lernschwie-
rigkeiten und „Förderbedarf“ angemessen 
kognitiv gefördert werden. Die Zweifel dar-
über, ob es sich wahrhaft um eine „Schule 
für alle“ handelt, sind jedoch nach diesen 
Studienreisen verschwunden.

Integration	–	Praxisbeispiel	(Teil	1)

Frau K. und die Integrationslehrerin wen-
den sich an die Integrationsberatung mit 
der Frage, wie es für Gustav, den 13-jähri-
gen Sohn von Frau K., nach der Mittelschu-
le2 weitergehen soll. Gustav hat seit der 
2. Klasse Grundschule folgende Funktions-
diagnose: „Grenzbereich der intellektuel-
len Leistungsfähigkeit“.3

Gustav wird von seiner Familie sehr unter-
stützt und in der Schule ebenso gefördert. 
Er ist ein ehrgeiziger Junge und möchte im-
mer „dasselbe machen wie die anderen“. 
Dabei stößt er gelegentlich an Grenzen. 
Dies zeigt sich besonders zu Hause bei den 
Hausaufgaben. Die Angst vor noch größerer 
Überforderung in der zukünftigen Oberstu-

1 Schulleute aus Oberbayern und Salzburg informieren sich über das Südtiroler Schulsystem – Pressemitteilung vom 12. April 2011
 http://www.provincia.bz.it/schulamt/service/pressemitteilungen.asp?aktuelles_action=4&aktuelles_article_id=359040
2 Die Mittelschule schließt an die 5-jährige Grundschule an und umfasst das 6. bis 9. Schuljahr. Sie wird von allen Schülerinnen und 

Schülern besucht.
3 Die Funktionsdiagnose V62.89 (laut DSM-IV) ist eine vom italienischen Staat anerkannte Diagnose, die Menschen mit Behinderung 

das Anrecht auf sämtliche Rechte gibt, unter anderem das Recht auf Bildung.
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fe erzeugt bei den Eltern und bei Gustav 
selbst Unbehagen und Ängste. 
Die Integrationslehrerin arbeitet intensiv – 
auch in Einzelförderung – mit Gustav an den 
Zielen seines Individuellen Bildungsplanes 
(IBP). Dieser weicht in einigen Bereichen 
von den Kompetenzzielen laut Rahmen-
richtlinien4 ab. Die individuellen Lernziele 
werden jährlich zu Schulbeginn definiert 
und bei Bedarf angepasst. Die Klassenleh-
rerin und alle anderen Lehrpersonen ken-
nen Gustavs Stärken und Schwächen. Gus-
tav arbeitet die meiste Zeit in der Klasse. Er 
wird in selbstverständlicher Weise als Teil 
der Klassengemeinschaft wahrgenommen, 
hat aber keine Freundschaften. Es gibt häu-
fig Zank zwischen ihm und einem anderen 
Jungen, der sich benachteiligt fühlt. 
Beim Beratungsgespräch sind die Fragen 
der Eltern und der Lehrpersonen vor allem 
rechtlicher und pädagogischer Natur: 
• Welche Bildungsmöglichkeiten gibt es 

nach der Mittelschule?
• Inwieweit ist Gustav rechtlich geschützt, 

um einerseits nicht völlig überfordert zu 
werden und andererseits doch eine be-
rufliche Qualifikation zu erlangen?

Bevor diese Anliegen und die konkrete Vor-
gehensweise in dieser Situation vertieft wer-
den, gilt es den Blick zu erweitern auf den 
Rahmen, den es in Südtirol gibt, der diese 
inklusive Fragestellung erst möglich macht.

Das	Südtiroler	Schulsystem	–	
die	Rahmenbedingungen

Das Land Südtirol hat aufgrund seiner 
sprachlichen und kulturellen Besonder-
heit ein deutsches, italienisches und ein 
ladinisches Schulsystem. Mit dem 2. Auto-
nomie-Statut hat es sekundäre Gesetzge-
bungsbefugnis für die Grund-, Mittel- und 
Oberschule. Dies bedeutet, dass es die 
Grundsätze der staatlichen Schulordnung 
übernehmen muss, aber durch Landesge-
setz an die besonderen Gegebenheiten und 
Erfordernisse des Landes anpassen kann. 
In diesem Rahmen gelten für die deutsche 
Schule eigene Rahmenrichtlinien, welche 
die früheren Lehrpläne ersetzt haben. 
Derzeit sind die Grund- und Mittelschule 
durch Landesgesetz Nr. 5 vom 16. Juli 2008 
und die Oberschule durch LG Nr. 11 vom 
24. September 2010 geregelt. 

4 Die „Rahmenrichtlinien für die Grund- und Mittelschule an den Schulen Südtirols“ (2009) ersetzen die Lehrpläne der Grund- und 
Mittelschule und bilden den verbindlichen Bezugsrahmen für die Erstellung des Curriculums. Die Aufgabe der Schulen ist es, durch 
die curriculare Planung Lernprozesse und Lernumgebungen zu schaffen, die es den Schülerinnen und Schülern ermöglichen, auch auf 
individuellen Lernwegen die verbindlich vorgegebenen Kompetenzziele zu erreichen. (Deutsches Schulamt 2009) 
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Als in Italien mit Staatsgesetz Nr. 517 im 
August 1977 alle sonderpädagogischen 
Einrichtungen abgeschafft und die Integ-
ration der Kinder und Jugendlichen in die 
Regelklassen zur Norm erklärt wurden, galt 
das auch für Südtirol.
Trotz mancher Skepsis wurde die neue Re-
gelung zügig umgesetzt und sorgte in den 
meisten Schulen vielfach für einen päda-
gogischen Aufschwung, obwohl die Lehrer 
und Lehrerinnen nicht darauf vorbereitet 
waren. Aber mit viel Idealismus wurden Ide-
en gesammelt, Konzepte entwickelt und in 
die Tat umgesetzt.
Für die Umsetzung wurde ein Unterstüt-
zungssystem vorgesehen und aufgebaut: 
die Integrationsberatung und ein Do-
kumentationszentrum für Lehr- und au-
diovisuelles Material sowie für spezielle 
Hilfsmittel. Integrationsberaterinnen und 
– berater bieten psychopädagogische Be-
ratung bei Fragen: 
• zur Schulbereitschaft, Entwicklungsauf-

fälligkeiten und Auffälligkeiten im schu-
lischen Lernen,

• zu spezifischen Lernstörungen und För-
dermöglichkeiten und Inklusion,

• zu Kooperation und Rollenklärung in pä-
dagogischen Teams und Klassenräten 
und

• zu Übergängen zwischen Kindergarten 
und Schule und zwischen Schulstufen.

Um Unterstützung auf dem Weg einer „in-
klusiven Bildung“ zu gewährleisten, gibt es 
seit geraumer Zeit vielfältige Angebote in 
den fünf dezentral organisierten Pädago-
gischen Beratungszentren.5 Die Beratungs-

angebote sollen sowohl der Überforderung 
entgegen wirken als auch Qualität sichern. 
Zusätzlich stellen die Fachstelle für In-
klusion und Gesundheitsförderung6 des 
deutschen Schulamtes und der Bereich In-
novation und Beratung7 Informationen und 
Materialien zur Verfügung.

Von	einem	gesetzlich	verankerten	Recht		
auf	Bildung	für	alle	zu	einem	Regelwerk	
der	Integration

Um Integration zu verwirklichen, wurden 
mit dem bereits erwähnten 517-er Gesetz 
die spezialisierte Integrationslehrperson 
und der individualisierte Erziehungsplan 
eingeführt. Zudem wurde festgehalten, 
dass die Erreichung der darin dokumentier-
ten Lernziele eine Aufgabe des gesamten 
Lehrerkollegiums ist. 
Mit dem italienischen Rahmengesetz  
Nr. 104 von 1992 wurde die schulische 
Integration detaillierter geregelt. Neben 
der Diagnostik wurde die Informations-
weitergabe mittels Funktionellem Entwick-
lungsprofil (FEP) bei Übertritten von einer 
Schulstufe in die nächste geregelt und der 
Individuelle Erziehungsplan (IEP) als stär-
ken- und ICF-orientiertes8 Planungsinstru-
ment vorgesehen. Die ICF (2011) geht von 
einem Menschenbild aus, das die Fähigkei-
ten eines jeden Menschen in den Vorder-
grund stellt und Rahmenbedingungen für 
die Herstellung von Chancengleichheit von 
Personen mit Beeinträchtigung verbessern 
will. Diese ressourcenorientierte Sichtwei-
se bildet seither die Grundlage sowohl für 

5 Die Beratungsangebote reichen von Gesundheitsförderung über Schulentwicklung, Supervision bis zur Unterrichtsentwicklung
 http://www.schule.suedtirol.it/pbz/
6 Die Fachstelle für Inklusion und Gesundheitsförderung beschreibt ihre Aufgaben auf der Seite:
 http://www.provinz.bz.it/schulamt/verwaltung/ueber-uns-diensstelle-gesundheit.asp
7 Beispielhaft sei auf den Bildungsserver (blikk) und den Landesplan der Fortbildung hingewiesen http://www.schule.suedtirol.it/pi/
8 die ICF (International Classification of Functioning, Disability and Health) ist ein von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) erstelltes 

Internationales Klassifikationssystem der Funktionsfähigkeit, Beeinträchtigung und Gesundheit. 
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 9 Beschluss der Landesregierung vom 26.07.2004, Nr. 2684
 http://www.blikk.it/blikk/angebote/reformpaedagogik/downloads/abkommen_mai04.pdf
10 Einleitende Bemerkung im Beschluss der Landesregierung Nr. 2684 vom 26.07.2004.
11 Handreichung zum Abkommen

den diagnostischen Bereich als auch für 
die pädagogisch-didaktische Tätigkeit. Er-
klärtes Ziel des Rahmengesetzes ist es, alle 
Hindernisse zu beseitigen, die der Teilhabe 
von Menschen mit Behinderung am gesell-
schaftlichen Leben im Wege stehen. 
Als Folge dieses Rahmengesetzes wurde in 
Südtirol 1996 eine erste Vereinbarung zwi-
schen Schulen, Kindergärten und Kinder-
horten, den öffentlichen psychosozialen 
Diensten (Sanitätsdienst; Sozialdienst), 
den Gemeinden und der öffentlichen Ver-
waltung, das sogenannte „Abkommen“ ge-
troffen: es regelt die Vorgangsweisen und 
Aufgaben der lokalen Partner und unter-
scheidet sich auch in einigen Aspekten von 
der italienischen Umsetzungspraxis. Um 
den sich ändernden rechtlichen und schuli-
schen Situationen gerecht zu werden, wird 
diese Vereinbarung alle 5 bis 8 Jahre über-
arbeitet.
So erforderte die Autonomie der Schulen 
sowie die Reorganisation der Sanitätsbe-
triebe und andere Veränderungen eine Er-
neuerung des Abkommens.9

Die 2008 vom deutschen Schulamt heraus-
gegebene, aktualisierte Handreichung zum 
Abkommen stellt für Südtirols Kindergärten 
und Schulen eine grundlegende Orientie-
rung dar. 
„Jedes Kind, jeder Schüler, jede Schülerin 
hat ein grundlegendes Recht auf Erziehung 
und Bildung, das nicht durch Lernschwie-
rigkeiten oder Beeinträchtigungen, die sich 
aus einer Schädigung ergeben, geschmä-
lert werden darf; dies bedeutet, dass jedes 
Kind, jeder/e Schüler/in, unabhängig vom 
Schweregrad der funktionalen Beeinträch-
tigung, Anrecht auf den Besuch des Kin-

derhortes, – gartens und der Schule hat. 
Auch für Kinder mit Behinderung beginnt 
die Schulpflicht mit der Vollendung des  
6. Lebensjahres... Sie haben das Recht und 
die Verpflichtung für mindestens 12 Jahre 
einen Bildungsweg zu besuchen“.10

Die im Abkommen enthaltenen Vereinba-
rungen dienen dazu, die interdisziplinäre 
Kooperation effizient zu gestalten, wobei 
folgende Zielsetzungen angestrebt werden:
• „die Fähigkeiten der Kinder, Schülerin-

nen und Schüler mit Beeinträchtigung 
im kommunikativen, sozialen, affekti-
ven und kognitiven Bereich zu entwi-
ckeln und zu fördern;

• für das Lernen förderliche Umfeldfakto-
ren zu nutzen und hinderliche zu mini-
mieren bzw. sie zu beseitigen;

• durch präventive Maßnahmen das Recht 
auf Erziehung und Bildung zu garan-
tieren. Diese präventiven Maßnahmen 
können sowohl im sozialen als auch im 
gesundheitlich-therapeutischen oder 
im pädagogisch-didaktischen Bereich 
angesiedelt werden. Rechtzeitige, koor-
dinierte Maßnahmen sollen dem Entste-
hen von Schwierigkeiten im Lernen und 
Verhalten vorbeugen bzw. deren Auswir-
kungen reduzieren;

• gemeinsam eine möglichst autonome 
Lebensplanung der Menschen mit Be-
einträchtigung zu unterstützen“ (Deut-
sches Schulamt, 2008, S. 5).11 

Im Frühjahr 2004 (Deutsches Schulamt) 
wurde zudem eine Unterscheidung einge-
führt, die sich vor allem auf die Ressour-
cenzuweisung (von Integrationslehrper-
sonen) auswirkt. Seither wird in Südtirol 
unterschieden zwischen
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• Behinderungen und Störungsbildern mit 
weitreichenden Auswirkungen für das 
Lernen und Verhalten und

• Störungsbildern mit eingegrenzten Aus-
wirkungen.

Erstere, wie beispielsweise die Diagnose 
F 70, die „leichte Intelligenzminderung“ 
(laut ICD-10, 2004) wird als „Funktionsdi-
agnose“ (FD) bezeichnet: sie gibt Anrecht 
auf sämtliche im Landesgesetz Nr. 20 
aus dem Jahr 1983 vorgesehene Begleit-
maßnahmen und Unterstützungen, wie 
beispielsweise das Recht auf einen indi-
viduellen, von den Rahmenrichtlinien des 
jeweiligen Schultyps abweichenden Erzie-
hungs- bzw. Bildungsplan, auf Therapien, 
auf Hilfsmittel, auf spezifischen Transport 
und vieles mehr, um insbesondere die ge-
nannten Ziele zu erreichen. 
Die zweite geschaffene Kategorie von  
Diagnosen, wie beispielsweise jene der 
„Lese- und Rechtschreib-Störung“ (F 81.0 
laut ICD 10, 2004) wird als Funktionsbe-
schreibung (FB) bezeichnet. Dieses eben-
falls von den Psychologinnen und Psycholo-
gen des öffentlichen Gesundheitsdienstes 
erstellte Dokument gibt Anrecht auf not-
wendige therapeutische Angebote sowie 
spezifische schulinterne Maßnahmen. Dar-
unter werden spezifische didaktische Maß-
nahmen und eine differenzierte Bewertung 
verstanden. Die Definition als „Störungs-
bild mit den eingegrenzten Auswirkungen“ 
verpflichtet die Schule jedoch die Spielräu-
me innerhalb der Rahmenrichtlinien auszu-
loten und sich, was die Ziele und Angebote 
betrifft, innerhalb derselben zu bewegen. 
Den klinischen Diagnosekriterien folgend, 
handelt es sich bei Schülerinnen und Schü-
lern mit Lernstörungen um Kinder bzw. Ju-

gendliche, die über eine zumindest durch-
schnittliche Intelligenz verfügen. Sie haben 
das Recht auf jedwede Unterstützung, die 
zu einem erfolgreichen Schulabschluss – 
sprich Abitur oder berufsqualifizierendes 
Diplom – führt. Der Nachteil, welcher aus 
einer spezifischen Lernstörung erwächst, 
muss – im Sinne der Chancengleichheit – 
ausgeglichen werden und darf nicht Ursa-
che für schulischen Misserfolg sein, bzw. 
gar zu einem Schulabbruch führen. Mit dem 
Staatsgesetz Nr. 170 vom Oktober 2010 
ist der Bereich der Lernstörungen geregelt 
(MIUR 2010). Im Juli 2011 hat das italieni-
sche Unterrichtsministerium (MIUR 2011) 
zusammen mit dem Dekret Nr. 5669 Leit-
linien herausgegeben, die das Recht auf 
Bildung für Schüler und Schülerinnen12 mit 
Lernstörungen für den gesamten Bildungs-
weg garantieren. Detaillierte Empfehlungen 
und Vorgaben für Kindergarten und Schule 
werden darin ausformuliert.
Bereits zwei Jahre zuvor, im August 2009 
wurden vom italienischen Unterrichtsmi-
nisterium ausführliche Leitlinien zur schu-
lischen Integration von Schülerinnen und 
Schülern mit Behinderung herausgegeben. 
Sie betreffen jene Schülerinnen und Schü-
ler mit Funktionsdiagnosen, definiert als 
Behinderungen mit weitreichenden, über 
das schulische Lernen hinaus feststellba-
ren Auswirkungen.
Mit diesem Dokument stellt das Minis-
terium klar, dass die vor Jahrzehnten ge-
troffene Entscheidung der schulischen 
Integration ein Prozess ist, der nicht mehr 
rückgängig gemacht werden kann und darf. 
Der Appell richtet sich in erster Linie an die 
Schulführungskräfte und Lehrpersonen: 
„Es ist wichtig, dass die Verantwortlichen 

12 Es handelt sich dabei um die Diagnosen: Dyslexie, Dysgraphie, Dysorthographie oder Dyskalkulie. Auch für Studierende an den Uni-
versitäten mit diesen Lernstörungen gelten die Rechte.
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13 Die verschiedenen Berufsbilder, die für die integrative Schule vorgesehen sind, werden mit ihren jeweiligen Aufgaben in der Informa-
tionsbroschüre „Die Mitarbeiterin und der Mitarbeiter für Integration...“ einander gegenübergestellt. (S. 7–8).

 http://www.provinz.bz.it/schulamt/service/mitteilungen.asp?637_page=8

sich nicht darauf beschränken, bürokrati-
sche Vorgaben zu erfüllen, sondern sich 
stets die pädagogische, kulturelle und so-
ziale Bedeutung der Integration von Kinder 
und Jugendlichen vor Augen halten.“ (ebd. 
S. 3)
Kritisiert wird eine Haltung, die sich auf die 
Erfüllung formaler Verpflichtungen – wie 
beispielsweise das Verfassen von Doku-
menten – beschränkt, genauso wie ein Un-
terricht ohne differenzierende didaktische 
Maßnahmen. 
Diesen Leitlinien zufolge bereichert Integ-
ration nicht nur die Schülerinnen und Schü-
ler mit Behinderung, sondern auch alle 
anderen, die die Schule besuchen oder an 
dieser tätig sind. 
Eine wirkliche Integration von Schülerinnen 
und Schülern mit Behinderung in den Schu-
len kann nur dann stattfinden,
• wenn sich alle Lehrpersonen für die Er-

ziehung mitverantwortlich fühlen und 
didaktische Kompetenzen im Umgang 
mit Schülerinnen und Schülern mit Be-
hinderung haben,

• wenn unterschiedliche Lernstile und 
kognitive Fähigkeiten berücksichtigt 
werden und die Tätigkeiten in der Klasse 
abwechslungsreich gestaltet werden, 

• wenn die Förderung und die Auswahl der 
Materialien und der didaktischen Strate-
gien alle Lehrpersonen betrifft und die-
se auf die Bedürfnisse der Schülerinnen 
und Schüler zugeschnitten sind. 

Integration	–	Praxisbeispiel	(Teil	2)

Zur Abklärung der Fragen zu Gustav, die 
sich im Beratungsgespräch ergeben haben, 
vereinbart die Integrationsberaterin mit der 

Lehrperson einen Unterrichtsbesuch. Der 
Auftrag beinhaltet zwei Aspekte: 
Erstens soll die Beraterin mit einem kriti-
schen Blick als außenstehende Fachfrau 
Rückmeldungen geben, die auf noch bes-
sere Unterstützungsmöglichkeiten hinwei-
sen.
Zweitens soll sie eine Einschätzung abge-
ben, was die weitere Schullaufbahn anbe-
langt.
Die Integrationsberaterin beobachtet Fol-
gendes:
In der 3. Klasse der Mittelschule sind  
8 Schüler und 6 Schülerinnen. In der ersten 
Stunde wird fächerübergreifend am Thema 
„Umweltschutz“ gearbeitet; in der 2. Stun-
de ist „Geschichte“ auf dem Stundenplan. 
Die Klassenlehrperson gestaltet in der  
1. Stunde alleine den Unterricht, ihre Kol-
legin, die Integrationslehrerin, kommt näm-
lich erst in der 2. Stunde. 
Es wird ein neuer Text zum Thema „Umwelt-
schutz im Alltag“ gelesen, visuell unter-
stützt mit Bildern und Skizzen, die auf die 
Leinwand projeziert werden. Gustav sitzt 
ganz vorne in der 1. Reihe. Er stellt immer 
wieder Fragen und holt sich Zusatzerklärun-
gen von der Lehrperson.
In der Klasse ist auch Martina, ein Mäd-
chen mit einer tiefgreifenden Entwicklungs- 
störung (F 84 laut ICD 10). Sie ist in der ers-
ten Stunde in der Klasse, denn heute werden 
Bilder gezeigt und danach in Gruppen gear-
beitet. An ihrer Seite gibt es Frau W., die Mit-
arbeiterin für Integration.13 Im Unterschied 
zur Integrationslehrerin, die eine Ressource 
für die gesamte 3. Klasse ist, wird die Mit-
arbeiterin für Integration spezifisch einem 
Kind zugewiesen. So zum Beispiel Martina, 
welche aufgrund ihrer weiterreichenden 
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Behinderung in vielen Lebensbelangen 
im pflegerisch-rehabilitativen Bereich Un-
terstützung braucht. Frau W. hilft Martina 
beim Kommunizieren, beim Essen, beim 
Toilettengang, beim An- und Auskleiden...  
Die Mitarbeiterin für Integration ist von 
großer Bedeutung für die Umsetzung des 
Individuellen Bildungsplanes und für einen 
konstruktiven Austausch zwischen Eltern – 
Lehrpersonen – Therapeutinnen. Ihre Aufga-
be ist es, die größtmögliche Autonomie und 
Teilhabe von Martina zu unterstützen. 
Im Anschluss an den Lesetext werden 
Gruppen gebildet. Gustav sucht sich nicht 
aktiv Partner und aus den Blickkontak-
ten zwischen einigen Mitschülern lässt 
sich vermuten, dass G. nicht zu den Schü-
lern gehört, mit dem besonders gern eine 
Gruppenarbeit gemacht wird. Schließlich 
ergreift die Lehrperson die Initiative und 
bestimmt, wer mit Gustav arbeiten soll. Es 
sind zwei Mädchen, nachdem sich Frank 
lautstark dagegen gewehrt hat, mit Gus-
tav zusammen zu arbeiten. Jede Gruppe 
bekommt einen Auftrag. Martina und die 
Mitarbeiterin für Integration sind für kurze 
Zeit Teil einer Arbeitsgruppe. Als es aber zu  
laut wird, beginnt M. unruhig zu werden 
und herum zu wandern. Frau W. entschei-
det, die Klasse zu verlassen und mit Mar-
tina eine Einzelarbeit im Ausweichraum zu 
beginnen, sobald sich Martina beruhigt 
hat. 
Die zwei Mädchen, die mit Gustav eine Ar-
beitsgruppe bilden, schreiben als erstes 
den Titel auf das Plakat. Gustav wird ein-
gebunden, indem die beiden seine Ideen 
aufgreifen und mit dem Gelesenen und 
eigenem Wissen erweitern. Im Text wurde 
von „recycling“ gesprochen. Dieser Begriff 
ist für Gustav nicht geläufig; er fragt „was 
ist das?“. Die beiden Mitschülerinnen ver-
suchen zu erklären. In der Arbeitsgruppe 

tauschen sich Gustav und die Mädchen 
über ihre Erfahrungen mit dem lokalen Re-
cyclinghof aus. 
Mit Beginn der 2. Unterrichtsstunde ändert 
sich das Szenario. Die Kleingruppenarbei-
ten werden abgebrochen, denn für die Ge-
schichtestunde ist ein kurzer Geschichte-
Test eingeplant.
Die Integrationslehrerin betritt die Klasse; 
sie wendet sich umgehend an Gustav und 
verlässt mit ihm die Klasse, um mit ihm in 
einer 1 : 1-Situation ebenfalls einen kleinen 
Geschichte-Test zu machen. 
Sobald Gustav das Wort „Test“ hört, ist 
eine Veränderung zu beobachten: er wirkt 
angespannter und nervöser. So stellt er, 
während die Integrationslehrperson ver-
sucht, ihm den Test genau zu erklären, 
unentwegt Fragen – auch solche, die gar 
nicht dazu passen. Er scheint nicht wirk-
lich zuzuhören und versucht sich bei jedem 
Wort, das er schreibt, rückzuversichern. 
Dieses Verhalten sei es, meint die Integrati-
onslehrerin, welches auch diese getrennte 
Prüfungssituation nötig mache. Bezüglich 
der überprüften Inhalte unterscheide sich 
der Test nur wenig vom Test, den die restli-
chen Schülerinnen und Schüler bestreiten. 
Die Differenzierung bestünde de facto in 
einer Kürzung und der Einzelsituation. In 
der Klasse würde Gustav beim Test sehr 
schlecht abschneiden und alle anderen 
würden sich durch seine laute Fragerei ge-
stört fühlen.
Nach dem 15-minütigen Test kehren Gus-
tav und die Integrationslehrerin in die Klas-
se zurück. Dort haben in der Zwischenzeit 
auch die übrigen Schülerinnen und Schüler 
den Kurz-Test Geschichte beendet. Nun soll 
ein neuer Themenkomplex erarbeitet wer-
den: das Alltagsleben im Mittelalter, heute 
im Besonderen „Kunsthandwerk und Musik 
im Mittelalter“. Das Thema entspricht Gus-
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tavs Interessen, spielt er doch selbst auch 
ein Instrument. 
In einem Kreisgespräch wird mit einem 
Brainstorming zum Thema „Kunsthand-
werk und Musik im Mittelalter“ eine erste 
Annäherung an das Thema versucht. Bevor 
Gustav seine Vorkenntnisse zum Thema 
darlegt, fragt er leise die Integrationslehr-
person, die neben ihm sitzt, ob dies so 
passt. Ein Mädchen, das auf der anderen 
Seite der Integrationslehrerin sitzt, macht 
es ebenso. Im Anschluss daran wird das 
Thema mit Hilfe eines Filmes, zu dem es 
unterschiedlich komplexe Beobachtungs-
aufträge gibt, vertieft. Gustav bekommt 
eine Frage. Die Antwort darauf soll er nach 
dem Film verschriftlichen und dann in der 
Kleingruppe mündlich präsentieren; ande-
re bekommen 2 bis 3 Fragen. Die Integrati-
onslehrerin hilft ihm dabei, wird aber auch 
von anderen Schülern und Schülerinnen 
angesprochen, die sich ebenfalls rückversi-
chern wollen, ob das, was sie aufgeschrie-
ben haben, passend ist. Für Gustav ist 
diese Form und das Tempo der Erarbeitung 
sehr hilfreich, um seinen Wortschatz und 
seine Kenntnisse zu erweitern; dennoch 
stellt er wiederholt dieselben Fragen und 
wartet immer wieder, bis die Lehrperson 
ihn auffordert weiterzuarbeiten.
Am Nachmittag findet eine Besprechung 
der Integrationsberaterin mit den Lehr- 
personen statt. Es wird auch die Mitarbei-
terin für Integration hinzugezogen. Die ge-
meinsame Reflexion bringt neue Hypothe-
sen über die möglichen Hintergründe für 
das Verhalten von Gustav ans Tageslicht. 
Ideen für alternative Gruppenbildungspro-
zesse, für Entspannungsrituale (vor Prü-
fungen) und für zielorientierteres, selbst-
ständigeres Arbeiten von Gustav werden 
entwickelt. Es werden auch Möglichkeiten 
zur besseren Einbindung ins Lern- und 

Klassengeschehen von Martina ins Auge 
gefasst. 
Um Gustav bei der Entscheidung über sei-
nen weiteren Entwicklungsweg zu helfen, 
wird eine Zukunftskonferenz geplant.

Rahmenbedingungen	und	Engagement	
für	eine	inklusive	Schule

Das Fallbeispiel aus dem Schulalltag zeigt 
die Möglichkeiten und Grenzen der integ-
rativen Schule auf. Im Folgenden werden 
theoretische Überlegungen mit praktischen 
Erfahrungen verknüpft zu Bedingungen für 
ein inklusives Bildungsangebot.

(1)	 Inklusive	Bildung	ermöglichen	–		
auf	der	Ebene	des	Klassenklimas	

Für ein inklusionsförderliches Klassen-
klima ist es wichtig, dass die Bedürfnisse 
aller Schülerinnen und Schüler Beachtung 
finden, dass Verschiedenheit als Bereiche-
rung für die gesamte Klasse aufgewertet 
wird und dass positive soziale Beziehun-
gen unterstützt werden. Alle Initiativen, die 
ein Zusammengehörig keitsgefühl in der 
Klasse ermöglichen, sind dazu dienlich, um 
diese Säule der Inklusion zu stärken. Hans 
Wocken (2011) benennt diese Säule der In-
klusion mit „Vielfalt der Kinder“. 
Für einen willkommen-heißenden Umgang 
mit dieser Vielfalt braucht es Zeit; Zeit für 
konkrete Aktivitäten, die über das Schrei-
ben-, Lesen- und Rechnenlernen und den 
Erwerb von Faktenwissen hinausgehen. Es 
braucht Gelegenheiten, in denen Schüler 
und Schülerinnen erfahren können, dass 
jede und jeder Stärken und Schwächen 
hat und Lernsituationen, in denen soziale 
Kompetenzen – unter anderem auch Mitge-
fühl und Verantwortung für „Schwächere“ – 
wachsen können. Jugendliche können in ei-
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nem solchen Klassenklima gestärkt werden 
beim Aufbau von Selbstbewusstsein und 
in der Akzeptanz der eigenen Schwächen. 
Zeitfenster für Gruppenbildungsprozesse, 
die ein leistungsbereites und angstfreies 
Lernen ermöglichen und rasches Interve-
nieren bei Mobbingphänomenen, sind Teil-
aspekte einer inklusiven Pädagogik.

(2)	 Inklusive	Bildung	ermöglichen	–		
auf	der	Ebene	der	didaktischen	Strate-
gien	und	Instrumente	

Inklusion macht es notwendig, dass die in 
den Klassenzimmern vorhandene Vielfalt 
der Lernrhythmen und – stile berücksich-
tigt wird. In den bereits zitierten Leitlinien 
zur schulischen Integration (MIUR 2009) 
werden Förderstrategien und – methoden 
empfohlen, wie beispielsweise das koope-
rative Lernen, der Einsatz von Gruppen- 
und Partnerarbeit, das Tutoring, das Lernen 
durch Projekte, die Nutzung digitaler Me-
dien, Lernmaterialien, Lehrbücher – auch 
für Hausaufgaben – sowie die Nutzung 
technologischer Hilfsmittel und spezieller 
Software.
All dies soll zum Einsatz kommen, damit 
auch Schülerinnen und Schüler mit Behin-
derung optimal unterstützt werden können 
– besonders dann, wenn die Integrations-
lehrperson fehlt. 
Während die Individualisierung der Zie-
le und Inhalte für die Schülerinnen und 
Schüler mit Funktionsdiagnose an allen 
Südtiroler Bildungsinstitutionen Eingang 
gefunden hat, sind Unterrichtsformen, wie 
sie Georg Feuser (2006) vorschlägt, eher 
im Kindergarten und in der Grundschule, 
selten jedoch in Mittel- und Oberschulen, 
anzutreffen. Für Feuser ist nämlich das Ler-

nen am gemeinsamen Gegenstand in der 
Form, „dass alle Kinder und Schüler (ohne 
Ausschluss behinderter Kinder und Jugend-
licher wegen Art und/oder Schweregrad ei-
ner vorliegenden Behinderung)
• in Kooperation miteinander
•  auf ihrem jeweiligen Entwicklungsni-

veau nach Maßgabe ihrer momentanen 
Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungs-
kompetenzen

• an und mit einem »gemeinsamen Ge-
genstand« (Projekt/Vorhaben/Inhalt/
Thema) spielen, lernen und arbeiten“ 
(ebd. S. 75) ein Kernelement inklusiver 
Didaktik. 

Dario Ianes (2009) unterstreicht die Berei-
cherung für den inklusiven Unterricht durch 
Methoden und Prinzipien der strukturierten 
Unterrichtsgestaltung, wie sie beispiels-
weise im TEACCH-Ansatz14 Anwendung 
findet: um Bildungsinhalte zu vermitteln, 
insbesondere für Übungssequenzen, un-
terstützt das strukturierte, zielorientierte 
und systematische Arbeiten an Aufgaben, 
wie es für Schülerinnen und Schüler mit au-
tistischen Verhaltensbesonderheiten hilf-
reich ist, ebenso Schülerinnen und Schüler 
mit Aufmerksamkeits- und Konzentrations-
problemen. 
In diesem Zusammenhang sind auch 
Differenzierungs maßnahmen, wie bei-
spielsweise vereinfachte Texte, Hörbücher, 
Visualisierungen zu nennen. Diese spezifi-
schen Hilfestellungen für Schülerinnen und 
Schüler mit einer Lernstörung erleichtern 
vielen anderen „normalen“ Schülerinnen 
und Schülern den Zugang zu schwierigen 
Unterrichtsthemen. Dieses Beispiel könnte 
eine Antwort geben auf die Frage von Lud-
wig-Otto Roser (1983): 

14 TEACCH = Treatment and Education of Autistic and Communication handicapped children – ist ein von Eric Schopler entwickelter 
Ansatz, der das Lernen von Autisten sehr unterstützt. (Ianes 2009)
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„Wie ist es möglich, dass im Gegensatz zu 
allen Erwartungen nicht die Schule sich 
verändert hat, um die Behinderten aufzu-
nehmen, sondern die Aufnahme der Behin-
derten allmählich die Schule verändert?“ 
(S. 88)

(3)	 Inklusive	Bildung	ermöglichen	–		
auf	der	Ebene	der	Zusammenarbeit	der	
Pädagoginnen	und	Pädagogen

Eine Gefahr für inklusive Bildung besteht 
darin, dass das Recht auf schulische Bil-
dung des Schülers oder der Schülerin mit 
Behinderung in den Stunden, in denen die 
Integrations lehrperson abwesend ist, nicht 
ausreichend gewährleistet ist.15 Um genau 
dies zu verhindern, ist die Integrationslehr-
person ausdrücklich der Klasse bzw. den 
Klassen zugewiesen. Die gesamte Schulge-
meinschaft muss in den Inklusionsprozess 
einbezogen sein und nicht nur eine Lehr-
kraft mit spezifischen Kompetenzen, die 
im Alleingang die Aufgabe der Integration 
übernimmt. 
Die Integrationslehrperson nimmt einer-
seits eine wichtige Rolle in der Schulge-
meinschaft ein für die Koordinierung der 
Tätigkeiten zur Umsetzung der Integration, 
im Sinne eines Netzwerkknotens. Anderer-
seits ist sie vollwertiges Mitglied im Klas-
senrat und hat Stimmrecht in den Noten-
konferenzen über sämtliche Schülerinnen 
und Schüler dieser Klasse.
Das bedeutet für die Praxis, wie im Fall-
beispiel angedeutet, dass es eine gute 
Zusammenarbeit zwischen der Integrati-
onslehrperson und den Regellehrpersonen 
braucht. 
So ist beispielsweise die Anwesenheit ei-
ner Integrations lehrperson in der Klasse 

besonders dann für alle eine Ressource, 
wenn sich alle Lehrpersonen für alle ihre 
Schülerinnen und Schüler zuständig füh-
len. Schülerinnen und Schüler erfassen 
zudem intuitiv, welchen Stellenwert eine 
Lehrperson im Kollegium hat. Gegenseitige 
Wertschätzung im Team und in der Klasse 
ist von zentraler Bedeutung für eine inklusi-
ve Schule (Mittendrin e.V., 2012). 
Die dritte Säule im Haus der Inklusion ist 
Hans Wocken (2011) zufolge demnach die 
Säule der „Vielfalt der Pädagogen“. Neben 
Eltern, Integrations- und Regellehrperso-
nen, Mitarbeiterinnen für Integration stel-
len auch Therapeutinnen des Rehabilitati-
onsdienstes eine pädagogische Ressource 
für die Inklusion dar. 
In der Beratung zeigt sich immer wieder: 
wenn es Lehrpersonen gelingt, das Exper-
tenwissen von Eltern anzuerkennen, dann 
ist dies ein wichtiger Baustein für eine ge-
lungene Zusammenarbeit von Elternhaus 
und Schule. Es braucht manches Mal viele 
vertrauensbildende Gespräche, um Eltern 
den inklusiven Bildungsauftrag der Schule, 
der über das exklusive Fördern einer Spe-
zialfertigkeit hinausgeht, zu vermitteln. 
Inklusion gelingt am ehesten dann, wenn 
Lehrpersonen, Mitarbeiterinnen für Inte-
gration, Eltern, therapeutische und Bera-
tungsdienste zielorientiert an einem Strang 
ziehen, unabhängig davon, ob es sich bei-
spielsweise um das Lernziel der Kommu-
nikationsförderung bei einem nicht-spre-
chenden Kind oder um das Problem der 
„Leistungsverweigerung“ bei einem Schü-
ler mit einem Aufmerksamkeits-Defizit-
Hyperaktivitäts-syndrom (ADHS) oder um 
den Umgang mit herausfordernden Verhal-
tensweisen einer Pubertierenden mit einer 
Lernbehinderung handelt.

15 Laut Leitlinien für Integration (MUR, 2009) und Erfahrungen aus der Praxis.
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Susanne Abram (2003) zieht in ihrer auf 
praktischen Erfahrungen beruhenden Lau-
reatsarbeit folgendes Resümee: „Von einem 
inklusiven Ansatz kann dann gesprochen 
werden, wenn es sich bei der Teamarbeit 
nicht um ein rollenspezifisches Nebenei-
nander handelt, sondern ein Unterricht 
praktiziert wird, in dem alle Beteiligten 
zum Wohle aller Schülerinnen und Schüler 
gleichwertig miteinander kooperieren“. 
Neben den bisher genannten Personen soll 
auch unbedingt die Ressource der Mitschü-
lerinnen und Mitschüler als Pädagogen in 
Betracht gezogen werden (Wocken 2011, 
Ianes 2001).
Mitschüler und Mitschülerinnen wissen 
vielfach intuitiv sehr gut Bescheid darüber, 
was die Mitschülerin, der Mitschüler mit 
einer Beeinträchtigung braucht, um gut ler-
nen zu können. Dieses konstruktive Wissen 
gilt es im schulischen Alltag zu nutzen. Ne-
ben dem Augenmerk auf ein Klassenklima, 
das Freundschaften und soziale Kompeten-
zen fördert, empfiehlt Dario Ianes, den Fo-
kus auf das „Kooperative Lernen“ und auf 
das „Tutoring“ zu setzen. Tutoring sieht bei-
spielsweise Lern- und Alltagssituationen 
vor, in denen kompetentere Schülerinnen 
und Schüler andere, die (noch) Schwierig-
keiten haben, unterstützen. Das Tutoring 
kann zudem auch als Instrument der Bega-
bungsförderung eingesetzt werden.

(4)	Inklusive	Bildung	ermöglichen	–	auf	
der	Ebene	der	Lebensplanung	„proget-
to	vita“	

Dario Ianes (2001) bezeichnet den indivi-
dualisierten – auf das Leben als Erwachse-
ner – ausgerichteten Bildungsplan als eine 

von vier Koordinaten einer qualitätvollen 
Didaktik. 
Mit der Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtskonvention durch den italienischen 
Staat im März 2009 wird Inklusion in die Ar-
beitswelt noch stärker als bisher zu einem 
bedeutenden Thema auch für die Schule. 
In den bereits zitierten Leitlinien zur schu-
lischen Integration desselben Jahres wird 
daher der „Lebensplanung“ („progetto 
vita“) ein großer Stellenwert beigemessen 
(MIUR, 2009).
Lebensplanung muss von der Familie und 
von den am Integrationsprozess Beteilig-
ten mitgetragen werden, nicht zuletzt des-
halb, weil diese Planung über die Schulzeit 
hinausgeht und den Horizont in Richtung 
Zukunft öffnet.
Für die Schule heißt dies, dass die Themen 
„berufliche Orientierung“ bereits in der Mit-
telschule und „Übergang in die Arbeitswelt“ 
schon von Beginn an in der Oberschule bzw. 
der berufsbildenden Schule im Bildungs-
plan enthalten sind. Dabei geht es darum, 
dass der individualisierte Bildungsplan auf 
die Erforschung von Stärken, Neigungen, 
Interessen und Vorstellungen des Schü-
lers, der Schülerin über das Leben nach 
der Schule Bezug nimmt.16 Um Übergänge 
zu erleichtern, sind Austauschprojekte zwi-
schen Schule und Arbeitswelt, betriebliche 
Praktika sowie die Zusammenarbeit mit 
dem Dienst der Arbeitsintegration und an-
deren Institutionen unumgänglich.

Integration	–	Praxisbeispiel	(Teil	3)

In dem eingangs geschilderten Fallbeispiel 
entscheiden sich die Eltern, in Zusammen-
arbeit mit der Schule den Fokus auf die be-

16 Juliane Stocker hat im Zuge ihrer Tätigkeit als Integrationslehrerin Arbeitsunterlagen zusammengestellt: „Berufsorientierung integrativ 
BOI“ http://www.provinz.bz.it/schulamt/direktions-lehrpersonal/digitaler_orientierungskoffer.asp
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rufliche Orientierung zu setzen und dies mit einer persönli-
chen Zukunftsplanung zu verbinden. 
In der Vorarbeit für die persönliche Zukunftsplanung erforscht 
Gustav mit Hilfe von geeigneten zur Selbstreflexion anregen-
den Arbeitsblättern seine Neigungen, Interessen, Stärken, 
auch „wo er Hilfen braucht“.17 Im Anschluss daran lädt Gus-
tav – unterstützt von Lehrpersonen und Eltern – mit einem 
persönlichen Brief die ihm wichtigen Personen zu seiner Zu-
kunftsplanung ein. 

Für eine persönliche Zukunftsplanung wird ein möglichst 
heterogener Unterstützerkreis gebildet. Die Verschieden-
heit der Blickwinkel wird als Bereicherung verstanden. 

17 Materialien sind auf der barrierefreien Homepage: on-line – Lebenslanges Lernen und berufliche Bildung für Menschen mit Lern-
schwierigkeiten http://www.on-line- on.eu/dokumente/upload/FP_Zukunftsplaner_abA4_9b1c7.pdf

Abb. 1: 
Unterstützerkreis für Gustav

Gustavs Unterstützerkreis  
besteht aus: Gustav, Vater, 
Mutter, Tante, zwei Lehr-
personen, Berufsberaterin, 
Koordinatorin der Berufs- 
schule, Psychologin.
Eine Beraterin des Päda-
gogischen Beratungszen-
trums fungiert an diesem 
Tag als Moderatorin.
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Eine Zukunftsplanung aber auch die Treffen des Unter-
stützerkreises unterscheiden sich von einer üblichen Pla-
nungssitzung dadurch, dass neben der Vielfalt der Teil-
nehmenden der Betroffene – sprich Gustav – anwesend ist 
und im Mittelpunkt steht. Es wird nicht über den Schüler 
gesprochen, sondern direkt mit ihm. Dies ist ein zentra-
ler Aspekt von personenzentriertem Denken und Handeln 
(Doose 2010), genauso wie die Bereitschaft, sich gemein-
sam mit Gustav und seiner Familie konkret Gedanken über 
seine möglichst positive Zukunft zu machen. 

Die Moderation nach dem MAP-Verfahren (Boban 2007; 
Hömberg u. a. 2002) erfolgt entlang von gezielten Fragen 
und die erarbeiteten Erkenntnisse werden grafisch sichtbar 
auf großen Plakaten festgehalten: 

Abb. 2:
Zukunftsplanung für und 
mit Gustav
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Je klarer sich die Wünsche für Gustavs Le-
ben herauskristallisieren, desto konkreter 
werden auch die Ziele, welche in der Schu-
le angestrebt werden.
Für seine weitere Schulbildung wird ein 
Schultyp gefunden, der seinen zahlrei-
chen Interessen im praktischen, kreativen, 
handwerklichen Bereich und auch seinem 
Bedürfnis nach „weniger Druck“, was das 
schulische Lernen anbelangt, gerecht wird. 
Zum Schluss wird ein Aktionsplan erstellt, 
der die getroffenen Entscheidungen zur 
Umsetzung führt. 

Auf	dem	Weg	zur	inklusiven	Bildung	–	
neue	Herausforderungen

Artikel 24 der Resolution der UNO vom 
13. Dezember 2006 anerkennt „das Recht 
von Menschen mit Behinderungen auf Bil-
dung [...] ohne Diskriminierung und auf der 
Grundlage der Chancengleichheit [...]“. Ein 
integratives Bildungssystem auf allen Ebe-
nen und lebenslanges Lernen soll gewähr-
leistet werden mit folgenden Zielen: 

a) die menschlichen Möglichkeiten sowie 
das Bewusstsein der Würde und das 
Selbstwertgefühl des Menschen sol-
len voll zur Entfaltung gebracht und die 
Achtung vor den Menschenrechten, den 
Grundfreiheiten und der menschlichen 
Vielfalt gestärkt werden;

b) Menschen mit Behinderung sollen ihre 
Persönlichkeit, ihre Begabungen und 
ihre Kreativität sowie ihre geistigen und 
körperlichen Fähigkeiten voll zur Entfal-
tung bringen;

c) Menschen mit Behinderung sollen zur 
wirklichen Teilhabe an einer freien Ge-
sellschaft befähigt werden.

Die Schule in Südtirol ist auf einem guten 
Weg diese Ziele zu erreichen. Zwei	Heraus-
forderungen auf dem Weg zu einer inklusi-
ven Schule sollen abschließend skizziert 
werden:

• Unterrichtsentwicklung
Um den steigenden Herausforderungen ge-
recht zu werden, sind Lehrpersonen immer 
mehr gefordert, ihre pädagogisch-didakti-
schen Qualitäten zu optimieren. Das heißt 
sie sind gefordert, sich weiterzubilden und 
auch wertvolle Ansätze aus der Integrati-
onspädagogik (Ianes 2001, Schöler 2009, 
Tuggener et al. 2011) sowie Impulse aus 
der Neuropsychologie mit ins Repertoire 
aufzunehmen.

• Schulentwicklung
mit	dem	Fokus	auf	Inklusion

Wenn Edith Brugger-Paggi im Jahr 2007 „In-
tegration als Motor von Entwicklungen“ be-
zeichnet, so bezieht sie sich in erster Linie 
auf die alltägliche Praxis in den Schulen und 
Kindergärten. Zudem empfiehlt das Unter-
richtsministerium, eine inklusive Grundhal-
tung und auch die entsprechenden Maß-
nahmen im Schulprogramm zu verankern. 
Wenngleich vom italienischen Ministerium 
in den Leitlinien (2009) ausschließlich 
der Begriff „Integration“ verwendet wird, 
lässt er sich durchaus mit dem im deutsch-
sprachigen Raum verwendeten Begriff der 
„Inklusion“ gleichsetzen. Auf der Basis ei-
nes inklusiven Schulprogramms kann das 
Lehrerkollegium sämtliche Tätigkeiten zur 
schulischen und sozialen Integration der 
Schülerinnen und Schüler mit Behinderung 
vorsehen und umsetzen. 
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Omnes omnia omnino –
Allen alles in allseitiger Weise – Reformpädagogische Wege  
zur Inklusion

Will Lütgert

Pädagogik	der	Vielfalt

1993 erschien das Buch von Annedore 
Prengel mit dem seither viel zitierten Ti-
tel: Pädagogik der Vielfalt 1. In den frühen 
90er Jahren konzipiert, war das Buch eine 
Übung, die Pädagogik neu zu denken – um 
eine Gedankenfigur von Hartmut von Hen-
tig nicht nur auf die Schule, sondern grund-
sätzlich auf Fragen der Bildung und Erzie-
hung zu wenden. Den Grundgedanken von 
Prengel kann man folgendermaßen zusam-
menfassen: Jeder Mensch ist einzigartig. Es 
muss ihm deshalb politisch, sozial, kultu-
rell, rechtlich und auch pädagogisch mög-
lich sein, seine Einzigartigkeit zu leben. Für 
die Pädagogik heißt das, die Verschieden-
heit der Biographien von Kindern, Jugend-
lichen und Erwachsenen nicht als Problem, 
sondern als Reichtum von Bildung und Er-
ziehung zu betrachten.
Zwei Begriffe sind zentral bei der Beschäfti-
gung mit der Pädagogik der Vielfalt: Gleich-
heit (Homogenität) und Verschiedenheit 
(Heterogenität, Differenz). Beide Begriffe 
sind untrennbar miteinander verbunden. 
Verschiedenheit ohne Gleichheit zu beto-
nen, hat Hierarchie zur Folge und Gleichheit 

ohne Verschiedenheit zuzulassen, führt zur 
Gleichschaltung. Die Geschichte ist voller 
Beispiele für einseitige Hierarchiebildung 
oder Gleichschaltung, weil Homogenität 
oder Heterogenität für sich genommen 
herrschenden Bevölkerungsgruppen oder 
herrschenden Völkern gesellschaftliche 
Vorteile verschaffen, die intellektuell und 
auch politisch handfest verteidigt werden. 
Das richtige Verhältnis von Homogenität 
und Heterogenität ist gedanklich nicht 
leicht zu bestimmen, denn Gleichheit be-
zeichnet keine „konkrete Realität, sondern 
ein bestimmtes Verhältnis zwischen Perso-
nen und Gegenständen, die grundsätzlich 
verschieden voreinander sind“. Der Erfolg 
einer Pädagogik der Vielfalt hängt deshalb 
davon ab, „in welchem Maße auf die grund-
sätzliche Verschiedenheit de(r) gleich zu 
Behandelnden Rücksicht genommen wird“ 
(Otto Dann)2. Das Verhältnis von Homogeni-
tät und Heterogenität muss deshalb immer 
wieder neu gedacht und erkämpft werden 
– konzeptuell in theoretischen Entwürfen 
und politisch durch gesellschaftlichen Dis-
kurs. In ihrem Buch gibt Prengel dafür drei 
Beispiele aus der jüngeren Pädagogik: 
• die ungleiche Behandlung von Mädchen 

1 Annedore Prengel: Pädagogik der Vielfalt. Verschiedenheit und Gleichberechtigung in Interkultureller, Feministischer und Integrativer 
Pädagogik. Opladen: Leske + Budrich 1993.

2 Otto Dann: Vorwort. In: Prengel 1993, S. 12.
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und Jungen, von Frauen und Männern 
führte zur wissenschaftlichen und zu-
gleich politischen Bewegung der femi-
nistischen Pädagogik,

• die ungleiche Behandlung von Kindern 
aus Migranten- und einheimischen Fa-
milien führte zur Bewegung der interkul-
turellen Pädagogik und 

• die ungleiche Behandlung von Kindern 
mit unterschiedlichen Lernbiografien 
führte zunächst zur Bewegung der integ-
rativen, später der inklusiven Pädagogik.

Diese Reihe ließe sich fortsetzen:
• das spannungsreiche Verhältnis von 

Jung und Alt führte zur intergeneratio-
nellen Pädagogik und

• die sozialen Unterschiede von Kindern 
aus wohl situierten Familien und Kin-
dern aus Familien, die finanzieller Un-
terstützung oder zumindest Entlastung 
bedürfen, führte zur Bewegung der 
schulischen Sozialarbeit.

Inklusion

Ich mache dieses weite Feld der Bedeutun-
gen auf, um einen Begriff einzuführen, den 
wir heute, 20 Jahre nach Prengels Buch, 

intensiv diskutieren – die Inklusion. Dieser 
Begriff hat eine politische und eine päda-
gogische Seite.
Inklusion heißt politisch, unsere Gesell-
schaft so zu gestalten, dass möglichst vie-
le Menschen an allen Prozessen teilhaben 
und sie mitgestalten können – ohne die 
grundlegende Differenz zwischen Homo-
genität und Heterogenität der Menschen 
(s. o.) einzuebnen. Inklusion heißt päda-
gogisch, alle Menschen so weit zu fördern, 
wie es uns unsere Kräfte erlauben und wie 
es den Betroffenen zuträglich ist. Schon 
Johann Friedrich Herbart hat zu Beginn des 
19. Jahrhunderts diesen Zusammenhang 
formuliert:
„Der Erzieher vergleicht seinen Zögling 
nicht mit Anderen; er vergleicht ihn mit 
sich selbst; er vergleicht das, was der junge 
Mensch wird, mit dem, was derselbe ver-
muthlich werden könnte. Er ist mit keinem 
zufrieden, der hinter sich selbst zurück-
bleibt, und mit keinem unzufrieden, wel-
cher soviel wird, als man vermuthlich von 
ihm erwarten durfte“3.
Die Eröffnung von Chancen zur umfassen-
den gesellschaftlichen Teilhabe und zu 
umfassender pädagogischer Förderung 
hat viele – ökonomische, soziale, kulturel-

3 Johann Friedrich Herbart: Briefe über die Anwendung der Psychologie auf die Pädagogik. 3. Brief (1831). In: ders.: Sämtliche Werke. 
Neudruck. Aalen 1964.
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le und personale – Voraussetzungen. Eine 
wichtige Voraussetzung ist Bildung. Inklu-
sion betont Bildung als eine Form der Berei-
cherung für alle, durch die ein Höchstmaß 
an gemeinsamem Wissen, sozialen Kom-
petenzen und gegenseitigem Respekt ge-
fördert wird. Jeder soll zum inklusiven Ler-
nen und Leben ermutigt werden und nicht 
durch Bildungsschranken ausgeschlossen 
sein. In diesem Sinn einer konkreten Uto-
pie verpflichtet uns eine UNO-Konvention, 
alle Menschen in allen Bereichen des täg-
lichen Lebens eine allseitige Teilhabe zu 
ermöglichen. Der letzte Satz hat es in sich: 
Allen, alles, allseitig.

Omnes,	omnia,	omnino

Der Satz weist aus dem 21. Jahrhundert 
400 Jahre zurück in das 17. Jahrhundert. 
Der große Theologe und Pädagoge Johann 
Amos Comenius (1592–1670) hat ihn in 
seiner pädagogischen Hauptschrift, der 
Didactica magna, der Großen Didaktik, for-
muliert: Omnes omnia omnino (doceantur). 
Alle Menschen können über alles, was die 
Menschheit weiß, allseitig, d. h. in intellek-
tuell redlicher Weise, unterrichtet werden.
Ich will in diesem Beitrag Johann Amos Co-
menius und Maria Montessori als Pädago-
gen der Vielfalt und Inklusion vorstellen. 
Dies geschieht in exemplarischer Absicht. 
Ich könnte auch die Philanthropen Base-
dow und Salzmann oder die geschichtlich 
jüngeren Pädagogen Otto, Reichwein, Kar-
sen und Petersen nennen. Sie alle haben 
für ihre Zeit Schulen ohne Bildungsschran-
ken gegründet und pädagogisch erfolg-
reich geführt.
Meine These für diesen Beitrag lautet: 
Comenius und Montessori sind für die 
Pädagogik so bedeutsam, weil sie einer-
seits eine begründete Vision der Inklusi-

on erarbeitet, andererseits aber auch die 
didaktischen Mittel ersonnen haben, um 
ihre Vision schulpädagogisch zu realisie-
ren. Theoretisch begründete Vision und 
praktisch ausgeübte Lehrkunst gehören 
didaktisch eng zusammen. Fehlt die Vision, 
reduziert man die Schul- und Unterrichts-
entwicklung auf ein technisches Problem; 
fehlen die didaktischen Mittel, verkürzt 
man Schul- und Unterrichtsentwicklung auf 
bloße Programmatik. 

Comenius

Comenius wurde 1592 im östlichen Mäh-
ren geboren. Er studierte noch vor dem 
Dreißigjährigen Krieg, der Mitteleuropa ver-
wüstete, an den Universitäten von Herborn 
(im Westerwald) und in Heidelberg. 1618 
wurde er Gemeindepfarrer und Schulleiter 
in Fulnek, heute Tschechien. Seit 1632 war 
er Bischof der Böhmischen Brüdergemein-
de im Exil und Leiter ihres Schulwesens. 
Comenius war von seiner Gesinnung und 
Lebensweise ein Europäer, er wohnte und 
arbeitete auch in London und Schweden 
und verbrachte die letzten 14 Jahre seines 
Lebens in Amsterdam, wo er 1670 starb.
Im Folgenden erläutere ich das Inklusions-
konzept des Comenius an den drei Leitbe-
griffen seiner Didactica magna.

Omnes	

Alle	Menschen	sollen	unterrichtet	werden.	
Comenius setzte gegen die zerschmet-
ternde Kriegserfahrung des Dreißigjähri-
gen Krieges die Lebenswillen spendende 
Vision einer Welt des Friedens, die durch 
die Instanzen eines Weltfriedensgerichts, 
einer Weltorganisation der Wissenschaf-
ten und eines Konzils aller Religionen ge-
schaffen werden sollte. Ziel dieser Vision 
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war der Weltstaat, in dem alle Menschen 
– rechtlich, sozial und religiös geschützt 
– miteinander leben. Frieden braucht nach 
Comenius friedenserhaltende juristische, 
wissenschaftliche und weltanschauliche 
Institutionen und Frieden bedarf gebildeter 
Menschen, die wissen, 
• warum diese Welt geschaffen wurde, 
• welches das Ziel ihrer Entwicklung ist 

und 
• wie die Welt funktioniert. 

Alle Menschen sollen über dieses Wissen 
verfügen. Deshalb entwarf Comenius eine 
inklusive Stufenschule, die wir in dieser 
Stringenz bis heute nicht erreicht haben. 
Die Schule war für Comenius eine „Werk-
statt der Menschlichkeit“, die Kinder und 
Jugendliche von der Geburt bis zum 24. Le-
bensjahr besuchen können. Die comeniani-
sche Schule hatte vier Stufen:
1. die Mutterschule: Von der Geburt bis 

zum 6. Lebensjahr – die Familienbil-
dung, die das Kind in die häusliche Kul-
tur einführte. Es folgte

2. die Muttersprachenschule vom 7. bis 
zum 12. Lebensjahr, die das Kind in der 
Sprache seiner Umwelt und in den na-
hen Lebenskreis einführte. Es folgte

3. die Lateinschule als Unterweisung der 
Kinder in den europäischen Kulturen 
vom 13. bis zum 18. Lebensjahr. Dabei 
muss man davon ausgehen, dass zur 
Zeit des Comenius die europäische lin-
gua franca der Gebildeten das Lateini-
sche war. Es folgte schließlich

4. die Akademie vom 19. bis zum 24. Le-
bensjahr als Einführung der Jugend in 
die universale wissenschaftliche Kultur.

Inklusiv war diese Schulstruktur, weil sie 
– in Stufen gegliedert – die Schranken der 
gesellschaftlichen Trennung ihrer Zeit auf-
heben und für alle Menschen offen stehen 
sollte:
• für Mädchen und Jungen,
• für Kinder hohen oder niedrigen Stan-

des,
• für Arme und Reiche,
• für begabte und weniger begabte Kinder 

und
• für Kinder mit unterschiedlichen Mutter-

sprachen.

Niemand	sollte	ausgeschlossen	sein.

Omnia	

Alles	soll	gelehrt	werden,	
das	ganze	Wissen	der	Menschheit.
Um dieses Postulat einzulösen, machte 
Comenius seine bekannteste pädagogi-
sche Erfindung. Er führte in Europa das 
Schulbuch ein. Es hatte den programmati-
schen Titel: Orbis sensualium pictus – Die 
sichtbare Welt.5 „Die sichtbare Welt“ war 
ein streng aufgebautes Lehrmedium. Es be-
handelte auf jeder Doppelseite ein neues 
Thema, das durch einen Holzschnitt illust-
riert und mit Texten in der jeweiligen Mut-
tersprache der Kinder und im Lateinischen 
versehen war. 

5 Johann Amos Comenius: Orbis sensualium pictus (1659): Faksimile vom Original der Comenius-Bücherei Leipzig. Zürich: Pestalozzia-
num Verlag: 1992.
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2. die Muttersprachenschule vom 7. bis zum 12. Lebensjahr, die das Kind in der Sprache seiner 
Umwelt und in den nahen Lebenskreis einführte. Es folgte 

3. die Lateinschule als Unterweisung der Kinder in den europäischen Kulturen vom 13. bis zum 
18. Lebensjahr. Dabei muss man davon ausgehen, dass zur Zeit des Comenius die 
europäische lingua franca der Gebildeten das Lateinische war. Es folgte schließlich 

4. die Akademie vom 19. bis zum 24. Lebensjahr als Einführung der Jugend in die universale 
wissenschaftliche Kultur. 

 
Inklusiv war diese Schulstruktur, weil sie – in Stufen gegliedert – die Schranken der gesellschaftlichen 
Trennung ihrer Zeit aufheben und für alle Menschen offen stehen sollte: 

• für Mädchen und Jungen, 
• für Kinder hohen oder niedrigen Standes, 
• für Arme und Reiche, 
• für begabte und weniger begabte Kinder und 
• für Kinder mit unterschiedlichen Muttersprachen. 

 
Niemand sollte ausgeschlossen sein. 

Omnia  

Alles soll gelehrt werden, das ganze Wissen der Menschheit. 

Um dieses Postulat einzulösen, machte Comenius seine bekannteste pädagogische Erfindung. Er 
führte in Europa das Schulbuch ein. Es hatte den programmatischen Titel: Orbis sensualium pictus –  
Die sichtbare Welt5. „Die sichtbare Welt“ war ein streng aufgebautes Lehrmedium. Es behandelte auf 
jeder Doppelseite ein neues Thema, das durch einen Holzschnitt illustriert und mit Texten in der 
jeweiligen Muttersprache der Kinder und im Lateinischen versehen war.  

 

Dem Orbis pictus lag ein Lehrplan zugrunde, der – den theologischen Überzeugungen der damaligen 
Zeit entsprechend – in einer Art Kreisstruktur angeordnet war. Der Lehrplan erklärte zunächst die 
Entstehung, den Aufbau und das Funktionieren der von Gott geschaffenen Welt; er schritt fort zu den 

                                                           
5  Johann Amos Comenius: Orbis sensualium pictus (1659): Faksimile vom Original der Comenius-Bücherei 

Leipzig. Zürich: Pestalozzianum Verlag: 1992. 

Dem Orbis pictus lag ein Lehrplan zugrun-
de, der – den theologischen Überzeugun-
gen der damaligen Zeit entsprechend – in 
einer Art Kreisstruktur angeordnet war. Der 
Lehrplan erklärte zunächst die Entstehung, 
den Aufbau und das Funktionieren der von 
Gott geschaffenen Welt; er schritt fort zu 
den Geschäften des Alltags der Menschen: 
das enzyklopädische Wissen der Zeit wur-
de in einer für Kinder fassbaren Form aus-
gebreitet. Zum Schluss kehrte der Lehrplan 
wieder zu Gott und den Offenbarungen 
vom Ende der Welt zurück. Der von Come-
nius konstruierte Weltenkreis beginnt beim 
Sieben-Tage-Werk der Schöpfung und führt 
über die vom Menschen hervorgebrachten 
Dinge und Regeln des Diesseits bis an das 
Ende aller Tage – zum Jüngsten Gericht. 
Auch wenn man das theologisch begründe-
te Weltbild von Comenius nicht teilt, ist die 
curriculare Grundstruktur seines Lehrplans 
erkennbar. Diese verweist auf die inhaltli-
che Seite von Inklusion:
Alles	Wissen	soll	eingeschlossen	sein.

Omnino	

In	allseitiger,	intellektuell	redlicher	Weise	
soll	gelehrt	werden.
Dieses Postulat des Comenius ist für Päd-
agogen die größte, aber auch gewagteste 
Herausforderung, weil sich Inklusion in die-
sem Zusammenhang didaktisch bewähren 
muss. Comenius stellte dazu die Lehrkunst 
seiner Zeit auf den Kopf. Denn in der tradi-
tionellen Lehrkunst war der Unterrichtstoff 
in den Schulen nach der Systematik der je-
weils betroffenen Wissenschaft angeordnet 
und damit nur besonders geschulten Ju-
gendlichen und Erwachsenen zugänglich. 
Comenius postulierte intuitiv ein Stufen-
modell kindlichen Lernens. Ein Kind lernt 
zunächst durch konkretes Tun und durch 
anschauliche Bilder. Von dort geht der Weg 
zur Umgangssprache des Alltags. Weitere 
Schritte führen zum Erlernen der Realien, 
der Fremdsprachen und schließlich zum 
Erlernen der Sprache und der Konzepte der 
Wissenschaft. Mit seiner Didaktik, die – im 
Sinne eines modernen Spiralcurriculums 
(Jerome S. Bruner) – vom Konkreten zum 
Abstrakten führt, die das kognitive Begrei-
fen mit dem sinnlichen Begreifen und mit 
bildlicher Vorstellungskraft in Verbindung 
bringt, entwickelte Comenius im Orbis pic-
tus Vorstellungen, die Maria Montessori 
– später – mit einem neuen Akzent weiter 
ausdifferenzierte. Im Orbis pictus hat jedes 
Bild sowie seine muttersprachliche und la-
teinische Beschreibung Beziehungen zur 
unmittelbaren Lebenswelt. Jede Doppelsei-
te des Schulbuchs ist eine didaktische Ein-
heit, mit deren Hilfe die Welt auch von Kin-
dern umfassend „begriffen“, „angeschaut“ 
und „benannt“ werden kann.
Ich will das Gemeinte an einem Beispiel 
erläutern: Auf der linken Seite der folgen-
den Abbildung sieht man das Bild eines 
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Kinder der Mutterschule können die Bilder betrachten und Geschichten zu den Bildern hören, Kinder 
der Muttersprachenschule lesen den Text zu den Bildern und Jugendliche der Lateinschule 
übersetzen von der Muttersprache in die Fremdsprache oder von der Fremdsprache in die 
Muttersprache. Jedem Kind steht auf seiner Stufe des Begreifens das ganze Wissen zur Verfügung. In 
den Bildern findet man Zahlen. Sie verweisen auf bestimmte Worte in den deutschen und 
lateinischen Texten: Zur Anschauung treten die Begriffe hinzu, die Abstracta, die in die Welt der 
Wissenschaft führen.  

Lernen besteht für den Didaktiker Comenius darin, Kompetenzen zu entwickeln, um Handlungen in 
Anschauung und Anschauung in die Terminologie sowohl der Mutter- als auch der Fremdsprache 
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Klassenzimmers: Viele Schüler sind in ver-
schiedenen Formationen um einen Lehrer, 
der an seinem Katheder sitzt, versammelt. 
Auf der linken Seite stehen zwei Texte, ei-
ner auf Deutsch, der andere auf Latein:

Kinder der Mutterschule können die Bilder 
betrachten und Geschichten zu den Bildern 
hören, Kinder der Muttersprachenschule 
lesen den Text zu den Bildern und Jugend-
liche der Lateinschule übersetzen von der 
Muttersprache in die Fremdsprache oder 
von der Fremdsprache in die Mutterspra-
che. Jedem Kind steht auf seiner Stufe 
des Begreifens das ganze Wissen zur Ver-
fügung. In den Bildern findet man Zahlen. 
Sie verweisen auf bestimmte Worte in den 
deutschen und lateinischen Texten: Zur 
Anschauung treten die Begriffe hinzu, die 
Abstracta, die in die Welt der Wissenschaft 
führen. 
Lernen besteht für den Didaktiker Comeni-
us darin, Kompetenzen zu entwickeln, um 
Handlungen in Anschauung und Anschau-
ung in die Terminologie sowohl der Mutter- 
als auch der Fremdsprache übersetzen zu 
können. Comenius war davon überzeugt, 
dass man Kinder nur allseitig bilden kann, 
wenn man über eine Didaktik und entspre-
chende Lernmittel verfügt. Dabei hatte er 
durchaus ein feines Gefühl für die Homoge-
nität und Heterogenität von Lernprozessen. 
Schon in der Mutterschule und der Mut-
tersprachenschule entsteht durch Lernen 
eine „ganze“ Bildung, keine Halbbildung. 
Aber die Jugendlichen, die zur Fremdspra-
chenschule und zur Akademie aufsteigen, 
erhalten ein Mehr an kommunikativen und 
kognitiven Fähigkeiten, das sie zu einem 
symbolischen und reflexiven Umgang mit 
den Problemen der Welt befähigt. Um all-
seitig lehren zu können, sind Didaktik und 
Lernmittel sowohl durch Lebensnähe und 
Anschaulichkeit als auch durch abstrahie-
rende Sprache und wissenschaftliche Kon-
zepte geprägt. In der Terminologie der pä-
dagogischen Psychologie von heute heißt 
das: Man kann Menschen in intellektuell 
redlicher Weise unterrichten, wenn man sie 
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anhält, ihr Wissen enaktiv (handelnd), iko-
nisch (in Bildern) und symbolisch (in Spra-
che) zu repräsentieren und zwischen den 
unterschiedlich konkreten bzw. abstrakten 
Repräsentationsebenen zu wechseln. 
Bildung	jedoch	entsteht	auf	jeder	Ebene	
der	Repräsentation.

Montessori

Maria Montessori wurde am 31. 8. 1870 in 
Chiaravalle, in der Provinz Ancona gebo-
ren. Sie wuchs in Rom auf und studierte an 
der dortigen Universität Medizin. Als erste 
Ärztin Italiens promovierte sie 1896. Ab 
1897 nahm sie eine Tätigkeit an der psy-
chiatrischen Klinik der Universität Rom auf. 
Dort lernte sie bei ihrer Arbeit mit geistig 
behinderten Kindern das Sinnesmaterial 
der Ärzte Itard und Séguin kennen. Dieses 
Material inspirierte sie zur Entwicklung ih-
res eigenen Sinnes- und Lernmaterials. 

Pädagogik	vom	Kinde	aus

Montessori begann seit etwa 1924 ihre Pä-
dagogik planvoll zu entwickeln; sie beob-
achtete Kinder systematisch, notierte ihre 
Äußerungen und reagierte auf Anregungen, 
die sie dem Handeln der Kinder entnahm. 
Sie gelangte zu der Überzeugung, dass 
alles, was ein Kind zur Entfaltung seiner 
Persönlichkeit benötigt, in ihm bereits an-
gelegt ist und zur rechten Zeit gefördert 
werden muss. 
Diese Überzeugung hatte zwei Wurzeln. (1) 
Als Wissenschaftlerin ging sie – wie viele 
Ärzte und Psychologen ihrer Zeit – von der 
weitgehenden genetischen Festlegung des 
Entwicklungsverlaufs eines Menschen aus. 
Sie postulierte „sensible Phasen“, die da-

durch gekennzeichnet sind, dass ein Kind 
und Jugendlicher während einer sensiblen 
Phase bestimmte Fähigkeiten besonders 
gut lernt: die Motorik, die Sinnesschärfung, 
die Sprache in ihren unterschiedlichen Ab-
straktionsgraden, die Mathematik, das In-
teresse für die Natur und die Kultur. Alles 
was ein Erwachsener in bildender Absicht 
tun kann, ist eine entwicklungsfördernde 
Lernumwelt zur Verfügung zu stellen.
(2) Als gläubige Katholikin hatte Montesso-
ri die Vision, dass Gott in seine Schöpfung 
eine kosmische Ordnung hineingelegt hat, 
in der jedes Ding und jedes Lebewesen 
seinen Platz und seine Aufgabe findet. 
Bildung und Erziehung sind dafür da, dem 
Kind dabei zu helfen, diese in ihm ange-
legte Aufgabe herauszufinden und zu kul-
tivieren. In der Sprache Montessoris: „Dem 
Kind gehört der erste Platz, und der Lehrer 
folgt ihm und unterstützt es.“6

Die Entwicklung des Kindes hat nach Mon-
tessori sowohl eine Richtung als auch eine 
Stufung: Sie ist schrittweise auf immer 
mehr personale Autonomie hin ausgerich-
tet. Der Anfang der Entwicklung ist die kör-
perliche Symbiose von Mutter und Kind, die 
völlige Abhängigkeit des neuen Lebens von 
dem alten; das Ende ist die selbständige 
und selbsttätige Person:
„Das ganze unbewußte Streben des Kindes 
geht dahin, sich durch Loslösung vom Er-
wachsenen und durch Selbständigkeit zur 
freien Persönlichkeit zu entwickeln. Unsere 
Erziehung trägt diesem Streben des Kindes 
in allem Rechnung; und unser Bemühen 
ist es, dem Kind zu helfen selbständig zu 
werden. Wieviel Kraft gehört dazu, bis das 
kleine Kind sich vom Mutterschoße gelöst 
hat, bis es alleine gehen kann und nicht 
mehr getragen zu werden braucht; bis es 

6 Maria Montessori: Grundlagen meiner Pädagogik. 11. Auflage. Wiebelsheim: Quelle und Meyer 2011.
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sprechen kann, um das zu sagen, was es 
nötig hat; bis es all die Handlungen seines 
kleinen Lebens allein und richtig ausfüh-
ren kann und nicht mehr der erdrückenden 
Hilfe des Erwachsenen bedarf. Wir sehen 
klar die Abschnitte der Befreiung des Kin-
des vom Erwachsenen: die Zähne geben 
ihm die Möglichkeit, sich unabhängig von 
der Mutter ernähren zu können, das Laufen 
bedeutet, sich ohne Hilfe des Erwachsenen 
fortbewegen zu können, und das Sprechen 
ist der Anfang, sich mitteilen zu können und 
nicht mehr von der Auslegung seiner Wün-
sche durch den Erwachsenen abhängig zu 
sein.“7

Man kann diesen Prozess der schrittweisen 
Autonomisierung des Kindes schultheo-
retisch aufnehmen und als Prozess der 
Emanzipation durch Bildung beschreiben: 
Lesen-, Schreiben- und Rechnenlernen ma-
chen unabhängig von anderen Menschen: 
Ich kann selbst kommunizieren und kal-
kulieren. Der Umgang mit Literatur schärft 
mein eigenes Urteil. Die Auseinanderset-
zung mit der unbelebten und belebten Na-
tur hilft mir, sie besser zu verstehen und 
– in Grenzen – meinen eigenen Zwecken 
zu unterwerfen. Kompetenzerwerb in der 
Schule führt schließlich zu gesellschaftli-
chen Berechtigungen und damit zu Chan-
cen der eigenen Reproduktion, d. h. zur Un-
abhängigkeit der jüngeren von der älteren 
Generation.

Lernmaterialien	

Die Lernmaterialien sind das Fundament 
der Didaktik Montessoris und Teil einer 
sorgfältig vorbereiteten, den Bedürfnissen 
und Möglichkeiten der Kinder angepassten 
Pädagogik. 

7 Montessori 2011 (siehe Anm. 6).

Das Prinzip der Lernmaterialien besteht 
darin, aus dem großen und überaus kom-
plexen Weltsystem bestimmte Merkmale 
(z. B. Breite, Länge, Form, Gewicht, Wärme, 
Klang, Helligkeit, Reihenfolge) zu isolieren, 
damit das Kind seine gesamte Aufmerk-
samkeit auf ein einzelnes Merkmal lenkt 
und es – im wahrsten Sinne des Wortes – 
begreift. Wie Comenius ging Maria Montes-
sori von einem Zusammenhang von Han-
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deln, Anschauung und Denken aus. Jedes 
Kind kann vom Konkreten zum Abstrakten 
gehen und umgekehrt vom Abstrakten zum 
Konkreten. Das Sinnes- und Lernmaterial 
hat wie der Orbis pictus des Comenius die 
Funktion des kindgerechten Lernmittels. 
Das Kind erfasst handelnd und sieht an-
schaulich im Material die Strukturen, die 
es im Denken verinnerlicht. Um diesen 
Prozess zu stützen, muss der Aufbau der 
Strukturen im Material systematisch ange-
legt sein. Auf die Materialien mit nur einem 
Merkmal folgt die Arbeit mit den Materiali-
en, die mehrere Eigenschaften kombinie-
ren (z. B. leichter und länger, schwerer und 
dicker). Schließlich führen weitere Materia-
lien das Kind hin zum Schreiben und Lesen, 
zur Geometrie und Algebra sowie zur Welt 
der Natur und der Gesellschaft. Im Laufe 
seiner Arbeit erschließen sich dem Kind 
unterschiedlich komplexe kognitive Werk-
zeuge, die ihm helfen, die Vielfältigkeit der 
Welt, in der es lebt, zu strukturieren. Wie 
sie es tun, ist durch die Art des Materials 
weitgehend festgelegt. Darin sah Montes-
sori eine notwendige Voraussetzung für ihr 
Konzept der Freiarbeit. 

Freiarbeit

Freiarbeit ist für Montessori kein Freibrief für 
ein Laissez-faire, vielmehr gehören für sie 
Führung durch das Lernmaterial und Frei-
heit der Lernarbeit unzertrennlich zusam-
men. Der Umgang mit den vorstrukturierten 
Sinnes- und Lernmaterialien ermöglicht erst 
eine Unterrichtsstruktur, die für eine inklu-
sive Pädagogik fundamental ist: die strenge 
Individualisierung des Lernprozesses und 
die freie Wahl des Lerngegenstandes. Damit 
ist die Freiheit des Kindes gemeint, sich ent-
sprechend seiner Fähigkeiten und Lerninte-
ressen aus den Materialien das Passende 
herauszusuchen und die Häufigkeit, Dauer 
und Intensität seiner Lernarbeit selbst zu 
bestimmen. Weil Kinder in der gleichen 
sozialen Gemeinschaft Unterschiedliches 
lernen, dürfen sie vom Alter, von ihren Inte-
ressen und auch von ihren kognitiven Lern-
fähigkeiten her sehr verschieden sein. Mo-
derne Montessori-Schulen sind durch das 
Prinzip der Freiarbeit in der Lage, lern- und 
geistig behinderte Kinder zusammen mit 
nicht behinderten Kindern lernen zu lassen 
und alle Kinder ihren Fähigkeiten gemäß zu 
fördern, wenn sie die Zusammensetzung ih-
rer Lerngruppen selbst – nach ihrer subjek-
tiven und objektiven Fähigkeit zur Inklusion 
– vornehmen dürfen.
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8 Montessori 2011 (siehe Anm. 6)
9 a. a. O.

Die Freiarbeit Montessoris fordert aller-
dings eine Neudefinition der Lehrerrolle. 
Die Lehrperson „lehrt“ nicht im üblichen 
Sinne, sondern beobachtet das Kind und 
führt es allenfalls in die Arbeit mit den 
Materialien ein. Das Aktivitätszentrum der 
Pädagogik Montessoris ist nicht mehr – 
wie bei Comenius – der Lehrer, der dem 
Kind mit Hilfe des Lehrbuchs die Welt zeigt, 
sondern das Kind, das in einer vom Lehrer 
bereitgestellten Lernumgebung lernt, die 
Welt zu entdecken. In der Sprache Maria 
Montessoris: 
„Es ist notwendig, dass der Erwachsene 
(...) die Grenzen begreift, innerhalb derer er 
pädagogisch handeln darf“8. 
Der traditionelle Unterricht verstößt gegen 
die aus der Sicht Montessoris gebotenen 
Grenzen der Erziehung, weil Erwachsene 
immer wieder versuchen, unmittelbar auf 
Kinder einzuwirken und damit statt Eman-
zipation zu fördern Macht ausüben. Mon-
tessori propagiert im Gegensatz dazu eine 
Form der indirekten Lehre und Erziehung: 
„Fast immer wird dem kleinen Kind und 
noch vielmehr dem älteren Kind seine Be-
schäftigung vorgeschrieben. Wir dagegen 
lassen in all diesen Dingen dem Kind ganz 
freie Wahl, denn wir haben erkannt, dass 
auch in der Wahl der Beschäftigung das 
Kind von starken inneren Motiven geleitet 
wird. Das Kind, das seine Beschäftigung al-
leine wählt, kann damit ein inneres Bedürf-
nis äußern und befriedigen. Allein das Kind 
weiß, was seiner Entwicklung Not tut, und 
eine aufgedrängte Beschäftigung stört sei-
ne Entwicklung und sein Gleichgewicht.“9

Montessori hat ihre praktische Pädago-
gik der Hilfe zur Selbsthilfe in unzähligen 
Reden immer wieder neu erörtert. Sie war 

keine Erziehungswissenschaftlerin, die 
ein konsistentes System der Bildung und 
Erziehung geschaffen hat. Manche Über-
zeugungen hat sie gewechselt, so dass 
ihre Gedanken gelegentlich in der Rück-
schau sprunghaft erscheinen. Trotz die-
ser theoretischen Schwächen hat sie die 
didaktischen Mittel geschaffen, die uns 
heute noch Antworten auf die Frage geben 
können, wie wir in unseren Schulen Vielfalt 
fördern und Inklusion anstreben können. 
Die große Leistung Montessoris besteht 
darin, dass sie ihre Vision vom natürlichen 
und göttlichen Recht auf Selbstentfaltung 
des Kindes – sei es behindert oder nicht-
behindert – in praktische Pädagogik über-
setzt hat. Dabei hat sie die pädagogische 
Aufmerksamkeit von der Didaktik hin zur 
Mathetik verschoben: Vom Lehren des Leh-
rers zum Lernen des Kindes.
Moderne Montessori-Schulen reser-
vieren heute in der Regel täglich ei-
nen halben Schultag – manchmal 
auch noch mehr Zeit – dem Prinzip der 
Freiarbeit und betten diese Form des  
Lernens in den gebundenen Kleingruppen- 
und Stammgruppenunterricht ein, den es 
an diesen Schulen – weil sie Schulen sind 
– natürlich auch gibt.

Inklusion	im	didaktischen	Kontext

Inklusion ist eines unserer großen gesell-
schaftlichen Themen mit einem gewaltigen 
utopischen Überschuss. Wir sprechen von 
interkultureller Inklusion in einer Welt, die 
immer stärker auseinander wächst; wir er-
streben die Inklusion der verschiedenen 
sozialen Schichten, in einer ökonomisch 
gespaltenen Gesellschaft; wir wollen die In-
klusion von Kindern mit unterschiedlichen 
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Lernfähigkeiten und -bedürfnissen in einer 
Schule, die in unserer bürgerlichen Gesell-
schaft zugleich Leistung verlangt und Bil-
dungsgänge festlegt. Würden wir auf Leis-
tung und Festlegung von Bildungsgängen 
verzichten, würde der Zusammenhang von 
Bildungs- und Arbeitssystem zusammen-
brechen – und damit eine gesellschaftliche 
Errungenschaft der Französischen Revolu-
tion verlorengehen, die wir in Deutschland 
im Zuge des Neuhumanismus übernom-
men haben.

Die Didaktiken des Johann Amos Comenius 
und der Maria Montessori erhalten jedoch 
– wie die Didaktiken anderer Reformpäd-
agogen auch – durch das Thema Inklusi-
on eine neue Aktualität. Sie helfen nicht, 
die „großen“ gesellschaftlichen Probleme 
der Inklusion zu bearbeiten, sie vermögen 
auch nicht die paradoxe Funktion der mo-
dernen Leistungsschule aufzulösen. Aber 
sie können innerhalb der Schule einen sehr 
viel größeren Raum für Inklusion schaffen, 
als wir gewöhnlich dem Unterricht und dem 
Schulleben zugestehen. Eine Stammgrup-
pe muss keine Klasse von Lernenden auf 
(fast) gleichem Niveau sein, jedes Kind 
kann vielmehr über einen langen Zeitraum 
hinweg nach seinen eigenen Fähigkeiten 
und Bedürfnissen lernen und ist doch mit 
den anderen in einer Lerngemeinschaft ver-
bunden. Im Hinblick auf eine Inklusion, die 
Kindern und Jugendlichen bekömmlich ist, 
steckt in den Didaktiken des Comenius und 
der Montessori für den gesamten Vorschul- 
und Schulbereich ein großes Potential. 
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Inklusion in der Lehrerbildung – 
Herausforderungen an das Berufsbild und die Lehrerbildung

Andreas Jantowski

1. Von	der	Notwendigkeit	einer	Reform	in	
der	Lehrerbildung

Lehrerbildung ist sowohl eine Vorausset-
zung für ein gelingendes und erfolgreiches 
Bildungssystem als auch sein integraler 
Bestandteil. In der erziehungswissen-
schaftlichen und insbesondere in der pro-
fessionalisierungstheoretischen Diskus-
sion zum Beruf des Lehrers werden seit 
langer Zeit Forderungen nach einer Reform 
der Lehrerbildung erhoben (z. B. Lüders & 
Wissinger 2007, Lütgert et al. 2008, Roth-
land & Terhart 2009, Müller et al. 2010, 
Richter et al. 2011, Jantowski & Merten 
2012, Jantowski & Ebert 2012). Was pro-
fessionstheoretisch und erziehungswis-
senschaftlich jedoch höchst sinnvoll und 
dringend notwendig erscheint, wird oft-
mals mit den Argumenten negiert, dass der 
Föderalismus, das geltende Beamten- und 
vor allem Besoldungsrecht und die Pha-
sengliederung der Lehrerbildung diese 
Reformen kaum zulassen. Nach-folgend 
soll deshalb zunächst versucht werden, 
die Gründe aufzuzeigen, die zwingend zu  
einer Umgestaltung der Lehrerbildung füh-
ren müssen.
Nicht erst, aber insbesondere seit den 
empirisch fundierten Schulleistungsver-
gleichstest wie PISA und IGLU und vor dem 

Hintergrund der von der OECD durchgeführ-
ten und publizierten Studien wissen Erzie-
hungswissenschaftler, Bildungspolitiker 
und Pädagogen, dass in Deutschland die 
Erfolge im Bildungssystem zwar im Durch-
schnitt der getesteten bzw. untersuchten 
Staaten liegen, aber das deutsche Bil-
dungssystem am stärksten nach sozialen 
Kriterien selektiert. Der Zusammenhang 
zwischen dem sozioökonomischen Status 
in den Familien und dem Bildungserfolg 
der Kinder ist in Deutschland besonders 
eng. Will man dies nachhaltig verändern, 
muss sich Lehrerbildung verändern.
Des Weiteren ist der Lehrerberuf als eine 
Profession zu sehen, in der die soziale 
Praxis das dominierende Element ist. Die 
Gestaltung lernförderlicher Beziehungen 
und die sozial-wertschätzende Interaktion 
sind Grundkonstituenten des Lehrerberufs 
(Bauer 2007). Dem gegenüber steht die Do-
minanz der fachwissenschaftlichen Ausbil-
dung an den deutschen Hochschulen, die 
die erziehungswissenschaftlichen und pä-
da-gogisch-psychologischen Ausbildungs-
inhalte entsprechend auf durchschnittlich 
unter 20 % Ausbildungsanteil beschränkt. 
Erste erfolgversprechende Maßnahmen 
können in diesem Zusammenhang auf der 
Basis der Erweiterung des theoriebasier-
ten Wissens durch einen grundlegenden 
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berufspraktischen Kompetenzerwerb ge-
sehen werden, der dringend weiter ausge-
baut werden muss.
Gegenwärtig setzen in der Lehrerbildung 
Elemente, die das universitäre theoretische 
Wissen mit berufspraktischen Elementen 
verbinden, sehr bzw. zu spät ein. Die früh-
zeitige Verbindung von Theorie und Praxis 
erscheint aber besonders vor dem Hinter-
grund einer theoretischen Fundierung be-
rufspraktischer Kompetenzen als beson-
ders wichtig. Nur so kann sich der künftige 
Lehrer selbst erproben, in seinen Zielen 
hinterfragen und eine frühzeitige berufli-
che Identität aufbauen. Gleichzeitig wird 
es nur durch diese frühzeitige Verbindung 
von Theorie und Praxis möglich, reflexive 
und selbstreflexive berufliche Handlungs-
weisen aufzubauen und dauerhaft beizu-
behalten.
Daneben muss sich Lehrerbildung, wenn 
sie Voraussetzung und Bestandteil eines 
Bildungssystems gleichermaßen sein soll, 
den veränderten bildungssystemischen, 
bildungswissenschaftlichen, -praktischen 
und -politischen Gegebenheiten anpassen, 
bzw. zumindest auf sie reagieren. Gerade 
in Deutschland aber treffen Reformbemü-
hungen, wie sie die Schaffung inklusiver 
Lernumgebungen darstellt, „...auf ein Bil-
dungssystem mit einer tiefverwurzelten, 
hochselektiven Tradition“ (Kronig 2012).
Neue Anforderungen an den Lehrerberuf, 
die sich beispielsweise durch die Wand-
lung der familiären Strukturen und die 
damit einhergehende Zunahme pädago-
gisch-kompensatorischer Aufgaben für den 
Lehrer ergeben, können und dürfen aber 
nicht ohne Folgen auf die Lehrerbildung 
bleiben, wenn zukünftige Pädagogen auf 
ihren Beruf entsprechend vorbereitet sein 
sollen. Wenn sich vormals viele Lehrer 
vorrangig als Fachlehrer, als Experten für 

ein bestimmtes und fest umrissenes Wis-
sensgebiet verstanden und vorrangig In-
halte vermittelten, so tritt an Stelle dieses 
Selbstverständnisses eine Rollenpluralität 
von Lehrpersonen. Nicht zuletzt durch ent-
sprechende erziehungswissenschaftliche 
Erkenntnisse und ihre gesetzliche Entspre-
chung muss sich ein moderner Lehrer als 
pädagogischer Förderer, als Didaktiker von 
Beziehungen, als Ermöglicher und Helfer, 
als Lernforscher und Unterstützer, als Mo-
derator und Diagnostiker sehen. Hierzu 
bedarf es neben einem veränderten Selbst-
verständniss auch eines veränderten Ver-
ständnisses von Unterricht, seiner Planung, 
seines Aufbaus, seiner Gestaltung und sei-
ner Reflexion. Wenn vielfältiger Unterricht 
mit multiperspektivischen Handlungs- und 
Beziehungsorientierungen, lernförderli-
chen Umgebungen und Individueller Förde-
rung aus der Perspektive des Kindes heraus 
gedacht werden soll, bedarf es auch hier ei-
ner umfassenden Veränderung in der päda-
gogisch-psychologischen, allgemeindidak-
tischen und fachdidaktischen Ausbildung 
zukünftiger Lehrpersonen. Die gegenwärtig 
immer noch zumindest partiell anzutreffen-
de Inhaltszentrierung des Unterrichts muss 
die Bedeutung sozial-emotionalen Lernens 
zur Kenntnis nehmen und akzeptieren, 
dass der Prozess einer enorm beschleunig-
ten Gesellschaft nicht proportional in einen 
beschleunigten Lernprozess übertragen 
werden kann. Eine Überfrachtung schuli-
schen Lernens mit Wissen würde dann im 
Endeffekt nur bedeuten, dass zwar sehr 
viel unterrichtet und ggf. sogar gelernt wird, 
aber kaum ein Inhalt mehr in der gebotenen 
Tiefe. Wenn wir davon ausgehen, dass Wis-
sen und deklarative Bildungsinhalte nur im 
gesellschaftlichen Kontext ihren Stellen-
wert erhalten und diese formal erworbe-
nen Kenntnisse extrem schnell veralten, so 
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muss sich ein moderner Unterricht als kom-
petenzorientiert verstehen. Hierauf muss 
Lehrerbildung reagieren, da der Lehrer als 
eine seiner wichtigsten Eigenschaften vor 
diesem Hintergrund eine lebenslange Neu-
gier nicht nur auf sein Fach und seine Inhal-
te, sondern auch auf die Gesellschaft und 
vor allem auf seine Schüler entwickeln und 
beibehalten muss. 
Als weiterer Punkt ist in dieser Zusammen-
schau die Veränderung von Schule an sich 
aufzuführen. Mit dem Paradigmenwechsel 
von der Schulstrukturdebatte hin zur Be-
trachtung der einzelnen Schule als relativ 
eigenverantwortliche Einrichtung mit einem 
hohen Grad an Selbstständigkeit gehen Im-
plikationen für die Lehrerbildung einher. 
Wenn erfolgreich eigenverantwortlich gear-
beitet werden soll, so muss diese Freiheit 
durch eine entsprechende Evaluation und 
Rechenschaftspflicht flankiert werden, um 
Wirkungseffekte, gelingende Entwicklung, 
aber auch mögliche Fehlsteuerungen früh-
zeitig zu erkennen und korrigierend eingrei-
fen zu können. Hierzu bedarf es einer ver-
änderten Lehrerbildung, die Elemente der 
empirischen Sozialforschung, forschungs-
methodische und forschungsmethodologi-
sche Aspekte ebenso integrieren muss wie 
Kenntnisse innerhalb von Prozessen stra-
tegischer Bildungsplanung, Management 
und Führung. Gegenwärtig geschieht dies 
erst in Ansätzen.
Eine zunächst letzte Begründung für eine 
notwendig veränderte Form der Lehrerbil-
dung ergibt sich auch aus den Anforderun-
gen, die internationale und völkerrechtlich 
verankerte Abkommen und Übereinkünf-
te, wie zum Beispiel die UN-Behinder-
tenrechts-Konvention von 2009, an das 
Bildungssystem stellen. Diese stellen den 
Lehrer vor die Aufgabe, in immer stärke-
rem Maße mit Diversität und Heterogenität 

umgehen zu können und, was meines Er-
achtens noch wichtiger ist, da es sich hier 
um eine Haltung handelt, auch zu wollen. 
Nimmt man die Kritik der OECD ernst, dass 
das deutsche Schulsystem noch immer zu 
stark auf Selektion und Ausgrenzung hin 
ausgelegt ist, so muss hier entsprechend 
gegengesteuert werden. 
Sollen aber Lehrpersonen ihrerseits He-
terogenität als Chance und Bereicherung 
begreifen und im Sinne der Förderung des 
Lernens nutzen, so müssen sie hierfür 
entsprechend ausgebildet und mit den 
erforderlichen Wissensbeständen und 
Handlungskompetenzen ausgestattet sein. 
Wenn sich aber Lehrerbildung in Deutsch-
land vor dem Hintergrund einer schul-
artspezifischen Ausbildung vollzieht, so 
muss es darum gehen, angehende Lehrper-
sonen sowohl in den schulartbezogenen 
Kompetenzen auszubilden als auch Hand-
lungsmöglichkeiten zu vermitteln, die es 
ihnen gestatten und ermöglichen, mit dem 
umfassenden Spektrum möglicher pädago-
gischer Erfordernisse im Zusammenhang 
mit Verschiedenheit und Diversität entspre-
chend professionell und kompetent um-
zugehen. Nur unter dieser Voraussetzung 
kann eine Haltung entwickelt werden, die 
Heterogenität als den Normalfall mensch-
licher Entwicklung ansieht und als Berei-
cherung, als Chance für den Unterricht und 
das Lernen begreift. Hierbei muss das kon-
struktivistische Lernprinzip, das Lernen als 
individuellen, aktiven Konstruktionspro-
zess begreift und die Individualisierung in 
das Zentrum des Unterrichts stellt, auch in 
der Lehrerbildung greifen. Dem geschuldet 
muss die Lehrerbildung durch wirksame 
Angebote in allen Phasen reagieren.
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2.	 Inklusion	als	Herausforderung	für		
das	Bildungssystem	und	damit	für		
den	Lehrerberuf

Inklusion ist als rechtlicher Rahmen durch 
die UN-Behindertenrechtskonvention von 
2009 fest umrissen und stellt sich unver-
rückbar als Aufgabe für alle Schulen des 
Freistaats und der Bundesrepublik insge-
samt. Das Schulsystem in seiner derzei-
tigen Form wird den Anforderungen der 
Nichtdiskriminierung, der Gleichberechti-
gung und der Partizipation nicht in vollem 
Maße gerecht, wenn Schülerinnen und 
Schüler aufgrund von Behinderungen, so-
zialen Bedingungen oder etwa Migrations-
hintergrund eine Schule besuchen müssen, 
die sie vom allgemeinbildenden Schulsys-
tem separiert. Gerade vor dem Hintergrund 
der Untersuchungen zur Kinderarmut in der 
Bundesrepublik Deutschland, 2007 leb-
ten ca. 3 Millionen Kinder in der BRD, d. h.  
¼ aller Kinder unter 15 Jahren auf oder 
unterhalb des Sozialhilfeniveaus, können 
inklusive Lernumgebungen als Möglich-
keit für eine verstärkte Partizipation auch 
dieser Kinder und zur Eröffnung auch nur 
annähernd gleicher Bildungs- und damit 
Lebenschancen gesehen werden (Butter-
wegge 2012). 
Auch unter bildungswissenschaftlichen 
Aspekten ist inklusive Bildung als alter-
nativlos anzusehen. Meines Erachtens 
mit sehr hoher Klarheit und Eindeutigkeit 
resümiert Preuss-Lausitz die vorliegen-
den empirischen Befunde in der Aussage: 
„Beschulung in Förderschulen wäre in Ord-
nung, wenn sie lerneffektiv wäre. Leider ist 
dies nicht der Fall: Die Schulabschlüsse 
sind miserabel, und zwar auch in jenen 
Förderschulen, die nach den allgemeinen 
Rahmenlehrplänen (vgl. KMK 2010) ar-
beiten. Das liegt nicht an den Lehrkräften 

– sie sind eher in einer Sisyphoslage –,  
sondern am Grundproblem von Absonde-
rung: Eine Häufung abgeschobener, frus-
trierter, oft aus schwierigen sozialen Ver-
hältnissen stammender Kinder (besonders 
in den Förderschulen Lernen, emotional-
soziale Entwicklung, aber teilweise auch 
Sprache und geistige Entwicklung) führt zu 
ungünstigen Lernmilieus, zu abnehmender 
Lernmotivation und oft auch zu Aggression. 
Die Chance, aus Förderschulen wieder ins 
allgemeinbildende Schulsystem wechseln 
zu können, ist gleich null: Sie liegt bei bun-
desweit unter drei Prozent.“ (Preuss-Lau-
sitz 2012, S. 42).
Es ist also nicht nur unter humanistischen, 
sozialpädagogischen und erziehungswis-
senschaftlichen Aspekten, sondern vor 
einem gesamtgesellschaftlich relevanten 
Hintergrund dringend notwendig, schulst-
rukturelle und bildungssystemimmanente 
Benachteiligungen zu beseitigen und eine 
inklusive Schule zu entwickeln. Hierfür 
bedarf es ohne Zweifel einer veränderten 
professionspraktischen und -theoretischen 
Ausbildung im Lehrerberuf, was gleichzei-
tig auch Auswirkungen auf das Berufsbild 
des Lehrers selbst haben wird. Gleichzeitig 
stellt diese Forderung auch die Pädagogik 
vor die Notwendigkeit, „...das alte Problem 
der Pädagogik auf neuem Niveau neu zu 
bearbeiten – wie man Gleichheit und Diffe-
renz, Individualisierung und Universalisie-
rung in einer Praxis zur gleichen Zeit, am 
gleichen Ort, in Zielen und Programmen, 
Praktiken und Arbeitsformen realisiert. In-
klusion bedeutet deshalb nicht weniger 
als eine Transformation der gegebenen pri-
mären Form der Binnendifferenzierung des 
Systems Schule zugunsten eines neuen 
Prinzips, dem der Individualisierung und 
dass deshalb nach Kriterien der Interakti-
on arbeiten muss. Universalität bleibt im 
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Anspruch der Beschulung aller als System-
merkmal erhalten, Individualisierung tritt 
mit gleich universalem Anspruch als ope-
ratives Merkmal des Bildungssystems hin-
zu.“ (Tenorth 2012, S. 9). Damit stellt die 
Umsetzung des Prinzips inklusiven Lernens 
die Bildungswissenschaft zunächst vor die 
Herausforderung, Universalität mit Indivi-
dualität pädagogisch, d. h. in liebevoller 
Fürsorge für das Kind in eine Beziehung 
und ein Wechselverhältnis zu setzen und 
ihre jeweiligen Berechtigungen und Anteile 
abzuwägen und zu begründen. Gleichsam 
stellt es die Lehrpersonen und Erzieherin-
nen vor die bildungspraktische Aufgabe, 
diese Neubestimmung dann im täglichen 
Bildungs- und Erziehungsprozess auch um-
zusetzen.
Deutlich unterstrichen wird die Wichtigkeit 
der Umsetzung inklusiver Bildungsange-
bote in Thüringen auch durch die gemein-
same Erklärung aller Fraktionen des Thürin-
ger Landtags zur Inklusion aus dem Jahre 
20121. Demnach sind Kinder mit Behinde-
rungen und Beeinträchtigungen vorrangig 
in einem inklusiven Schulsystem zu bilden, 
das Chancengleichheit gewährleistet und 
Diskriminierung ausschließt. Gleichzeitig 
wird die Umsetzung der UN-Behinderten-
rechtskonvention als gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe anerkannt, was wiederum 
bedeutet, dass das Prinzip der Inklusion 
in allen gesellschaftlichen Bereichen als 
konstitutiv zu verankern ist. Konkret wird 
außerdem gefordert, dass ein Entwick-
lungsplan zur Realisierung eines inklusiven 
Bildungssystems gemäß Artikel 7 und 24 
der UN-Behindertenrechtskonvention bis 
Juni 2013 dem Landtag vorzulegen sei.
Dies stellt natürlich das System Bildung, 
die einzelne Schule, den konkreten Einzel-

unterricht und die einzelnen Lehrpersonen 
vor völlig veränderte Bedingungen und  
Herausforderungen. In dieser Hinsicht er-
folgt in besagter Erklärung des Thüringer 
Landtages dann auch folgerichtig die For-
derung, sonderpädagogische Kompeten-
zen in die Ausbildung von Lehrerinnen und 
Lehrern, aber auch in die von Erzieherinnen 
und Erziehern in alle Phasen der Ausbil-
dung zu integrieren. 
Was sind nun diese Herausforderungen 
und Veränderungen, denen sich die Lehr-
personen stellen müssen, wenn Inklusion 
gelingen soll?
Inklusives Lernen bedeutet zunächst, dass 
die Lehrpersonen, aber auch die Mitschü-
ler und Eltern, kurz alle an Erziehungs- und 
Bildungsprozessen Beteiligte, Heterogeni-
tät und Diversität als integralen Bestandteil 
des Lernens in Gruppen akzeptieren und 
annehmen müssen. Die bisher besonders 
im sonderpädagogischen Bereich vertrete-
ne Professionsethik, dass alle Schülerin-
nen und Schüler in ihren individuellen Vor-
aussetzungen und Dispositionen akzeptiert 
werden, muss sich auch im Berufsethos 
von Lehrpersonen im allgemeinbildenden, 
berufsbildenden und hochschulischen Be-
reich integrieren und ausbilden. Treffend 
bemerkt Erdsiek-Rave: „Die größten Hin-
dernisse liegen wie immer in Einstellungen, 
Haltungen, Vorurteilen – auch Standesin-
teressen...“ (2012, S. 13). Um dies zu än-
dern, bedarf es entsprechender Inhalte in 
der Lehrerbildung. Des Weiteren muss mit 
der berechtigten Forderung nach Inklusion 
ein Paradigmenwechsel dergestalt einher-
gehen, dass an die Stelle von Selektion, 
Separation und Exklusion nunmehr die 
Prinzipien von Heterogenität, Inklusion und 
Bereicherung durch Vielfalt treten und die-

1 Nachlesbar unter Landtagsdrucksache 5/4683 vom 11. 07. 2012
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se Prinzipien selbstverständlich werden. 
Hierfür bedarf es bereits in den einzelnen 
Phasen der Bildung von Pädagoginnen und 
Pädagogen eines umfangreichen und refle-
xiv angelegten Diskurses.
Gleichzeitig muss Lehrerbildung von einem 
umfassenden Verständnis von Inklusion 
ausgehen, das auf der Erkenntnis aufbaut, 
dass Inklusion keineswegs nur ein sonder-
pädagogisches Thema, aber auf sonder-
pädagogische Ausbildungsinhalte und die 
entsprechende Profession mit ihren dort 
vorhandenen Kompetenzen angewiesen ist.
Die Schaffung inklusiver Lernumgebungen 
bedeutet des Weiteren für den Unterricht 
zunächst einerseits keine grundlegend 
strukturellen Veränderungen, da die Merk-
male, die für einen erfolgreichen, guten Un-
terricht anzulegen sind, auch für inklusive 
Lernumgebungen zutreffen (Preuss-Lausitz 
2012). Inklusion bedeutet für den Unter-
richt, dass dieser stärker differenziert, indi-
vidualisiert und leistungsvariabel angelegt 
werden muss, gleichzeitig aber ein gewis-
ser Grad an Universalität erhalten bleibt. 
Und sie bedeutet auch, dass sich Unterricht 
öffnen und Schule sich mit lokalen, regio-
nalen Partnern vernetzen muss. Sie erfor-
dert eine neue akzeptierende Schulkultur 
und unterstützende Schuleinrichtungen 
sowie entsprechende Rahmenbedingun-
gen für Unterricht (Preuss-Lausitz 2012).
Dies wiederum erfordert von den Lehrper-
sonen eine entsprechende Kooperation, 
Planung, auf den Unterricht bezogen, aber 
vor allem die Kompetenz, unterrichtsin-
tegrative Förderungen durchführen und 
Förderplanungen aufstellen und umsetzen 
zu können, was wiederum eine entspre-
chende Kompetenz auf dem Gebiet der pä-
dagogischen Diagnostik voraussetzt. Der 
Beratung von Schülern und Eltern, der eige-
nen Unterrichtsentwicklung, der diagnose-

geleiteten Förderplanung und der Kombi-
nation von individueller und systemischer 
Unterstützung wird in dieser Hinsicht eine 
herausragende Bedeutung zukommen und 
das Berufsbild des Lehrers der Zukunft ent-
sprechend verändern.
Will man diese Aufgaben dem Beruf des 
Lehrers allein zuordnen, würde die Professi-
on zweifelsohne überfrachtet. Vielmehr ist 
es notwendig, dass Lehrpersonen sich als 
Mitglieder von multiprofessionellen Teams 
begreifen, ihre eigenen Kompetenzen ein-
bringen und das berufliche Potenzial ihrer 
Partner kennen und nutzen lernen. „Inklu-
sion verlangt mehr Partizipation auf allen 
Ebenen... Inklusion verlangt... eine neue 
Zusammenarbeit auf regionaler Ebene: 
Schulträger und Schulaufsicht, Jugendhil-
fe, Soziales, Gesundheit, Arbeitsagentur, 
kulturelle und sportliche Vereine usw. sol-
len gemeinsam mit den Kindern und ihren 
Sorgeberechtigten ... eine Steuergruppe In-
klusion und einen Aktionsplan Inklusion in 
ihrer Stadt, in ihrem Kreis entwickeln, mög-
lichst eingebettet in bestehende Bildungs-
Netzwerke.“ (Preuss-Lausitz 2012, S. 45).
Hierzu bedarf es in der Lehrerbildung der 
Vermittlung und des Trainings von Verfah-
ren der Arbeit im Team und der Zusammen-
arbeit sowie deren praktischer Einübung. 
Gleichzeitig muss Lehrerbildung um zentra-
le Inhalte der Sonder- und Förderpädagogik 
in allen Schularten erweitert werden. Zu 
Recht fordert die Vorsitzende des Experten-
kreises „Inklusive Bildung“ der deutschen 
UNESCO-Kommission: „Die Lehrerbildung 
muss für alle Schularten inklusive Be-
standteile enthalten. Alle, die an Bildung 
beteiligt sind – Eltern, Schule, soziale 
Einrichtungen, Kindergärten, Jugendhilfe, 
politisch Verantwortliche –, müssen an der 
Entwicklung arbeiten und zwar gemeinsam 
und auf allen Ebenen. Nur so kann inklusi-
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ve Bildung gelingen.“ (Erdsiek-Rave 2012,  
S. 11). In die Ausbildung aller Lehrämter 
müssen also sonderpädagogische, ver-
stärkt allgemein pädagogisch-psychologi-
sche, allgemeindidaktische und fachdidak-
tische Basisqualifikationen aufgenommen 
werden, die es der Lehrperson ermögli-
chen, grundlegende Kompetenzen im Be-
reich der Förderpädagogik und des inklusi-
ven Lernens zu erwerben und auszubilden. 
Gleichzeitig muss die Lehrerbildung im 
Bereich der Förderpädagogik um die Anfor-
derungen, die der gemeinsame Unterricht 
stellt, erweitert werden, um hierdurch auf 
allen Seiten eine entsprechend fachlich 
fundierte und pädagogisch professionel-
le Handlungskompetenz sicherzustellen.  
Lehrerinnen und Lehrer müssen eine Aus-
bildung für den gemeinsamen Unterricht 
von Schülern mit und ohne sonderpäda-
gogischen Förderbedarf erhalten und zu 
professioneller Kooperation befähigt wer-
den. Generell bemerkt Katzer zu Recht: „In-
klusiver Unterricht benötigt Kompetenzen, 
Konzepte und Materialien, die nicht von 
pädagogischen Einzelkämpfern entwickelt 
werden können.“ (Katzer 2012, S. 18).

3.	 Handlungsnotwendigkeiten	für		
eine	inklusive	Lehrerbildung

Lehrerbildung muss auf die kurz skizzierten 
veränderten Bedingungen auf drei Ebenen 
reagieren: auf der von Haltungen und Be-
rufsethos, auf der von Kenntnissen und auf 
der von Kompetenzen.
Lehrerbildung steht damit erstens vor der 
Aufgabe, die Herausbildung einer Berufs-
ethik zu unterstützen und zu fördern, die 
Verschiedenheit als Chance, Normalfall und 
Bereicherung begreift, Lernen und Entwick-
lung aus der Perspektive des Kindes heraus 
betrachtet und einen Paradigmenwechsel 

von einem eher defizitär ausgerichteten 
Verständnis hin zu einer ganzheitlichen 
und ressourcen- sowie stärkenorientier-
ten Perspektive ermöglicht und favorisiert. 
Hierzu ist die Arbeit an inneren Haltungen, 
an dem eigenen reflektierten Selbstver-
ständnis und den eigenen Anschauungen, 
mitunter auch an den möglicherweise auf-
grund bisheriger Sozialisationserfahrungen 
ausgebildeten Vorurteilen unerlässlich. Wir 
benötigen einen sonderpädagogischen 
Professionsethos der Lehrerbildung in al-
len Lehrämtern und selbstredend innerhalb 
der Hochschullehrerschaft sowie eine de-
mokratische und auf Partizipation hin aus-
gerichtete und gleichzeitig auf ihr fußende 
Berufsethik im Lehrerberuf. 
Hinsichtlich der Ebene der Kenntnisse 
müssen angehende und bereits im Beruf 
befindliche Lehrpersonen über soziologi-
sche Erklärungsmodelle verfügen, die es 
ihnen ermöglichen, Ursachen von Benach-
teiligungen und Diskriminierungen, deren 
Erscheinungsformen und mögliche Gegen-
steuerungsmechanismen zu erkennen und 
anzuwenden. Lehrpersonen benötigen 
also dringend Wissen z. B. über Mechanis-
men und Auswirkungen gesellschaftlicher 
Exklusion, über soziale, kulturelle und 
materielle Armut, über Effekte schulischer 
Selektion und Separation und über die 
Auswirkungen von Stigmatisierung und Eti-
kettierung. Daneben werden umfassende 
Kenntnisse z. B. zu den Fragen von Bezie-
hungsgestaltungen, Beratung von Eltern 
und Schülern, Schaffung lernförderlicher 
Sozialbeziehungen und Arrangements mit 
differenzierenden und vor allem indivi-
dualisierenden Elementen, strategischer 
Planung von Bildungs- und Lernprozessen 
sowie ihrer unterrichtlichen Umsetzung, 
aber auch zum Umgang mit Disziplin- 
störungen und sonstigen Beeinträchtigun-
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gen des Unterrichts benötigt. Vorrangig 
sollen aber alle Lehrämter, wenn Inklusion 
gelingen soll, grundlegende Kenntnisse 
über Behinderungen und Beeinträchtigun-
gen sowie Basiswissen zur Förderung im 
speziellen Fall haben. Gleichzeitig muss 
bereits in der Ausbildung die Überzeugung 
erworben werden, dass der Lehrerberuf ein 
sich ständig entwickelnder, innovativer Be-
ruf ist, der nur durch das ständige Weiter-
lernen der Lehrpersonen und ihre Neugier 
auf die Kinder und Jugendlichen, die erzie-
hungswissenschaftlichen und -praktischen 
Grundlagen ihres Berufs, seine didaktisch-
methodischen und nicht zuletzt seine in-
haltlichen Dimensionen lebt. Innovation 
bedeutet auf der Ebene der Kenntnisse, 
den eigenen Lernprozess als prinzipiell nie 
abgeschlossen zu betrachten, und setzt die 
Bereitschaft und die Fähigkeit zum lebens-
langen Lernen voraus und beinhaltet die-
ses gleichzeitig. Daneben muss eine noch 
stärkere Fokussierung auf das Wissen über 
die verschiedenen Kompetenzbereiche 
erfolgen. Fach- und Sachkompetenz wird 
unbestritten in der hochschulischen Pha-
se der Lehrerbildung auf hohem wissen-
schaftlichem Niveau ausgebildet. Jedoch 
werden Kenntnisse auch und gerade in 
den Bereichen der Ausbildung von Sozial-, 
Selbst- und Methodenkompetenz fachab-
hängig und überfachlich benötigt, da inklu-
sive Lernumgebungen zwingend auf soziale 
Kompetenz, Selbstreflexion und prosozi-
ales Verhalten begünstigende klassenkli-
matische Verhältnisse angewiesen sind. 
Ebenso müssen den Lehrpersonen nicht 
nur die Grundlagen und Modelle von Un-
terrichtsplanungen vermittelt werden, son-
dern darüber hinaus auch grundlegendes 
Wissen über kooperative Arbeitsplanung, 
Stress- und Zeitmanagement, Konflikt- und 
Problemlösestrategien, Verantwortlichkeit 

und Verantwortungsteilung sowie zentra-
le Fragen einer individualisierten Rück-
meldung, Bewertung und Zensierung von 
Schülerleistungen. Insbesondere vor dem 
Hintergrund des nach wie vor stark ausge-
prägten Irrglaubens an die Objektivität der 
Notengebung und der starken Orientierung 
an der kriterialen Bezugsnorm innerhalb 
der Leistungsbewertung an Schulen ist hier 
eine besondere Herausforderung zu sehen, 
die innerhalb der Lehrerbildung bewältigt 
werden muss, wenn inklusives Lernen ge-
lingen soll. Kenntnisse in pädagogischer 
Diagnostik und alternativer Formen der 
Leistungsdokumentation müssen dringend 
ausgebaut werden.
Inklusion bedeutet des Weiteren die grup-
pendynamischen Prozesse in der Lernge-
meinschaft zu kennen und zu nutzen. Hier 
sind insbesondere gruppensoziologische, 
aber auch sozialpsychologische Grundla-
genkenntnisse vonnöten. Um nämlich das 
Potenzial von Beziehungen zwischen den 
Mitgliedern einer Lerngruppe im erzieheri-
schen Sinne nutzen zu können, muss es er-
kannt und kooperatives Lernen als Gewinn, 
Bereicherung und zum Teil auch als Entlas-
tung begriffen werden.
Resümiert man diese keineswegs ab-
schließende, sondern vielmehr exempla-
rische Darstellung benötigter Kenntnisse 
im Lehrerberuf auf Kompetenzebene, so 
können durchaus die Standards für die 
Lehrerbildung, wie von der Ständigen Kon-
ferenz der Kultusminister der Länder am 
16. 12. 2004 beschlossen, als grundle-
gend angesehen werden. Die genannten 
Kompetenzbereiche sind aber zwingend 
um den der Berufsethik zu ergänzen und in 
allen Phasen der Lehrerbildung auch kon-
sequent anzuwenden und durch entspre-
chend an ihnen und am Bedarf orientierte 
Angebote zu untersetzen.
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4.	 Handlungsoptionen	für	die	3.	Phase	
der	Lehrerbildung	unter	besonderer	
Berücksichtigung	der	Berufseingangs-
phase

Da in der jetzigen Situation auf die aktuelle 
Lage reagiert werden muss, d. h. viele Lehr-
personen noch nicht in genügendem Maße 
über die erforderlichen Kompetenzen ver-
fügen, um inklusive Lernangebote gestal-
ten und umsetzen zu können, ergibt sich 
hier ein besonderer Fortbildungs- und Un-
terstützungsbedarf. Insbesondere müssen 
dringend Kenntnisse über die verschiede-
nen Förderschwerpunkte erlangt werden. 
Dabei kann die genannte Unterstützung 
nicht auf Lehrpersonen beschränkt blei-
ben, sondern muss zwingend auch in die 
funktionsbezogene Fort- und Weiterbildung 
und hier besonders in die Ausbildung zu-
künftiger pädagogischer Führungskräfte 
integriert werden. Die dritte Phase der Leh-
rerbildung wird mit den gleichen Notwen-
digkeiten und Forderungen konfrontiert, 
wie sie oben für die gesamte Lehrerbildung 
erhoben und diskutiert wurden. Gleichzei-
tig ergeben sich jedoch auch regionale Di-
versitäten, z. B. derart, dass in bestimmten 
Regionen eine hohe Inklusionsrate erreicht 
und bereits realisiert wird und in anderen 
dagegen erst wenig Erfahrungen mit dem 
gemeinsamen Lernen von Kindern mit und 
ohne Behinderungen und spezifischen 
sonderpädagogischen Förderbedarfen vor-
liegen. Ähnlich unterschiedlich gestaltet 
sich die Situation im Vergleich zwischen 
den einzelnen Schulen. Hieraus kann sich 
nur die Konsequenz ergeben, die Thematik 
der Schaffung inklusiver Lernumgebung in 
möglichst viele, auch und besonders die 
fachlich orientierten Fortbildungen einzu-

bauen und alle drei Säulen der Fortbildung 
hierfür zu nutzen: die zentralen, die regi-
onalen und schließlich auch die schulin-
ternen. Des Weiteren ist es aufgrund des 
unterschiedlich weit vorangegangenen 
Entwicklungsstandes und der hohen Diffe-
renz in der Ausbildung der Lehrpersonen 
zwingend gegeben, schulartübergreifende 
Fortbildungen zu ermöglichen, um die ver-
schiedenen Lehrämter miteinander ins Ge-
spräch zu bringen und sogar verschiedene 
Professionen untereinander zu vernetzen. 
Hierbei müssen Erzieherinnen und Erzieher 
aus dem frühkindlichen Bereich einbezo-
gen werden, wenn inklusive Bildung über 
die Lebensspanne betrachtet werden soll.
Ein besonderes Handlungsfeld für die The-
matik inklusiven Lernens in der Fortbildung 
von Pädagogen ergibt sich aus berufsbio-
grafischer Perspektive für die Kolleginnen 
und Kollegen, die sich in der Berufsein-
gangsphase befinden2. Wenn Einstellun-
gen und Haltungen als konstitutiv für das 
Gelingen von Inklusion betrachtet werden, 
so liegt für die Arbeit an Haltungen in die-
ser Phase der Lehrerbildung ein besonde-
res Potenzial. Hierzu stellte Terhart bereits 
2000 fest: „Die Berufseingangsphase ist 
die entscheidende Phase in der beruflichen 
Sozialisation und Kompetenzentwicklung 
von Lehrkräften. Hier bilden sich perso-
nenspezifische Routinen, Wahrnehmungs-
muster und Beurteilungstendenzen sowie 
insgesamt die Grundzüge einer beruflichen 
Identität. Die in dieser Phase gemachten 
und verarbeiteten Erfahrungen sind für 
die weitere Entwicklung (im Blick auf Sta-
bilität wie Wandel) der Person in ihrer Be-
rufsbiografie und Kompetenzentwicklung  
von großer Bedeutung.“ (Terhart 2000,  
S. 128)

2 Zur Bedeutung der Berufseingangsphase vgl. Jantowski 2011 sowie Jantowski & Vogt 2012.
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Diese herausragende Bedeutung der Be-
rufseingangsphase wird in der Lehrerfort-
bildung in Thüringen sehr ernst genommen 
(vgl. Jantowski 2012) und durch entspre-
chende gesetzliche Vorgaben flankiert. So 
wird im Thüringer Lehrerbildungsgesetz 
in der Fassung vom 12. 3. 2008, geändert 
durch das Gesetz vom 8. 7. 2009 (GVBl.  
S. 592) die Fortbildungspflicht für alle Lehr-
personen festgeschrieben und die ersten 
beiden Berufsjahre als eigenständige und 
besondere Phase in der beruflichen Ent-
wicklung von Lehrkräften bezeichnet. So 
heißt es in § 31 ThürLbG.: „Die Fortbildung 
und Personalentwicklung in den ersten bei-
den Berufsjahren (Berufseingangsphase) 
dient insbesondere der Einführung in die 
Arbeitsstrukturen der Schulen und vertieft 
und erweitert die erworbenen Qualifikati-
onen. Darüber hinaus sollen individuelle 
Qualifikationsschwerpunkte im Hinblick 
auf die weitere Berufslaufbahn gezielt 
gefördert werden. Zuständig für die Fort-
bildung und Personalentwicklung in den 
ersten beiden Berufsjahren ist die Schullei-
tung; sie wird von den in § 33 genannten 
Einrichtungen unterstützt.“ (GVBl. S. 592)
Aus dieser Passung ergibt sich zunächst, 
dass Fortbildung und Personalentwicklung 
untrennbar miteinander verbunden sind 
und insbesondere in der Berufseingangs-
phase ein Schwerpunkt der persönlichen 
Qualifikation zu sehen ist. Darüber hinaus 
sind die Schulleitungen in der Verantwor-
tung für die Durchführung dieser Verpflich-
tung und damit für die Personalentwicklung 
der an der Schule tätigen Berufseinsteiger. 
Hieraus leitet sich die Forderung zwingend 
ab, das Thema des inklusiven Lernens auch 
in Veranstaltungen zur Führungskräfte-
entwicklung als inhaltlichen Schwerpunkt 
aufzunehmen. Um dem Grundsatz der in-
dividuellen Schwerpunktbildung gerecht 

zu werden, sind seitens der zentralen In-
stitution, die Fortbildungen anbietet und 
durchführt, in Thüringen also das Thüringer 
Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplanent-
wicklung und Medien (Thillm), Bedarfszen-
trierungen durchzuführen.
Als Ziele der Berufseingangsphase ergeben 
sich damit grundlegend folgende:
• Begleitung des schulischen Berufsan-

fanges
• Arbeit an berufsethischen Positionen
• Begleitung und Unterstützung zur Auf-

rechterhaltung und Erweiterung der be-
ruflichen Motivation und Kompetenz

• Förderung der Einsicht zur Notwendig-
keit des lebenslangen Lernens im Beruf

• Hilfe bei Problemen, kollegiale Fallbera-
tung und Hospitation

• Weitere Professionalisierung nach 
schulsystemimmanenten und individu-
ellen Schwerpunkten

• Nutzung der Kompetenzen der Berufs-
einsteiger im Sinne von Innovationen 
und Impulsen für die Schulen und das 
Schulsystem insgesamt

• Unterstützung der Personalentwicklung 
an Thüringer Schulen

• Aufbau eines wirksamen regionalen Ge-
sprächs- und Unterstützungssystems, 
Vernetzung

• Aufrechterhaltung und Stärkung der 
Lehrergesundheit

• Entlastung durch Unterstützung

Um den Anspruch der individuellen Schwer-
punktsetzung auch einlösen zu können, er-
folgten empirische Erhebungen des Thillm 
zu den Fortbildungsbedarfen und -wün-
schen der Berufseinsteiger. Hierbei wurden 
von den Befragten zu drei Untersuchungs-
zeitpunkten und anhand dreier unterschied-
licher Probandengruppen übereinstimmend 
folgende Themenbereiche genannt:
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1. Da ein deutlicher Prozentsatz der Befrag-
ten angibt, mitunter von teils gravieren-
den Dis-ziplinproblemen im Unterricht 
betroffen zu sein besteht ein besonde-
rer Bedarf innerhalb der Fortbildung zum 
Thema „Umgang mit schwierigen bzw. 
verhaltensauffälligen Schülerinnen und 
Schülern“, „Pädagogisches Handeln bei 
Unterrichtsstörungen“ und im weitesten 
Sinne „Class-Room-Management“.

2. Viele der Befragten geben als besonderen 
Belastungspunkt die Nichtstandardisier-
barkeit pädagogischer Situationen bzw. 
die Pluralität der Effekte pädagogischen 
Handelns an. Dem entsprechend wünscht 
eine Mehrheit der Befragten Lehrertrai-
ningseinheiten, in denen pädagogische 
Interaktion simuliert werden kann.

3. Wie bereits oben festgestellt, erachten 
auch die Befragten Formen effizienter 
Gesprächsführung als enorm wichtig 
in der pädagogischen Praxis. Hierbei 
werden jedoch die eigenen Fähigkeiten 
zur Kommunikation insbesondere mit 
Eltern, aber auch mit externen Akteuren 
und Schülern als nicht immer ausrei-
chend eingeschätzt, sodass hieraus ein 
genereller Fortbildungsbedarf abgelei-
tet werden kann.

4. In Bezug auf die Thematik der Inklusion 
in der Lehrerbildung wurde konstatiert, 
dass ein Minimum an sozialpädagogi-
schen Kenntnissen Voraussetzung des 
Gelingens inklusiver Lernprozesse ist. 
Diese Einschätzung wird von den Be-
fragten ebenso geteilt wie die Aussage, 
dass die in den vorangegangenen Aus-
bildungsphasen erworbenen Kenntnisse 
hierzu nicht ausreichend sind. Folgerich-
tig wünscht ein Großteil der Befragten 
Veranstaltungen, die ihnen die Gelegen-
heit bieten, ihre Kenntnisse auf diesem 
Gebiet zu erweitern und mit sozialpäda-

gogischen Modellen in der angewandten 
Schulpraxis umgehen zu können. Hier 
ergeben sich besondere Berührungs-
punkte zum inklusiven Lernen.

5. Insbesondere zur Thematik des Ge-
meinsamen Unterrichts werden expli-
zit Fortbildungen eingefordert und das 
Themengebiet wird als wichtig bis sehr 
wichtig, allerdings bei einer hohen 
Streuung in den Mittelwerten bezeich-
net. Hieraus ergibt sich nochmals eine 
empirische Fundierung der oben getrof-
fenen Aussage, dass nicht nur regional 
teils erhebliche Unterschiede in der 
praktischen Realisierung des Gemein-
samen Unterrichts vorhanden sind, son-
dern dass diese Unterschiede sich auch 
zwischen den einzelnen Schularten 
und den Einzelschulen wiederfinden. 
Es sind demzufolge auch regionale und 
schwerpunktmäßig schulinterne Fort-
bildungsveranstaltungen zu initiieren, 
was wiederum die Initiative durch die 
Schulleitungen und die Unterstützung 
der Schulämter braucht.

6. Im Zusammenhang mit der Thematik des 
Gemeinsamen Unterrichts werden beson-
ders hinsichtlich der Schaffung vielfälti-
ger und variabler Lernarrangements, in-
dividueller Förderung und pädagogischer 
Diagnostik die eigenen Kompetenzen als 
nur teilweise ausreichend eingeschätzt. 
Auch in diesem Bereich ergibt sich also 
ein spezifischer Fortbildungsbedarf.

Insgesamt wurde innerhalb der Berufsein-
stiegsphase auf die empirischen Daten und 
auf die stärkeren Einstellungszahlen von 
Lehrpersonen in den staatlichen Schul-
dienst Thüringens mit einer Umstrukturie-
rung der Angebote reagiert.
Die veränderte Angebotsstruktur besteht 
aus den folgenden Themen:
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 Beseitigung von 
Diskriminierung, 
Ungleichbehandlung

 Ermöglichung von 
Partizipation

 Durchsetzen eines 
Menschenrechts

 Rahmenbedingung

 Berufsethik
 persönlicher Ethos/Haltung
 Berufsbild
 Selbstsicht
 Verantwortung
 Kenntniserweiterung
 sozialpädagogische Kompetenzen 

für alle Lehrämter
 Management, strategische Planung
 verstärkt pädagogische Diagnostik
 grundlegende sonderpädagogische 

Kenntnisse in allen Schularten

 Öffnung
 Vernetzung
 Multiprofessionalisierung
 Konzeptarbeit
 Kooperation und Teamarbeit 

in Schule
 akzeptierende Schulkultur
 Kooperation mit regionalen 

und lokalen Partnern
 Professionalisierende und 

akzeptierend unterstützende 
Leitung

 Umgang mit Heterogenität und 
Diversität, gemeinsamer 
Unterricht

 Perspektive jedes Kindes, Ersatz 
von Selektion 
/Separation/Exklusion durch 
Heterogenität, Individualität und 
Inklusivität

 Anspruch von Universalität mit 
Individualität koppeln

 Veränderte Formen von 
verstärkter individueller Förderung 

 Verändertes Classroom-
Management

 Veränderung der Formen der 
Leistungsbeurteilung und 
Bewertung 

 Verstärkte Beratung
 diagnosegestützter Förderplan
 individuelle und systemische 

Unterstützung 
 veränderte Formen der 

Elternarbeit

           

Systemische Auswirkungen von Inklusion
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a) Individuelle Förderung im Unterricht – 
Gemeinsamer Unterricht – Umgang mit 
Heterogenität

b) Klassenführung – Classroom Manage-
ment – Umgang mit und Reaktion auf 
Unterrichts- und Disziplinstörungen; 
Kommunikation, Kooperation und Kon-
fliktmanagement

c) Diagnostizieren und Beraten – Schüler 
fördern, beraten und beurteilen – Kolle-
giale Fallberatung und -besprechung

d) Elternarbeit – Kommunikationstraining 
und Körpersprache, Grundlagen der Ge-
sprächsführung und Beratung von Eltern

e) Schulentwicklung – Spezifika in Thürin-
gen – Bildungspläne, Lehrpläne, schul-
politische, bildungswissenschaftliche 
und unterrichts-praktische Schwerpunk-
te pädagogischen Handelns an Fallbei-
spielen

f) Lehrergesundheit – Strategien zur Stress-
bewältigung, Zeitmanagement und Orga-
nisation – Ressourcenorientierung und 
Salutogenese; Stimmtraining

g) Medienbildung – Medienkompetenzent-
wicklung und medienpädagogische Ar-
beit mit Eltern – Weiterentwicklung der 
eigenen Medienkompetenz und medien-
praktische Arbeit

h) Schulrecht – allgemeines Schulrecht – 
Formen von Gewalterfahrungen – Kin-
derschutz

Zusätzlich zu den hier aufgelisteten Ange-
boten können je nach Bedarf Zusatzveran-
staltungen angefordert werden, die zeitnah 
am Thillm realisiert werden können. Erfah-
rungen hierzu liegen derzeit noch nicht vor.
Um auch regionale und schulinterne Fortbil-
dungen, die ja besonders im Themengebiet 
des inklusiven Lernens für wichtig gehalten 
werden, realisieren zu können, werden zu-

künftig diese Veranstaltungen, die inner-
halb eines bestimmten Schulamtsbereiches 
angeboten und besucht werden oder in der 
Schule selbst stattfinden, nach Prüfung 
durch das Thillm als Fortbildungen im Rah-
men der Fortbildungspflicht der Lehrkräfte 
innerhalb der Berufseingangsphase aner-
kannt und entsprechend unterstützt. Mit 
den verantwortlichen Referenten der staatli-
chen Schulämter fanden entsprechende Be-
ratungen zum Unterstützungsbedarf statt.

5.	 Zusammenfassung

Insgesamt lässt sich damit sagen, dass die 
Thematik des Inklusiven Lernens die Leh-
rerbildung als Ganzes und die dritte Phase 
im Besonderen, da viele derzeit im Schul-
dienst tätigen Lehrer hierin fortgebildet 
werden müssen, vor gravierende Herausfor-
derungen stellt, denen die in Lehrerbildung 
Tätigen entsprechend offen und positiv 
begegnen müssen. Kurzfristig müssen die 
sich aus der täglichen Praxis heraus stellen-
den Probleme im Rahmen von Fortbildun-
gen bearbeitbar und bewältigbar gemacht 
werden. Gleichzeitig sind Haltungen und 
Werte im Sinne einer sonderpädagogischen 
Berufsethik in allen Schularten und in al-
len Lehrämtern zu entwickeln. Mittelfristig 
müssen entsprechende Weiterbildungsan-
gebote geschaffen werden, um die im Beruf 
tätigen Lehrpersonen mit den benötigten 
Kenntnissen auszustatten und ihre profes-
sionellen Kompetenzen insbesondere für 
den Gemeinsamen Unterricht zu erweitern. 
Mittel- bis langfristig müssen die einzelnen 
Phasen der Lehrerbildung abgestimmt und 
curricular abgebildet auf die Ansprüche des 
inklusiven Lernens reagieren und entspre-
chende Inhalte in die Ausbildung aufneh-
men. Erste Ansätze hierzu liegen vor.3

3 Vgl. die entsprechenden Beiträge in diesem Band.
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Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskonvention  
als rechtliche Grundlage der inklusiven Bildung  
in Thüringen – ein Überblick

Martin Seelig

Die UN-Behindertenrechtskonvention ist 
mit ihrer Unterzeichnung und Ratifizierung 
seit dem 26. März 2009 für Deutschland 
verbindlich. Artikel 24 der UN-Behinder-
tenrechtskonvention fordert von den Ver-
tragsstaaten in der englischen, rechtlich 
verbindlichen Fassung, ein „inklusives 
Bildungssystem auf allen Ebenen“ zu ge-
währleisten. Diese Forderung in Artikel 
24 der UN-Behindertenrechtskonvention 
ist nicht geeignet, eine entsprechende 
Verpflichtung für die Vertragsstaaten aus-
zusprechen, sie entfaltet keine rechtli-
che Wirkung. Die Vertragsstaaten haben 
sich jedoch verpflichtet, alle geeigneten 
Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sons-
tigen Maßnahmen zur Umsetzung der in 
diesem Übereinkommen anerkannten 
Rechte zu treffen, § 4 Abs. 1 der UN-Behin-
dertenrechtskonvention. Dies bedeutet für 
Deutschland, dass Bund und Länder die in 
der UN-Behindertenrechtskonvention ver-
einbarten Ziele in den bundes- und landes-
rechtlichen Regelungen umsetzen müssen, 
wobei es ihnen überlassen bleibt, welche 
geeigneten Maßnahmen sie ergreifen, um 
die vereinbarten Ziele zu erreichen. Nach 
§ 53 Abs. 2 Satz 2 des Thüringer Schulge-
setzes sind grundsätzlich integrative For-
men von Erziehung und Unterricht in allen 
Schulformen anzustreben. Nach § 1 Abs. 

2 Satz 1 des Thüringer Förderschulgeset-
zes werden Kinder mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf soweit möglich in der 
Grundschule, in den zum Haupt- und Re-
alschulabschluss, zum Abitur oder in den 
Abschlüssen der berufsbildenden Schulen 
führenden Schularten unterrichtet (gemein-
samer Unterricht). Eine ähnliche Regelung 
findet sich zudem in § 12 Abs. 1 Satz 1 Thü-
ringer Gesetz zur Gleichstellung und Ver-
besserung der Integration von Menschen 
mit Behinderungen: Schüler mit Behinde-
rungen ... haben das Recht, gemeinsam ... 
unterrichtet zu werden. Die Vorgaben aus 
Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskon-
vention werden damit bereits im Thüringer 
Schulgesetz und im Thüringer Förderschul-
gesetz im Rahmen gesetzlicher Regelungen 
umgesetzt. Der Thüringer Landtag hat mit 
Beschluss vom 19.Juli 2012 (Drucksache 
5/4768 zu Drucksache 5/4683 vom 19. 
Juli 2012) zur Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention im Thüringer Schul-
wesen festgestellt: „Die Umsetzung der 
UN-Behindertenrechtskonvention erfordert 
im Freistaat Thüringen ein inklusives Bil-
dungssystem, das den Prinzipien der Chan-
cengerechtigkeit und Diskriminierungsfrei-
heit gerecht wird sowie ein gemeinsames 
Leben und Lernen von Menschen mit und 
ohne Behinderung bei optimaler individu-
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eller Förderung ermöglicht.“ Der Thüringer 
Landtag hat in seinem Beschluss vom 19. 
Juli 2012 weiter festgestellt: „Ein inklu-
sives Bildungssystem konzentriert sich 
jedoch nicht auf das Schulwesen allein, 
sondern muss alle Bildungsbereiche um-
fassen. Zudem gilt es, den gesamten Bil-
dungsprozess eines Menschen sowie die 
einzelnen Bildungsphasen – insbesonde-
re die Übergangsphasen von der Kinder-
tagesstätte zur Grundschule und von der 
Grundschule zur weiterführenden Schule 
sowie von der allgemeinbildenden zur be-
rufsbildenden Schule und den Eintritt in 
die Berufswelt – in den Blick zu nehmen.“ 
Folgerichtig wurden die in Artikel 24 der 
UN-Behindertenrechtskonvention enthal-
tenen Punkte auch in anderen Vorschriften, 
so z. B. im Thüringer Lehrerbildungsgesetz 
(u. a. Änderungen zu den zu erlernenden 
Kompetenzen und Kenntnissen) und im 
Thüringer Kindertageseinrichtungsgesetz 
(notwendige Befähigungsvoraussetzungen 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Kontext der inklusiven Bildung). Daneben 
beinhalten auch die Bücher IX und XII des 
Sozialgesetzbuches Regelungen, die eine 
Umsetzung der Regelungen aus Artikel 24 
der UN-Behindertenrechtskonvention be-
treffen, so insbesondere im Bereich der In-
tegrationshilfe und der Berufsorientierung. 
Der Berufsorientierung im Zusammenhang 
mit Inklusion widmet sich auch der Artikel 
„Berufsorientierung im Rahmen der ,Initia-
tive Inklusion‘ – Gelingensbedingungen für 
Übergänge von der Schule in das Arbeits-
leben für Schüler mit besonderem Unter-
stützungsbedarf“ von Viola Sommer, der in 
diesem Buch zu finden ist.
Im „Thüringer Maßnahmeplan zur Umset-
zung der UN-Konvention über die Rechte 

von Menschen mit Behinderungen“ vom 
24. April 2012 sind mehr als 280 Maßnah-
men zur Umsetzung der Vorgaben aus der 
UN-Behindertenrechtskonvention aufge-
führt, darunter auch im Bereich der Bildung 
(vgl. § 24 der UN-Behindertenrechtskon-
vention). Dieser Maßnahmeplan besitzt 
thüringenweit Geltung.
Weitere Maßnahmen der Umsetzung von 
Artikel 24 der UN-Behindertenrechtskon-
vention und Aussagen zur Realisierung des 
inklusiven Bildungssystems wird neben 
dem Nationalen Aktionsplan auch der für 
den Freistaat Thüringen unter Berücksich-
tigung der Grundsätze aus dem Beschluss 
des Thüringer Landtages vom 19. Juli 2012 
sowie der Vorschläge des Inklusionsbeira-
tes zu erarbeitende Entwicklungsplan ent-
halten.
Es bleibt festzustellen, dass die gesetzli-
chen Regelungen im Freistaat Thüringen, 
die Artikel 24 der UN-Behindertenrechts-
konvention umsetzen, nicht nur die Mög-
lichkeit der Inklusion eröffnen, sondern 
eine rechtliche Vorgabe schaffen, also ver-
pflichten.

Artikel	24	Bildung

(1) Die Vertragsstaaten anerkennen das 
Recht von Menschen mit Behinderungen 
auf Bildung. Um dieses Recht ohne Diskri-
minierung und auf der Grundlage der Chan-
cengleichheit zu verwirklichen, gewährleis-
ten die Vertragsstaaten ein integratives 
[inklusives]1 Bildungssystem auf allen Ebe-
nen und lebenslanges Lernen mit dem Ziel,
a) die menschlichen Möglichkeiten so-
wie das Bewusstsein der Würde und das 
Selbstwertgefühl des Menschen voll zur 
Entfaltung zu bringen und die Achtung vor 

1 Bei der deutschen Übersetzung der UN-Behindertenrechtskonvention wurde der englische Begriff inklusive mit integrative übersetzt. 
Völkerrechtlich bindend ist jedoch die englische Fassung, die korrekt mit inklusiv zu übersetzen ist.
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1 Bei der deutschen Übersetzung der UN-Behindertenrechtskonvention wurde der englische Begriff inklusive mit integrative übersetzt. 
Völkerrechtlich bindend ist jedoch die englische Fassung, die korrekt mit inklusiv zu übersetzen ist.

den Menschenrechten, den Grundfreihei-
ten und der menschlichen Vielfalt zu stär-
ken;
b) Menschen mit Behinderungen ihre Per-
sönlichkeit, ihre Begabungen und ihre 
Kreativität sowie ihre geistigen und körper-
lichen Fähigkeiten voll zur Entfaltung brin-
gen zu lassen;
c) Menschen mit Behinderungen zur wirkli-
chen Teilhabe an einer freien Gesellschaft 
zu befähigen.

(2) Bei der Verwirklichung dieses Rechts 
stellen die Vertragsstaaten sicher, dass
a) Menschen mit Behinderungen nicht auf-
grund von Behinderung vom allgemeinen 
Bildungssystem ausgeschlossen werden 
und dass Kinder mit Behinderungen nicht 
aufgrund von Behinderung vom unentgelt-
lichen und obligatorischen Grundschulun-
terricht oder vom Besuch weiterführender 
Schulen ausgeschlossen werden;
b) Menschen mit Behinderungen gleichbe-
rechtigt mit anderen in der Gemeinschaft, 
in der sie leben, Zugang zu einem integrati-
ven [inklusiven1], hochwertigen und unent-
geltlichen Unterricht an Grundschulen und 
weiterführenden Schulen haben;
c) angemessene Vorkehrungen für die Be-
dürfnisse des Einzelnen getroffen werden;
d) Menschen mit Behinderungen innerhalb 
des allgemeinen Bildungssystems die not-
wendige Unterstützung geleistet wird, um 
ihre erfolgreiche Bildung zu erleichtern;
e) in Übereinstimmung mit dem Ziel der 
vollständigen Integration [Inklusion] 
wirksame individuell angepasste Unter-
stützungsmaßnahmen in einem Umfeld,  
das die bestmögliche schulische und sozi-
ale Entwicklung gestattet, angeboten wer-
den.

(3) Die Vertragsstaaten ermöglichen Men-
schen mit Behinderungen, lebensprak-
tische Fertigkeiten und soziale Kompe-
tenzen zu erwerben, um ihre volle und 
gleichberechtigte Teilhabe an der Bildung 
und als Mitglieder der Gemeinschaft zu 
erleichtern. Zu diesem Zweck ergreifen die 
Vertragsstaaten geeignete Maßnahmen; 
unter anderem
a) erleichtern sie das Erlernen von Braille-
schrift, alternativer Schrift, ergänzenden 
und alternativen Formen, Mitteln und For-
maten der Kommunikation, den Erwerb von 
Orientierungs- und Mobilitätsfertigkeiten 
sowie die Unterstützung durch andere 
Menschen mit Behinderungen und das 
Mentoring;
b) erleichtern sie das Erlernen der Gebär-
densprache und die Förderung der sprach-
lichen Identität der Gehörlosen;
c) stellen sie sicher, dass blinden, gehör-
losen oder taubblinden Menschen, insbe-
sondere Kindern, Bildung in den Sprachen 
und Kommunikationsformen und mit den 
Kommunikationsmitteln, die für den Ein-
zelnen am besten geeignet sind, sowie in 
einem Umfeld vermittelt wird, das die best-
mögliche schulische und soziale Entwick-
lung gestattet.

(4) Um zur Verwirklichung dieses Rechts 
beizutragen, treffen die Vertragsstaaten 
geeignete Maßnahmen zur Einstellung 
von Lehrkräften, einschließlich solcher mit 
Behinderungen, die in Gebärdensprache 
oder Brailleschrift ausgebildet sind, und 
zur Schulung von Fachkräften sowie Mitar-
beitern und Mitarbeiterinnen auf allen Ebe-
nen des Bildungswesens. Diese Schulung 
schließt die Schärfung des Bewusstseins 
für Behinderungen und die Verwendung 
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geeigneter ergänzender und alternativer 
Formen, Mittel und Formate der Kommuni-
kation sowie pädagogische Verfahren und 
Materialien zur Unterstützung von Men-
schen mit Behinderungen ein.

(5) Die Vertragsstaaten stellen sicher, 
dass Menschen mit Behinderungen ohne 
Diskriminierung und gleichberechtigt mit 
anderen Zugang zu allgemeiner Hoch-
schulbildung, Berufsausbildung, Erwach-
senenbildung und lebenslangem Lernen 
haben. Zu diesem Zweck stellen die Ver-
tragsstaaten sicher, dass für Menschen mit 
Behinderungen angemessene Vorkehrun-
gen getroffen werden.
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Herausforderung Inklusion – 
Ansprüche an Schulleitungen in Thüringen

Gabriele Pollack

In der Drucksache des Thüringer Landtages 
5/4768 vom 19. Juli 2012 heißt es: „Die 
Umsetzung der UN-Behindertenrechtskon-
vention erfordert im Freistaat Thüringen 
ein inklusives Bildungssystem, das den 
Prinzipien der Chancengerechtigkeit und 
Diskriminierungsfreiheit gerecht wird so-
wie ein gemeinsames Leben und Lernen 
von Menschen mit und ohne Behinderun-
gen bei optimaler individueller Förderung 
ermöglicht.“ (S. 1)
Was bedeutet das für Schulen in Thüringen, 
insbesondere für Schulleitungen?

Exkurs
In meinen Jahren als Lehrerin an einer För-
derschule und als Schulleiterin eines För-
derzentrums habe ich erlebt, wie es Kindern 
geht, wenn sie aus der „normalen“ Schule 
weg geschickt werden, welch langen Weg 
der Demütigungen und Frustration sie oft-
mals gegangen sind. Dass die meisten 
sich an der Förderschule dann wohl gefühlt 
haben, lag wohl auch daran, dass sie hier 
in der Regel nicht mit schlechten Noten 
drangsaliert wurden, so akzeptiert wurden, 
wie sie waren und endlich auch mal wieder 
Erfolgserlebnisse für sie möglich waren.
Lehrer grenzen Kinder nicht böswillig aus. 
Vielmehr denke ich, dass die meisten Pä-
dagogen überhaupt nicht nachvollziehen 

können, was es für Kinder und Jugendliche 
bedeutet, ausgeschlossen und abgescho-
ben zu werden. Es war ja schon immer so, 
dass Kinder sortiert wurden in Schulen oder 
Bildungsgänge. Das Bildungssystem recht-
fertigt und unterstützt das zum Beispiel 
durch Übergangsbestimmungen zu den 
weiterführenden Schularten, Versetzungs-
regelungen, Verfahren zur Einleitung der 
sonderpädagogischen Förderungen usw. 
Mangelhafte Ergebnisse von Tests, Klas-
senarbeiten, Prüfungen erschrecken und 
demütigen Eltern und Schüler – in seltenen 
Fällen aber Lehrer, denn die Konsequenz 
heißt in der Regel ja nicht: Ich habe unzu-
reichende pädagogische Arbeit geleistet 
oder nicht differenziert. Sie lautet vielmehr: 
Dieser Schüler erbringt nicht die geforder-
ten Leistungen und muss deshalb sitzen-
bleiben oder in eine niedere Schulform. 
Spätestens an dieser Stelle wird deutlich, 
dass Inklusion in den Köpfen der Beteilig-
ten, vor allem aber der Pädagogen beginnt. 
Sie beginnt bei dem Satz: Zu unserer Schule 
gehören alle Kinder des Wohnumfeldes und 
es liegt in unserer Verantwortung dafür zu 
sorgen, dass sie hier so gut wie nur möglich 
lernen können.

Inklusion umfasst weit mehr als Integrati-
on oder gemeinsamen Unterricht und ist 
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in Thüringen erst seit kurzem sowohl eine 
tragfähige bildungspolitische als auch 
pädagogische Forderung. Bereits im Jahr 
1994 wird in der sogenannten Salamanca-
Erklärung der UNESCO-Konferenz mit dem 
Titel „Pädagogik für besondere Bedürf-
nisse: Zugang und Qualität“ Inklusion als 
gemeinsames bildungspolitisches Ziel be-
nannt. Dort heißt es: „Das Leitprinzip, das 
diesem Rahmen zugrunde liegt, besagt, 
dass Schulen alle Kinder, unabhängig von 
ihren physischen, intellektuellen, sozialen, 
emotionalen, sprachlichen oder anderen 
Fähigkeiten aufnehmen sollen. Das soll be-
hinderte und begabte Kinder einschließen, 
Kinder von entlegenen oder nomadischen 
Völkern, von sprachlichen, kulturellen oder 
ethnischen Minoritäten sowie Kinder von 
anders benachteiligten Randgruppen oder 
-gebieten.“ (S. 5)

Daran anknüpfend wird 2006 die UN-Kon-
vention über Rechte von Menschen mit 
Behinderungen verabschiedet und 2008 in 
Kraft gesetzt. Deutschland hat sie im März 
2009 ratifiziert – also für sich als verbind-
lich erklärt. Damit wird „das Recht auf in-
klusive Bildung im Sinne der Konvention 
... als individuelles Recht ausgestaltet. 
Dieses Recht setzt sowohl für den schritt-
weisen Aufbau eines inklusiven Bildungs-
systems als auch für den Zugang zu diesem 
Bildungssystem im Einzelfall verbindliche 
Maßstäbe.“ ( Deutsches Institut für Men-
schenrechte, 2011, S. 1) 
Ein inklusives Bildungswesen und damit die 
Anerkennung und Umsetzung des Rechts 
auf gemeinsames Lernen aller Kinder ist 
also kein utopischer Wunsch von (sonder-)
pädagogischen Träumern, sondern eine 
umzusetzende Rechtsnorm mit strukturell-
organisatorischen und pädagogischen Fol-
gen. Wenn Inklusion auf Seiten der Schüler 

ein Grundrecht ist, so muss deren Umset-
zung auf Seiten der Pädagogen zu einer Hal-
tung und zu Wissen und Können (also zu ei-
ner Kompetenz) werden. Aus systemischer 
Perspektive umfasst Inklusion die Dimensi-
onen Organisations- bzw. Systementwick-
lung, Unterrichtsentwicklung und Perso-
nalentwicklung (vgl. Boban & Hinz, 2003). 
In diesem Artikel sollen diese Dimensionen 
nur für die Schule selbst und hier vor allem 
für die Führungskräfte gedacht werden, 
sie gelten aber gleichermaßen für das Bil-
dungswesen in seiner Gesamtheit.
Einfach gesagt bedeutet Inklusion für eine 
Schule, eine „Schule für alle“ zu werden, 
jedes Kind oder jeden Schüler des Wohn-
umfeldes aufzunehmen, bestmöglichst 
zu fördern und sie auch nicht wieder weg 
zu schicken, wenn es schwierig wird. Aber 
das ist eben einfach gesagt! Viele Schullei-
tungsmitglieder und auch Lehrer werden 
zudem sagen: „Nun muss ich Inklusion 
also auch noch zusätzlich machen.“ Aber 
schon hier beginnt sie – die inklusive Hal-
tung. Gleichzeitig wird mit einem solchen 
Satz Inklusion verkürzt und in der Komple-
xität verkannt. Es ist durchaus verständlich, 
wenn Schulleitungen vor dem Hintergrund 
der bisherigen Aufgabenflut und den viel-
fältigen gesellschaftlichen Erwartungen 
über diese neue und fundamentale Forde-
rung stöhnen oder hoffen, dass der Kelch 
an ihnen vorübergehen möge. Dies liegt 
vielleicht auch daran, dass unsere Gesell-
schaft in ihrer Gesamtheit ja noch weit da-
von entfernt ist, inklusiv zu sein. Nun soll 
Schule also wieder das vormachen oder 
verändern, was gesellschaftlich (zumindest 
von einigen) als Defizit beklagt wird? Ja, ge-
nau das soll sie und gleichzeitig kann sie 
dabei auch noch etwas zur eigenen Quali-
tätsentwicklung tun. Gelingende Inklusion 
bedeutet automatisch eine höhere Unter-



 117

richtsqualität und bessere Lernergebnisse 
der Schüler (vgl. Boban/Hinz, 2003, S. 9 
ff). Nur dann macht sie auch Sinn. Schlecht 
umgesetzte Inklusion, die dazu führt, dass 
die Lernergebnisse für alle Schüler schlech-
ter werden als im bisherigen Bildungswe-
sen, ist nicht das Ziel.
Der „Index für Inklusion“ (2003), entwi-
ckelt von Booth und Ainscow und von Bo-
ban und Hinz ins Deutsche übersetzt und 
angepasst, zeigt die Komplexität auf und 
beschreibt Inklusion als einen nicht enden-
den Schulentwicklungsprozess, der darauf 
gerichtet ist, Barrieren für Bildung und Er-
ziehung, Lernen und Teilhabe aller Schüler 
auf ein Minimum zu reduzieren (vgl. Bo-
ban/Hinz, 2003, S. 9f ). „Teilhabe bedeu-
tet mit anderen gemeinsam zu lernen und 
mit ihnen bei gemeinsamen Lernprozessen 
zusammenzuarbeiten. Dies erfordert eine 
aktive Beteiligung am Lernprozess und das 
Gespräch über die Lernerfahrungen. Letzt-
endlich geht es um die Wahrnehmung, Ak-
zeptanz und Wertschätzung eines jeden. “ 
(ebd. S. 10)
Integration bemüht sich Menschen mit be-
sonderen Bedürfnissen in ihr System ein-
zupassen, Inklusion hingegen versucht das 
System an die Bedürfnisse aller anzupas-
sen – keinen auszuschließen (vgl. Schöler, 
2011, S. 4). Auf Inklusion ausgerichtete 
Schulentwicklung sucht Wege, wie die Qua-
lität von Unterricht und hier insbesondere 
das Lernen jedes Schülers verbessert wer-
den können.
Gleichwohl stößt Schulentwicklung immer 
dann an ihre Grenzen, wenn sie auf die „be-
grenzte Lern-, Veränderungs- und Innovati-
onsfähigkeit des die einzelne Schule um-
fassenden institutionellen Schulsystems ... 
die externen Serviceebenen für schulische 
Lehr- und Lernprozesse“ trifft (Carle, 2000, 
S. 436).

Pädagogen, Bildungsadministration, El-
tern und Kinder müssen also gemeinsam 
die Verantwortung dafür übernehmen, 
dass alle Kinder und Jugendliche eines 
Schuleinzugsbereiches unter einem Dach 
miteinander erfolgreich lernen können. 
Schulleitungen in Thüringen können sich 
diesem Thema nicht mehr verschließen, im 
Gegenteil, sie müssen es in ihren Schulen 
forcieren. Dies bedeutet, dass sie in den 
drei Entwicklungsbereichen Organisation, 
Personal und Unterricht Veränderungen ini-
tiieren, planen, umsetzen sowie evaluieren 
müssen. 
Eine Zusammenschau verschiedener Inst-
rumente zur Qualitätssicherung für inklusi-
ve Schulen erbringt folgende Dimensionen, 
die gleichzeitig als herausfordernde Hand-
lungsfelder für Schulleitungen angesehen 
werden können. Dabei ist allerdings zu 
beachten, dass der Abstraktionsgrad der 
einzelnen Dimensionen sehr unterschied-
lich ist. So liegen zum Beispiel beim Index 
für Inklusion unter den Dimensionen noch 
Kriterien und Indikatoren, deren Auflistung 
an dieser Stelle aber zu weit führen würde. 
Gleichzeitig sei hier darauf verwiesen, dass 
mit dieser Übersicht kein Anspruch auf 
Vollständigkeit verbunden ist.
Von entscheidender Bedeutung ist die 
Ebene des Personals, da Lehrkräfte und 
ihr Unterrichtshandeln als ein zentraler Be-
dingungsfaktor für erfolgreichen Unterricht 
ausgemacht wurden (vgl. Koeller) und sie 
bei der konkreten Umsetzung in den Be-
reichen Unterricht und Organisation eine 
zentrale Rolle spielen. Ihre Professionalität  
gilt es im Sinne erfolgreichen Lernens in  
einer inklusiven innovativen Lernumge-
bung auszubauen. Professionelle Hand-
lungskompetenz setzt sich nach Köller zu-
sammen aus: 



118

– „spezifischem deklarativen und proze-
duralen Wissen,

– professionellen Werten, Überzeugun-
gen, subjektiven Theorien, normativen 
Präferenzen und Zielen,

– motivationalen Orientierungen,
– metakognitiven Fähigkeiten und pro-

fessioneller Selbstregulation“ (Koeller, 
2010, S. 16)

Wahl konnte nachweisen, welchen Einfluss 
subjektive Theorien, Werte und Haltungen 
auf die Handlungsregulierung und folg-
lich auf die Handlung selbst haben (Wahl, 
2006, S. 19ff.). Bezogen auf Inklusion be-
deutet das, wenn ich als Lehrer nicht zu 
der professionellen Überzeugung gelange, 
dass eine inklusive Schule einen Mehrwert 
für jeden Schüler darstellt, und meine dar-
aus resultierenden subjektiven Theorien re-
flektiere sowie systematisch im genannten 
Sinne verändere, werde ich auch nicht jene 
(Unterrichts-)Handlungen in guter Qualität 
ausführen können, die in einer inklusiven 
Schule notwendig sind. Dies ist an einem 
einfachen Beispiel zu zeigen: In einer in-
klusiven Schule arbeiten Personen unter-
schiedlichster Profession miteinander – so 

zum Beispiel der Gymnasiallehrer und der 
Sonderpädagoge. Wenn beide nicht zu der 
Einsicht gelangen, dass sie die Verantwor-
tung für erfolgreiches Lernen aller Schüler 
der Klasse gemeinsam tragen, dann wer-
den sie mehr oder weniger bewusst Struk-
turen in ihrer Zusammenarbeit aufbauen, 
die Lernbarrieren für einzelne Schüler dar-
stellen. 
Nicht ohne Grund ist der Bereich Werte 
und Haltungen als Dimension in allen vier 
aufgelisteten Instrumenten zu finden. Aus 
den bisherigen Erfahrungen in der Schul-
entwicklung ist diese Erkenntnis nicht neu: 
Wenn ich etwas ändern will, muss ich bei 
den „störenden“ Einstellungen und Haltun-
gen sowie subjektiven Theorien anfangen. 
Besonders häufig äußern Pädagogen im 
Zusammenhang mit Inklusion z. B. die Be-
fürchtung, dass sie nicht daran glauben, 
den unterschiedlichen Ansprüchen einer 
derart heterogenen Schülerschaft gerecht 
zu werden. Hinter einer solchen Angst ste-
cken viele verschiedene Einstellungen und 
subjektive Theorien, die auch auf veralte-
tem pädagogischem Wissen, unreflektier-
ten Erfahrungen usw. beruhen. Sie können 
z. B. lauten:

Tab.	1:	 Ebene	Personal

Dimension Kanton 
Aargau

Prinzipien einer 
inklusiven Schule nach 
European Agency

Dimensionen und  
Bereiche aus dem Index 
für Inklusion

Kriterien des 
Jacob-Muth-Preis

Umgang mit Heterogeni-
tät: Grundhaltungen und 
Konzepte

Positive Einstellung  
bei den Lehrkräften 
(Teilprinzip 3)

Inklusive Werte veran-
kern (Dimension inklusi-
ve Kulturen schaffen)

Inklusives Leitbild

Kompetenzen für  
wirksamen Unterricht

Visionäre Schulleitung

Lernprozess und 
unterrichtsbezogene 
Zusammenarbeit

Mit Kolleginnen  
und Kollegen  
zusammenarbeiten 
(Teilprinzip 3)

Unterstützung für  
Vielfalt organisieren  
(Dimension inklusive 
Strukturen etablieren)
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Tab.	2:	 Ebene	Unterricht

Dimension Kanton 
Aargau

Prinzipien einer 
inklusiven Schule nach 
European Agency

Dimensionen und  
Bereiche aus dem Index 
für Inklusion

Kriterien des 
Jacob-Muth-Preis

Lernprozessbezogene 
Begleitung der Schüle-
rinnen und Schüler

Lernarrangements  
organisieren  
(Dimension Inklusive 
Praktiken entwickeln)

Förderplanung und 
Fördermaßnahmen für 
Kinder und Jugendliche 
mit besonderen schuli-
schen Bedürfnissen

Lernerfassung und 
Beurteilung

Umgang mit sprachlicher 
und soziokultureller 
Vielfalt

Überzeugende Leis-
tungen der Schülerinnen 
und Schüler

Tab.	3:	 Ebene	Organisation	(Struktur,	Kultur	und	Prozess)

Dimension Kanton 
Aargau

Prinzipien einer 
inklusiven Schule nach 
European Agency

Dimensionen und  
Bereiche aus dem Index 
für Inklusion

Kriterien des 
Jacob-Muth-Preis

Gestaltung des  
Zusammenlebens

Aktive Teilnahme der 
Lernenden am Leben  
der Schule und der 
Gemeinschaft

Gemeinschaft bilden
(Dimension inklusive 
Kulturen schaffen)

Auf die Lernenden hören 
– Lernende bei für sie 
wesentliche Entschei-
dungen beteiligen

Mitwirkung von  
Schülern und Eltern an 
der Schulentwicklung

Infrastruktur und 
Support

Kohärente interdiszipli-
näre Dienste

Ressourcen mobilisieren
(Dimension inklusive 
Praktiken entwickeln)

Zusammenarbeit mit 
anderen Bildungsein-
richtungen und dem 
sozialen Umfeld

Eine Schule für alle 
entwickeln (Dimension 
inklusive Strukturen 
etablieren)

Qualitätsmanagement 
mit inklusivem Leitbild



120

– Die Leistungsstarken werden unterfor-
dert.

– Wir verlieren unsere Leistungsspitze.
– Die Leistungsschwachen trauen sich gar 

nichts zu sagen und erleben sich perma-
nent als inkompetent.

– Schüler mit sonderpädagogischem För-
derbedarf brauchen ganz viele besonde-
re Fördermaßnahmen, die ich alle nicht 
kenne als „Normalpädagoge“.

– Ich muss doch alle gleich behandeln – 
nur das ist gerecht.

– Noten brauchen die Schüler als Leis-
tungsrückmeldung und Motivationsan-
reiz zum Lernen.

Es ist deshalb von großer Bedeutung, die-
se subjektiven Theorien, Einstellungen und 
Haltungen, die jeder Lehrer hat, bewusst zu 
machen, zu reflektieren und gezielt im Sin-
ne einer inklusiven Haltung zu verändern, 
sonst wird auch das beste professionelle 
Wissen und Können eines Lehrers nicht 
wirksam. Die Arbeit an subjektiven Theori-
en, Einstellungen und Haltungen ist jedoch 
auch sehr persönlich und braucht deshalb 
eine Arbeitskultur in der Schule, die von 
Vertrauen, gegenseitigem Respekt und Un-
terstützung geprägt ist sowie das ständige 
Lernen der Pädagogen gezielt unterstützt. 
Schulleitungen müssen dies nicht nur vor-
leben, sondern auch als wichtige Führungs-
aufgabe betrachten, für deren Umsetzung 
die Führungskräftequalifizierung am Thillm 
Unterstützung anbietet.
Deutlich wird auch, dass eine inklusive 
Schule nicht ohne eine demokratische 
und auf lebenslanges Lernen ausgerichte-
te Schulkultur und -struktur zu entwickeln 
ist. Schulleitungen müssen die Frage stel-
len: Wie muss unsere Schule organisiert 

sein, dass jeder Schüler willkommen ist 
und bestmöglich lernen kann, und wie 
können wir organisatorisch sicherstellen, 
dass jeder Pädagoge und am Lernprozess 
Beteiligte sein Bestes geben kann? Die 
Struktur passt sich also an die Bedürfnisse 
der Schüler und der Pädagogen/Lernbetei-
ligten an, und zwar in dieser Reihenfolge! 
Dafür haben pädagogische Führungskräfte 
die Verantwortung.
Wenn man diese Frage ernst nimmt, dann 
kann es keine zwei gleichen Strukturen ge-
ben. Jede Schule muss hier ihren eigenen 
Weg gehen unter Beachtung wesentlicher 
Elemente wie beispielsweise: Schülermit-
wirkung, Teamarbeit, rhythmisierter Tages-
ablauf, Einbindung ins Umfeld. 

Viele Schulkollegien arbeiten bereits aktiv 
an der Verbesserung des Unterrichts. Eini-
ge sind sogar den Schritt gegangen, dies 
konsequent vom Schüler aus zu denken, 
sich also zu fragen: Wie können wir das 
wirksame Lernen der Schüler ermöglichen 
und unterstützen? Was wissen wir heute 
über das Lernen? Was heißt Kompetenzent-
wicklung für uns und welche Auswirkung 
hat das auf die Planung von Unterricht, den 
Unterricht selbst und auf die Feststellung 
und Einschätzung seiner Ergebnisse? Auch 
dies ist ein wichtiger Schritt in Richtung in-
klusive Schule.
Schulen und ihre Führungskräfte, die sich 
auf den Weg zu einer inklusiven Bildungs-
einrichtung machen wollen, stehen heute 
nicht mehr allein vor der Frage, was sie da-
bei alles bedenken müssen und wie man 
so etwas grundsätzlich anfängt. Es gibt in 
Deutschland bereits erfolgreiche Beispie-
le1, Fachliteratur und Fortbildungsange-
bote. Geeignete Instrumente für Schullei-

1 z. B. Schulen, die den Jacob-Muth-Preis bekommen haben
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tungen sind u. a. der Index für Inklusion 
(Boban/Hinz 2003) oder bereits auf dem 
Markt befindliche Schulleitermanuale wie 
„Auf dem Weg zur inklusiven Schule – Pra-
xisbegleiter für die Schulleitung“.
Trotzdem bleiben viele Fragen, weil es dar-
auf noch keine Antworten gibt. Am Thürin-
ger Institut für Lehrerfortbildung, Lehrplan 
und Medien wird neben der üblichen Füh-
rungskräfteentwicklung im Jahr 2013 eine 
Veranstaltungsreihe für Schulleitungsmit-
glieder angeboten, in der sich die Beteilig-
ten kreativ mit solchen offenen Fragen zur 
Schaffung innovativer und inklusiver Lern-
umgebungen auseinandersetzen werden. 
Dabei sollen möglichst viele Partner, wie 
Unfallkasse, Schulverwaltungsamt, Sozi-
aldienste, Architekten, Schulamt usw. ein-
bezogen werden. Gleichzeitig soll überlegt 
werden, welche Unterstützung die Schulen 
auf diesem Weg noch brauchen. 
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Berufsorientierung im Rahmen der  
„Initiative Inklusion“ – 
Gelingensbedingungen für Übergänge von der Schule in das  
Arbeitsleben für Schüler mit besonderem Unterstützungsbedarf1

Viola Sommer

1.	 Perspektiven	für	Schüler	mit		
besonderem	Unterstützungsbedarf	in	
der	Arbeitswelt

Die Berufsorientierung für Schüler mit dem 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 
beinhaltete bis ca. 2008 für die Mehrzahl 
der Jugendlichen in Thüringen die Vorberei-
tung auf die Werkstatt für behinderte Men-
schen (WfbM). Die Strukturen für diesen 
Übergang waren über Jahre gewachsen, die 
Kontakte zwischen den Schulen und Werk-
stätten intensiv. Eine Beratung zu anderen 
beruflichen Möglichkeiten erhielten die Pä-
dagogen der Schulen kaum, arbeiteten in 
dem Bestreben, das Beste für die Schüler 
zu tun.
Nachdem in den Jahren 2002–2006 statt 
des angenommenen Zuwachses von 4,5 % 
an Werkstattplätzen in Deutschland ein 
tatsächlicher Anstieg von 13 % verzeichnet 
wurde, gab das Bundesministerium für Ar-
beit und Soziales (BMAS) eine Studie zur 
Analyse der Ursachen in Auftrag.2

Die Ergebnisse der Studie zeigten deutlich, 
dass Jugendliche, die direkt von der Schule 

in eine WfbM wechseln, den Hauptanteil 
der Werkstattplätze einnehmen. Es erfolg-
te für Schüler mit dem Förderschwerpunkt 
geistige Entwicklung eine Sozialisation 
direkt in die Werkstätten hinein. (Gesetz-
liche Grundlagen, die schon im Jahr 2001 
zum besonderen Unterstützungsbedarf ge-
schaffen worden sind, wurden kaum kom-
muniziert, waren nicht bekannt und griffen 
deshalb nicht.) 
Landläufig existierte die Auffassung, dass 
die Beschäftigung in einer WfbM der Wun-
scharbeitsort der Menschen mit Behinde-
rung ist. Doch gilt das ausnahmslos für 
alle?
Aus einer Befragung von Menschen mit Be-
hinderung von Jochen Friedrich aus dem 
Jahr 2006 geht hervor, dass sie durchaus 
eine große Affinität zu einer beruflichen Tä-
tigkeit außerhalb der WfbM haben, da sie 
• ... die Vergütung innerhalb der Werk-

statt für behinderte Menschen diskrimi-
nierend empfinden.

• ... die Herausforderung und Leistungs-
bezogenheit der Arbeit auf dem Allge-
meinen Arbeitsmarkt schätzen. 

1 Schüler mit besonderem Unterstützungsbedarf sind Schüler mit einem Behinderungsgrad ab 50 % oder einem gleichgestellten Behin-
derungsgrad von 30  %. Diesen Menschen stehen laut Sozialgesetzbuch, IX. Buch, Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen, 
in der Fassung des Gesetzes zur Förderung der Ausbildung und Beschäftigung schwerbehinderter Menschen vom 23. April 2004 
(BGBl. I S. 606), besondere Unterstützungsmaßnahmen beim Eintritt in die Arbeitswelt zu. Betroffen sind hauptsächlich Schüler mit 
dem Förderschwerpunkt geistige Entwicklung. 

2 Entwicklung der Zugangszahlen zu Werkstätten für behinderte Menschen, Gesellschaft für ISB gGmbH, 2008
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• ... die Arbeit auf dem Allgemeinen Ar-
beitsmarkt als Statusaufwertung erle-
ben – im Gegensatz zu der unterfordern-
den Welt der Behinderten.

• ... mit der „behinderten“ Biografie ab-
rechnen, abschließen wollen. 

Mit der Unterzeichnung der Behinderten-
rechtskonvention durch die BRD 2009 wird 
es noch deutlicher: Sie spricht Menschen 
mit Behinderungen das Recht zu, ihren „... 
Lebensunterhalt durch Arbeit zu verdie-
nen, die in einem offenen, integrativen und 
für Menschen mit Behinderungen zugäng-
lichen Arbeitsmarkt und Arbeitsumfeld 
frei gewählt oder angenommen wird“3. Der 
besondere Unterstützungsbedarf, der not-
wendig ist, wird im Sozialgesetzbuch (SGB) 
IX gesetzlich festgelegt.
Für Schulen, in denen Schüler mit dem 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 
lernen, bedeutet dies ein Umdenken über 
Inhalte zur Arbeitswelt und damit verbun-
den auch zu einer neuen Form der Berufs-
orientierung für diese Schüler.
Die Verfasser der Untersuchung des BMAS 
schlugen den Schulen folgende fünf Maß-
nahmen für Veränderungen vor:
1. Das Leitbild für die Berufsorientierung 

ist die betriebliche Integration.
2. Betriebliche Praktika werden curricular 

verankert.
3. Es muss ein Schnittstellenmanagement 

für den Übergang Schule – Arbeitswelt 
entstehen.

4. Eine betriebsorientierte Förderdiagnos-
tik ist notwendig.

5. Und nicht zuletzt: Die Stärkung der In-
itiative der Betroffenen muss mehr in  
den Fokus der beruflichen Bildung ge-
langen.

Diese gravierenden Veränderungen konn-
ten Schulen nicht allein, aus sich selbst 
heraus bewältigen. Das bedeutete, sich 
Partner zu suchen, sich im Bereich der be-
ruflichen Bildung stärker mit beruflichen 
Bildungsträgern, Berufsbildenden Schu-
len, Betrieben, Integrationsfachdiensten, 
den Beratern für berufliche Rehabilitation 
der Arbeitsagenturen zu vernetzen. Das 
ging nur mit der Unterstützung durch die 
Sozialhilfeträger, Schulverwaltungen und 
nicht zuletzt durch die Kultusministerien.
In Bundesländern, in denen diese Verän-
derungen stattgefunden haben, konnten 
Erfolge bei der Integration von Menschen 
mit Behinderung in den allgemeinen Ar-
beitsmarkt verzeichnet werden. Weiterhin 
gibt es seit 2008 neue gesetzliche Bestim-
mungen im Sozialgesetzbuch (SGB) IX, die 
die Voraussetzungen dafür bieten, dass 
die Maßnahmen zur Berufsorientierung 
(BO) auch nach dem Verlassen der Schule 
weiter fortgesetzt werden können.
Ausgehend von der Tatsache, dass die Ar-
beitswelt als solche im schulischen Kon-
text kaum antizipierbar ist, gibt es in Thü-
ringen seit 2006 über ein Pilotprojekt an 
einer Schule für 25 Schüler mit dem Förder-
schwerpunkt geistige Entwicklung die Mög-
lichkeit einer 2-jährigen praxisbezogenen 
Berufsorientierung mit externen Partnern 
in der beruflichen Bildung. Verbunden mit 
einer zielgerichteten und individuellen För-
derung der arbeitsmarktrelevanten Kom-
petenzen konnten die Schüler durch die 
Praktika in Einrichtungen der beruflichen 
Bildung im geschützten Raum erfahren, 
welche Anforderungen in der Arbeitswelt 
an sie gestellt werden.
Erfahrungen aus diesem und dem darauf 
folgenden BO-Projekt mit 188 Schülern 

3 Artikel 27 des „Übereinkommens über die Rechte von Menschen mit Behinderungen: Arbeit und Beschäftigung
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aus 17 Schulen in den Jahren 2008–2010 haben gezeigt, 
dass ca. 25 % der Schüler, wenn sie die entsprechenden 
Möglichkeiten hätten, einen beruflichen Weg einschlagen 
würden, der nicht in die WfbM führt. In diesem BO-Projekt, 
„Praxisbezogene Berufswahlorientierung“ („PraWo“), das 
erstmalig in Thüringen in dieser Größenordnung angebo-
ten werden konnte, wurde deutlich, dass Schulen mit der 
richtigen Unterstützung neue Wege suchten, sich veränder-
ten und die BO konzeptionell neu dachten. Diese Verände-
rungen betrafen z. B. die Organisation von Dauerpraktika 
in Firmen des allgemeinen Arbeitsmarktes, Kooperationen 
mit Berufsbildenden Schulen und die Stärkung und Unter-
stützung der Schüler, die eine Beschäftigung auf dem all-
gemeinen Arbeitsmarkt anstrebten. Im Jahr 2011 sind ca. 
8 % der Schulabgänger aus Förderzentren/Förderschulen 
(FÖS/FÖZ) in Thüringen diesen Weg dann auch wirklich 
gegangen. (Zum Vergleich: In Baden-Württemberg sind 
es jährlich ca. 50 % der Schulabgänger mit dem Förder-
schwerpunkt geistige Entwicklung.) 

Vergleich: In Baden-Württemberg sind es jährlich ca. 50% der 

Schulabgänger  mit  dem  Förderschwerpunkt  geistige 

Entwicklung.) 

Im  Jahr  2012  zeigte  eine  Umfrage  in  Förderzentren/ 

Förderschulen, die seit 2008 eine intensive Berufsorientierung 

für  ihre  Schüler  umsetzen,  bezogen auf  179  Schulabgänger, 

dass  inzwischen  29% der  Schüler  nach  dem  Verlassen  der 

Schule Wege in die Arbeitswelt suchen. Der Übergang in eine 

Werkstatt für behinderte Menschen ist auch für diese Schüler 

noch  möglich,  soweit  sie  den  Anforderungen  auf  dem 

Arbeitsmarkt  aufgrund  ihrer  Beeinträchtigungen nicht  gerecht 

werden können.

Abb. 1: Verbleib der Abgänger aus Förderschulen/Förderzentren im Schuljahr 2011/12
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Verbleib der Abgänger aus  
Förderschulen/Förderzentren 
im Schuljahr 2011/12

Im Jahr 2012 zeigte eine Umfrage in Förderzentren/Förder-
schulen, die seit 2008 eine intensive Berufsorientierung 
für ihre Schüler umsetzen, bezogen auf 179 Schulabgän-
ger, dass inzwischen 29 % der Schüler nach dem Verlas-
sen der Schule Wege in die Arbeitswelt suchen. Der Über-
gang in eine Werkstatt für behinderte Menschen ist auch 
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für diese Schüler noch möglich, soweit sie 
den Anforderungen auf dem Arbeitsmarkt 
aufgrund ihrer Beeinträchtigungen nicht 
gerecht werden können.
Mit den Veränderungen in Schulen ver-
änderten sich auch die nachschulischen 
Anschlüsse: Die Mitarbeiter für Berufliche 
Rehabilitation der Arbeitsagenturen gin-
gen mehr auf die spezifischen Berufswün-
sche der Schüler ein und schöpften alle 
Möglichkeiten des besonderen Unterstüt-
zungsbedarfs aus, die Schulabgänger von 
Förderschulen/Förderzentren wurden auch 
zur Zielgruppe der Integrationsfachdiens-
te und Arbeitgeber wurden durch die Be-
triebs-Praktika auf sie als durchaus schät-
zenswerte und zuverlässige Arbeitnehmer 
aufmerksam.

2.	 Berufswege	für	Schüler	mit	dem	Förder-
schwerpunkt	geistige	Entwicklung

Diese Veränderungen bieten neue Chancen 
für Menschen mit Behinderungen. Neben 
der Arbeit in einer WfbM gibt es folgende 
Beschäftigungsmöglichkeiten:
– Außenarbeitsplätze von Werkstätten für 

behinderte Menschen
– Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsle-

ben durch das Persönliche Budget
– Anlernen auf einen Arbeitsplatz durch 

die Unterstützte Beschäftigung

Außenarbeitsplätze:
Der Mensch mit Behinderung ist Werkstatt-
beschäftigter mit allen sozialen Rechten, 
hat aber einen Arbeitsplatz in einer Firma 
des allgemeinen Arbeitsmarktes. Die Be-
treuung wird durch professionelle Dienst-
leister der Werkstätten vorgenommen. Der 
Betrieb zahlt der Werkstatt einen Ausgleich 
je nach verwertbarer Arbeitsleistung. 

Leistungen	zur	Teilhabe	am	Arbeitsleben	
durch	das	Persönliche	Budget	(PB)
Menschen mit Behinderung, die nach der 
Klassifikation der Arbeitsagenturen den 
Status „nicht erwerbsfähig“ erhalten und 
bisher nur in einer WfbM arbeiten konnten, 
nutzen die ihnen zustehenden Leistun-
gen zur Teilhabe als Persönliches Budget 
(SGB IX, § 17 (2). Das bedeutet, dass das 
Geld, das die Sozialkassen für eine Unter-
bringung in einer WfbM zahlen würden, für 
die notwendige Unterstützung auf einem 
Arbeitsplatz auf dem allgemeinen Arbeits-
markt eingesetzt werden kann. 

Unterstützte	Beschäftigung	(UB)
Eine weitere neue Leistung für mehr Teilha-
bechancen ist die „Unterstützte Beschäfti-
gung“, die Menschen mit Behinderungen 
eine Chance auf einen regulären sozialver-
sicherungspflichtigen Arbeitsplatz geben 
kann.
Im Rahmen der „Unterstützten Beschäfti-
gung“ wird zunächst ein Platz in einem Un-
ternehmen gesucht. Der Beschäftigte kann 
sich in verschiedenen Tätigkeiten erpro-
ben. Danach wird gemeinsam mit dem Trä-
ger für die UB, dem Betrieb (der Firma) und 
dem zukünftig Beschäftigten entschieden, 
für welche Tätigkeiten er individuell qua-
lifiziert wird. An die Qualifizierungsphase 
schließt sich die Berufsbegleitung an, um 
den Arbeitsplatz zu sichern. Die UB wird 
nach der Prämisse „Erst platzieren, dann 
qualifizieren“ organisiert. Diese Maßnah-
me kann für den Übergang von der Schu-
le in die Arbeitswelt, aber auch aus einer 
Werkstatt für behinderte Menschen heraus 
in Anspruch genommen werden.
Unabhängig davon besteht – bei einer ent-
sprechenden Eignung – für Schüler mit dem 
Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 
die Möglichkeit einer Berufsvorbereiten-
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Abb. 2: 
Berufswege für Schüler 
mit dem Förderschwer-
punkt geistige Entwicklung

den Arbeitsplatz zu sichern. Die UB wird nach der Prämisse 

„Erst  platzieren,  dann  qualifizieren“  organisiert.  Diese 
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Arbeitswelt,  aber  auch  aus  einer  Werkstatt  für  behinderte 
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die Möglichkeit einer Berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme 

(BvB)  bei  einem  beruflichen  Bildungsträger  und/  oder  einer 

anschließenden  theoriegeminderten Ausbildung in Form eines 

„Helfer- oder Werkerberufes“ nach § 66 BBiG (s. Abb.2).
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den Bildungsmaßnahme (BvB) bei einem 
beruflichen Bildungsträger und/ oder einer 
anschließenden theoriegeminderten Aus-
bildung in Form eines „Helfer- oder Werker-
berufes“ nach § 66 BBiG (s. Abb. 2).

Mit diesen Unterstützungsmaßnahmen 
kann die Teilhabe am Arbeitsleben für Men-
schen mit Behinderung realisiert werden. 
In Berufswegekonferenzen während der 
BO-Phase werden die Schritte zur berufli-
chen Eingliederung mit dem Betroffenen, 
den Pädagogen, den Ausbildern, den Eltern 
bzw. den Betreuern, dem Integrationsfach-
dienst und der Arbeitsagentur abge-spro-
chen. Diese Art der Berufswegeplanung ist 
fester Bestandteil des Übergangsmanage-
ments Schule–Beruf.
Die Integrationsfachdienste sind wichtige 
Partner bei der Akquise von Arbeitsplätzen 
sowie der Beratung der Firmen als auch der 
Menschen mit Behinderungen. In Zusam-
menarbeit mit den Arbeitsagenturen unter-
stützen sie u. a. auch bei der Einarbeitung 
auf einen Arbeitsplatz. 

Weitere Arbeitsmöglichkeiten finden ehe-
malige Schüler mit dem Förderschwerpunkt 
geistige Entwicklung in Integrationsfirmen. 
Diese Firmen haben die Auflage, etwa 
25 %–50 % ihrer Arbeitsplätze Menschen 
mit unterschiedlichsten Beeinträchtigun-
gen zur Verfügung zu stellen. Dafür erhal-
ten sie eine finanzielle Unterstützung. Sie 
agieren hauptsächlich im Service-Bereich 
und betreiben Hotels, Cafés, Supermärkte, 
Reinigungsfirmen, Großküchen u. ä.

Jugendliche mit dem Förderschwerpunkt 
geistige Entwicklung, die die Schule verlas-
sen, haben heute die Möglichkeit, einen ei-
genen Berufsweg zu wählen. Damit kommt 
der Berufsorientierung und der Berufsvor-
bereitung eine große Bedeutung zu. Die 
Erwerbsarbeit mit all ihren Facetten rückt 
in den Fokus der Lebensperspektiven auch 
dieser Schüler. Die Teilhabe am Arbeitsle-
ben wird zum großen Ziel der Bildung und 
die Lerninhalte müssen darauf abgestimmt 
werden. 
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3.	 Die	Berufsorientierung	im	Rahmen		
der	Initiative	Inklusion	in	Thüringen	

Das Programm Initiative Inklusion ist eine 
der bedeutendsten Maßnahmen des Nati-
onalen Aktionsplans der Bundesregierung 
zur Umsetzung der Behindertenrechtskon-
vention der Vereinten Nationen, Artikel 27, 
mit dem Ziel, Menschen mit besonderem 
Unterstützungsbedarf den Zugang zur Ar-
beitswelt zu erleichtern. 
„Berufsorientierung schwerbehinderter 
Schülerinnen und Schüler: In den nächs-
ten 2 Jahren werden 40 Millionen Euro zur 
Verfügung gestellt, mit dem Ziel, jährlich 
10.000 schwer behinderte Schülerinnen 
und Schüler mit son derpädagogischem 
Förderbedarf beruflich intensiv zu orientie-
ren. Berufsorientierung für junge Menschen 
mit Behinderungen soll darüber hinaus als 
Regelinstrument der Arbeitsför derung ver-
ankert werden.“4

Jedes Bundesland legt selbstständig fest, 
wie diese Maßnahme unter den regional 
vorherrschenden Bedingungen umgesetzt 
wird. Dabei wird an den bisherigen Erfah-
rungen in der Berufsorientierung ange-
setzt. 

Thüringen knüpft an die Zusammenarbeit 
der Schulen mit Trägern der beruflichen 
Bildung an. Die außerbetrieblichen Prak-
tika beim Bildungsträger werden in der 
„Initiative Inklusion“ ausgeweitet und mit 
längeren betrieblichen Praktika gekoppelt, 
so dass die Jugendlichen die Möglichkeit 
erhalten, sich auch in der realen Arbeits-
welt zu erproben. An diesem Projekt, das 
jetzt unter dem Titel „PraWo plus“ geführt 
wird, nehmen im Schuljahr 2012/13 257 
Schüler aus 29 Schulen (FÖS, FÖZ, Regel-

schulen) teil (PraWo plus, Rahmenkonzep-
tion 2012).

Hauptziele der Projektteilnahme „PraWo 
plus“ auf der Ebene	 der	 Person	 sind die 
Stärkung der Beschäftigungs- und beruf-
lichen Bildungsfähigkeit durch die Ent-
wicklung arbeits- und lebensrelevanter 
Schlüsselkompetenzen, einschließlich der 
Berufswahlkompetenz.
„Während der praktischen Auseinander-
setzung mit den Anforderungen der Ar-
beitswelt und während der Praktika in 
unterschiedlichen Berufsfeldern erkennen 
die Schüler ihre Neigungen, Begabungen 
und Fähigkeiten, sie erwerben berufsfeld-
bezogene Kenntnisse und Fertigkeiten und 
entwickeln zugleich wichtige arbeitsrele-
vante soziale, personale, Sach- und Metho-
denkompetenzen.

Die Reflexion der Praxisergebnisse und -er-
fahrungen führt die Jugendlichen zu einer 
möglichst fundierten Einschätzung ihrer 
Potenziale und Möglichkeiten, bezogen 
auf ihren Eintritt in die Arbeitswelt. Dies ist 
wiederum die Basis für die persönliche Be-
rufs- und Lebenswegplanung, welche die 
gesamte Projektdauer durchzieht und in 
welcher kurz-, mittel- und langfristige Ziele 
vereinbart werden. Ebenso sind Strategien 
zu deren Erreichung abzustimmen und in 
der Berufswegekonferenz festzulegen.

Auf	 der	 Ebene	 der	 sozialen	 Umwelt zielt 
das Projekt auf die Entwicklung inklusiver 
Strukturen, Kulturen und einer inklusiven 
Praxis ab. Hierbei geht es darum, Partner-
schaften, Kooperationen und Netzwerke 
aller Akteure aufzubauen, welche die Ju-
gendlichen bei der Umsetzung ihrer per-

4 aus: Richtlinie zur „Initiative Inklusion“ des BMAS, 2011
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5  Aus: PraWO	plus – Berufsorientierung der Initiative Inklusion in Thüringen, Rahmenkonzeption 2012/13 

sönlichen Berufswegepläne begleiten und 
somit ihren gelingenden Eintritt in die Ar-
beitswelt, Erwerbstätigkeit oder berufliche 
Qualifizierung fördern. Mögliche Teilhabe-
barrieren, die aus der gegenwärtigen Struk-
tur des Bildungssystems und des Arbeits-
marktes resultieren, werden analysiert und 
gezielt überwunden.“5

Die Vernetzung und Kooperation aller 
Partner in diesem Unterstützungsprozess 
wird auch durch die Struktur der Steuer-
gruppe sichtbar. Ihr obliegen alle inhalt-
lich-strukturellen und fördertechnischen 
Entscheidungen zum Gesamtprojekt unter 
Hauptverantwortung und Koordination des 
Thüringer Ministeriums für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur. Der Steuergruppe 
gehören außerdem an:
– Thüringer Ministerium für Soziales, Fa-

milie und Gesundheit 
– Regionaldirektion Sachsen-Anhalt-Thü-

ringen der Bundesagentur für Arbeit
– Fachberater für sonderpädagogische 

Förderung mit Zuständigkeit für Thürin-
gen/Berufsorientierung

– Thüringer Institut für Lehrerfortbildung, 
Lehrplanentwicklung und Medien 

– Integrationsamt Thüringen
– Arbeitsstelle für den gemeinsamen Un-

terricht
– Jugendberufshilfe Thüringen e. V.

Die Sicherung der Projektergebnisse wird 
durch eine prozessbegleitende Berufswe-
ge- und Lebenszielplanung (z. B. persön-
liche Zukunftsplanung) sowie durch die 
qualifizierte schülerbezogene Dokumen-
tation der Projektergebnisse im Thüringer 
Berufswahlpass, Version E erreicht. Die 
Berufswege- und Netzwerkkonferenzen 

sind ebenso Bestandteil des Projektes wie 
auch die sozialpädagogische Integrations-
begleitung zur Vorbereitung und Realisie-
rung individuell passfähiger Übergänge in 
die Arbeitswelt einschließlich begleiteter 
betrieblicher Praktika. Nicht zu vernach-
lässigen ist die intensive Zusammenarbeit 
mit den Eltern in dieser Phase, ohne deren 
Unterstützung und Mitwirkung der Prozess 
kaum zu realisieren ist. 

Die Zusammenarbeit der für den Übergang 
von der Schule in die Arbeitswelt verant-
wortlichen Akteure gemeinsam mit den Be-
troffenen ist für einen gelingenden Prozess 
substantiell. Damit wird über die Initiative 
Inklusion eine grundlegende Rahmenbe-
dingung für die Nachhaltigkeit der Berufs-
orientierung erfüllt und die Arbeitswelt 
mit ihren breit gefächerten Alternativen  
auch für Menschen mit besonderem Unter-
stützungsbedarf in größerem Maße als bis-
her zugänglich. Neue Wege in die Bildung 
erschließen den Menschen mit Behinde-
rung neue Perspektiven in der Lebenspla-
nung.
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Impulsbeispiel für inklusives und  
sprachenübergreifendes Lernen im Deutsch- und  
Englischunterricht

Helga Hämmerling und Manuela Metscher 

Welchen Beitrag zur Inklusion kann der 
Sprachunterricht leisten? Was können 
Sprachlehrerinnen und -lehrer konkret  
tun, um diesen anspruchs- und verantwor-
tungsvollen Entwicklungsprozess zu be-
gleiten?
Das vorliegende Impulsbeispiel zeigt 
Möglichkeiten auf, wie an einem Unter-
richtsgegenstand (hier Fußball) Lehr- und 
Lernprozesse bezüglich unterschiedlicher 
Interessen, Vorkenntnisse und Leistungspa-
rameter ausgestaltet werden können.
Grundlage und Bezugspunkt der Aufgaben-
vorschläge sind die Lehrpläne Deutsch und 
Englisch für den Erwerb des Hauptschul- 
und Realschulabschlusses bzw. für den 
Erwerb der Allgemeinen Hochschulreife, 
Klassenstufe 8.
Die Formulierung sprachenübergreifender 
Kompetenzen in den Lehrplänen aller Spra-
chen – inklusive Deutsch – ist ein Novum 
in der Bildungslandschaft Deutschland. Als 
Ziel des Unterrichts in der Muttersprache 
und in den Fremdsprachen berücksichtigt 
sie deren Vernetzung beim Sprachenlernen 
und bei der Sprachanwendung. Sprachen-
übergreifende Kompetenzen sind Kompe-
tenzen, die der Schüler gleichermaßen für 
die erfolgreiche Kommunikation in der Mut-
tersprache wie in den Fremdsprachen be-
nötigt. Sie vernetzen sich beim Sprachen-

lernen und bei der Sprachanwendung. Ihre 
Nutzung fördert Synergien zwischen der 
Muttersprache und den Fremdsprachen.
Sprachenübergreifende Kompetenzen ver-
stehen sich als gemeinsame Zielsetzungen 
jeglichen Sprachunterrichts und beziehen 
sich auf die Lernbereiche:
– Texte rezipieren
– Texte produzieren
– Sprachmittlung
– Über Sprache, Sprachverwendung und 

Sprachenlernen reflektieren

Vor dem Hintergrund von Inklusion und In-
dividualisierung ermöglicht diese komple-
xe Herangehensweise an Sprache(n) einen 
weiten Gestaltungsspielraum.
Der Deutsch- und Englischunterricht haben 
in diesem Zusammenhang eine besondere 
Bedeutung und Verantwortung. Die Abstim-
mung inklusiver und sprachenübergrei-
fender Lehr- und Lernprozesse ist ein we-
sentlicher Gegenstand der schulinternen 
Sprachenkonzeptentwicklung sowie der 
gemeinsamen Arbeit in der Fachkonferenz 
Sprachen.
Die Aufgabenvorschläge, die vorerst für die 
Fächer Deutsch und Englisch konzipiert 
sind, sollen zum Ausprobieren, Weiterent-
wickeln und idealerweise zum Adaptieren 
auf andere Sprachen anregen.
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Szenenfotos	

Lernen	an	Stationen	„Fußball	–	Football“

Das ausgewählte Lernarrangement „Lernen 
an Stationen“ eignet sich in besonderem 
Maße dazu, interessenbezogenes, selbst-
gesteuertes und eigenverantwortliches 
Lernen zu befördern. Neben den für diese 
Methode allgemein bekannten Vorteilen 
liegt der Schwerpunkt des vorgestellten 
Beispiels auf der Entwicklung überfachli-
cher Kompetenzen, wie z. B.

– Teamfähigkeit
– Fairness
– Engagement für die gemeinsame Sache.
Ausgangspunkt des Lernarrangements 
ist der Film „One country, one game“ von 
Kenneth Kaigua, Kenia, der im Thüringer 
Schulportal unter https://www.schulpor-
tal-thueringen.de/web/guest/media/
detail?tspi=3153 verfügbar ist.
Der Film erzählt die Geschichte eines Jun-
gen aus einer reichen indischstämmigen 
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Familie, die in Kenia lebt. Während eines 
Einkaufsbummels bekommt der Junge von 
seinem Vater einen teuren Fußball, mit dem 
er zunächst allein im Hof spielen soll. Bei 
der Rückkehr in das mit Mauern und Zäu-
nen umgebene Haus beobachtet er sehn-
süchtig einheimische Jungs, die gemein-
sam freudvoll spielen. Als der Junge die 
nicht mehr benötigte Einkaufstüte achtlos 
über den Zaun wirft, hebt einer der drau-
ßen Spielenden diese auf und benutzt sie 
gemeinsam mit den anderen zum Basteln 
eines Fußballs. 
Plötzlich fliegt der teure Ball des Jungen 
über die Hofmauer ins Freie. Als er ihn zu-

rückholen will, laden ihn die anderen Kin-
der nach kurzem Zögern ein, in ihrem Team 
mitzuspielen. Er darf sogar gleich einen 
Elfmeter ausführen. Inzwischen sucht der 
Vater nach seinem Sohn. Anfangs schaut 
er dem Spiel aus der Ferne zu, feuert dann 
aber die Mannschaft seines Sohnes an. 
Der Sport dient als Brücke zwischen den 
Ethnien des Landes und zwischen Arm und 
Reich.

Die folgende Tabelle 1 gibt zunächst einen 
Überblick über alle Lernangebote im Rah-
men des Lernarrangements. Anschließend 
werden zwei Stationen exemplarisch dar-

Tab.	1:	Lernen	an	Stationen	„Fußball	–	Football“

Station Thema Sprache Lernbereich

Pfl
ic
ht
au
fg
ab
en

1
J + JJ

Inhaltsangabe Deutsch (auch in der 
Fremdsprache möglich)

Schreiben

2
JJ

Players	Interviews sprachenübergreifend Sprechen Zuhören 
Sprachmittlung

3
JJ

Football	Facts sprachenübergreifend Sprachreflexion

4
JJ

Football	Laws sprachenübergreifend Sprachreflexion

W
ah
lp
fli
ch
t-

au
fg
ab
en

1 5
JJJJ

Szenisches	Gestalten Deutsch oder Englisch Sprechen

6
JJJJ

Talk	Show Deutsch oder Englisch Sprechen

W
ah
la
uf
ga
be
n2

7
JJ

Football	verbs sprachenübergreifend Sprachreflexion

8
JJ

Fotostory Deutsch oder Englisch Schreiben

9
J

Describing	emotions sprachenübergreifend Sprachreflexion

10
JJ

Sounds	of	Football sprachen-übergreifend Sprachreflexion

1 eine der beiden Aufgaben muss bearbeitet werden
2 mind. 2 Aufgaben müssen bearbeitet werden
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D
en
ke
n

J

1. Sieh dir die Szenenfotos aus dem Film „One country, one game“ in Ruhe an.

2. Sortiere die Fotos so, wie das Geschehen aus deiner Sicht abgelaufen sein könnte.

Au
st
au
sc
he
n

J
J

3. Suche dir einen Arbeitspartner.
  a. Erzählt euch gegenseitig eure entstandene Fotogeschichte.
  b. Besprecht und begründet Gemeinsamkeiten und Unterschiede der beiden Geschichten.
  c. Stellt gemeinsam Vermutungen über das Ende der Geschichte an.

Ve
rö
ffe
nt
lic
he
n

J
J
J
J

4. Besprecht die Ergebnisse der Partnerarbeit in der Klasse.

5. Diskutiert eure Vermutungen und Erwartungen zum Ende des Filmes.

gestellt. Das vollständige Material (inkl. 
Laufzettel, Druck- und Kopiervorlagen, Lö-
sungsblätter etc.) steht ab Frühjahr 2013 
im Thüringer Schulportal zur Verfügung.

Die Arbeitsschritte 1–3 bereiten die Arbeit 
an den Stationen (= Arbeitsschritt 4) vor.

Arbeitsschritt	1:
Denken	–	Austauschen	–	Veröffentlichen
Für diese Arbeitsphase werden die sieben 
Szenenfotos (vgl. S. 113/114) einzeln oder 
auf einem Blatt ungeordnet ausgedruckt.

Arbeitsschritt	2:
Rezeption	des	Films
Schaut euch nun gemeinsam den Film an.
Beobachtungsaufträge:
1. Was fällt euch besonders auf?
2. Vergleicht die Handlung des Filmes mit 

dem Verlauf eurer Geschichte.
3. Stimmt das Ende des Filmes mit euren 

Vermutungen oder Erwartungen über-
ein? Begründet. 

Arbeitsschritt	3:
Lehrer-Schüler-Gespräch
Austausch zum Gesehenen
1. Vergleich mit den eigenen Geschichten
2. Vergleichen der Erwartungen mit dem 

wirklichen Ende des Films
3. Herausarbeiten der Besonderheit des 

Films
Motivieren und Überleiten zum Lernarran-
gement
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Arbeitsschritt	4:
Lernen	an	Stationen

STATION	1
Verfassen	einer	Inhaltsangabe
Eine Inhaltsangabe dient dazu, andere 
über den Inhalt eines Textes oder Filmes 
zu informieren. Die Fähigkeit, Textaussa-
gen zusammenzufassen und mit eigenen 
Worten wiederzugeben, benötigst du auch 
für die Arbeit im Fremdsprachenunterricht, 
besonders für die Sprachmittlung. 
Nutze die Möglichkeit an dieser Station, 
dein persönliches Vorwissen einzuschät-
zen und deine Arbeit entsprechend indivi-
duell auszuführen.

Aufgabe 1  JJ oder JJJ
1) Suche dir einen Arbeitspartner und seht 

euch den Film „One country, one game“ 
noch einmal an.

2) Notiert die wesentlichen Handlungs-
schritte stichpunktartig.

3) Nutzt auch die Szenenfotos als Gedächt-
nisstütze.

4) Tauscht euch aus und ergänzt gegebe-
nenfalls eure Stichpunkte.

5) Tauscht euch darüber aus, was beim 
Schreiben der Inhaltsangabe zu beach-
ten ist. Vergleicht eure Ergebnisse mit 
den Schreibtipps auf dem Arbeitsblatt.

Arbeitsblatt

? Schreibtipps
Schreibe immer im Präsens.
Vermeide wörtliche Rede.
Formuliere sachlich.
Vermeide Einzelheiten und Ausschmückun-
gen.
Achte auf eine korrekte Rechtschreibung 
und Grammatik.

Aufgabe	2	J
Schätze vor	 dem	 Schreiben zunächst 
selbstkritisch ein, ob du beim schriftlichen 
Verfassen der Inhaltsangabe Unterstützung 
benötigst:
– Falls du ausführliche Hinweise und Un-

terstützung benötigst, nutze die Varian-
te 1.

– Falls du noch Fragen zu den Teilschritten 
hast, nutze Variante 2.

– Falls du genau weißt, was zu tun ist, nut-
ze Variante 3.

Solltest du beim	 Schreiben feststellen, 
dass ...
– die von dir gewählte Variante zu leicht 

ist, dann solltest du die anspruchsvolle-
re Variante versuchen. 

– du doch etwas mehr Unterstützung benö-
tigst, kannst du die Variante bearbeiten, 
die dir mehr Hinweise zur Lösung gibt 

Aufgabe	3	J
Variante	1
1) Schreibe zuerst eine Einleitung.
 a.  Nenne hier den Filmtitel und das The-

ma des Films. 
 b.  Beschreibe mit wenigen Worten, wor-

um es in der Geschichte geht.
z. B:
Der Film trägt den Titel ...
Die Handlung spielt in ... in der ... Zeit. 
In diesem Film geht es um ...
oder
Der Film mit dem Titel ... erzählt die Ge-
schichte eines ... in ...
2) Verfasse den Hauptteil. 
 a.  Stelle die wesentlichen Schritte in 

der zeitlich richtigen Reihenfolge der 
Handlung dar. Nutze zur Orientierung 
die Tabelle. 

 b.  Gib nur die wichtigsten Informatio-
nen in wenigen Sätzen wieder, ver-
zichte auf Einzelheiten.
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Handlungsschritte

Folgende Wörter helfen dir, die Handlungs-
schritte miteinander zu verknüpfen, z. B.
– anfangs, inzwischen, vorher, während,  

nachdem, bevor
– denn, weil, da, darum, deswegen
– obwohl, trotzdem
– damit, dazu
– sodass, so, also

3) Formuliere einen abschließenden	Satz.
z. B.
• Die Geschichte zeigt, dass ...
• Wie man gut sehen konnte, ...
• Am Ende wird deutlich, dass ...

Junge einheimische	Jungen

Kauf des Fußballs mit 
dem Vater

Rückkehr in das mit 
Mauern und Zäunen 
umgebene Haus

tägliches Spiel auf der 
Straße

Wegwerfen der 
Einkaufstüte über den 
Zaun

Finden der Tüte

Fußballspiel allein 
im Hof

Basteln eines Fußballs 
aus alten Einkaufstüten

gemeinsames Spiel 
mit selbstgebasteltem 
Fußball

unbeabsichtigter 
Schuss des Balls über 
den Zaun

Zurückholen des Balls Aufforderung zum 
Mitspielen

Vater einheimische	Jungen	
und	Junge

Suche nach dem Sohn gemeinsames 
Fußballspielenskeptisches Beobach-

ten des Spiels

Daumendrücken und 
Anfeuern

Ausführen eines Elfme-
ters durch den Jungen

Stolz gemeinsame Freude 
über erzieltes Tor

Variante	2
1) Schreibe zuerst eine Einleitung.
 a.  Nenne hier Filmtitel, Ort und Zeit der 

Handlung 
 b.  Beschreibe mit wenigen Worten, wor-

um es in der Geschichte geht.
2) Verfasse den Hauptteil. 
 a.  Stelle die wesentlichen Schritte in 

der richtigen Reihenfolge der Hand-
lung dar.

 b.  Gib die wichtigsten Informationen in 
wenigen Sätzen wieder, verzichte auf 
Einzelheiten.

3) Formuliere einen abschließenden	Satz.

Variante	3
Verfasse eine Inhaltsangabe, die den Anfor-
derungen an diese Textsorte gerecht wird.

Aufgabe	4 JJ
1) Suche dir einen Arbeitspartner und 

tauscht eure Texte aus.
2) Schätzt den Text eures Partners mit Hilfe 

der folgenden Kriterien ein.
3) Überarbeitet eure Texte gemeinsam auf 

der Grundlage dieser Einschätzung.
4) Legt eure Inhaltsangaben dem Lehrer 

zur Einschätzung vor.
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++ + – ––

Die Einleitung enthält  
alle notwendigen  
Informationen.

Die Reihenfolge der  
Handlungsschritte ist 
richtig.

Unwichtige Einzelheiten 
wurden weggelassen.

Die Inhaltsangabe wird  
mit einem abschließen-
den Satz beendet.

Die Formulierungen  
sind sachlich gehalten.

Die Zeitform Präsens  
wurde eingehalten.

Rechtschreibung und  
Grammatik sind korrekt.

STATION	4	
Football	Laws	–	Fußballregeln
Die sprachenübergreifenden Aufgaben an dieser Station beschäftigen sich mit den Regeln 
des Fußballspiels.
Schau dir zunächst alle drei Aufgabenvarianten genau an und schätze ein, welcher Heraus-
forderung du dich stellen willst.
Solltest du beim Lösen der Aufgabe feststellen, dass ...
• die von dir gewählte Variante zu leicht ist, dann solltest du die anspruchsvollere Varian-

te versuchen. 
• du doch etwas mehr Unterstützung benötigst, kannst du die Variante bearbeiten, die dir 

mehr Hinweise zur Lösung gibt. 

Variante	1
Diese Variante solltest du wählen, wenn du deinen Wortschatz festigen und erweitern 
möchtest.
J Schneide zunächst die Sätze an den Linien auseinander. 
J  Ordne die Sätze in der richtigen Reihenfolge.
JJ  Suche dir einen Arbeitspartner und vergleiche dein Ergebnis mit ihm/ihr.
JJ  Vergleicht euer Ergebnis mit dem englischen Text.
J  Klebe den vollständigen Text in der richtigen Reihenfolge auf.
J  Erstelle eine persönliche Liste von ca. zehn Wörtern bzw. Redewendungen, die für 

dich wichtig sind, um auf Englisch über das Thema Fußball zu sprechen.
JJ  Fragt gegenseitig die Wörter bzw. Redewendungen ab und ergänzt gegebenenfalls 

eure persönlichen Listen.
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	 Fußballregeln

Standard-Fußballspiele für Erwachsene bestehen aus zwei Halbzeiten zu je 45 Minuten.

Das Spiel wird von der Mannschaft gewonnen, die die meisten Tore im Spielverlauf er-
zielt.

Tatsächlich gibt es nur 17 Regeln im offiziellen Regelwerk des Spiels.

Im Vergleich zu anderen Sportarten sind die Fußballregeln relativ einfach.

Die Verantwortlichkeit für die Spielregeln liegt bei der International Football Association 
Board (IFAB).

Während des Spiels sind der Mannschaft grundsätzlich nur drei Einwechselungen ge-
stattet.

Zehn von ihnen sind Feldspieler und der andere ist der Torwart.

Ein Tor wird gewertet, wenn eine Mannschaft den Ball zwischen die Torpfosten des geg-
nerischen Tors und hinter die Torlinie platziert.

Eine Verlängerung der Spielzeit gibt es in bestimmten k. o.-Wettbewerben, wenn das 
Spiel nach 90 Minuten unentschieden ausgeht, wobei ein Unentschieden in normalen 
Liga-Spielen ein übliches Ergebnis ist.

Diese werden generell durch eine Halbzeitpause von 15 Minuten unterbrochen.

Eine Standard-Fußballmannschaft besteht aus elf Spielern.

Nur der Torwart darf während des Spiels den Ball mit der Hand berühren.

The	Laws	of	Football
In comparison to other sports, the rules of 
football are relatively simple. In fact, there 
are only 17 laws in the official rules of the 
game. The laws of the game are the respon-
sibility of the International Football Associ-
ation Board (IFAB). [...]
A standard football team consists of 11 
players. 10 of these being ‘outfielders’ 
and the other being a ‘goalkeeper’. Only 
the goalkeeper may touch the ball with his 
hands while it is in play. Teams are also ge-
nerally permitted to make 3 substitutions 
during a match.
Matches are won by the team that scores 
the most goals throughout the game. A 

‘goal’ is scored when a team deposits the 
ball between the opposition’s goalposts 
and beyond the goalline.
Standard adult football matches consist of 
two halves of 45 minutes play. These are 
generally split by a half-time break of about 
15 minutes. A further period of extra-time 
may also be played in certain knock-out 
cup competitions if teams are tied after 
the 90 minutes, although in normal league 
matches a draw is a viable result. [...]

Aus: http://www.teachpe.com/soc-
cer_football/ rules_of_football .php 
(19.10.2012)
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Ball out of play –  er auf dem Boden 
oder in der Luft 
eine der Tor- oder 
Seitenlinien in 
vollem Umfang 
überschreitet,

The ball is out of 
play when:

Ball im Spiel

–  it has crossed the 
goal line or touch 
line whether on 
the ground or in 
the air

–  vom Schiedsrich-
ter oder einem 
Schiedsrichter-
assistenten, der 
sich auf dem 
Feld befindet, 
abprallt.

–  play has been 
stopped by the 
referee

–  die Partie vom 
Schiedsrichter 
unterbrochen 
wurde

Ball in play Der Ball ist aus dem 
Spiel, wenn

The ball is in play 
at all other times, 
including when:

–  er vom Pfosten, 
von der Querlatte 
oder einen Eck-
fahnenstange 
ins Spielfeld 
zurückspringt,

–  it rebounds off a 
goalpost, cross-
bar or corner 
flagpost and 
remains in the 
field of play

Ball aus dem Spiel

–  it rebounds off 
either the referee 
or an assistant 
when they are on 
the field of play

Der Ball ist zu 
jedem anderen 
Zeitpunkt im Spiel, 
auch wenn

Variante	2
In dieser Aufgabenvariante festigst du dei-
nen englischen Wortschatz und wendest 
Kenntnisse über den Satzbau in der engli-
schen und deutschen Sprache an.
J  Verbinde die englischen mit den pas-

senden deutschen Formulierungen 
mit einer Linie. 

J  Erstelle eine persönliche Liste von 
ca. zehn Wörtern bzw. Redewendun-
gen, die für dich wichtig sind, um auf 
Englisch über das Thema Fußball zu 
sprechen.

JJ  Suche dir einen Arbeitspartner und 
präsentiere ihm/ihr deine Wortliste. 
Begründe deine Auswahl.

JJ  Fragt gegenseitig die Wörter bzw. Re-
dewendungen ab und ergänzt gege-
benenfalls eure persönlichen Listen.

Variante	3
Diese Variante ist eine Übung zum Spra-
chenvergleich. Du untersuchst sprachliche 
Formulierungen dahingehend, ob sie in der 
deutschen und englischen Sprache ähnlich 
oder verschieden sind.

Die folgenden Sätze sind der deutschen 
bzw. der englischen Fassung des Regel-
werks der FIFA entnommen. 
J  Prüfe, ob die Sätze dasselbe ausdrü-

cken. Begründe deine Entscheidung, 
falls du einen Unterschied in der Be-
deutung festgestellt hast.

JJ  Suche dir einen Arbeitspartner und 
tausche dich mit ihm/ihr über deine 
Ergebnisse aus.

JJ  Präsentiert euer Arbeitsergebnis in 
geeigneter Form im Klassenraum.

J  Schätze abschließend deine Arbeit an 
dieser Station ein, indem du den ent-
sprechenden Selbsteinschätzungs-
bogen ausfüllst. Ziehe Schlussfolge-
rungen für deine weitere Lernarbeit.
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Deutsche	Fassung3 Englische	Fassung4 Gleiche	Bedeutung Unterschied	in	der	
Bedeutung,	weil	...

Der Eckstoß ist eine 
Spielfortsetzung.

A corner kick is a method 
of restarting play.

Die Eckfahne darf nicht 
verschoben werden

The corner flagpost must 
not be moved.

Die Gegenspieler sind 
mindestens 9,15m vom 
Viertelkreis entfernt, bis 
der Ball im Spiel ist.

Opponents must remain 
at least 9.15m (10 yds) 
from the corner arc until 
the ball is in play

Der Ball ist im Spiel, 
wenn er mit dem Fuß 
berührt wurde und sich 
bewegt.

The ball is in play when  
it is kicked and moves.

Der ausführende Spieler 
darf den Ball erst wieder 
spielen, nachdem dieser 
von einem anderen  
Spieler berührt wurde.

The kicker must not 
touch the ball again until 
it has touched another 
player.

3 Spielregeln 2012/2013, FIFA® For the Game. For the World. Zürich. S. 52
4 Laws of the Game 2012/2013, FIFA® For the Game. For the World. Zurich. S. 52
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Variante	1
Ich hatte mich für diese Variante entschie-
den, weil ...

Name:

Ich	kann … JJ J  

den Gedankengang 
eines deutschen Textes 
erkennen.

einen deutschen Text  
mit einem englischen 
Text vergleichen.

aus einem englischen 
Text Wörter und Rede-
wendungen zum Thema 
Fußball ermitteln.

eine persönliche  
Wortliste erstellen.

mit einem Partner  
zusammen am  
Wortschatz arbeiten.

In Zukunft muss ich deshalb noch intensi-
ver ...

Variante	2
Ich hatte mich für diese Variante entschie-
den, weil ...

Name:

Ich	kann … JJ J  

englische und deutsche 
Sätze miteinander  
vergleichen.

Unterschiede im deut-
schen und englischen 
Satzbau erkennen.

eine persönliche  
Wortliste erstellen.

meine persönliche  
Wortliste einem Partner 
vorstellen und  
begründen.

mit einem Partner  
zusammen am  
Wortschatz arbeiten.

In Zukunft möchte ich deshalb noch inten-
siver ...
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Variante 3
Ich hatte mich für diese Variante entschie-
den, weil ...

Name:

Ich	kann ... JJ J  

Gemeinsamkeiten in 
der deutschen und 
englischen Sprache 
feststellen.

auch kleine(re)  
Unterschiede in der  
Bedeutung von  
deutschen und  
englischen Sätzen 
erkennen.

Bedeutungsunterschied 
erklären.

mit einem Partner meine 
Arbeitsergebnisse fair 
diskutieren.

ein gemeinsames  
Arbeitsergebnis in  
geeigneter Form im  
Klassenraum  
präsentieren.

In Zukunft möchte ich deshalb noch inten-
siver ...

Beide Lernstationen stehen beispielhaft 
für das gesamte Lernarrangement, das 
durch seine didaktisch-methodische Viel-
falt der zunehmenden Heterogenität im 
Unterrichtsalltag gerecht wird. Die Aufga-
ben sind so konzipiert, dass sie die unter-
schiedlichsten Bedürfnisse der Lernenden 
berücksichtigen. Sie ermöglichen ein diffe-
renzierendes Vorgehen, in dem die indivi-
duelle Kompetenzentwicklung des einzel-
nen Schülers in den Fokus gerückt wird.
Die differenzierten Aufgabenangebote stre-
ben an, dass die Schüler die eigene Kom-
petenzentwicklung zunehmend bewusster 
reflektieren. Die Aufgabenstellungen re-
gen die Lernenden dazu an, ihre eigenen 
Lernprozesse gezielt zu beobachten und 
einzuschätzen und dabei persönliche Stär-
ken und Schwächen zu erkennen. Darauf 
aufbauend werden die Schüler in wach-
sendem Maße befähigt, ihre Lernwege und 
Lernziele selbstständig zu bestimmen. Sie 
wählen aus einem differenzierten Angebot 
eigenverantwortlich Arbeitsaufträge und 
Lerngegenstände aus und beachten dabei 
verstärkt ihre individuellen Lernvorausset-
zungen, z. B. Vorwissen, Lerntempo, Team-
fähigkeit etc.
Abschließend ist anzumerken, dass das 
Thema „Fußball“ außerordentlich geeignet 
ist, auch soziale und genderspezifische As-
pekte in diese inklusive Lernumgebung zu 
integrieren.



 143

 Wer zu lesen versteht, 
besitzt den Schlüssel zu großen Taten,  
zu ungeträumten Möglichkeiten,  
zu einem berauschend schönen, 

 sinnerfüllten und glücklichen Leben.

 (Aldous Huxley)

Dieses Zitat lesen und verstehen zu können 
ist für Sie, liebe Leserin und lieber Leser, 
selbstverständlich. Jeder von Ihnen macht 
von diesem Schlüssel tagtäglich mehr oder 
weniger bewusst Gebrauch. Es ist für Sie 
eine Selbstverständlichkeit, lesekompe-
tent alltägliche Situationen zu bewältigen 
und am gesellschaftlichen Leben teilzuha-
ben. 
Haben Sie sich trotzdem schon einmal 
gefragt, wie Ihr Leben aussähe, wenn Sie 
nicht im Besitz dieses Schlüssels wären? ...
Ihnen bliebe der Weg zu einem sinnerfüll-
ten und glücklichen Leben verwehrt, viele 
Träume blieben unerfüllt und schon die 
kleinsten Herausforderungen des Alltags 
stellten Sie vor ungeahnte Probleme. 
Vierzehn Prozent der erwerbsfähigen Be-
völkerung Deutschlands (18–64 Jahre), 
d. h. 7,5 Millionen Menschen1 wissen nur 
zu gut, wie es sich anfühlt, wenn bereits 
einfachste Beschäftigungen, wie z. B. das 

Lesen von Formularen, Werbeprospekten 
oder Gebrauchsanweisungen, nur mit gro-
ßen Anstrengungen gelingen oder gänzlich 
misslingen. Funktionaler Analphabetismus 
verschließt diesen Menschen das Tor zu 
großen Taten und ungeträumten Möglich-
keiten, verurteilt ihre Lebensentwürfe zum 
Scheitern. 
Nur wer in der Lage ist, [...] geschriebene 
Texte zu verstehen, zu nutzen und über 
sie zu reflektieren, um eigene Ziele zu er-
reichen, das eigene Wissen und Potential 
weiterzuentwickeln [...]2, wird den hoch-
komplexen und stetig steigenden Anforde-
rungen an das Lesen gerecht.
Lesekompetenz als Schlüsselkompetenz 
und Basis für lebenslanges Lernen und Par-
tizipation muss in allen Lebensabschnitten 
konsequent entwickelt und beständig ge-
stärkt werden. Ziel ist ein stabiles und dau-
erhaftes Selbstkonzept als Leser.
Gelingende Förderung von Lesekompetenz 
darf nicht allein auf den schulischen Be-
reich reduziert bleiben. Maßnahmen im au-
ßerschulischen Bereich müssen schulische 
Anstrengungen sinnvoll unterstützen bzw. 
ergänzen. Die schulische respektive unter-
richtliche Dimension soll im Folgenden nä-
her betrachtet werden.

Lesekompetenz als Voraussetzung für Partizipation

Manuela Metscher

1 Grolüschen, Anke; Riekmann, Wibke: leo. – Level-one Studie. Presseheft. Universität Hamburg 2011, S. 2.
2 OECD (Hrsg.): Lernen für das Leben. Erste Ergebnisse der internationalen Schulleistungsstudie PISA 2000, 2001, S. 23.



144

Gerade in Bezug auf Lesekompetenz brin-
gen Schüler jeder Alterssttufe sehr indivi-
duelle Voraussetzungen mit in den tägli-
chen Unterricht. Deutliche Unterschiede 
zeigen sich z. B. hinsichtlich der Leseflüs-
sigkeit, des Leseverständnisses bzw. der 
Verfügbarkeit von Lesetechniken und -stra-
tegien. Auch motivationale und emotionale 
Elemente sind differenziert ausgeprägt. 
Heterogenität ist pädagogischer Alltag ge-
worden, d. h. schulische Maßnahmen zur 
Leseförderung müssen diesem Umstand 
nicht nur gerecht werden, sondern ihn als 
Chance begreifen. Im Sinne des Inklusi-
onsgedankens müssen sowohl die schwa-
chen als auch die starken Leser mit ihren 
ganz individuellen Voraussetzungen in den 
Blick genommen werden. Inklusive und  
differenzierte Förderung von Lesekompe-
tenz setzt eine kontinuierliche Analyse und 
Diagnose des Standes der Kompetenzent-
wicklung voraus, auf dessen Grundlage in-
dividuelle kompetenzorientierte Lern- bzw. 
Lesearrangements entwickelt werden, die 
dem einzelnen Schüler systematisches 
selbstgesteuertes Lernen ermöglichen. 
Eine solide und verbindliche Basis für die 
unterrichtliche Förderung von Lesekom-
petenz wurde durch die kompetenz- und 
standardorientierte Weiterentwicklung 
der Thüringer Lehrpläne3 geschaffen. Die 
neue Lehrplangeneration zielt konzepti-
onell auf den Erwerb und die Entwicklung 
von Lernkompetenzen ab. Lese- und Me-
dienkompetenz werden als grundlegende 
Voraussetzungen für individuelle Lerner-
folge beschrieben und ihre Schlüsselfunk-
tion für kompetenzorientierte Lehr- und 
Lernprozesse wird akzentuiert. Diese 

Kompetenzen sind verbindlich in jedem  
Fachunterricht oder fächerübergreifend in 
der Klasse, der Klassenstufe oder klassen-
stufenübergreifend an konkreten Inhalten 
zu entwickeln. Im Rahmen schulinterner 
Lehr- und Lernplanungsprozesse ist zu ver-
einbaren, welchen Beitrag jedes Fach zur 
Entwicklung der Lesekompetenz leistet, um 
den Schüler in die Lage zu versetzen,
 auch über einen längeren Zeitraum kon-

zentriert zu lesen,
 unterschiedliche Textsorten in ihren In-

tentionen und Aussagen zu verstehen 
und zu bewerten,

 Texten wesentliche Aussagen und De-
tailinformationen zu entnehmen, diese 
zu deuten und zu verarbeiten,

 verschiedene Lesestrategien und Lese-
techniken gezielt anzuwenden und

 über eigene Lesestrategien zu reflektie-
ren4.

Die systematische Stärkung von Lesekom-
petenz ist eng gebunden an die Entwicklung 
von Methodenkompetenz. Um effizient zu 
lernen und Aufgaben gezielt bewältigen zu 
können, muss der Schüler in der Lage sein, 
 Aufgabenstellungen sachgerecht zu 

analysieren und Lösungsstrategien zu 
entwickeln,

 Informationen unter Nutzung moderner 
Medien zu beschaffen, gezielt auszu-
wählen, zu speichern, zu veranschau-
lichen, (aus-)zuwerten und auszutau-
schen,

 Informationen aus Bildern, Texten, Gra-
phiken und Handlungen zu entnehmen, 
zu be- bzw. verarbeiten, zielangemes-
sen zu lesen und zu verschriftlichen.5

3 https://www.schulportal-thueringen.de/web/guest/lehrplaene
4 vgl. Leitgedanken zu den Thüringer Lehrplänen für den Erwerb der allgemein bildenden Schulabschlüsse, 2011. Kapitel 4.
 https://www.schulportal-thueringen.de/web/guest/media/detail?tspi=1382
5 ebenda
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Die systematische und kumulative Entwicklung von Lese-
kompetenz stellt eine wesentliche Grundlage für die Arbeit 
in allen Unterrichtsfächern dar und darf nicht allein in der 
Verantwortung des Deutschunterrichts verortet bleiben. 
Dem Lesen muss in allen Fächern Zeit und Raum gegeben 
werden. Fachliches Lernen profitiert in jedem Fall von einer 
starken Lesekompetenz.
Die nachfolgende Übersicht illustriert das breite Spektrum 
an Möglichkeiten für einen kompetenzorientierten Umgang 
mit Texten und Medien aller Art in allen Unterrichtsfächern. 
Ein europäisches Projekt zur Leseförderung ADORE6 unter-
suchte Best-Practice-Modelle zur Förderung leseschwacher 
Jugendlicher. Als Ergebnis der Untersuchungen wurden 
Schlüsselelemente für eine gelingende Leseförderung auf 
unterrichtlicher Ebene abgeleitet. 
„Die von uns ermittelten Elemente guter Praxis zielen auf 
eine Unterstützung des Leser-Selbstkonzeptes der Schüle-
rInnen. Die Mitglieder des ADORE-Projekts haben auf der 
Basis ihrer Befunde über fruchtbare Lernkulturen im Klas-
senzimmer den ADORE Reading Instruction Cycle als Mo-
dell eines guten Unterrichts für ASR7 entwickelt:

Abb. 1: 
ADORE Reading Instruction Cycle

6 Garbe, Christine; Holle, Karl; Swantje Weinhold (Eds.) (2010): Teaching Struggling Ado-
lescent Readers in European Countries. Key Elements of Good Practice. Frankfurt/M.: 
Peter Lang 

7 Adolescent Struggling Readers: Jugendliche, die den Anforderungen an eine ausdiffe-
renzierte Lesefähigkeit nicht gewachsen sind

eine anregende Leseumgebung gestalten
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Lernbedürfnisse
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(formative) 
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einsetzen

(Meta-)
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Ursprünglich zur Förderung leseschwa-
cher Jugendlicher konzipiert, impliziert die 
Mehrheit der abgeleiteten Elemente jedoch 
gleichermaßen geeignete Maßnahmen für 
eine inklusive und nachhaltige Unterrichts-
gestaltung, die die Leseförderung aller 
Schüler in den Mittelpunkt rückt. 
In Thüringen haben wir diesbezüglich den 
richtigen Weg eingeschlagen:
Erstmals wird die Förderung von Lesekom-
petenz in allen Lehrplänen genauso ver-
bindlich festgelegt wie das Recht jedes Ler-
nenden auf individuelle Förderung. Schüler 
mit besonderen Begabungen, Lernschwie-
rigkeiten, mit Migrationshintergrund, son-
derpädagogischem Förderbedarf bzw. mit 
sozial begründeten geringeren Bildungs-
chancen müssen pädagogisch gefordert 
und gefördert werden. Individuelle (Lese-)
Förderung ist als immanenter Prozess zu 
betrachten und die pädagogische Verant-
wortung für didaktische, diagnostische 
und organisatorische Formen der Differen-
zierung liegt bei den jeweiligen Lehrern. 
Lesekompetenz wird als fächerübergrei-
fende Schlüsselkompetenz zukünftig nicht 
mehr nur Aufgabe des Deutschunterrichts 
sein. Lehr- und Lernprozesse sind in allen 
Fächern so zu gestalten, dass jeder Schüler 
individuell, gemäß seinen Lernvorausset-
zungen und -bedürfnissen lesekompetent 
gemacht wird. Das kann und soll nicht be-
deuten, dass am Ende eines Bildungsab-
schnittes alle Lernenden ein und dasselbe 
Lesekompetenzniveau erreicht haben. Das 
muss aber bedeuten, dass jeder Schüler 
am Ende seiner schulischen Laufbahn den 
anfangs beschriebenen Schlüssel zu gro-
ßen Taten, zu ungeträumten Möglichkeiten, 
zu einem berauschend schönen, sinnerfüll-
ten und glücklichen Leben in den Händen 

hält und sein ganzes Leben lang kompetent 
davon Gebrauch machen kann.

FAZIT:
Nur als kompetente Leser sind unsere Schü-
ler gut vorbereitet auf zukünftige Heraus-
forderungen in Schule, Beruf, Familie und 
Gesellschaft und so gilt auch im zwölften 
Jahr nach PISA unsere besondere Aufmerk-
samkeit der systematischen und kontinu-
ierlichen Entwicklung von Lesekompetenz, 
denn sie ist Voraussetzung und Bestandteil 
von Inklusion gleichermaßen.
Leseförderung wird verstärkt zum Gegen-
stand gemeinsamer Anstrengungen an 
den Schulen gemacht und als „schulischer 
Auftrag“ verstanden. Der Unterricht in al-
len Fächern bemüht sich um eine gezielte 
Förderung von Lesekompetenz, die den in-
dividuellen Lern- und Entwicklungsvoraus-
setzungen unserer Schüler Rechnung trägt.
Die Thillm-Materialien 175 „Lesen wollen, 
Lesen lernen, Lesen können“8 verdeutli-
chen die beschriebenen Zusammenhänge, 
indem sie fachwissenschaftliche Hinter-
gründe aufzeigen und neben einem Ein-
blick in die Thüringer Schul- und Unterricht-
spraxis auch einen Ausblick in europäische 
Dimensionen ermöglichen. Es werden 
richtungweisende Impulse gegeben, die 
effektiv und möglichst langfristig auf das 
Leseverhalten und die Leseleistungen der 
Schüler wirken, d. h. ihr Selbstkonzept als 
Leser stärken.
Eine Handreichung für ein Set von Lesestra-
tegien – den LeseNavigator – sowie dazu-
gehörige Diagnoseinstrumente ergänzen 
das praxisorientierte Angebot an Materi-
alien und Ideen für eine individuelle und 
nachhaltige Leseförderung. 

8 Metscher, Manuela (Hrsg.): „Lesen wollen, Lesen lernen, Lesen können“ Thillm-Materialien 175, Bad Berka 2012 
 (ISBN 978-3-00-037635)
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 Die zahlreichen Fehler der Schüler, 
denen wir im Unterricht täglich und 
stündlich begegnen, bilden ein recht 
ernstes Hindernis [...]. 

 Der Aufgabe ihrer Bekämpfung kann 
sich kein Lehrer entziehen. Aber diese 
Bekämpfung hat sich bisher in wenig 
erfreulichen Bahnen bewegt [...]. 

 (Weimer 1924) 

Einleitung1

In der Praxis des universitären Deutsch-
als-Fremdsprache-Unterrichts habe ich 
festgestellt, dass Lerner/innen im fremd-
sprachlichen Schrifterwerb eine große An-
zahl von Orthografiefehlern produzieren, 
die in keine der gängigen Fehlerkategorien 
zu passen scheinen. In der Vergangenheit 
wurden viele dieser Fehler teils fälschli-
cherweise als Transfer- bzw. Interferenzfeh-
ler aus der Muttersprache oder einer früher 
erworbenen Fremdsprache klassifiziert.2 
Gleichgeartete Fehler treten jedoch auch 
im kindlichen Schrifterwerb der L1 auf, wo 
sie eindeutig nicht auf die Kenntnis bei-
spielsweise des Englischen zurückzufüh-

ren sein können. Ab einer entsprechenden 
Auftretenshäufigkeit dieser Fehlertypen 
spricht man im Erstspracherwerb auch vom 
Erscheinungsbild der Legasthenie oder 
der Lese-Rechtschreibschwäche (LRS). An-
dererseits handelt es sich bei den Studie-
renden um erwachsene Lerner/innen, die 
in ihrer Muttersprache (und zum Teil auch 
in anderen Sprachen) bereits erfolgreich 
eine Alphabetisierung durchlaufen ha-
ben, sodass ihnen für die L1 alle Schreib-
strategien vom linear-phonologischen bis 
zum global-lexikalischen, automatisierten 
Schreiben zur Verfügung stehen. Eine wei-
tere Problematik besteht in der Tatsache, 
dass zweisprachig aufwachsenden und 
alphabetisierten Kindern überproportional 
häufig eine Lese-Rechtschreibschwäche at-
testiert wird und jeder Lehrer, der an einer 
zweisprachigen Schule unterrichtet, wird 
bestätigen können, dass ‚typische‘ Fehler 
auftreten, die an einsprachigen Schulen 
in dieser Systemhaftigkeit und Häufigkeit 
nicht anzutreffen sind. Zur Veranschauli-
chung der Problematik sei hier ein Original-
text angeführt.3

Besonderheiten des mehrsprachigen Schrifterwerbs

Peggy Katelhön

1 Die hier in Kurzfassung vorgestellten Ergebnisse gehen auf eine langjährige Forschungstätigkeit in Zusammenarbeit mit Frau 
Dr. B. Hans-Bianchi von der Universität L’Aquila zurück. Für eine Vertiefung siehe Hans-Bianchi (2005), Hans-Bianchi (2007), Katelhön 
(2007), Hans-Bianchi/Katelhön (2009, 2010).

2 Vgl. die Fehleranalyse bei Radisoglou (1986, S. 117–121). 
3 Es handelt sich um ein Diktat eines bekannten, lexikalisch vorentlasteten Textes. Der Lernende ist 20 Jahre alt, männlich, italienischer 

Muttersprachler und besitzt Kenntnisse der L2 Englisch und passive Dialektkenntnisse des Bergamaskischen, Student der Germanis-
tik und Anglistik. Dieses Material wurde zu Beginn des zweiten Semesters erhoben, auf einem Sprachniveau des Deutschen von A2+. 
Der diktierte Originaltext findet sich im Anhang.
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In diesem Beitrag möchte ich anhand 
schriftlicher Texte italienischer Mutter-
sprachler/innen, die die deutsche (Schrift-)
Sprache in einem institutionellen Kontext 
erwerben (Mittelschule, Universität) und 
Kindern der Schweizer Schule in Rom (zwei-
sprachig alphabetisiert, weitere beteiligte 
Sprachen), zunächst diese Problematik 
nachweisen, Gründe für diese Fehlerkate-
gorien erläutern und mögliche didaktisch-
methodische Maßnahmen vorstellen. Tra-
ditionelle Übungsformen vermögen den 
Lerner/-innen bei der Überwindung dieser 
Schrifthürde selten helfen, da sie ein Min-
destmaß an phonetischer Sensibilität vor-
aussetzen, die nur in muttersprachlichen 
Erwerbskontexten spontan entwickelt wer-
den kann. Daher werde ich vorschlagen, 
wie in der Therapie der Legasthenie, vor al-
lem an der Entwicklung kognitiver Lernstra-
tegien zu arbeiten. Zum anderen werden 
didaktische Maßnahmen zur Unterstützung 
des mehrsprachigen Schrifterwerbs vorge-
stellt.

Auf unseren Pianeten gibt es heute | 
grund 2000 artungen Sprachen. |  
Die Zeil nimmt ständing up, vor |  
5000 Jahre waren es warscheinlich 
mehr | als 10000 Sprachen. | In  
Indien gibt es 18 uffizielle und über 
100 | veniger vichtiger Sprache. 
Africa spricht 700 Sprachen, und in  
den | Tellern in den Caucaso wirden 
mehr als 80 verschieden Sprachen 
gesprochen. |

Abb. 1: „Sprachen der Welt“

1.	 Der	Schrifterwerb

Erst in jüngster Zeit wurde der eigenständi-
ge Systemcharakter der schriftlichen Spra-
che aufgedeckt und somit einer linguistisch 
fundierten Schreiberwerbsforschung und 
-praxis der Weg geebnet. Neueren Theorien 
zum Schrifterwerb zufolge setzt die schrift-
liche Sprache zwar an der lautlichen Ebe-
ne an (Graphem-Phonem-Korrespondenz). 
Die Buchstaben und deren Anordnung 
werden jedoch nicht nur zur Wiedergabe 
von Lauten und Lautverbindungen einge-
setzt, sondern auch zur Repräsentation 
prosodischer, morphologischer, syntakti-
scher wie auch transphrastischer Informa-
tionen. Grundlage für den Lernprozess bil-
den sprachliche Systembildungen, die die 
Lerner/-innen bereits mitbringen. Wo der 
Anfang des Schrifterwerbs eine Verknüp-
fung von schriftlichen und lautlichen Ein-
heiten vorsieht, erfordert der Schriftspra-
cherwerb in seinem weiteren Verlauf eine 
Lösung von der segmentalen Struktur der 
Schrift zum Aufbau suprasegmentaler gra-
phemischer Einheiten. Mit der orthografi-
schen Schreibung wird demnach der Zugriff 
auf diejenigen Ebenen des Sprachsystems 
optimiert, die in sprachlichen Rezeptions-
vorgängen aktiviert werden. Demzufolge 
kann der Schrifterwerb nicht nur als eine 
einfache Anwendung bereits erworbener 
Fähigkeiten (mündlich) auf ein neues Me-
dium (schriftlich) verstanden werden. Die 
Schreibtätigkeit muss als eine komplexe 
kognitive und kommunikative Handlung 
verstanden werden. Rechtschreiben ist 
ein kognitiv gesteuerter Prozess, der vom 
Wissen der Schreibenden mehr oder min-
der bewusst beeinflusst wird. Die optima-
le Anbahnung orthografischer Kompetenz 
vermittelt daher nicht nur mehr zwischen 
Buchstaben und Lauten, sondern zwischen 
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orthografisch relevanten Struktureigen-
schaften und den kognitiven Ressourcen 
und Hypothesen der Lernenden. Studien 
zum Schrifterwerb einer Fremdsprache 
sind sehr selten und liegen für das Spra-
chenpaar Deutsch–Italienisch bislang 
nicht vor.4 Stellt Rechtschreiberwerb in der 
Erstsprache einen Prozess dar, der auf der 
Grundlage eines inneren Regelsystems zum 
Aufbau kognitiver Strukturen, Prozeduren 
und Verhaltensweisen führen soll, ist beim 
Erwerb der orthografischen Kompetenzen 
in einer Zweit- oder Fremdsprache noch zu 
klären, welche vorhandenen Wissensbe-
stände genutzt werden können und welche 
Regeln der beteiligten Sprachen dagegen 
unerlässlich für den Aufbau dieser Kompe-
tenz sind.

2.	 Deutsche	und	italienische		
Phonologie,	Graphematik	und		
Orthografie	kontrastiv	

Deutsch und Italienisch werden nach typolo-
gischen Parametern oft in unterschiedliche 
Sprachtypen eingeteilt. Phonologisch ge-
hört Deutsch zu den akzentzählenden Spra-
chen, Italienisch zu den silbenzählenden. 
Das führt zu einem unterschiedlichen Rhyth-
mus, im Deutschen überwiegen Trochäus-
formen, im Italienischen kann man sowohl 
den Trochäus als auch den Jambus antref-
fen. Der unterschiedliche Rhythmus führt zu 
den bekannten Reduktionserscheinungen 
im Deutschen. Die deutsche Sprache ge-
hört zu den KVK-Sprachen, die Italienische 
zu den KV-Sprachen. Dass bereits diese un-
terschiedlichen phonologischen Parameter 
auch zu einer unterschiedlich ausgeprägten 
und akzentuierten Phonembewusstheit füh-
ren, scheint auf der Hand zu liegen. Unge-

wohnte Lautverbindungen wie die Konso-
nantenhäufungen an den Silbenrändern im 
Deutschen führen auch auf der Ebene der 
grafischen Abbildung zu ungewohnten Wort-
bildern. Deutschlerner/-innen italienischer 
Muttersprache tendieren im Mündlichen wie 
im Schriftlichen dazu, Sprossvokale einzu-
fügen, um die ungewohnte Silbenstruktur 
aufzulösen. Im Standarditalienischen feh-
len die gerundeten Vorderzungenvokale und 
der Zen-tralvokal (Schwa-Laut), es gibt keine 
Opposition zwischen gespannten und unge-
spannten Vokalen (vgl. u. a. Auer 2000, Pon-
ti/Romano 2006, Katelhön im Druck). Ortho-
grafisch weist die deutsche Sprache eine 
tiefe Orthografie auf, die italienische Spra-
che ist typologisch als phonologisch flach 
zu klassifizieren (Eisenberg 1995). Die be-
kannte Überformtheit der deutschen Ortho-
grafie hinsichtlich des Morphemkonstanz-
prinzips (Ruge 2005) erfordert ein anderes 
Regelwissen, als das einer Sprache, deren 
Orthografie relativ lautgetreu ist. Die itali-
enische Sprache unterscheidet zwischen 
nativen und nicht-nativen Graphemen (u. a. 
<j>, <k>, <w>, <x>, <y>). Ähnliche Grapheme oder 
Graphemkombinationen weisen in den bei-
den Sprachen unterschiedliche Funktionen 
auf (Konsonantenverdopplung für festen Sil-
benanschluss im Deutschen oder geminata 
im Italienischen; <h> als Dehnungszeichen 
oder Signal für lockeren Silbenanschluss im 
Deutschen, im Italienischen dagegen ety-
mologischer Rest wie in hanno vs. anno oder 
diakritisches Zeichen (oh! vs o). Eine weitere 
relevante Unterscheidung ist die Funktion 
der Großschreibung und ihre Position. Wie 
bekannt ist, werden in der deutschen Spra-
che Substantive groß geschrieben, im Itali-
enischen nicht. Allerdings können im Ital. 
Majuskeln mitten im Wort auftreten (enkli-

4 Mit Ausnahme der bereits angeführten Arbeiten von Hans-Bianchi und Katelhön, vgl. Fußnote 1. 
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tische Pronomina der Höflichkeitsform); die 
Minuskel kann nach einem Frage- oder Aus-
rufezeichen zur Fortführung des Satzes ge-
setzt werden (Ma guarda un po‘? chi l’avrebbe 
mai creduto?; vgl. Lichem 1988, S. 30). Auch 
die handschriftlichen Notationsweisen dif-
ferieren in verschiedenen Ländern und Kul-
turen, es kommt zur Existenz kulturkreisbe-
dingter Allografen (ebenda).5 Die Methoden 
des muttersprachlichen Orthografieerwerbs 
differieren ebenfalls. An den italienischen 
Grundschulen hat sich die ganzheitliche, 
synthetische Methode durchgesetzt, für das 
Deutsche überwiegt eher eine Mischung aus 
synthetisch-analytischem Prinzip. Das führt 
mitunter bis ins Erwachsenenalter zu Prob-
lemen.

3.	 Die	Orthografie	in	der		
Tertiärsprachendidaktik	

3.1. Voraussetzungen und Aspekte der 
Mehrsprachigkeitsdidaktik

Es ist eine anerkannte Tatsache, dass 
Deutsch normalerweise nicht mehr als erste 
Fremdsprache (L2), sondern als zweite oder 
weitere Fremdsprache (L3) gelernt wird. 
Sehr häufig ist die Konstellation Deutsch 
nach Englisch. Wenn mehrere Sprachen 
gleichzeitig oder nacheinander erworben 
werden, fängt der Lerner natürlich nicht je-
des Mal bei null an. Das Englische dient ge-
wissermaßen als ‚Türöffner‘ und bedeutet 
für Deutsch als L3, dass eine Erweiterung 
des Sprachwissens und des Sprachbe-
wusstseins (deklaratives sprachliches Wis-
sen) erfolgt. Bereits in der Literatur zur Ter-
tiärsprachendidaktik beschriebene Vorteile 
dieses multilingualen Fremdsprachenler-
nens sind u. a. – vor allem für erwachsene 

Lerner – die erweiterte Sprachbewusstheit 
und die metasprachliche Bewusstheit, die 
in einem engen Zusammenhang mit der 
gesteigerten Fähigkeit, die handlungsauf-
fordernden Gegebenheiten (affordances) 
einer Fremdsprache zu erkennen, stehen 
(Wildenauer-Józsa 2005, Kretzenbacher 
2009). Diese Sprachbewusstheit kann zu 
einem stärkeren Transfer zwischen den zu 
erwerbenden Sprachen führen, die von den 
Lernenden als psychotypologisch ähnlich 
empfunden werden. Diese Transfererschei-
nungen können sich sowohl positiv als auch 
negativ auf den Erwerb der L3 auswirken. 
An bereits vorhandenes sprachliches Wis-
sen kann angeknüpft werden, vorhandene 
sprachliche Fertigkeiten genutzt werden. 
Die Entfaltung des Sprachlernbewusstseins 
in seinen einzelnen Komponenten wie das 
prozedurale Wissen und die Sprachlernauf-
merksamkeit kann für den Prozess des L3-
Erwerbs ebenfalls positiv genutzt werden. 
Hierbei geht es um die bereits gemachten 
Erfahrungen beim Erlernen früherer Fremd-
sprachen; Lehrmethoden aber auch bereits 
entwickelte Lernstrategien werden analy-
siert und bestätigt (Neuner et al. 2009, S. 
24). Nicht in jeder der neu zu erlernenden 
Sprache muss eine muttersprachliche Kom-
petenz erreicht werden. Zudem können das 
Kompetenzniveau und das Fertigkeitsprofil 
in den zu erlernenden Sprachen stark diffe-
rieren (ebenda).

3.2. Faktoren im L3-Erwerb
Nach dem Faktorenmodell von Hufeisen 
(vgl. Hufeisen 1998, 2001; Neuner et al. 
2009) können die Transfererscheinungen 
im multilingualen Spracherwerb (L1-L2-
L3-Lx) durch folgende Faktoren beeinflusst 

5 Das führt im Anfangsunterricht Deutsch als Fremdsprache v. a. bei älteren Lerner/innen zu starken Irritationen. Figge/De Matteis 
(1982, S.23) ist die einzige kontrastive Darstellung Dt./Ital., die die unterschiedlichen Schulausgangsschriften im L2-Erwerb als Lern-
problem anführt. 
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werden: a) Neuropsychologische Faktoren: 
Hier spielen die allgemeinen Voraussetzun-
gen für einen Spracherwerb, das Alter usw. 
eine Rolle; b) Lernerexterne Faktoren: be-
treffen die Lernumwelten, die Art und den 
Umfang des sprachlichen Inputs und weite-
re Faktoren. Diese beiden Faktoren wirken 
bereits im Erstsprachenerwerb. Beim Er-
werb der zweiten und dritten Fremdsprache 
kommen folgende Aspekte hinzu: c) Emo-
tionale Faktoren: wie Motivation, (Lern-) 
Angst, Einschätzung der eigenen Sprach-
literalität, die empfundene Nähe bzw. Dis-
tanz zwischen den Sprachen, das Prestige 
der zu erlernenden Sprache und Kultur, 
individuelle Lebens- und Lernerfahrungen 
usw.; d) Kognitive Faktoren: betreffen das 
bereits erwähnte Sprachbewusstsein, das 
metalinguistische Bewusstsein, das Lern-
bewusstsein und den individuellen Lerntyp, 
bereits vorhandene Lernstrategien usw., e) 
Fremdsprachenspezifische Faktoren treten 
dann beim Erwerb einer dritten Sprache 
hinzu. Sie betreffen die Erfahrungen beim 
Erwerb früherer Fremdsprachen und die 
Fremdsprachenlernstrategien (beispiels-
weise die Erfahrungen mit Vergleichs- und 
Transfermöglichkeiten, das Lernerspra-
chensystem der früher erworbenen Fremd-
sprachen mit seinem inneren Regelsystem 
und die Lernersprache der jeweiligen Ziel-
fremdsprache); e) Linguistische Faktoren: 
betreffen die Struktur und den Aufbau der 
zu erlernenden (Fremd-) Sprachen.

4.	 Erwerbsphasenmodelle,	Legasthenie	
und	Lese-Rechtschreibschwäche	

Es ist seit längerem bekannt, dass der 
Schrifterwerb in der L1 verschiedene Ent-
wicklungsstufen durchläuft und schon 

vor dem institutionellen Schulunterricht 
beginnt. Es werden dabei verschiedene 
Entwicklungsphasen oder -stufen ange-
nommen, die die Kinder während des 
Schrift-erwerbs mit unterschiedlicher Ge-
schwindigkeit durchlaufen:6 
1) Präliteral-symbolische Phase: Kinder erken-

nen, dass Zwei- für Dreidimensionales 
stehen kann. Sie kritzeln und behaup-
ten, dass sie schreiben (Imitation des 
Schreibprozesses),

2) Logografische oder protoalphabetische Pha-
se: Beim Schreiben werden komplexe 
Wortbilder und Formen ikonografisch 
wiedergegeben; 

3) Alphabetische oder phonetische Phase: Wör-
ter werden überwiegend lautgetreu ge-
schrieben,

4) Orthografische Phase: Es werden Graphe-
me integriert, für die es keine lautliche 
Entsprechung gibt, d. h. für die deutsche 
Sprache, dass Dehnungen, Schärfun-
gen, Umlautungen orthografisch reali-
siert werden,

5) Wortübergreifende Strategie: Sie betrifft vor 
allem Phänomene der Groß- und Klein-
schreibung und der Zeichensetzung 
(syntaktische Funktionen).

Aus Platzgründen kann nicht auf die Kritik 
an diesen Stufenmodellen eingegangen 
werden. Auf diese aufbauend verfolgen 
qualitative Fehleranalysen und -diagnosti-
ken (u. a. Thomé/Thomé 2004a, May 2002, 
zu einer Diskussion auch Scheele 2006) 
den Anspruch, Fehler nicht nur quantitativ 
zu erfassen, sondern auch dergestalt die 
orthografischen Entwicklungsphasen des 
Kindes bestimmen zu können. Verbleibt 
ein Kind zu lange beispielsweise in der 
logografischen Phase, werden außerschu-

6 Es wurden für den Schrifterwerb verschiedene Stufen oder Phasenmodelle vorgelegt. vgl. u. a. Frith (1986) und Günther (1986). Über-
sichten zu den verschiedenen Modellen finden sich u. a. in Nerius (2000) und Bremerich-Vos (2004).
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lische Fördermaßnahmen wie ein geziel-
tes Legasthenietraining oder der Besuch 
gesonderter LRS-Förderklassen empfoh-
len.7 Grob definiert handelt es sich bei Le-
gasthenie und Lese-Rechtschreibschwä-
che um Störungen im Erwerbsverlauf der 
Schriftsprache eines Kindes bei ansonsten 
normalen intellektuellen Voraussetzungen 
(im Erwachsenenalter spräche man dann 
von funktionellem Analphabetismus). Es 
werden verschiedene Faktorenbündel als 
Gründe dieser Erscheinungsbilder ange-
führt, die in ihrer Symptomatik immer zu 
einer auditiven oder visuellen Wahrneh-
mungsschwäche führen, die als sekundäre 
Ursache wiederum die bekannten Störun-
gen im Schrifterwerb bedingt.8 Allerdings 
führen das „phonetische“ – auch das „gra-
fische Sieb“ einer anderen Muttersprache 
oder früher erworbener Fremdsprachen zu 
den gleichen Symptomen. Es ist zudem be-
kannt, dass der Spracherwerb bei bilingua-
len Kindern zeitversetzt stattfindet, da zwei 
komplexe Sprachsysteme gleichzeitig im 
Gehirn verarbeitet werden müssen.

5.	 Datengrundlage

Das Korpus zur Untersuchung des mehr-
sprachigen Orthographieerwerbs in der L3 
besteht aus ca. 1000 Diktattexten, die an 
der Università degli studi di Bergamo in den 
Jahren 1996–2008 erfasst wurden. Von 
2010 bis 2011 wurden zusätzlich dazu in 
6 Klassen der Schweizer Schule in Rom in 
einem 6 Monate dauernden Zeitraum ca. 
100 Diktattexte erfasst. Die Textsorte Dik-
tat ist zwar besonders anfällig für emoti-

onale und lernerexterne Faktoren, die die 
Sprachproduktion beeinflussen und eine 
hohe Anzahl von Performanzfehlern bedin-
gen können. Es gab jedoch verschiedene 
Gründe, dennoch aus diesen Texten die 
empirische Basis zu bilden. Zum einen war 
es die einfache Verfügbarkeit. An vielen 
italienischen Universitäten gehören Dikta-
te immer noch zum festen Prüfungskanon 
für Deutsch als Fremdsprache. Zum ande-
ren unterliegt der Schreibprozess im Diktat 
auch stark dem Einfluss kognitiver Fakto-
ren, da hier ein komplexes Zusammenspiel 
verschiedener sprachlicher Fertigkeiten 
(Hören, Schreiben), Kenntnissen (internes 
Regelwissen in der Morphosyntax), aber 
auch von textuellen Kenntnissen (Textsor-
tenkonventionen, Kohärenz und Kohäsion) 
und Kenntnissen in der Phonologie zum 
Tragen kommt. Es wurde versucht, in der 
Diktatsituation zumindest die wichtigsten 
emotionalen Faktoren (wie Prüfungsangst, 
Versagensangst) oder negative lernerex-
terne Faktoren (schlechte Akustik beim 
Input, hyperkorrekte Aussprache usw.) 
soweit wie möglich zu reduzieren. Für die 
erwachsenen Lerner/-innen ist das Sprach-
niveau in den Erwerbsstufen der Grund-
stufe anzusiedeln (zwischen A1 und B1). 
Die Studierenden waren durchschnittlich 
im Alter von 18 bis 24 Jahren. Die übliche 
Sprachenfolge sah folgendermaßen aus: 
L0 = Dialekt)9, L1 = Italienisch, L2 = Eng-
lisch, L3 = Deutsch. Auch weitere Sprachen 
werden neben Deutsch als Drittsprache er-
worben. Die Schüler/-innen der Schweizer 
Schule waren zwischen 8 und 11 Jahren alt. 
Als Muttersprachen wurden Deutsch und 

7 Diese für unsere Zwecke stark reduzierte Darstellung kann vertieft werden u. a. bei Kossow (1985), Klicpera/Schabmann/Gasteiger-
Klicpera (2003), Thomé (2004). 

8 In der italienischen Forschung sind Äquivalente der Begriffe Legasthenie oder Lese-Rechtschreibschwäche nicht üblich. Es wird im 
Allgemeinen von dislessia gesprochen, die dann in verschiedene Untergruppen gegliedert wird. Vgl. u. a. Jadoulle (71996) oder Davis 
(62004).

9 Eine nicht zu unterschätzende Rolle spielt in Bergamo der bergamaskische Dialekt. Für eine Diskussion vgl. Katelhön (2007).
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Italienisch, aber auch Schweizerdeutsch, 
Tschechisch, Ungarisch, Serbisch, Slowa-
kisch u. m. angegeben. Den Schüler/-innen 
fiel es übrigens schwer, auf die Frage nach 
der Muttersprache zu antworten, oftmals 
gab es hier Mehrfachnennungen. Hinzu 
kommen Englisch und Französisch als un-
terrichtete Fremdsprachen. Die Erstalpha-
betisierung erfolgt an dieser Schweizer 
Schule zunächst in der Muttersprache10 
(Deutsch oder Italienisch), die zweite Spra-
che tritt dann nach einigen Monaten hinzu. 
Hauptunterrichtssprache ist Deutsch, es 
werden Lehrbücher aus der deutschspra-
chigen Schweiz verwendet, wohingegen 
„Pausenhofsprache“ Italienisch bleibt.

6.	 Vorläufige	Ergebnisse

Ausgangspunkt der Untersuchung war die 
Beobachtung der Schreibleistungen in der 
Fremdsprache Deutsch italienischsprachi-
ger Studierender (s. Abb. 1). Die im Diktat-
korpus anzutreffenden Schreibungen des 
Deutschen als Zweit- oder Drittorthogra-
phie (O2/O3) fallen sehr häufig aus dem 
Rahmen der üblichen Phasenmodelle (z. B. 
Frith 1986; Günther 1986; Scheerer-Neu-
mann 1989; Brügelmann/Brinkmann 1994; 
May 62002), die sich ausschließlich auf 
den O1-Erwerb stützen. So zeigen Schrei-
bungen wie varschainlig für <wahrschein-
lich> und äusern statt <Häusern> einerseits 
typische „Anfängerfehler“ wie <ai> statt <ei> 
oder das fehlende Anlaut-<h>; andererseits 
werden wesentlich komplexere orthogra-
phische Muster korrekt beherrscht wie das 
Suffix <-ig> und der Umlaut-Diphthong <äu>. 

Gemessen an den Erwerbsmodellen aus 
der Muttersprachenorthographie hätten wir 
es mit fehlerhafter alphabetischer Strategie 
(Anfänger) bei korrekter morphematischer 
Strategie (Fortgeschrittene) zu tun (Termi-
nologie nach der Hamburger Schreibprobe 
HSP: May 62002). Auch die Einordnung ein-
zelner Schreibungen in bestimmte Phasen 
gemäß der Entwicklung beim deutschspra-
chigen Kind erscheint für diese Probanden/ 
-innen unzutreffend: Zum einen findet 
der bilinguale Spracherwerb zeitversetzt 
statt. Zum anderen haben Hans-Bianchi/
Katelhön (2007, 2009, 2010) in der Ver-
gangenheit gezeigt, dass bei mehrspra-
chigem Schrifterwerb diese Phasen nicht 
sukzessive wie beim Erstsprachenerwerb 
ablaufen, sondern gleichzeitig und nach 
anderen Gesetzmäßigkeiten. Ein Beispiel: 
Die Schreibung <v> statt <w> (siehe Abb. 1: 
<veniger> statt <weniger>) liegt aufgrund ei-
nes Transfers aus der italienischen O1/O2 
als Problemlösung am nächsten, während 
ein solcher Ersatz in der O1 erst in einer 
fortgeschrittenen Erwerbsphase auftaucht, 
nämlich nachdem der Lerner begonnen 
hat, sich mit dem Orthographem <v> aus-
einanderzusetzen. Die auf den O1-Erwerb 
zugeschnittene Darstellung eines sukzes-
siven Aufbaus der Schreibstrategien von 
der alphabetischen über die orthographi-
sche bis hin zur morphematischen und 
wortübergreifenden Strategie erweist sich 
als unzureichend (vgl. Berkemeier 1997,  
S. 327). 
Für ein ranking der häufigsten orthografi-
schen Fehler wurden der Analyse folgende 
Basiskategorien zu Grunde gelegt:11

10 Das ist nicht an allen Schweizer Schulen in Italien so. An der Schweizer Schule in Bergamo erfolgt die Erstalphabetisierung auf 
Deutsch, erst in der zweiten Grundschulklasse tritt Italienisch hinzu.

11 Es ging hier nicht um eine qualitative Auswertung oder einen diagnostischen Anspruch. Tatsächlich versteht sich dieser Beitrag als 
Ausgangspunkt für weitere Forschungen zum Schrifterwerb in einer L3 und will daher diese Thematik rein empirisch ohne jeglichen 
Bewertungsanspruch darstellen. Für weitere Untersuchungen könnten die Fehlerkategorien noch stärker ausdifferenziert werden (so 
z. B. in Hans-Bianchi/Katelhön 2009).
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A-Fehler: Systemfehler: Verstöße gegen die orthografi-
schen, morphologischen und syntaktischen Normen der 
deutschen Sprache; B-Fehler: Eindeutig zu klassifizierende 
Transferfehler aus anderen Sprachen (lexikalische Strate-
gie, Ersatz durch aus der O1 oder O2 bekannte graphemati-
sche Muster).12 C-Fehler: Fehler der logographischen Phase 
wie Auslassungen, Metathesen. Dreh- und Spiegelfehler. 
Im Einzelnen sind dies: 

Tab.	1:	Fehlerkategorien	zur	Analyse	mit	Korpusbeispielen

Bezeichnung Fehlerkategorie Beispiele aus dem Korpus

A1: Länge des Vokals und 
Dehnung

dier (dir), Jare (Jahre)

A2: Kürze des Vokals und 
Schärfung

kent (kennt), ihm (in)

A3: Auslautverhärtung (n-ng-nk, 
b-p, d-t, g-k, ch-ck-cks usw.)

unt (und), balt (bald)

A4: s-Laute (stimmhaft, stimm-
los, Affrikat)

zeit (seit), Strasse (Straße), altz 
(als)

A5: < sch>, <sp>, <st> Scule (Scule), shon (schon)

A6: Umlaute schön (schon), Brüder (Bruder), 
fuhlen (füllen)

A7: Diphthonge Vercoiferin (Verkäuferin),

A8: <f>, <w>, <v> Fater (Vater), vont (wohnt)

A9: Groß- und Kleinschreibung hobbies (Hobbys),  
meine swester (Schwester)

A10: Getrennt- und Zusammen-
schreibung

Jugent Magazine  
(Jugendmagazin),

A11: Morphologische und syn-
taktische Fehler

Ich habe einen Bruder unt einen 
swester ...

12 Da Interferenz auf allen sprachlichen Ebenen stattfinden kann, ist die Abgrenzung zwi-
schen Fehlern der Kategorie A und B nicht immer eindeutig. Viele Fehler, die als A-Feh-
ler klassifiziert wurden, beruhen ebenfalls auf negativem Transfer (vgl. u. a. Gruppen 
A4, A5, A9). Diese Fehler werden jedoch auch in der O1 produziert, was den Ausschlag 
für ihre Einordnung gab. 
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Bezeichnung Fehlerkategorie Beispiele aus dem Korpus

A12: Interpunktion Seit zwei Jahren, habe ich...

A13: Wort- und Silbentrennung Deu-tschland

A14: Fremdwörter Passasche (Passage)

A15: Anderes: Eigennamen, 
Zahlen usw.

Sweiz (Schweiz), Caucaso  
(Kaukasus), 50 (500)

B1: Englisch L2 Yare (Jahre), Father (Vater)

B2: Französisch L2 Theatre (Theater)

B3: Italienisch L1 Accademica (Akademiker)

C1: „Stampatello“ (Kompletter 
Text in Versalien)

DEINE ANZEIGE IM JUGEND-
MAGAZIN WAR SEHR...

C2: Mischbuchstaben und 
Ligaturen

GroßEltern (auch Verschmelzen 
zweier Buchstaben wie p+b bei 
nachträglicher Korrektur)

C3: Drehfehler 
(WR=Wahrnehmungsrichtung)

Lagen Passage (Ladenpassage)

C4: Spiegelfehler (WR) lieper (lieber), Autowekaniker 
(Automechaniker)

C5: Metathesen und  
Substitutionen von Silben 
(WD=Wortdurchgliederung)

liecht (leicht), whone (wohne), 
Jhare (ahre), ghet (geht), fhatz 
(Platz), bissen (wissen), hier 
(mir), Sauchspieler (Schauspie-
ler), Alex (alles), gesent (wissen)

C6: Auslassungen  
(gekennzeichnet)

Meine Mutter arbeitet alts ______ 
(als Verkäuferin).

C7: Auslassungen  
(nicht gekennzeichnet)

wohn (wohnt, auch komplette 
Wörter und Sätze)

C8: Einfügungen lehesen (lesen), diege (dir), 
bleicht (leicht)

C9: Fehlende Trennschärfe 
(WT=Worterkennung und  
-abgrenzung)13

aupt Bahnhof (Hauptbahnhof), 
ein kauft (Einkauf)

13 Der Unterschied zu A11 liegt hier tatsächlich in der nicht vorhandenen Trennschärfe 
in der Wahrnehmung der Wörter bzw. der einzelnen lexikalischen Einheiten. In A11 
werden die Einheiten als solche erkannt, es werden aber die entsprechenden Regeln 
der Getrennt-und Zusammenschreibung nicht beherrscht.
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In den folgenden Tabellen sind die durchschnittlichen Feh-
ler pro Student/-in auf 100 Wörter für die einzelnen Fehle-
runterkategorien aufgeführt. Es sei erwähnt, dass es sich 
um Durchschnittswerte handelt. 

Tab.	2:	Rangliste	der	häufigsten	orthografischen	Fehler

Kenn-Nr. Fehlerkategorie Ave auf 100

A 9 Groß- und Kleinschreibung 3,24

A 11 Morphologische und syntaktische Fehler 3,24

C 6 Metathesen und Substitutionen von Silben 
(WD=Wortdurchgliederung)

1,56

A 6 Umlaute 1,44

C 7 Auslassungen (nicht gekennzeichnet) 1,13

A 15 Anderes: Eigennamen, Zahlen usw. 1,06

C 4 Spiegelfehler (WR = Wahrnehmungsrichtung) 1,04

A 10 Getrennt-und Zusammenschreibung 0,89

A 12 Interpunktion 0,84

B 1 Transfer Englisch L2 0,84

A 3 Ähnliche Laute und Auslautverhärtung 
(n-ng-nk, b-p, d-t, g-k, ch-ck-cks usw.)

0,74

C 8 Einfügungen 0,65

A 1 Länge des Vokals und Dehnungszeichen 0,58

A 4 s-Laute (stimmhaft, stimmlos, Affrikat) 0,53

A 2 Kürze des Vokals und Schärfung 
(Doppelkonsonantbuchstaben)

0,46

A 8 <f>, <w>, <v>, <pf> 045

A 7 Diphthonge 0,33

C 9 Fehlende Trennschärfe 
(WT = Worterkennung und -abgrenzung)

0,29

B 3 Transfer Italienisch L1 0,27

A 5 < sch>, <sp>, <st> 0,24

B 2 Transfer Französisch L2 0,65

C 1 „Stampatello“ (kompletter Text in Versalien) 0,12

C 2 Mischbuchstaben und Ligaturen 0,10

A 13 Wort- und Silbentrennung 0,05

A 14 Fremdwörter 0,05

C 3 Drehfehler (WR = Wahrnehmungsrichtung) 0,04
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6.	 Diskussion	der	Ergebnisse

Interessant ist, dass sich als häufigste Feh-
lerquellen sowohl Fehler der Gruppe A als 
auch der Gruppe C finden. Die Groß- und 
Kleinschreibung, die Getrennt- und Zusam-
menschreibung, aber auch die Umlaute 
sind die wichtigsten Probleme der Gruppe 
A. Die ersten beiden mögen aufgrund der 
graphematischen Unterschiede des Dt. und 
Ital. (siehe 1.1.) nicht verwundern. Für die 
Umlaute sehe ich eine andere Erklärung. 
In den lombardischen Dialekten sind sie 
nämlich vorhanden, tragen aber keine di-
stinktive Funktion. Tatsächlich kommt es 
in diesem Bereich häufig zu Hyperkorrek-
turen. Die Fehlergruppe C (insbesondere 
C4, C5, C7) verwundert in ihrer Relevanz. 
Es kann Grießhaber (2004, S. 84) nicht 
zugestimmt werden, wenn er schreibt: „Er-
wartungsgemäß spielen direkte Einflüsse 
erstsprachlicher Schriftsprachkonventio-
nen eine im Einzelfall wahrnehmbare, aber 
generell vernachlässigbare Größe.“ Denn 
hier spielen die ungewohnten Wortbilder 
eine Rolle. Mein Vorschlag zur Prophylaxe 
dieser Fehler ist die Entwicklung kogniti-
ver Lernstrategien und die Arbeit an der 
Stärkung der visuellen Wahrnehmung mit 
Hilfe grafischer Symbolsysteme (siehe or-
thografische Algorithmen bei Kossow 1985 
oder Notation grammatisch-phonetischer 
Merkmale bei Rug 2007) oder die Arbeit 
mit Gestensystemen (vgl. Velickova 1993) 
zur Unterstützung der phonematischen Be-
wusstheit. Wichtigste Größe der B-Gruppe 
stellen die negativen Interferenzen aus dem 
Englischen dar. Die Tertiärsprachendidaktik 
der letzten Jahre hat eindrucksvoll gezeigt, 
wie diese Transfererscheinungen schon im 
Anfangsunterricht auch im Bereich der Or-
thografie positiv genutzt werden können 
(vgl. Kursiša/Neuner 2006, S. 44). 

7.	 Abschluss

Noch stehen wir erst am Anfang einer sy-
stematischen Erforschung des mehrspra-
chigen Schrifterwerbs. Um verlässliche 
Aussagen zu Erwerbsphasen und beein-
flussenden Faktoren treffen zu können, 
sollten unbedingt vergleichbare longitu-
dinale Studien für den O2- und O3-Erwerb 
durchgeführt werden. Besonders in mehr-
sprachigen Umgebungen dürften sie von 
höchster Relevanz auch für die schulische 
Vermittlung von Zweit- und Drittsprachen 
sein. U.W. existieren noch keine Untersu-
chungen in diesem Bereich. Gerade bei 
Kindern mit Lernschwierigkeiten führt das 
fehlende Wissen um die Varianz der Er-
werbsphasen zwischen L1, L2, L3 häufig zu 
einer falschen Diagnostik, denn leider gibt 
es nur in den seltensten Fällen mehrspra-
chig ausgebildete Logopäden oder Psycho-
logen, die dem Kind eine Legasthenie atte-
stieren. Die nur auf den muttersprachlichen 
Spracherwerb ausgerichteten Diagnosever-
fahren liefern fast immer eine falsche Ein-
schätzung. Folgende Empfehlungen kön-
nen den daher interessierten Lehrkräften 
angeboten werden: 

1. Hörübungen zur Diskrimination der Pho-
neme und Silbenabgrenzungen, auch 
mit visueller Unterstützung

2. Übungen zur Diskrimination und Bestim-
mung von Phonemen und Morphemen

3. Übungen zum Erkennen der phonema-
tischen und graphematischen Wort-
struktur (Akzent- und Reduktionssilben, 
Über- und Unterlängen im Schriftbild 
usw.) 

4. Lese- und Schreibaufgaben nach dem 
morphematischen Prinzip

5. Übungen zur syntaktischen Struktur 
(kontrastiv)
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6. Übungen zu distinktiven graphischen 
Einheiten für bestimmte Textsorten 
(auch kontrastiv zu anderen Sprachen) 

7. Entwicklung der notwendigen kogniti-
ven Fähigkeiten

In bestimmten mehrsprachigen Kon-
taktszenarien kann die orthografische 
Kompetenz vom Lerner nicht spontan und 
intuitiv erworben werden. Ihnen müssen 
entsprechende didaktische Hilfsmittel zur 
Hand gegeben werden. Es bleibt zu hoffen, 
dass nach der kognitiven Wende in der Lin-
guistik und Sprachdidaktik der letzten Jah-
ren und den neuesten Erkenntnissen der 
Tertiärsprachendidaktik auch im Bereich 
des mehrsprachigen Schrifterwerbs eine 
stärke Sensibilisierung aller Beteiligten 
erfolgt und dass speziell für das Deutsche 
als Zweit- oder Drittsprache entsprechende 
Lehrmaterialien entwickelt werden. 

8.	 Didaktisch-methodischer	Ausblick

Mit besonderem Blick auf die analysierten 
englisch-deutschen Transfererscheinun-
gen schlage ich vor, diese für den Sprach-
lernprozess auch positiv zu nutzen. Im 
Unterrichtsalltag haben sich Visualisie-
rungen sehr gut bewährt. Im Gegensatz zu 
früheren Vorschlägen (u. a. Speech-Bike 
von Berger/Colucci 200314) zielt diese 
grafische Darstellung nicht auf etymolo-
gisch phonologische Korrespondenzen ab, 
sondern versucht gezielt graphematische 
Äquivalenzen synchron darzustellen. Eine 
didaktisch nutzbare Visualisierung könnte 
so aussehen: 

Abschließend möchte ich ein Korrektursy-
stem für Rechtschreibfehler vorstellen, das 
sich bereits in der Praxis bewährt hat und 
von den Lerner/-innen nach einer ersten 
Einführung autonom angewendet werden 
kann. Vor allem Studierende mit einer ho-
hen Fehlerquote konnten nachweislich 
nach einem Semester Arbeit die Prüfung 
Diktat erfolgreich bestehen. Auch in LRS-
Förderkursen an Grundschulen in Deutsch-
land hat es sich bereits bewährt. 

Hinweise zur Berichtigung der Diktate
a) Legen Sie sich ein Heft mit den unter 

Punkt A genannten Fehlerarten an!
b) Ordnen Sie den Fehler in eine der Fehler-

arten ein!
c) Berichtigen Sie die Wörter wie folgt:
 –  Wenn das Wort ein Verb ist: Schrei-

ben Sie die finiten Formen der 1. und 
2. Person Singular im Präsens und im 

14 Vorgestellt in der Online-Zeitschrift PerVoi, eine vom Goethe-Institut Italien herausgegebene Fachzeitschrift für italienische 
Deutschlehrer/-innen: Berger, Marina (2003): Deutsch nach Englisch Lerneinheit 2, in Per Voi 12: 20. Abgerufen unter: http://www.
goethe.de/ins/it/pro/pervoi/PerVoi12NEU.pdf

Abb. 1: Visualisierung für Englisch-Deutsche-Graphem-
korrespondenzen
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Präteritum auf! Unterstreichen Sie die 
Fehlerstelle! Beispiel: laufen: ich lau-
fe, du läufst; ich lief, du liefst.

 –  Wenn das Wort ein Substantiv ist: 
Schreiben Sie das Wort im Singular 
und Plural mit Artikel auf! Schreiben 
Sie 3 weitere Wörter der gleichen 
Wortfamilie auf! Unterstreichen Sie 
die Fehlerstelle! Beispiel: der Vor-
schlag, die Vorschläge; vorschlagen, 
der Patentvorschlag, vorgeschlagen

 –  Wenn das Wort ein Adjektiv ist: 
Schreiben Sie (wenn möglich) die 
Steigerungsstufen auf! Schreiben Sie 
das Wort in einer Wortgruppe mit Prä-
position auf! Unterstreichen Sie die 
Fehlerstelle! Beispiel: mutig – muti-
ger – am mutigsten; nach einer muti-
gen Aktion. 

 –  Bei anderen Wortarten verwenden Sie 
das Wort in drei sinnvollen Wortgrup-
pen! Beispiel: während des Mittages-
sens – während der Vorlesung – wäh-
rend der Exkursion. 

 –  Grammatikfehler oder Fehler der Zei-
chensetzung werden im ganzen Satz 
berichtigt! Beispiel: Sie denken nur 
an ihren Einkauf. 

d) Legen Sie sich am Ende dieses Heftes 
einen Regelteil an!

A) Fehlerarten
1. Länge des Vokals: Bsp.: spilen statt 

spielen, nehmen statt nehmen,
2. Kürze des Vokals und Doppelkonsonan-

ten: Bsp.: Mitwoch statt Mittwoch,
3. Ähnliche Laute (b-p, d-t, g-k, nk-ng): 

Bsp.: der Korp statt der Korb; balt statt 
bald, 

4. S-Laute (s, ss, ß): Bsp.: ich heisse statt 
ich heiße,

5. Sch-Laut (sch, sp und st): Bsp.: schpie-
len statt spielen

 6. Umlaute (ä, ö, ü): Bsp.: Merz statt 
März,

 7. Diphthonge (eu, äu, ei, ai): Bsp.: häute 
statt heute,

 8. F- Laute (f, ph, v, pf): Bsp.: Fater statt 
Vater,

 9. Getrennt- oder Zusammenschreibung: 
Bsp.: deutsch Prüfung statt Deutsch-
prüfung, 

10. Groß- und Kleinschreibung: Bsp.: der 
student statt der Student, 

11. Grammatikfehler: Bsp.: er laufte statt 
er lief, Ich gehe in Haus. statt: Ich gehe 
ins Haus.

12. Fehler der Zeichensetzung: Bsp.: Er 
bleibt zu Hause weil er krank ist. statt: 
Er bleibt zu Hause, weil er krank ist.

13. Andere Fehler.

Ein letzter Abschnitt sollte der Regelteil 
sein. Hier schreiben Sie die wichtigsten 
Orthografie- und Grammatikregeln hinein, 
die Sie in den Lehrveranstaltungen kennen 
gelernt oder sich selbst erarbeitet haben!

9.	 Literaturverzeichnis

Auer, A. (2000): Kontrastive Analysen 
Deutsch–Italienisch: eine Übersicht. In: 
Helbig, G./Götze, L./Henrici, G./Krumm, 
H. J. (Hrsg.): Deutsch als Fremdsprache. 
Ein internationales Handbuch zeitge-
nössischer Forschung. Berlin – New 
York: de Gruyter, 361–374.

Berkemeier, A. (1997): Kognitive Prozesse 
beim Zweitschrifterwerb. Zweitalphabe-
tisierung griechisch-deutsch-bilingualer 
Kinder im Deutschen. Frankfurt a. M.: 
Peter Lang.

Bremerich-Vos, A. (2004): Rechtschreib-
standards, Kompetenzstufen und IGLU 
– einige Anmerkungen. In: Bremerich-
Vos, A./Löffler, C./Herné, K. L. (Hrsg.): 



 161

Neue Beiträge zur Rechtschreibtheorie 
und -didaktik. Festschrift für Carl Ludwig 
Naumann zum 60. Geburtstag, Freiburg 
im Breisgau: Fillibach, 85–104.

Brügelmann, H./Brinkmann, E. (1994): 
Stufen des Schriftspracherwerbs und 
Ansätze zu seiner Förderung. In: Brü-
gelmann, H./Richter, S. (Hrsg.): Wie wir 
recht schreiben lernen. Lengwil: Libelle. 
44–52.

Brügelmann, H. (Hrsg.) (1986): ABC und 
Schriftsprache: Rätsel für Kinder, Lehrer 
und Forscher. Konstanz: Faude.

Davis, R. D. (62004): Il Dono della dislessia. 
Perché alcune persone molto intelligen-
ti non possono leggere e come possono 
impararlo. Roma: Armando.

Eisenberg, P. (1995): Zur Typologie der Al-
phabetschriften: Das Deutsche und die 
Reform seiner Orthographie. In: Lang, E./
Zifonun, G. (Hrsg.): Deutsch Typologisch, 
Berlin – New York: de Gruyter, 615–631.

Figge, U./De Matteis, M. (1982): Sprachver-
gleich italienisch–deutsch. München: 
Oldenbourg.

Frith, U. (1986): Psychologische Aspekte 
des orthographischen Wissens: Ent-
wicklung und Entwicklungsstörung. In: 
Augst, G. (Hrsg.): New Trends in Gra-
phemics and Orthography. Berlin – New 
York: De Gruyter, 218–233.

Grießhaber, W. (2004): Einblicke in zweit-
sprachliche Schrifterwerbsprozesse. In: 
Baumann, M./Ossner, J. (Hrsg.): Diagno-
se und Schrift II: Schreibfähigkeiten. In: 
OBST 67, 65–87.

Günther, H. (1988): Schriftliche Sprache: 
Strukturen geschriebener Wörter und 
ihre Verarbeitung beim Lesen, Tübingen: 
Niemeyer. 

Hans-Bianchi, B./Katelhön, P. (2009): Ac-
quisizione dell’ortografia in L2. Due or-
tografie europee a confronto. In: Consa-

ni, C./Furiassi, C./Guazzelli, F./Perta, C. 
(Hrsg.) Atti del IX Congresso internazio-
nale dell’Associazione Italiana di Lingui-
stica applicata (AitLa). Oralità/scrittura. 
In memoria di Giorgio Raimondo Cardo-
na. Perugia: Guerra Edizioni, 305–330.

Hans-Bianchi, B./Katelhön, P. (2010): Or-
thografieerwerb in der L3. In: Zeitschrift 
für Fremdsprachenforschung ZFF 21: 1, 
31–52.

Hans-Bianchi, B./Katelhön, P. (2009): Ac-
quisizione dell’ortografia in L2. Due or-
tografie europee a confronto. In: Consa-
ni, C./Furiassi, C./Guazzelli, F./Perta, C. 
(Hrsg.) Atti del IX Congresso internazio-
nale dell’Associazione Italiana di Lingu-
istica applicata (AitLa). Oralità/scrittura. 
In memoria di Giorgio Raimondo Cardo-
na. Perugia: Guerra Edizioni, 305–330.

Hans-Bianchi, B. (2005): La competenza 
scrittoria mediale. Studi sulla scrittura 
popolare. Tübingen: Niemeyer.

Hans-Bianchi, B. (2007): Der italienische 
Weg zur deutschen Rechtschreibung. 
Überlegungen zu Schreibprozess und 
Schreiberwerb in der Fremdsprache 
Deutsch. In: DaF-Werkstatt 9/10, 77–96.

Hans-Bianchi, B./Katelhön, P. (2010): Or-
thografieerwerb in der L3. In: Zeitschrift 
für Fremdsprachenforschung ZFF 21: 1, 
31-52. 

Hufeisen, B. (2003): L1, L2, L3, L4, Lx – alle 
gleich? Linguistische, lernerinterne und 
lernerexterne Faktoren in Modellen zum 
multiplen Spracherwerb. In: Baumgar-
ten, N./Böttger, C./Motz, M./Probst, J. 
(Hrsg.): Übersetzen, Interkulturelle Kom-
munikation, Spracherwerb und Sprach-
vermittlung – das Leben mit mehreren 
Sprachen. Festschrift für Juliane House 
zum 60. Geburtstag. In. Zeitschrift für In-
terkulturellen Fremdsprachenunterricht 
[Online], 8(2/3), 97–109.



162

Hufeisen, B./Lindemann, B. (Hrsg.) (1998): 
Tertiärsprachen – Theorien, Modelle, 
Methoden. Tübingen: Stauffenburg.

Hufeisen, B./Neuner, G. (Hrsg.) (2005): 
Mehrsprachigkeitskonzept – Tertiär-
sprachenlernen – Deutsch nach Eng-
lisch. Council of Europe Publishing.

Hufeisen, B. (1998): L3 – Stand der Entwick-
lung – Was bleibt zu tun? In: Hufeisen, 
B./Lindemann, B. (Hrsg.): Tertiärspra-
chen – Theorien, Modelle, Methoden. 
Tübingen: Stauffenburg, 169–183. 

Hufeisen, B. (2001): Deutsch als Tertiär-
sprache. In: Helbig, G./Götze, L./Hen-
rici, G./Krumm, H. J. (Hrsg.): Deutsch 
als Fremdsprache. Ein internationales 
Handbuch. Berlin: de Gruyter, 648–653.

Jadoulle, A. (71996): Apprendimento della 
lettura e dislessia, Roma: Armando.

Kabatek, Johannes (1997), Zur Typologie 
sprachlicher Interferenzen. In: Moel-
leken Wolfgang & Weber, Peter (Hrsg.) 
(1997), 232–241.

Katelhön, P. (2007): Fremdsprachlicher 
Schrifterwerb und Legastheniefehler. In: 
DaF-Werkstatt 9/10, 97–112.

Katelhön, P. (im Druck): Ortografia e grafe-
matica. In: Bosco Coletsos, S./Costa, M. 
(Hrsg.):Italiano-tedesco. Problemi di lin-
guistica contrastiva

Contrastività italiana e tedesca. Torino: Edi-
zioni dell’Orso.

Klicpera, C./Schabmann, A./Gasteiger-
Klicpera, B. (2003): Legasthenie. Model-
le, Diagnose, Therapie und Förderung, 
München–Basel: E. Reinhardt.

Kossow H. J. (1985): Leitfaden zur Bekämp-
fung der Lese-Rechtschreibschwäche. 
Berlin: Deutscher Verlag der Wissen-
schaften.

Kretzenbacher, H. L. (2009): Deutsch nach 
Englisch: Didaktische Brücken für syn-
taktische Klammern. In: Electronic Jour-

nal of Foreign Language Teaching 6/1, 
88–99.

Kursiša, A./Neuner, G. (2006): Deutsch ist 
easy! München: Hueber, München.

Lichem, K. (1988): Graphetik und Graphe-
mik/ Grafetica e grafematica. In: Holtus, 
G./Metzeltin, M./Schmitt, Ch. (Hrsg.): 
Lexikon der Romanistischen Linguistik 
(LRL), Bd IV/Vol. IV: Italienisch, Kor-
sisch, Sardisch/Italiano, Corso, Sardo, 
Tübingen: Niemeyer, 19–39. 

May, P. (62002): HSP 1-9. Diagnose orthogra-
phischer Kompetenz. Zur Erfassung der 
grundlegenden Rechtschreibstrategien 
mit der Hamburger Schreibprobe. Neu-
standardisierung 2001. Hamburg: vpm.

Meisenburg, T. (1998): Zur Typologie von 
Alphabet-Schriftsystemen anhand des 
Parameters der Tiefe. In: Linguistische 
Berichte 173, 43–64.

Naegele, I. M./Valtin, R. (Hrsg.) (1989): LRS 
in den Klassen 1–10. Weinheim: Beltz.

Naegele, I. M./Valtin, R. (Hrsg.) (1994): 
Rechtschreibunterricht in den Klassen 
1–6. Frankfurt: Der Grundschulverband/
Arbeitskreis Grundschule e. V.

Nerius, D. (Hrsg.) (32000): Deutsche Ortho-
graphie, Mannheim: Dudenverlag.

Neuner, G./Hufeisen, B./Kursiša, A./Marx, 
N./Koithan, U./Erlenwein, S. (2009): 
Deutsch als zweite Fremdsprache, Ber-
lin usw.: Langenscheidt.

Radisoglou, T. (1986): Deutscher Ausspra-
che- und Orthographietest. Ergebnisse 
einer Untersuchung bei griechischen 
Schülern an zweisprachigen Klassen in 
der Bundesrepublik Deutschland. In: 
Info daf 13/2, 99–121.

Rug, W. (2007): Klänge der Grammatik. In: 
ZiF 12/2.

Ruge, N. (2005): Zur morphembezogenen 
Überformung der deutschen Orthogra-
phie. In: Linguistik online 25. 



 163

Scheele, V. (1996): Entwicklung fortge-
schrittener Rechtschreibfähigkeiten. 
Frankfurt/M.: Peter Lang.

Scheerer-Neumann, G. (1996): Der Erwerb 
der basalen Lese- und Schreibfähigkei-
ten. In: Günther, H./Ludwig, O. (Hrsg.): 
Schrift und Schriftlichkeit. Ein interdis-
ziplinäres Handbuch internationaler 
Forschung, Vol. 1. Berlin, New York, de 
Gruyter, 1153–1169.

Schiemann, E./M. Bölck (2003): Hören. 
Sprechen. Richtig Schreiben. Übungs-
programm zu Phonetik und Rechtschrei-
bung für den Unterricht Deutsch als 
Fremdsprache. Stuttgart: Schmetterling.

Thomé, G./Thomé, D. (2004b): Der or-
thographische Fehler zwischen Or-
thographietheorie und Entwicklungs-
psychologie. Aspekte der qualitativen 
Fehleranalyse und Förderdiag-nostik. In. 
Bremerich-Vos, A./Löffler, C./Herné, K. L. 
(Hrsg.): Neue Beiträge zur Rechtschreib-
theorie und -didaktik. Festschrift für  
Carl Ludwig Naumann zum 60. Geburts-
tag, Freiburg im Breisgau: Fillibach, 
63–177.

Thomé, G. (1999): Orthographieerwerb: 
Qualitative Fehleranalysen zum Auf-
bau der orthographischen Kompetenz. 
Frankfurt a. M.: Peter Lang.

Thomé, G. (Hrsg.) (2004): Lese-Recht-
schreib-Schwierigkeiten (LRS) und Le-
gasthenie. Eine grundlegende Einfüh-
rung. Weinheim–Basel: Beltz.

Thomé, G./Thomé, D. (2006): OLFA Olden-
burger Fehleranalyse. Instrument und 
Handbuch zur Ermittlung der orthogra-
phischen Kompetenz aus freien Texten 
ab Klasse 3 und zur Qualitätssicherung 
von Fördermaßnahmen. Oldenburg: Igel 
Verlag Wissenschaft.

Velickova, L. (1993): Die Vermittlung pho-
nologischer Distinktionen mit einem 

Gestensystem. In: Deutsch als Fremd-
sprache 30, 253–258.

Vorderwülbecke, A./Vorderwülbecke, K. 
(1995): Stufen International. Deutsch 
als Fremdsprache für Jugendliche und 
Erwachsene. München: Klett Edition 
Deutsch.

Weimer, H. (1924): Psychologie der Fehler, 
Leipzig: Julius Klinkhardt.

Wildenauer-Józsa, D. (2005): Sprachver-
gleich als Lernerstrategie. Eine Inter-
viewstudie mit erwachsenen Deutsch-
lernenden. Freiburg i. B.: Fillibach.

Anhang: Diktat Sprachen der Welt
Auf unserem Planeten gibt es heute rund 
28.000 Sprachen. Die Zahl nimmt ständig 
ab, vor 500 Jahren waren es wahrschein-
lich mehr als 100.000 Sprachen. In Indien 
gibt es 18 offizielle und über 100 weniger 
wichtige Sprachen. Afrika spricht 700 Spra-
chen, und in den Tälern des Kaukasus wer-
den mehr als 80 verschiedene Sprachen 
gesprochen. (Wörter 53)
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1.	 Heterogene	Lerngruppen	im	Sport	

In der Auseinandersetzung mit dem Thema 
Heterogenität und den Überlegungen zur 
Frage nach dem Umgang mit heterogenen 
Lerngruppen in der Sportdidaktik sind erst 
wenige Publikationen entstanden. Sie ha-
ben die Parameter von Heterogenität z. B. 
Leistung, Alter und Entwicklungsstand, Ge-
schlecht (Koedukation), kulturelle Herkunft 
oder Behinderung im Fokus.
Inklusive Bildung steht für einen Trans-
formationsprozess, „... der zum Ziel hat, 
dass Schulen und andere Lernzentren alle 
Kinder aufnehmen – Jungen und Mädchen, 
Schüler ethnischer und linguistischer Min-
derheiten, die ländliche Bevölkerung, jene, 
die von HIV/AIDS betroffen sind, Schüler 
mit Behinderungen und Lernschwierigkei-
ten – und auch für alle Jugendlichen und 
Erwachsenen Lerngelegenheiten schaf-
fen.“ (DUK 2009, S. 6) Bei einer solchen 
Betrachtung kann Sportunterricht als fester 
Bestandteil im Fächerkanon der allgemein-
bildenden Schulen und mit den notwendi-
gen personellen und materiellen Voraus-
setzungen einen wertvollen Beitrag leisten, 
um inklusive Bildung in hohem Maße zu 
verwirklichen. Im Sportunterricht setzt sich 
der Schüler in Bewegung, Sport und Spiel 
primär mit den Möglichkeiten und Grenzen 

des eigenen Körpers auseinander. Diese 
sind aufgrund unterschiedlicher körperli-
cher Entwicklungsstände, des Geschlechts 
oder bereits gemachter Bewegungser-
fahrungen eben sehr verschieden und so 
bewältigen Schüler sportlich-motorische, 
soziale und kognitive Anforderungen auch 
mit unterschiedlichen Herangehensweisen 
und Ergebnissen. Gleiches ist bei Lehrern 
in der Fortbildung zu beobachten. Diese 
Vielfalt gilt es im Sinne einer Weiterent-
wicklung für alle zu nutzen.
Im Schulalltag erleben wir viele sportbe-
geisterte Jungen und Mädchen, die un-
aufgefordert jede Möglichkeit nutzen, um 
Bewegungsaktivitäten zu entfalten, aber 
immer wieder zur Einhaltung von Normen 
im Umgang mit Klassenkameraden und 
Materialien aufgefordert werden müssen. 
Wir erleben aber auch Schüler, die moti-
vations- und antriebslos zum Unterricht 
erscheinen, die keine Ziele haben, die 
nicht über die Fähigkeit verfügen, durch 
Selbstbeobachtung und -reflexion eigene 
Gedanken, Gefühle, Motive und Handlun-
gen zu beeinflussen. Wir erleben diese oft 
als unaufmerksame, extreme Emotionen 
und wenig Empathie zeigende Schüler, die 
ihren Lernprozess nicht vorausschauend 
und strukturiert planen können, Probleme 
aussitzen und keinen Sinn in ihrer Tätigkeit 

Heterogenität in der Lehrerfortbildung – Fach Sport

Elke Michalek



 165

erkennen. Geringes Selbstvertrauen und 
Durchsetzungsvermögen werden hinter 
einer Fassade von Aggressionen, geringer 
Bereitschaft sich in Gruppen einzuordnen 
oder Gleichgültigkeit versteckt.
Auch wenn Zusammenhänge zwischen Art, 
Intensität oder Umfang körperlicher Belas-
tungen und entsprechender Auswirkung 
auf kognitive Fähigkeiten noch sehr gering 
erforscht sind, ist der positive Einfluss von 
Bewegung und Sport auf die Entwicklung 
kognitiver Fähigkeiten, die das mensch-
liche Denken und Handeln beeinflussen, 
unstrittig. 
Eine Vielzahl mentaler Prozesse fassen die 
Hirnforschung und Neuropsychologie un-
ter den exekutiven Funktionen zusammen. 
Sie ermöglichen uns Menschen, unser 
Verhalten unter Berücksichtigung der Be-
dingungen des Lebensraumes zu steuern, 
z. B. das Setzen von Zielen und Prioritäten, 
Planungsvorgänge beherrschen, Impulse 
zu kontrollieren, Emotionen und Wünschen 
zu regulieren, Aufmerksamkeit und Motorik 
zu steuern, Handlungen und ihre Ergeb-
nisse zu beobachten und entsprechend zu 
korrigieren. Die Qualität der „exekutiven 
Funktionen“, deren Entwicklung erst im 
jungen Erwachsenenalter abgeschlossen 
ist, entscheidet über den Erfolg im Lern- 
und Schulalltag, aber auch im Berufsleben 

des Lehrers. Folgende Potenziale bzw. Fä-
higkeiten werden als exekutive Funktionen 
beschrieben:
a) Das Arbeitsgedächtnis, das Informatio-

nen kurzfristig speichert, um dann mit 
ihnen zu arbeiten (Kopfrechnen, Satz-
bildung, Übersetzungsleistungen in den 
Fremdsprachen)

b) Die Inhibition (Hemmung von Verhal-
ten und Aufmerksamkeit) als Fähigkeit, 
einem externen Impuls nicht zu folgen, 
sondern ein ins Auge gefasstes Ziel kon-
sequent zu verfolgen. Damit konform 
gehen soziales (Streit mit Worten statt 
mit Fäusten) und selbstdiszipliniertes 
Verhalten (erst die Hausaufgaben, dann 
das Computerspiel).

c) Die kognitive Flexibilität, die es uns 
ermöglicht, dass wir uns schnell auf 
wechselnde Anforderungen einstellen, 
Sichtweisen anderer nachvollziehen, 
Perspektiven wechseln und aus unseren 
Fehlern lernen können.

Es ist davon auszugehen, dass eine große 
Zahl von Schülern nicht über ausreichend 
ausgebildete exekutive Funktionen verfügt. 
Aus Unkenntnis führen unsere Beobachtun-
gen im Klassenraum oder in der Sporthalle 
oft zu falschen Einschätzungen, werden 
Maßnahmen abgeleitet, die falsch, sepa-
rierend und für die Entwicklung des Schü-
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lers nicht förderlich sind. Daraus abzulei-
ten sind Schwerpunkte in der Fortbildung:
• Schulsport und Gesundheit
• neurophysiologische Zusammenhänge 

zwischen Sport und Lernleistungen
• Diagnostik und Förderung
• Ausgestaltung bewegungsfreundlicher 

Schulen
Gehirnfunktionen sind sowohl kognitiv als 
auch körperlich trainierbar. Nachgewie-
sen ist, dass körperliche fitte Kinder über 
besser ausgeprägte exekutive Funktionen 
verfügen. So könnten offensichtlich viele 
Herausforderungen im Umgang mit hetero-
genen Lerngruppen durch mehr Bewegung 
gelöst werden.

2.	 Lernen	braucht	Bewegung	und	Sport

Bildungspolitiker betonen immer wieder die 
Bedeutung von Bewegung und sportlichen 
Aktivitäten für schulische Lernprozesse.
Schülerinnen und Schüler können sich  
über Bewegung die Welt erschließen und 
neuere Untersuchungen geben eindeutige 
Hinweise darauf, dass körperliche Aktivi-

 
Bewegung   kognitive Fähigkeiten   

exekutive Funktionen  und  räumlich-visuelle Verarbeitungsprozesse 

Problemlösen, wissenschaftliches 
Arbeiten, mathematische Fähigkeiten 

 
Zusammenspiel von    ermöglichen 
Arbeitsgedächtnis selbstreguliertes Verhalten 
Inhibition                 
Aufmerksamkeitsprozesse   
   
          selbstverantwortliches            Entwicklung 

eigenaktives            sozial-emotionaler             
selbstwirksames Lernen         Kompetenzen 
             

     
Unterstützung 
 
Willensbildung 
 
diszipliniertes Verhalten 

 

Abb. 1 Zusammenhang Bewegung und kognitive Fähig-
keiten

tät die kognitive Leistungsfähigkeit akut 
beeinflusst. Sportunterricht ermöglicht 
Jungen und Mädchen Selbstwirksamkeits-
erfahrungen (ich bin erfolgreich, weil ich 
etwas kann) und stärkt das Selbstbild (Vor-
stellung über mich selbst, steuert das Den-
ken, Fühlen und Verhalten), lebt und entwi-
ckelt faires Miteinander als Grundlage des 
sportlichen Handelns und macht kognitive 
Leistungen als Voraussetzung und Ergebnis 
der eigenen motorisch-sportlichen (Leis-
tungs)Entwicklung erfahrbar. 
In Schulen, in denen Kinder sehr hetero-
gene und damit inklusive Lerngruppen 
bilden, die altersgemischt sind, in denen 
Kinder aus unterschiedlichen sozialen 
oder ethisch-kulturellen Kontexten kom-
men oder des motorischen Förderbedarfs 
bedürfen, wird dies in besonderer Weise 
deutlich. In Lehrerkollegien, die eine ge-
sunde Altersmischung aufweisen, werden 
im übertragenen Sinne diese positiven Po-
tenziale freigesetzt und gewinnbringend 
genutzt.
Der Sportunterricht bildet einen Teil der Le-
benswelt ab, in der Kinder gewinnen, Freu-
de und Stolz erleben, verlieren und damit 
verbundene Enttäuschungen wegstecken 
müssen, kämpfen, durchhalten, immer wie-
der etwas üben, als Teamplayer auftreten, 
etwas wagen und riskieren, den Gegner 
respektieren, fair agieren können, Beschei-
denheit und Emphatie lernen. Lernkompe-
tenzen, Werte und Haltungen, die nicht nur 
bei Olympischen Spielen Hochkonjunktur 
haben. Dieses Potenzial des Sportunter-
richts bewusst zu nutzen, entsprechende 
Lerngelegenheiten dem Schüler anzubie-
ten, verlangt den nicht immer leichten Spa-
gat zwischen der Arbeit an Standards in der 
körperlich-sportlichen Grundbildung und 
der Entwicklung über das Fach Sport hin-
ausreichender Kompetenzen.



 167

Die Forderung nach inklusiver Bildung 
verlangt, Lehrer und Schulleitungen in 
Schulen zu ermutigen, Lernen und Lehren 
sowie Methoden und Möglichkeiten ihrer 
Weiterentwicklung zu diskutieren. In Fort-
bildungsveranstaltungen müssen sie Ge-
legenheit haben, ihre pädagogische Arbeit 
gemeinsam zu reflektieren, Methoden und 
Strategien im Umgang mit sich selbst und 
ihren Klassen zu verändern. 
Voraussetzung für einen souveränen Um-
gang mit Heterogenität – Inklusion – als 
grundlegendem Prinzip braucht Über-
denken und Modifikation althergebrach-
ter Gewohnheiten und Einstellungen von 
Lehrern, Fortbildnern und politischen 
Entscheidungsträgern. Lehrer mit neuen 
Denkansätzen vertraut zu machen und 
sie mit Handwerkszeug für ihre tägliche 
Arbeit auszustatten, ist Aufgabe der Lehr-
erfortbildung und wird die Realisierungs-
wahrscheinlichkeit der Forderung nach 
inklusiver Bildung deutlich erhöhen. Ent-
sprechende Fortbildungsangebote, die 
nach den gleichen Grundsätzen angelegt 
sein müssen, wie Lehr- und Lernprozes-
se in der Schule gestaltet werden sollen, 
sind auf allen Ebenen zu konzipieren und 
Fachlehrern anzubieten. Wissenschaftlich 
neue Erkenntnisse müssen Grundlage für 
die Arbeit der Fortbildungsanbieter sein, 
Lehrer dürfen nicht nur passive Rezipienten 
in den Veranstaltungen sein, sondern viel-
mehr in sozialen Interaktionsformen ver-
stärkt Verantwortung für den eigenen und 
kollegialen Lernprozess in heterogenen 
Fortbildungsgruppen übernehmen. Neben 
der Aneignung fachlichen Wissens sind Si-
tuationen zu arrangieren, in denen Lehrer 
auch methodische, soziale oder personale 
Kompetenzen anwenden, oder selbst (wie-
der) entwickeln können. Eine stärkere Be-
tonung von praktischem, erfahrungsbasier-

tem, aktivem und kooperativem Lernen ist 
in den Fortbildungen notwendig, weil z. B. 
der Lernbereich Rhythmik und Tanz im Fach 
Sport nicht nur für Sportlehrerinnen und 
ihre Schülerinnen konzipiert, die Entwick-
lung von Unterrichtsmaterialien nicht nur 
Fachberatern vorbehalten, Gesundheit und 
Fitness kein Alleinstellungsmerkmal für un-
sere Schüler ist und die Forderung nach le-
benslangem Lernen auch vor Sportlehrern 
nicht halt macht.
Im Mittelpunkt schulischer Lehr- und Lern-
prozesse steht das Kind. Ein wesentlicher 
Grundgedanke der weiterentwickelten 
Lehrpläne ist das Prinzip der Co-Konstrukti-
on. Die Co-Konstruktion im Lehr- und Lern-
prozess setzt eine reflektierte und fragende 
Haltung von Lehrern voraus. Dies gilt ge-
genüber den eigenen als auch kindlichen 
Lernprozessen. Es muss im Sportunterricht 
gelingen, Kinder angemessen zu unterstüt-
zen, zu begleiten, zu fordern und mit ihnen 
diese Zeit zu teilen. Dabei gilt es Situatio-
nen bewusst aufzugreifen, die ethische, 
geschlechtsspezifische und kulturelle Le-
bensfragen berühren und für Kinder erfahr-
bar machen, dass Menschen unterschied-
liche Einstellungen und Wertvorstellungen 
haben, die ihre Meinungen und Handlun-
gen beeinflussen. Analog müssen Fortbil-
dungsveranstaltungen für Lehrer genau 
diese Merkmale bedienen.
Es geht im Sportunterricht auch um die 
Entfaltung, Ausbildung, Verfeinerung von 
Fähigkeiten und Fertigkeiten, die Entwick-
lung starker, stimmiger, selbstbewusster 
Persönlichkeiten als Träger auch unserer 
Zukunft. Das Aufgabenfeld eines Sportpäd-
agogen ist dabei weit umfangreicher als die 
Weitergabe von Unterrichtsinhalten.
Um eine solch professionelle Haltung ein-
nehmen zu können, müssen Fachkräfte 
sich verpflichtend fort- und weiterbilden.
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Im inklusiven Unterricht sind Differen-
zierung vor allem in Bezug auf die Leis-
tungsheterogenität und Individualisierung 
Grundprinzipien. Für die didaktisch-metho-
dische Gestaltung des Sportunterrichts, die 
vom Wissen um und von der Akzeptanz von 
Heterogenität ausgehen muss, gehen ff. 
Überlegungen einer unterrichtspraktischen 
Umsetzung voraus:
• Der Sportlehrplan gibt den gemeinsa-

men Rahmen für das Erreichen eines 
Zieles vor; der Lernweg dahin kann sehr 
unterschiedlich sein und berücksichtigt 
individuelle Bedürfnisse und Lernaus-
gangslagen.

• Der Lehrer lebt inklusive Werte und 
Grundhaltungen (Akzeptanz von Hete-
rogenität und partizipative Einstellung 
gegenüber dem Schüler).

• Der Schüler ist viel stärker als bisher 
Subjekt in seinem Lernprozess (Selbst-
ständigkeit, Lösung von Problemstel-
lungen, Reflexion des eigenen Lernfort-
schritts, Mitverantwortung ...).

• Der Schüler erwirbt Kompetenzen in al-
len Lern- und Kompetenzbereichen des 
Lehrplans entsprechend den Vorgaben 
und versteht den Sinn seines sportli-
chen Tuns (Mehrperspektivität).

• Personale Beziehungen im Unterricht, 
Wertschätzung, Anerkennung und eine 
motivierende Leistungseinschätzung 
sind Bestandteil der pädagogischen Ar-
beit – auch im Sportunterricht.

Ein Höchstmaß an Anforderungen an Sport-
lehrer und Sportunterricht wird gestellt. Der 
Sportlehrer muss die körperliche Entwick-
lung in den einzelnen Lebensphasen der 
Mädchen und Jungen, Kinder und Jugend-
lichen gut kennen, immer auch erziehe-
risch tätig sein, selbst ein sportliches Kön-
nen besitzen und schließlich interessante 

sportliche Lernangebote arrangieren, diese 
so differenzieren, dass der Schüler die an-
gestrebten Ziele der Kompetenzentwick-
lung erreichen kann. 
Viele Lerngelegenheiten im Sportunter-
richt, die die Verschiedenheit von Schülern 
berücksichtigen, sind selbstverständlich 
und fester Bestandteil des Unterrichts, 
z. B.: 
• Gerätearrangements, die mit unter-

schiedlichem Schwierigkeitsgrad ge-
turnt werden können, 

• differenzierte Ballmaterialien und -grö-
ßen im Spielbereich oder

• die differenzierten Aufgabenstellungen 
zur Entwicklung aerober Ausdauerfähig-
keit. 

Unterrichtsplanung, -durchführung und 
-nachbereitung werden immer eine fach-
liche und zeitliche Herausforderung blei-
ben. Zudem sind Sportlehrer aber weit 
stärker als früher in der Beobachtung und 
Einschätzung von Schülertätigkeiten gefor-
dert. Individuell auf den einzelnen Schüler 
zugeschnittene Maßnahmen einzuleiten, 
ist in großen Sportgruppen schwer umzu-
setzen. Hier die Subjektrolle des Schülers 
in seinem Lernprozess, für den er Verant-
wortung trägt, zuzulassen, zu stärken und 
auch einzufordern, ist die pädagogische 
Herausforderung und Aufgabe. Auch in der 
Fortbildung müssen diese Segmente bezo-
gen auf Ziele und Inhalte der Veranstaltung 
integriert sein. Entsprechende Aufgaben 
und Instrumente sind zu entwickeln.
Empfehlungen für eine Gestaltung inklusi-
ven (Sport)unterrichts orientieren sich an 
den allgemein anerkannten und empirisch 
belegten Merkmalen guten Unterrichts (vgl. 
Meyer 2004), die der schon immer vorhan-
denen Heterogenität in Lerngruppen in ho-
hem Maße gerecht werden.
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Schätze deine Fertigkeiten in den einzelnen Übungen ein. Leite entsprechenden 
Übungsbedarf ab. 
 
Reflexionsbogen - Sport (Technikbausteine Rückschlagspiel) – Klassenstufen 4-6 
 

B
au

st
ei

n
e 

 
 
Nr. 

Name der 
Übung 

Einstufung 

Konnte 
ich / 

konnten 
wir sofort 

musste 
ich / 

mussten 
wir länger 

üben, 
dann hat 

es 
geklappt 

habe ich / 
haben wir 
gar nicht 
hinbekom

men 

Diese 
Übung 
möchte 
ich zu 
Hause 
üben. 

 
 

1 

Flug-
wunder 

mittel     

2 Reifen-
landung I 

mittel     

3 
Reifen-
landung 

II 
mittel     

F
lu

g
b

ah
n

 d
es

 B
al

ls
 e

rk
en

n
en

 

4 Tippball schwer     

5 Rollende
r Ball 

mittel     

6 3erPack mittel     

B
al

l a
n

n
eh

m
en

 

7 Mal so, 
mal so 

mittel     

 

Abb. 2 
Beispiel für einen Reflexionsbogen

Für die Lehrerfortbildung sind diese Forderungen zu über-
nehmen bzw. zu adaptieren:
• Fortbildner lassen ein ausgewogenes Verhältnis von 

Gleichheit und Unterschiedlichkeit zu und ermöglichen 
unterschiedliche Lernwege zum Erreichen des Zieles.

• Lehrer lösen selbstständig Aufgaben und Probleme in 
Workshopphasen oder praktischen Übungen.

• Lehrer reflektieren über ihr Lernen, einschließlich der 
erreichten Ergebnisse, die sie in Bezug zu den zu errei-
chenden Zielen setzen.

• Zeit und entsprechende Instrumente zur Reflexion sind 
zu entwickeln und zur Verfügung zu stellen.

• Fortbildner nutzen das aktuelle Wissen verschiedener 
Wissenschaften, bereiten dies für die Zielgruppe Lehrer 
auf und gestalten Veranstaltungen unter Berücksichti-
gung dieses Wissens (vgl. Frohn, Pfitzner 2011).
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3.	 Didaktische	Route	für	eine	Fortbildungs-veranstaltung	
im	Bereich	Sport

Thema: 
Entwicklung von Spielfähigkeit im Rückschlagspiel Klasse 
4–6

Ziele: 
• Lernprozesse entsprechend individueller Lernausgangs-

lagen gestalten
• unterrichtspraktische Anregungen zur Entwicklung von 

Lernkompetenzen in den Klassenstufen 4–6 entwickeln

Verlauf Schwerpunkte Material 

Zielstellung Formulierung eines Problems, 
z. B.: 
fehlende natürliche Ballschule 
motorische Defizite 
Übergang Grundschule - 
weiterführende Schule 
Wie gelingen Motivation und 
Selbstregulation für das Lernen? 

 

Input/Vortrag Einordnung des Lernbereichs 
Sportspiele  

a) kindliche Entwicklung 
b) Lehrplan  

 

Praxis/ 
Stationsbetrieb 

Bewegungserfahrungen mit 
verschiedenen Materialien  
Reflexion über Flugeigenschaften 
verschiedener Materialien 

 
 
AB/ 
Beobachtungs 
bogen 

interaktiver 
Vortrag 

Spielvermittlungsmodelle, z. B. 
Das MSIL, Einordnung, Bezüge zu 
Neurowissenschaften 

 

Praxis/ 
Partnerarbeit 

Übungsbeispiele zu 
Koordinations-, Technik- und 
Taktikbausteinen  
Aufgaben: 
Schätzen Sie Ihre Fertigkeiten in 
den einzelnen Übungen ein.  
Leiten Sie den Übungsbedarf ab. 
Differenzieren Sie die Übungen 
entsprechend Ihrer 
Lernausgangslage. 

induktive 
Methode 
 
 
Selbst-
/Fremdein 
schätzung 
 
AB nutzen 

Praxis 
Regeln/Spiele 
leiten 

Aufgaben: 
Ordnen Sie den 
Schiedsrichterzeichen die 
Textkarten zu. 
Beschreiben Sie das Fehlerbild 
und erläutern Sie die 
entsprechenden 
Schlussfolgerungen für den 
weiteren Spielverlauf.  

 
Puzzle 
Lese- 
kompetenz 
 

Reflexion a) bisherige eigene 
Unterrichtspraxis  

b) zur Veranstaltung 

 

 

Abb. 3 
Didaktische Route einer  
Fortbildungsveranstaltung
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Neben der Entwicklung von Wahrneh-
mungsleistungen, Bewegungs- und Materi-
alerfahrungen sowie sportlich-motorischen 
Fertigkeiten werden Lernsituationen an-
gestrebt und gestaltet, in der jeder Teil-
nehmer, unabhängig von seiner „Lernaus-
gangslage“ einen Beitrag leisten kann – sei 
es in der Gesprächsrunde, in der Berufs-
erfahrungen eingebracht werden oder am 
Ende der Partnerarbeit das eigene techni-
sche Können und Wahrnehmungen oder 
kreative Übungsabwandlung beschrieben 
werden können oder die Reflexion über das 
eigene Arbeitsverhalten in der Veranstal-
tung erfolgt.
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1.	 Einführung	

 „... Alle unsere Erkenntnisse und unse-
re Handlungsmöglichkeiten sind pers-
pektivengebunden ... Wir können aber 
unsere Perspektive vertreten, ohne die 
Perspektive anderer abwerten zu müs-
sen... Darin liegt ein wichtiger Erkennt-
nisgewinn ...“ (Prengel, 2003)

Der Begriff der sozialen Inklusion unter-
scheidet sich grundsätzlich von einem 
engen Integrationsbegriff. Das Verständ-
nis von Inklusion geht über die formale 
Gleichstellung hinaus und hegt einen 
ganzheitlichen Anspruch: die Gesellschaft 
und die entsprechenden Subsysteme – 
beispielsweise das Bildungssystem – so 
zu gestalten, dass alle Menschen sich nicht 
nur trotz, sondern vielmehr aufgrund ihrer 
Verschiedenheit darin selbstverständlich, 
anerkannt und zugehörig fühlen. 
Mit der Forderung nach Inklusion wird viel-
fach ein politischer Toleranzappell ausge-
rufen und ein Anspruch auf weitreichende 
gesellschaftliche Veränderungen erhoben. 
Häufig übersehen werden jedoch die „Um-
kehrseiten“ der Inklusion – die mit Exklusi-
on verbundenen Stereotypisierungen oder 

gar Diskriminierungen –, denn ethnische, 
religiöse und soziale Vielfalt wird nicht 
zwingend als eine willkommene Bereiche-
rung aufgefasst und gelebt. Die Akzeptanz 
der Gleichwertigkeit braucht folglich nicht 
nur den geregelten gesetzlichen Rahmen, 
sondern sie benötigt ein abgeklärtes 
Selbstverständnis aller Beteiligten. Dieses 
Selbstverständnis bedarf in erster Linie un-
serer Bereitschaft zur aktiven Auseinander-
setzung mit der eigenen Haltung im Kontext 
gesellschaftlicher Machtverhältnisse. Ge-
lingt es uns, die historischen, gesellschaft-
lichen sowie biografischen Positionierun-
gen zu reflektieren, die eigene Stellung 
dazu zu überdenken und die bisher verbor-
genen Wissensressourcen zu erschließen, 
so kann dieses „Wissen“ in praxisnahe 
Handlungsstrategien übersetzt werden. 
Ohne diese Reflexionsbereitschaft ist die 
Veränderung der eingespielten Denk- und 
Handlungsmuster kaum möglich. 
Der Grund für eine derartig tiefgehende 
Reflexion im Kontext von Inklusion ist vor 
allem der Unsichtbarkeit von Schieflagen 
geschuldet, denn Diskriminierung muss 
keine spektakulären Züge aufweisen: Sie 
kann sich durch stille Verweigerung von 
Grundrechten und Bedürfnissen wie die der 

Von Bias zum Perspektivwechsel:1

Anti-Bias-Ansatz für Multiplikator_innen

Marina Chernivsky

1 Dieser Beitrag ist die leicht veränderte Fassung des Artikels „Der Anti-Bias-Ansatz im Spannungsfeld zwischen Vielfalt und Diversität“ 
aus der Veröffentlichung „Perspektivwechsel – Theorie, Praxis, Reflexionen“ (ZWST 2010).
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Anerkennung manifestieren oder aus indi-
rekt institutionalisierter Praxis resultieren – 
aus Vorkehrungen, die bestimmte Gruppen 
überproportional negativ treffen und ihre 
Verwirklichungspotenziale verhindern. Dis-
kriminierendes Verhalten kann zum einen 
aus jahrhundertalten Vorurteilen hervorge-
hen; zum anderen scheint dieses Verhalten 
in keinem unmittelbaren Zusammenhang 
mit vorurteilsbehafteten Einstellungen zu 
stehen, da Diskriminierung vielfach durch 
explizite gesetzliche Regelungen oder all-
gemeine gesellschaftlich-kulturelle Nor-
men begründet wird. Pointiert formuliert: 
Vorurteile und Diskriminierung beruhen 
nicht ausschließlich auf den Einsichten 
oder Handlungen einzelner Menschen; die-
se Zustände werden vielmehr überliefert, in 
Ideologien institutionalisiert und in Struk-
turen verankert.

2.	 Pädagogik	der	Vielfalt

„Inwieweit Menschen ... als ... Fremde 
wahrgenommen werden, ist folglich nicht 
unbedingt von ihrer Staatsbürgerschaft 
oder Herkunft abhängig. Innerhalb eines 
Landes können Menschen, auch wenn sie 
die entsprechende Staatsbürgerschaft be-
sitzen, schon lange in einem Land leben 
oder dort geboren sind, trotzdem von der 

Mehrheit der Bevölkerung als ... Auslän-
der_innen wahrgenommen werden. Das ist 
vor allem dann der Fall, wenn sie als Mit-
glied einer als fremd definierten Gruppe 
identifiziert werden, das heißt, einer Grup-
pe, die in ethnischer, kultureller oder reli-
giöser Hinsicht als ‚anders‘ kategorisiert 
und mit negativen Stereotypen belegt wird“ 
(Zick et al., 2011, S. 23).
Der Begriff Pädagogik der Vielfalt geht auf 
Annedore Prengel (1995) zurück und steht 
bis heute im Blickpunkt sozialer und politi-
scher Diskurse. Das Kernelement der Päda-
gogik der Vielfalt besteht in erster Linie da-
rin, dass jeder Mensch – in seiner Biografie 
wie seinem Wesen nach – einzigartig ist 
und Freiraum für seine Selbstbestimmung 
und Selbstentfaltung benötigt. Die unüber-
sehbare Unterschiedlichkeit der Menschen 
wird diesem Ansatz zufolge nicht als Prob-
lem, sondern als wertvolle Ressource be-
trachtet. 
Den Ausgangspunkt der Pädagogik der 
Vielfalt bilden die zentralen Dimensionen 
der Differenz wie etwa Geschlecht, Her-
kunft und Begabung (vgl. Prengel, 1995), 
aber auch andere Differenzkonstrukte wie 
jene des Alters oder des sozialen Status 
(vgl. Rommelspacher, 2009). Dabei spielen 
Begriffe wie Gleichheit und Verschiedenheit 
eine zentrale Rolle – sie spiegeln das Span-
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nungsverhältnis zwischen dem Eigenen 
und dem Fremden, zwischen Gleichwertig-
keit und Differenz wider. 
„Die Verschiedenheit und die Gleichheit ... 
sind unverzichtbar, denn Verschiedenheit 
ohne Gleichheit zu betonen hat Hierarchie 
zu Folge und Gleichheit ohne Verschieden-
heit zu betonen, hat Gleichhaltung zu Fol-
ge. An dieser Stelle zeigt sich, dass ‚Päda-
gogik der Vielfalt‘ auf einem ... einfachen 
Kern beruht, dass dieser Kern aber eine 
vielschichtige, komplexe Denkfigur enthält. 
Es ist immer wieder ... eine Herausforde-
rung, das Spannungsverhältnis zwischen 
Gleichheit und Differenz zu klären, end-
gültige Antworten sind nicht zu erwarten, 
immer neue offene Fragen werfen sich auf.“ 
(Prengel, 2003)
Die Annahme der Gleichheit beruht auf 
dem Universalitätsprinzip und eröffnet 
Fragen nach der Allgemeingültigkeit der 
Bedürfnisse nach Liebe und Anerkennung, 
nach Partizipation und Zugehörigkeit, nach 
Unversehrtheit und Menschenwürde. „Ei-
nen Menschen als Zweck seiner selbst zu 
betrachten, bedeutet, ihn in mindestens 
drei wesentlichen Dimensionen nicht nur 
zur Kenntnis zu nehmen, zu tolerieren, son-
dern auch anzuerkennen, d. h. nicht nur 
hinzunehmen, sondern zu bejahen in der 
Dimension körperlicher Integrität, persona-
ler Identität und soziokultureller Zugehörig-
keit“ (Brumlik, 2010, S. 16).
Die Annahme der Verschiedenheit beruht 
demgegenüber auf dem Prinzip der kons-
tanten Vielfältigkeit, stetigen Flexibilität, 
wechselnder Mehrfachzugehörigkeit und 
führt in das individuelle wie auch kollektive 
Dilemma der Differenz ein. 
Denn das Balancieren zwischen Gleichheit 
und Differenz ist ein stetiges Spannungs-
feld, in dem zu viel des einen und zu we-
nig des anderen zu Ungleichbehandlung, 

Abwertung und Diskriminierung führen 
können (vgl. Prengel, 2003). So auch die 
Betrachtung des Anderen, die stets vor dem 
Hintergrund der eigenen beschränkten Per-
spektivität erfolgt und von der kollektiv 
zugeschriebenen Verschiedenheit geprägt 
bleibt. 
Beinahe jede Diskriminierung basiert auf 
Differenz, die mit Be- und Abwertungen ein-
hergeht, sich an den abgrenzenden Norm-
vorstellungen orientiert sowie klare Aus-
schlusskriterien festlegt. Das Recht nach 
Selbstachtung wird verletzt, die Anerken-
nung der Verschiedenheit wird abgespro-
chen. Menschen wird die Kontrolle über 
ihre eigenen Bedürfnisse genommen, wenn 
sie als Person nicht beachtet oder ernst ge-
nommen werden, oder wenn Gruppen oder 
soziale Kontexte, denen sie entstammen, 
herabgesetzt oder verächtlich gemacht 
werden (vgl. Brumlik, 2010).
Das Leitziel der Pädagogik der Vielfalt be-
steht folglich darin, die eigenen Maßstäbe 
der Differenz zu erkennen und die Pluralität 
als Ressource wahrzunehmen. Die Aufde-
ckung und Dekonstruktion der von der Ge-
sellschaft vorgenommenen und in unserer 
Wahrnehmung verinnerlichten Differenz-
konstruktionen werden in dem Konzept der 
Pädagogik der Vielfalt ebenso zum Gegen-
stand kritischer Auseinandersetzung wie 
im Anti-Bias-Ansatz. Es geht insbesondere 
darum, durch pädagogisches Denken und 
Handeln die „Kausalkette von individuellen 
und kulturellen Prägungen“ (Gramelt, 2010, 
S. 185) sowie deren Reproduktion zu erken-
nen und aufzubrechen. Unterschiedliche 
Lernorte – Schule, Jugendhäuser und ande-
re Bildungseinrichtungen – sollen aus der 
Sicht dieser Ansätze zu geeigneten Lernor-
ten werden, in welchen das Einüben eines 
kompetenten Umgangs mit Vielfalt und der 
damit verbundenen Diversität möglich ist.
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2 Vermerk: Die Beschreibung des Ansatzes basiert auf Erfahrungen aus dem Projekt „Perspektivwechsel“. Der Ansatz ist offen und 
inklusiv und wird von unterschiedlichen Trainer_innen variabel aufgefasst bzw. beschrieben.

3 ‚Bias’ engl.: Voreingenommenheit/Schieflage.
4 Zit. nach Judith Steinkuehler und Jana Scheuring (Schulung, Perspektivwechsel, 2010).
5 Hier das Thüringer Modellprojekt „Perspektivwechsel – Bildungsinitiativen gegen Antisemitismus und Fremdenfeindlichkeit“; Mehr 

dazu unter www.zwst-perspektivwechsel.de

Zwar ergänzen die beiden pädagogischen 
Denkrichtungen einander in ihren Zielen 
und Aufgaben, sie sind jedoch keineswegs 
identisch. Ähnlich wie im Fall der Pädago-
gik der Vielfalt zielt auch der Anti-Bias-An-
satz nicht in erster Linie auf die Vermittlung 
von Praxismethoden und Handlungsan-
weisungen. Vielmehr geht es um die Ent-
faltung einer Lebensphilosophie, die auf 
einer selbstreflexiven, gesellschaftskriti-
schen und demokratiebewussten Haltung 
beruht. Zielt die Pädagogik der Vielfalt auf 
die Wahrnehmung und Integration plura-
ler Lebensweisen in einer Gesellschaft, so 
richtet sich die Anti-Bias-Pädagogik auf 
die „Korrektur“ der damit einhergehenden 
Verstrickungen, Fehlentwicklungen und 
Schieflagen. 

3.	 Leitziele	und	Grundannahmen	des		
Anti-Bias-Ansatzes2

„Der Anti-Bias-Ansatz3 sensibilisiert für ge-
sellschaftliche Schieflagen und der damit 
verbundenen Diskriminierung. Zugleich 
fördert er einen selbstkritischen Umgang 
mit diesen Problemen und vermittelt Kom-
petenzen für Inklusion.“ 4

Der Anti-Bias-Ansatz bietet eine wirksame 
(pädagogische) Interventionsform zur kri-
tischen Reflexion von gesellschaftlichen 
Machtverschiebungen und strebt an, ähn-
lich wie das Konzept der Pädagogik der 
Vielfalt, Werte wie Gerechtigkeit, Gleichwer-
tigkeit und Anerkennung auf der Ebene des 
Individuums wie auf der Ebene der Instituti-
on und Gesellschaft zu vermitteln und wei-
terzutragen. Der Ansatz zielt demzufolge 

auf eine breitere Akzeptanz hybrider Iden-
titäten und mehrfacher Zugehörigkeit(en) 
zu verschiedenen sozialen Gruppen und 
Milieus sowie die Reduzierung von Diskri-
minierung aufgrund von Verschiedenheit 
und Diversität. 
Der Ansatz wurde in den USA Anfang der 
1980er Jahre von Louise Derman-Sparks 
und Carol Brunson-Phillips vornehmlich 
für Vor- und Grundschulen konzipiert, mit 
dem Ziel, Bildungseinrichtungen in Orte 
der Vielfalt und der Anerkennung zu ver-
wandeln sowie Maßnahmen zu entwickeln, 
die geeignet sind, diesen Wandel nach-
haltig auszubauen und zu unterstützen. 
Die maßgeblichen Anwendungsbereiche 
in Deutschland sind überwiegend Einrich-
tungen mit den Schwerpunkten interkul-
tureller, diskriminierungskritischer und 
inklusiver Pädagogik im Kontext frühkind-
licher und schulischer Erziehung sowie 
im Bereich der Erwachsenenbildung (vgl. 
Gramelt, 2010). 
Im Bereich der Erwachsenenbildung will 
der Anti-Bias-Ansatz dazu beitragen, Kom-
petenzbereiche pädagogischer Fachkräfte 
im Umgang mit Vorurteilen und Diskrimi-
nierung zu erweitern und zu vertiefen5. Der 
Ansatz geht von „persönlichen Erfahrungen 
der Teilnehmenden aus und verdeutlicht 
die Mechanismen und Wirkungsweisen von 
Diskriminierung anhand des Zusammen-
hangs von eigenen Vorurteilen, Diskrimi-
nierungserfahrungen ... vorherrschenden 
Stereotypen und Machtverhältnissen im 
gesellschaftlichen (und globalen) Kontext“ 
(Schmidt/Trisch, 2007). Die Grundprämis-
se des Ansatzes besteht unter anderem in 
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der Förderung der Selbstreflexion als viel-
versprechende Grundlage für nachhaltige 
Veränderungsprozesse auf individueller 
wie auch struktureller Ebene. Die durch den 
Ansatz initiierten Lernprozesse setzen auf 
eine kritische Analyse vorherrschender Dif-
ferenzlinien und gesellschaftlicher Mach-
tasymmetrien sowie auf eine systemische 
Reflexion des (pädagogischen) Selbstver-
ständnisses der Adressat_innen – ihrer 
Ziele, Werte und Arbeitsmethoden. 

3.1	 Grundannahme:	Identität	
Identitäten in der Spätmoderne sind „nie-
mals einheitlich“ und stets in Bewegung 
(Hall, 2004, S. 170 in Mendel, 2010, S. 45). 
Das Verständnis von Identität im Sinne 
einer vielschichtigen Konstruktion von 
Selbst, die sich in einem interaktiven 
Prozess verändert, in kommunikativen 
Aktivitäten vollzieht und im Laufe der So-
zialisation erworben wird, stellt eine wich-
tige Prämisse der Anti-Bias-Arbeit dar. Das 
Selbst ist zwar stabil und konsistent, aber 
ständig in dynamischer Entwicklung. Iden-
tität formiert sich fortwährend neu in der 
Interaktion und Beziehung mit „signifikan-
ten Anderen“, denn jeder Mensch braucht 
andere Menschen, die ihn identifizieren, 
um sich seiner eigenen Identität gewahr zu 
werden. 
Die Identität, also die Subjektbildung, wird 
hier also nicht als naturgegeben betrach-
tet, sondern als eine narrative Konstrukti-
on, die sich in einem dialektischen Prozess 
sowie in einer wechselseitigen Beziehung 
zu den jeweiligen sozialen und kulturellen 
Kategorien kontinuierlich (weiter)entwi-
ckeln kann. Hinzu kommt der Umstand, 
dass wir uns nicht nur ausschließlich aus 
uns heraus verstehen, als Individuen, son-

dern auch als Mitglieder_innen von Grup-
pen, denen wir uns angeschlossen haben, 
oder zu denen wir zwangsläufig zugeordnet 
werden (vgl. Mendel, 2010).
Belastungen oder Identitätsbrüche (wie 
bspw. Diskriminierungen), die nicht kohä-
rent in die eigene narrative Identität inte-
griert werden können, wirken lange nach. 
Selbstwirksam ist ein Mensch, der seine 
individuelle an seine kollektive Identität 
anbinden kann, weil sie inkludiert ist in die 
reale oder imaginierte Identität der Gesell-
schaft, einen Platz erhält, einen Namen hat 
(vgl. Ghaderi, 2011). Der Anti-Bias-Ansatz 
legt folglich viel Wert auf die Anerkennung 
subjektiver Identitäten und multipler Zuge-
hörigkeiten und bietet mittels sensibilisie-
render Methoden einen wertfreien Raum 
zum Erzählen eigener Geschichte(n) mit 
dem Ziel, das Spannungsfeld zwischen 
Gleichheit und Unterschiedlichkeit zu re-
duzieren und für einen offenen Umgang mit 
Differenzen zu sensibilisieren.

3.2	 Grundannahme:	Die	Anderen
„In den Seminaren hat man wirklich so 
einen Ausschnitt von sich selbst und von 
Anderen bekommen. Menschen, die be-
reits versuchen, ein bisschen offener zu 
sein, merken immer wieder, dass sie an 
ihre Grenzen stoßen. Wir merken, dass wir 
genauso in Vorurteilen verhaftet sind. Da 
muss man sagen: „ ,Schau noch einmal ge-
nau hin.‘ “6 
Dem Vorurteil liegen meist unbegründete, 
aber durchaus wirksame Pauschalbehaup-
tungen zugrunde. Diese „Einstellungen“ 
steuern unsere Erwartungen von „Anderen“ 
und haben eine wichtige projektive Funkti-
on: So können eigene Fehler, Unfähigkei-
ten oder Ängste umgewandelt und „Ande-

6  Ausschnitt aus dem Interview mit Annett Wenzel, Tommy Kleiber, Christian Uthe, Claudia Penzold, Matthias Wolf, „Perspektivwechsel 
– Theorien, Praxis, Reflexionen“, S. 60.
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7 Ausschnitt aus dem Interview mit Monika Chmielewska-Pape, „Perspektivwechsel – Theorien, Praxis, Reflexionen“, S. 40.

ren“ zu Lasten gelegt werden. Lange galt 
es, dass derartige Behauptungen durch ein 
hypothetisches Überprüfen des Wahrheits-
gehalts oder durch Aufzeigen von alternati-
ven empirischen Erklärungen widerlegt und 
damit beseitigt werden können. Wer sich 
jedoch auf so einen Widerlegungsdiskurs 
begibt, scheint die Grundprämisse des Vor-
urteils selbst akzeptiert zu haben. „Statt 
die Arglist beim Namen zu nennen, ertap-
pen wir uns am Ende dabei, dass wir die 
Auseinandersetzung aus einer Defensiv-
haltung führen, als gingen wir davon aus, 
dass die vorurteilshafte Behauptung aus 
empirischen Tatsachen abgeleitet wurde.“ 
(Groß, 2007, S. 21). 
Vorurteile, auf die wir uns so oft zwangs-
läufig beziehen, werden häufig seit Jahr-
hunderten tradiert. Dabei sind sie eher mit 
unseren Phantasien als mit persönlichen 
Erfahrungen oder objektivem Hintergrund-
wissen gefüllt. Mehr noch, sie sind von Indi-
viduen häufig derart verinnerlicht, dass sie 
als selbstverständlich und „normal“ gelten: 
„Die tiefe Verwurzelung von Internalisierun-
gen (Dominanz und Unterdrückung) in der 
Gesellschaft stellt einen der Gründe dafür 
dar, warum sie sich nur äußerst schwer ab-
bauen lassen. Darüber hinaus bedürfte es 
zunächst einmal eines Bewusstseins für 
die gesellschaftlichen Strukturen sowie die 
eigene Eingebundenheit und Verstrickung 
darin“ (Trisch, 2010, S. 36).
Deshalb ist eines der wichtigen Themen 
im Anti-Bias-Ansatz nicht die Widerlegung 
von Vorurteilen, sondern die Reflexion der 
zum Teil unsichtbaren, aber im Denken tief 
verankerten Vorstellungen von „Anderen“ 
mit dem Ziel, die Reflexion der eigenen, 
zum Teil im Dualismus gefangenen Vorur-
teilsstrukturen anzuregen und alternative 

Handlungsoptionen zu entwickeln. In die-
sem Zusammenhang werden sämtliche 
Differenzkategorien wie Alter, Geschlecht, 
sozialer Status, Behinderung, sexuelle Ori-
entierung, Herkunft thematisiert und die 
damit verbundenen Vor-Urteile und Ressen-
timents einer kritischen Reflexion unterzo-
gen. Dieses Vorgehen ermöglicht einen 
intensiven Austausch über die subjektiven 
Erfahrungen und Zuschreibungsprozesse, 
die in der Gesellschaft verankert sind. Die 
überraschende Entdeckung der Vorurteile 
kann dazu führen, dass wir unserem eige-
nen Urteil gegenüber misstrauisch werden 
und dieses einer kritischen Überprüfung 
aussetzen.

3.3	 Grundannahme:		
Soziale	Eingebundenheit	

„Der Mensch kann lernen, dass Vorurtei-
le eine Einengung des Denkens darstellen 
und dass er mit ihnen bewusst umgehen 
kann. Wir machen damit verständlich, dass 
Vorurteile nicht deshalb entstehen, weil wir 
als Menschen etwas falsch machen. Das 
hat vielmehr etwas mit Bildern von Men-
schen und Menschengruppen zu tun, die 
wir in der Herkunftsfamilie aufnehmen, die 
kulturell bedingt unser Leben begleiten. 
Wir machen klar, dass wir diese sozialisa-
tionsbedingte Prägung nicht hinnehmen 
müssen. Jeder, der für seine Einstellungen 
Verantwortung übernehmen will, kann sei-
ne ... Denkmuster oder sein ... Verhalten 
verändern.“7

Im Alltag wird „Kultur“ größtenteils eth-
nisch und national definiert. Menschen 
werden oft nur noch innerhalb ihrer „Kultu-
ren“ gesehen und durch die Zuschreibung 
der vermeintlich erkennbaren Merkmale 
wird ihnen mitunter das Recht auf das eige-
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ne subjektiv-kulturelle Selbstverständnis 
entzogen. Auf der Grundlage von „Kultur“ 
werden Normen und Werte, Grenzen und 
Brücken, Machtbeziehungen und Gruppen-
differenzen bestimmt und ausgehandelt. 
Mit ausgewählten Methoden des Anti-Bias-
Ansatzes ist es möglich, eine kritische Per-
spektive auf Ethnizität und Ethnisierung im 
Umgang mit kulturellen Differenzkonstruk-
tionen zu entwickeln. 
Das Ziel besteht darin, die Einsicht in die 
multiplen Zugehörigkeiten sowie eine 
Wahrnehmung von Anderen auch außer-
halb von kulturellen Gruppenzugehörigkei-
ten zu ermöglichen. Der Ansatz fördert das 
Bewusstsein dafür, dass die Grenzen der 
Zugehörigkeiten fließend sind, und dass 
„Kultur“ diverse andere Merkmale – z. B. 
Geschlecht, Alter, Bildungsstand – auf-
weist. Außerdem unterliegt „Kultur“ vielfäl-
tigen Einflüssen von innen und außen und 
sie wird von Individuen – auch innerhalb 
ein und desselben „kulturellen“ Raumes – 
unterschiedlich verstanden und gelebt. 
Demzufolge zielen die Methoden des An-
satzes in erster Linie auf die kritische Re-
flexion über die eigene soziokulturelle 
Eingebundenheit sowie die Dezentrierung 
vorherrschender Orientierungssysteme. 
Denn was wir vertraut oder fremd finden, 
wofür wir offen sind, was uns als selbst-
verständlich erscheint und wofür wir kein 
Verständnis haben – all das wird durch 
individuelle Prägungen bestimmt und von 
den gesellschaftlichen Leitsätzen sowie 
aktuellen und tradierten gesellschaftlichen 
Diskursen mitgestaltet, unter deren Ein-
fluss wir stehen. Der Ansatz arbeitet auf der 
Grundlage eines offenen und dynamischen 
Kulturbegriffs.

3.4	 Grundannahme:	Diskriminierung
„... Oftmals stehen die Fragen im Raum: 
... Was bedeutet Diskriminierung? Wo be-
ginnt Abwertung und Ausgrenzung von 
Menschen oder Gruppen? ... Wir zeigen 
auf, dass Diskriminierung nicht nur im 
zwischenmenschlichen Bereich auftreten 
kann, sondern auch auf der institutionel-
len Ebene – etwa im Rahmen von Gesetzen 
und Richtlinien. Zudem setzen wir uns da-
mit auseinander, dass vor allem die gesell-
schaftlich vorherrschenden Wertmaßstäbe 
und Normen jegliche Form von Diskriminie-
rung stark begünstigen.“8

Die Arbeit am Thema Diskriminierung wird 
hier von der Annahme getragen, dass Be-
nachteiligung unterschiedliche Formen – 
mittelbare wie unmittelbare – annehmen 
und auf verschiedenen Ebenen – durch 
Individuen, Gruppen oder Gesetze – erfol-
gen kann. Kein Lebensbereich bleibt davon 
ausgenommen: Diskriminierung betrifft 
Menschen auf der ideologisch-diskursiven 
Ebene in politischen und sozialen Diskur-
sen, im interpersonellen Kontakt sowie im 
strukturellen Kontext zum Beispiel im Bil-
dungs-, Gesundheits- oder Versicherungs-
wesen. Der komplexe Zusammenhang zwi-
schen diesen Formen und Ebenen reicht 
in vielen Fällen tief hinein in die instituti-
onellen, rechtlichen und organisatorischen 
Rahmenbedingungen des Alltags und des 
(pädagogischen) Handelns. 
Trotz umfangreicher sozialpsychologischer 
sowie interdisziplinärer Forschung auf 
diesem Themengebiet gibt es jedoch in 
Deutschland bislang nur wenige Studien, 
die das Ausmaß alltäglicher Diskriminie-
rung umfassend darstellen. Die Perspekti-
ve der Betroffenen geht häufig unter, ihre 
Sicht auf Diskriminierung wird vorwiegend 

8 Ausschnitt aus dem Interview mit Nadine Fügner, „Perspektivwechsel – Theorien, Praxis, Reflexionen“, S. 42.
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in fallbezogenen Erfahrungsberichten do-
kumentiert und bleibt für das öffentliche 
Bewusstsein kaum zugänglich. 
Das Anliegen des Anti-Bias-Ansatzes be-
steht vornehmlich darin, die verschiede-
nen Dimensionen der Diskriminierung in 
ihrer Relevanz deutlich zu machen und 
die Einsicht in die Notwendigkeit einer 
aktiven Haltung und Handlung gegen Dis-
kriminierung zu stärken. Der Ansatz the-
matisiert Diskriminierung in horizontaler 
Form, d. h. zielgruppenübergreifend sowie 
hierarchiefrei, und setzt sich mit allen Dis-
kriminierungsformen und -ebenen kritisch 
auseinander. Der Ansatz lenkt die Aufmerk-
samkeit auf Ursachen und Faktoren diver-
ser Diskriminierungen und macht deutlich, 
dass der Grund für Herabsetzung nicht in 
der betreffenden Person, sondern eher in 
Gedanken, Taten und Strukturen zu suchen 
ist, die zu Diskriminierung führen. 
Um komplexe Diskriminierungsprozesse 
zu verstehen, arbeitet der Anti-Bias-Ansatz 
mit einem erfahrungsbasierten Diskrimi-
nierungsmodell (vgl. Anti-Bias-Werkstatt). 
Dem Modell zufolge kann es zur Benach-
teiligung kommen, „wenn ein gesellschaft-
lich-ideologischer oder persönlicher ‚Bias‘ 
mit einem gewissen Spielraum an Defini-
tions- und Handlungsmacht zusammen-
trifft.“ (Maier, 2010, S. 52). Das Ziel dieser 
„Diskriminierungsdefinition“ ist nicht der 
inflationäre Gebrauch des Begriffs, son-
dern die Anerkennung der Sicht der Betrof-
fenen und der kritische Blick auf diskrimi-
nierende Strukturen.

3.5	 Grundannahme:	Intersektionalität	
„Alle Menschen haben ein Geschlecht, eine 
sexuelle Identität, eine Herkunft etc., und 
nehmen entlang dieser Achsen hinsichtlich 
aller Kategorisierungen unterschiedliche 
soziale Positionen ein. So hängen ... an 

der Benachteiligung von alten Menschen 
Vorstellungen über Beweglichkeit, aber 
auch über Geschlechterrollen und sexuelle 
Identitäten; Benachteiligungen von Frauen 
hängen eng mit Alter, Ethnizität oder auch 
Behinderung zusammen ... Ein eindimen-
sionales Verständnis von Diskriminierung, 
das sich nur auf eine Kategorisierung be-
zieht, „ ,stereotypisiert, verzerrt und ver-
kürzt die Probleme, um die es eigentlich 
geht‘.“ (Bauer et al., 2010, S. 4). 
Der Anti-Bias-Ansatz macht auf mehrdimen-
sionale Diskriminierung aufmerksam, denn 
Diskriminierung existiert in komplexen in-
einander verschränkten Formen und kann 
nicht ausschließlich auf eine bestimmte 
Diskriminierungskategorie bezogen wer-
den. Diskriminierung kann daher als Erfah-
rung verstanden werden, in der sich viele 
„Achsen der Ungleichheit“ gleichzeitig 
überkreuzen können, denn jeder Mensch 
trägt potenzielle Diskriminierungsmerkma-
le in sich und kann je nach Situation und 
Kontext von Diskriminierung betroffen sein. 
Das eindimensionale Verständnis, nur von 
einer Diskriminierungskategorie betroffen 
zu sein, stereotypisiert und verkürzt die 
vielschichtigen Diskriminierungserfahrun-
gen der Betroffenen. 
Vor diesem Hintergrund ist der Anti-Bias-
Ansatz im Bereich mehrdimensionaler 
Diskriminierung relevant und eröffnet ein 
breites Spektrum für die Analyse des Inei-
nandergreifens unterschiedlicher Diskrimi-
nierungsmerkmale-, formen und -ebenen. 
Das Grundprinzip ist es, alle Ausgrenzungs- 
und Diskriminierungsdimensionen ohne 
Hierarchisierung zueinander in Beziehung 
zu setzen, wohlwissend, dass jede Diskri-
minierungs- und Unterdrückungskategorie 
eine eigene „Handschrift“ aufweist. So ist 
es beispielsweise wichtig, die spezifischen 
Unterschiede in der Diskriminierung ver-
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schiedener Gruppen, insbesondere bei 
mehrfacher Benachteiligung, wahrzuneh-
men und zu würdigen.

3.6	 Grundannahme:		
Macht	und	Internalisierung

„Wenn es quasi ‚normal‘ ist, dass Kinder 
mit Migrationshintergrund eine geringere 
Schulbildung erhalten, kommen viele gar 
nicht erst auf die Idee, dass hier eventu-
ell eine systematische, individuelle oder 
institutionelle Diskriminierung eine Rolle 
spielen könnte. Wenn bestimmte Diskrimi-
nierungen, wie die von Frauen und Homo-
sexuellen, so tief in unserer Gesellschaft 
verankert sind, dass sie sich in Gesetzen 
niederschlagen ... erkennen eventuell viele 
diese gar nicht als solche und verstehen sie 
als Teil unserer Kultur“ (Zick et al., 2011,  
S. 26).
Fast alle Beziehungen in unserem Alltag sind 
durch Machtverteilung und Machtasymmet-
rien gekennzeichnet – so etwa durch Un-
gleichheiten mit Blick auf den rechtlichen 
und sozialen Status. Vor allem Minderheiten 
sind davon betroffen: Sie haben gewöhn-
lich weniger Zugang zu Einfluss und gesell-
schaftlicher Teilhabe und blicken oft auf 
Unrechts- und Diskriminierungserfahrungen 
zurück. Eine Asymmetrie ergibt sich allein 
schon dann, wenn ein Kommunikationspart-
ner nicht ausreichend über die verwendete 
Sprache verfügt (vgl. Auernheimer, 2005). 
Einige Diskriminierungspraktiken sind of-
fensichtlich und werden durch Normen und 
Gesetze für unrechtmäßig erklärt. Andere 
Phänomene hingegen sind historisch so 
stark verankert, dass sie kaum noch als 
solche wahrgenommen werden (vgl. Anti-
Bias-Werkstatt). „... Diesem Gedankengang 
zufolge sind es verinnerlichte Vorstellun-
gen von Über- und Unterlegenheit, die die 
herrschenden Ungleichheitsverhältnisse 

legitimieren. Dabei werden diese Vorstel-
lungen über ungleiche Verhältnisse oft 
als so selbstverständlich, natürlich und 
unveränderbar betrachtet, dass von einer 
Verinnerlichung von Dominanz einerseits 
und Unterdrückung andererseits gespro-
chen werden kann. Dies kommt z. B. in der 
Äußerung zum Ausdruck, auch weibliche 
Angestellte in der Feuerwehr müssten sich 
als Feuerwehrmann bezeichnen lassen. 
Nicht die Feuerwehr-Frau, sondern der 
Feuerwehr-Mann sei die einzig legitime Be-
rufsbezeichnung. Ein solches Sprachspiel 
versucht eine Vorstellung von traditiona-
ler Herrschaft zu reproduzieren.“ (Maier, 
2010, S. 52)
Ausgehend von dieser Beobachtung ge-
winnt die Auseinandersetzung mit Macht 
und Internalisierung im Anti-Bias-Ansatz 
einen zentralen Stellenwert. 
Der Ansatz vermittelt das Verständnis für 
die je eigenen Verstrickungen in die gesell-
schaftlichen Machtverhältnisse als eine der 
grundlegendsten Voraussetzungen für Ver-
änderungsprozesse (vgl. Schmidt/Trisch, 
2007). Das Ziel dabei besteht darin, die je 
eigenen Verinnerlichung(en) zu erkennen 
und die institutionalisierten Internalisie-
rungen zu hinterfragen. Die Beschäftigung 
mit geschichtlichen Aspekten spielt hier 
ebenfalls eine wichtige Rolle – die Reflexi-
on der eigenen Bezüge zur Geschichte er-
öffnet die Möglichkeit, das Spannungsfeld 
zwischen Vergangenheit und Gegenwart für 
sich offen und selbstbestimmt zu gestalten. 
Die Auseinandersetzung mit Internali-
sierungsprozessen erfordert also Aufge-
schlossenheit für die Entdeckung eigener 
„blinder Flecken“ und eine hohe Bereit-
schaft zur Reflexion eigener Verstrickun-
gen. Näher betrachtet erklärt Internalisie-
rung das Fortdauern von Schieflagen und 
Diskriminierung. 
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3.7	 Grundannahme:	Ansatzpunkte	und		
Handlungsoptionen	

„... Ich denke, dass ich ein offener Mensch 
bin. Es war für mich jedoch wichtig zu ver-
stehen, wo meine Anteile dabei sind: Wo 
werde ich diskriminierend? Wo werde ich 
rassistisch? Wo setze ich bei mir an? ... Ich 
weiß, dass es mir mit dieser Weiterbildung 
gelungen ist. Ich habe jetzt einen anderen 
Ansatz für mich gefunden und glaube, dass 
es nicht ausreicht, nur den Blick auf den 
Rechtsextremismus zu werfen. Vielmehr 
müssen wir wirklich grundlegend in allen 
anderen Bereichen suchen und eine ernste 
Wertediskussion in unseren Kreisen darü-
ber führen.“9

Pädagogische Fragestellungen entstehen 
nicht in einem wertneutralen Raum. Sie 
sind Gegenstand und Ergebnis historischer 
Entwicklungen, politischer Entscheidungen 
sowie vielfältiger sozialer Dynamiken. Die 
Auseinandersetzung mit den Auswirkun-
gen dieser Gegebenheiten auf das eigene 
Denken und Tun ist grundlegend für die 
(Selbst-) Reflexion und die Modifikation 
des eigenen Handlungsrahmens in jedem 
pädagogischen Kontext. Unter (Selbst-) Re-
flexion wird hier die Fähigkeit verstanden, 
die Wahrnehmungs-, Deutungs- und Hand-
lungsrichtungen vor dem Hintergrund eines 
subjektiv eingeschränkten Blickwinkels zu 
erkennen, zu verstehen und (neu) einzuord-
nen. „Neben gesellschaftlichen und institu-
tionellen Strukturen der Profession geraten 
die Professionellen selbst mit ihren (be-
rufsbiographischen) Erfahrungen, Einstel-
lungen und Kompetenzen, sowie den damit 
... verbundenen blinden Flecken ins Blick-
feld. ... Biographische Reflexion wird damit 
zu einem zentralen Bestandteil von Profes-
sionalität“ (Kraul et al., 2002a, in Gramelt, 

2010, S. 38). Diese Art der Sensibilisierung 
hilft zum einen Unbequemlichkeiten auf-
zuspüren und Selbstverständlichkeiten zu 
hinterfragen. Zum anderen führt die Refle-
xion der eigenen Positionierung zur Ana-
lyse des professionellen Selbstverständ-
nisses. Sensibilisierungsfragen wie „Was 
bin ich als Pädagoge_in?“, „Was möchte 
ich meinen Schüler_innen vermitteln?“ 
oder „Welche Werte leiten mich selbst da-
bei an?“ sind wichtige Anhaltspunkte für 
die Reflexion der eigenen Verfremdungen, 
Vorbehalte, aber auch Werte und Ziele als 
Multiplikator_in. 
An dieser Stelle ist es wichtig anzumerken, 
dass die Bereitschaft zum selbstreflexiven 
Lernen nicht immer gegeben ist. Lernpro-
zesse, die zwangsläufig eine Veränderung 
der eigenen Ansichten oder Spielregeln 
beinhalten, werden vielfach als irritie-
rend und gar bedrohlich eingeschätzt. Es 
können unangenehme Gefühle aufkom-
men; es kommt auch vor, dass diese Form 
des Lernens gänzlich abgelehnt wird. Ein 
Lernprozess, der auf Selbstreflexion und 
Selbsterkenntnis beruht, stößt also häu-
fig an seine Grenzen, besonders wenn die 
Abwehr gegen die neue Erfahrung über-
wiegt, oder der hierfür benötigte zeitliche 
oder methodische Rahmen nicht vorliegt. 
Eine wertfreie und behutsame pädagogi-
sche Anleitung fördert die Bereitschaft der 
Multiplikator_innen sich auf das intensive 
Lernen einzulassen und ebnet den Weg zu 
einer umsichtigen, „selbstdosierten“ Er-
kundung biografischer, sozialer und gesell-
schaftlicher Realität.

9 Ausschnitt aus dem Interview mit Annett Wenzel, Tommy Kleiber, Christian Uthe, Claudia Penzold, Matthias Wolf, „Perspektivwechsel 
– Theorien, Praxis, Reflexionen“, S. 60.
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4.	 Von	Bias	zum	Perspektivwechsel	

„Ich denke oft an das Wort ‚Perspektivwech-
sel‘. Man benötigt einen Perspektivwechsel, 
um aus einer anderen Perspektive auf sich 
selbst zu schauen. Es ist auch immer die 
Frage der eigenen Verantwortlichkeit. Ich 
gestalte mein Leben selbstständig und ei-
genverantwortlich... Das Problem ist, dass 
einigen Menschen dieses Gefühl: ‚Ich habe 
da eine Handlungsanleitung in der Hand‘ 
wichtiger ist. Aber jede Situation verlangt 
ein anderes Vorgehen. Die Seminare des 
‚Perspektivwechsel‘ brachten mich dazu, 
meine Einstellung dazu zu überdenken und 
den ‚Methodendruck‘ aufzugeben.“10

Die Theorie der Perspektivenübernahme 
(„theory of mind“) geht unter anderem vom 
Ansatz der Perspektivität aus – der unab-
wendbaren Beschränkung des eigenen 
Blickwinkels durch seine Subjektivität. Der 
Wechsel von Perspektiven bedeutet Wahr-
nehmungen, Gedanken und Verhalten an-
derer Menschen zur Kenntnis nehmen zu 
wollen und zu können. Eine Metaperspek-
tive („Metakognition“) einzunehmen setzt 
voraus, aus der zwangsläufigen Bindung 
an die eigene Ich-Hier-Position kognitiv wie 
emotional herauszutreten und – wenn auch 
symbolisch – in die Perspektive der „Ande-
ren“ wechseln zu können. 
Auch wenn die Metaperspektive bewusst 
eingenommen wird, bleibt der Blick auf 
„Andere“ häufig verstellt. Vor dem Hinter-
grund der eingeschränkten Perspektivität 
werden „unbequeme“ Situationen syste-
matisch ausgeblendet, nicht erkannt oder 
so definiert, dass alternative Denkformen 
und Handlungsoptionen unentdeckt blei-
ben. Damit vollzieht sich ein Anpassungs-
prozess – die Habituation an den Status 

Quo des Gegebenen. Was dabei unbelich-
tet bleibt, sinkt ins Unbewusste.
Die Förderung von Empathie sowie anderen 
wichtigen Werten wie Akzeptanz und Ach-
tung der Vielfalt und der Menschenwürde 
sind unumstrittene pädagogische Ziele. 
Diese mit den Mitteln der politischen Bil-
dung erreichen zu wollen ist sehr wichtig, 
aber die Empathie als ein pädagogischer 
Meilenstein darf nicht mit der Bereitschaft 
zum Perspektivwechsel gleichgestellt wer-
den. 
Lassen sich denn die „anderen“ Welten 
überhaupt reflektieren? Kann ein Perspek-
tivwechsel gelingen, wenn andere Pers-
pektiven „unabwendbar“ verstellt bleiben? 
Was brauchen wir, um „wechseln“ zu kön-
nen?
Die Auseinandersetzung mit „Eigenem“ 
und „Anderem“ ist in erster Linie der Ver-
such, eigene Wahrnehmungshorizonte 
zu erweitern und andere Blickwinkel ein-
zunehmen – ein wichtiger Schritt zum re-
flektierten Umgang Vielfalt, aber auch mit 
Perspektivitätsgrenzen. Die Fähigkeit zur 
Empathie spielt dabei eine wesentliche 
Rolle, ist aber nicht primär entscheidend, 
denn nicht die Empathie als ein pädago-
gischer Meilenstein steht im Vordergrund, 
sondern die Entwicklung eines reflektier-
ten Identitätsbewusstseins sowie die Be-
reitschaft zum kritischen Dialog mit indi-
viduellen und kollektiven Einordnungen 
in „wir“ und die „anderen“. Hier nimmt  
das Bewusstsein für das grundsätzliche 
Vorhandensein anderer (disparater) Pers-
pektiven Einfluss auf die Wahrnehmungs- 
und Deutungsprozesse. Darüber hinaus 
sind die Bereitschaft zur Reflexion sowie 
die Offenheit gegenüber der Bedeutung 
von Geschichte und deren Nachwirken bis 

10 Ebd., S. 62.
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in die Gegenwart hinein bedeutsame Stra-
tegien für einen gelungenen „Perspektiv-
wechsel“. 

5.	 Resümee

Der Anspruch auf die bedingungslose Wert-
schätzung der Vielfalt und Heterogenität 
kann unter Umständen eine utopische Ziel-
vorstellung sein. Demzufolge will der Anti-
Bias-Ansatz einen realistischen Umgang 
mit Differenzen sowie eine umsichtige Ana-
lyse eigener Möglichkeiten und Grenzen 
ermöglichen mit dem Ziel, diskriminieren-
de Praktiken auf zwischenmenschlicher, 
soziokultureller und struktureller Ebene zu 
erfassen und Handlungsmöglichkeiten zu 
entwickeln. 
„Die Antidiskriminierungsarbeit nach dem 
Anti-Bias-Ansatz setzt in erster Linie dort 
an, wo das Gesetz keine Wirkung zu zei-
gen vermag. Die mit dem Ansatz verfolg-
te Denk- und Verhaltensänderung durch 
Selbsterkenntnis und das Verständnis für 
Prozesse und Strukturen, welche die Ent-
stehung und Aufrechterhaltung von Diskri-
minierung begünstigen, kann nur in einem 
dauerhaften und ständigen Prozess der 
Auseinandersetzung des Einzelnen und der 
Gesellschaft mit diesen Themen erreicht 
werden. Es ist zwar möglich, durch Sank-
tionen – oder vielmehr durch die Angst 
davor – Menschen dazu zu bringen, be-
stimmte Handlungen zu unterlassen. Doch 
die den Handlungen zu Grunde liegenden 
Denk- und Reaktionsmuster sowie die ver-
innerlichten Wahrnehmungen lassen sich 
durch Angst vor Strafe nicht verändern. In 
manchen Fällen können sie sogar verstärkt 
und verfestigt werden, wenn die Einsicht 
fehlt, dass es sich bei den sanktionierten 
Handlungen um ein Fehlverhalten handelt. 
An diesem Punkt kann der Anti-Bias-Ansatz 

eine Akzeptanz der gesetzlichen Regelung 
sowie eine Anerkennung ihrer Relevanz 
herbeiführen.“ (Chmielewska-Pape, 2010, 
S. 27)
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Inklusion als Thema der Zweiten Phase  
der Lehrerausbildung 
Individuelles Lernen im Vorbereitungsdienst professionalisieren

Bärbel Falke, Ulrike Greve, Rosemarie Jobst, Michael Nafe,  

Heike Scheika, Iris Bösenberg, Kerstin Herrmann und Heide Zschweigert

1.	 Einleitung

„Ziel der pädagogisch-praktischen 
Ausbildung im Rahmen eines schul-
artbezogenen Vorbereitungsdienstes 
ist die Befähigung der Lehramtsanwär-
ter zu selbstständiger Arbeit in ihrem 
Lehramt, insbesondere in den Hand-
lungsfeldern Unterrichten, Erziehen, 
Beraten, Beurteilen, Innovieren und 
Mitwirken in allen schulischen und au-
ßerschulischen Bereichen.“ 

 (ThürAZStPLV0 2012)

Eine der zentralen Aufgaben der Leh-
rerbildung ist es, ein zukunftsfähiges 
Bildungssystem zu schaffen. Soziale 
Herausforderungen, Inklusion und Persön-
lichkeitsbildung spielen verstärkt eine Rol-
le. Dabei stehen die Schüler im Mittelpunkt 
aller Überlegungen. Wie können sie zu bes-
seren Lernerfolgen kommen? Was kann in 
der Lehrerausbildung getan werden, damit 
zukünftige Lehrer auf die Anforderungen im 
beruflichen Alltag besser vorbereitet sind? 
Die Kultusministerkonferenz stellt dabei 
die „Fortentwicklung der Lehrerbildung in 
Bezug auf die Anforderungen der Hetero-
genität und Inklusion“ in den Vordergrund. 
Ties Rabe, der Präsident der Kultusminis-
terkonferenz, betont, dass neben der Ent-

wicklung hin zu Ganztagsschulen und der 
Umsetzung der Bildungsstandards im Un-
terricht, Themen wie Inklusion, Migration 
und Individualisierung hohe Ansprüche an 
Lehrkräfte und Schulleitung stellen. (vgl. 
KMK, 19. 09. 2012)
Für die Lehrerausbildung hat die Kultusmi-
nisterkonferenz in den „Standards für die 
Lehrerbildung: Bildungswissenschaften“ 
(vgl. KMK, 16. 12. 2004) die Kompeten-
zanforderungen für die Bereiche Unterrich-
ten, Erziehen, Beurteilen und Innovieren 
beschrieben, die in den Ausbildungen für 
die Lehrämter erworben werden müssen. 
Auf der Basis dieser Standards wurden in 
Thüringen Ausbildungscurricula für den 
Vorbereitungsdienst entwickelt. Ergänzend 
zu diesen Ausbildungscurricula für das All-
gemeine Seminar und die Fachseminare 
gibt es das Ausbildungscurriculum „Allge-
meines Seminar II – Individuelles Lernen 
professionalisieren“. Dieses Curriculum 
fokussiert im Besonderen auf die Indivi-
dualisierung der Ausbildung. Ziel ist es, 
bei den Lehramtsanwärtern eine professi-
onelle Grundhaltung zu entwickeln, die es 
ihnen in ihrem zukünftigen Berufsalltag 
ermöglicht, bei den Schülern die von der 
OECD geforderten Schlüsselkompetenzen 
zu entwickeln und die sich aus dem Bil-
dungsplan und aus den weiterentwickelten 
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Thüringer Lehrplänen ergebenden päda-
gogischen Handlungs- und Entwicklungs-
linien umzusetzen. Mit Bezug auf die von 
der Kultusministerkonferenz vereinbarten 
bildungswissenschaftlichen Kompetenzen 
und Standards der Lehrerbildung werden 
alle wichtigen schulischen Handlungs-
felder über konkrete und praxisrelevante 
Handlungssituationen in der Ausbildung 
erschlossen. Zum ersten Mal überhaupt 
gibt es damit in Thüringen ein an den Kom-
petenzen für den Lehrerberuf ausgerich-
tetes Curriculum für die zweite Phase der 
Ausbildung. Es ist für jedes der fünf Lehr-
ämter verbindlich. 
Der innovative Ansatz besteht u. a. darin, 
die bisherige Kluft zwischen Theorie und 
Praxis in der Lehrerausbildung zu schlie-
ßen. Dabei schafft das Ausbildungscur-
riculum Transparenz in der Ausbildung, 
auch hinsichtlich der Anforderungen an 
die Lernenden. Es ermöglicht auf bessere 
Weise die selbstgesteuerte Einbindung der 
Lernenden in den eigenen Professionalisie-
rungsprozess.
Auf der Grundlage dieser Curricula ent-
wickelten die schulartbezogenen Studi-
enseminare auf die verschiedenen Lehr-
ämter zugeschnittene praxisgerechte 
Ausbildungskonzepte, die auch die ak-
tuellen schulpolitischen Anforderungen 

zur Umsetzung der Themen Inklusion und 
Nachhaltigkeit berücksichtigen.
In den nachfolgenden Texten stellen die 
vier schulartbezogenen Studienseminare 
am Standort Gera (inkl. der Außenstelle 
Jena) ihre entsprechend den veränderten 
Anforderungen entwickelten lehramtsspe-
zifischen Ausbildungskonzepte und Bemü-
hungen um eine inklusive Pädagogik vor.

2. Lehramtsspezifische  
Ausbildungswege

2.1 Lehramt für Förderpädagogik	
Wir richten in diesem Beitrag den Focus auf 
ein Ausbildungskonzept, durch welches 
die Lehramtsanwärter eigene, lern- und 
berufsbiografisch bedeutsame Erfahrun-
gen zum Umgang mit Heterogenität sam-
meln. 
In einem weiteren Schwerpunkt wird die 
Ausbildung der Lehramtsanwärter im Ge-
meinsamen Unterricht illustriert.

2.1.1  Lernkultur 
Leitgedanken, die unser Ausbildungskon-
zept prägen, lassen sich mit den Worten 
von Galileo Galilei zusammenfassen:
„Man kann einem Menschen nichts lehren, 
man kann ihm nur helfen, es in sich selbst 
zu entdecken.“ 
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Unsere Antwort auf die aktuellen Heraus-
forderungen an die Lehrerausbildung ist 
die Professionalisierung des individuellen, 
des selbstverantworteten und reflexiven 
Lernens. 
Unabhängig von der Schulart sind alle Leh-
rer verpflichtet, einen individualisierenden, 
auf die Fähigkeiten, auf das Wollen und auf 
die verantwortliche Lernhaltung der Schü-
ler vertrauenden Unterricht zu gestalten 
(vgl. ThürSchulO 2011 und ThürSchulG 
2010).
Wie werden wir selbst in unserer Ausbil-
dungsarbeit diesem Anspruch gerecht?
Lehramtsanwärter beginnen ihre Ausbil-
dung mit den unterschiedlichsten Lern-
biografien und Erfahrungsschätzen. An 
unserem Seminar erleben sie das Lernen 
als einen selbstbestimmten, individuellen 
und auch sozialen Prozess. Umgang mit 
Heterogenität wird im eigenen Lernprozess 
als Möglichkeit und Wirklichkeit erfahren. 
Dabei wird im Gesamtkonzept sehr viel 
Wert auf den hohen Anteil der individuel-
len Gestaltungsspielräume im Rahmen von 
Lernzirkelarbeit oder eigenverantwortlicher 
Arbeit gelegt (Abbildung 1). Lehrerausbil-
dung schafft hier ein Modell für das Lernen 
im schulischen Kontext.
Die Ausbildung ist durch folgende struk-
turelle und inhaltliche Merkmale gekenn-
zeichnet. 

Seminare
Die Anzahl der gemeinsamen Seminare 
beschränkt sich auf ein Minimum. In jahr-
gangsgemischten flexiblen Gruppen wer-
den grundlegende Themen gemeinsam mit 
dem Fachleiter bearbeitet. Jeder Lehramts-
anwärter entscheidet je nach persönlicher 
Bedeutsamkeit, zu welchem Zeitpunkt in 
der Ausbildung und in welcher Reihenfolge 
er die jeweiligen Seminare besucht. Dies ist 
in jedem Ausbildungshalbjahr möglich. 
Die Praxis des Gemeinsamen Unterrich-
tes zieht sich als immanenter Bestandteil 
durch alle Seminare.

Lernzirkel
Ziel der Lernzirkel ist es, im professionel-
len Austausch selbst organisierte Bildung 
für die Tätigkeit als Lehrer/in im Sinne 
des lebenslangen Lernens zu praktizieren. 
Lernzirkel sind feste Lerngruppen, beste-
hend aus 3–5 Lehramtsanwärtern, die laut 
Seminarplan mindestens einmal monatlich 
ganztägig gemeinsam an ausgewählten 
Themen arbeiten. Die Lehramtsanwärter 
trainieren hier z. B. die Praxis der Kollegia-
len Fallberatung oder der Kollegialen Hos-
pitation oder sie bearbeiten fachliche bzw. 
überfachliche Themen.

Individuelle Arbeit
Themen und Kompetenzen werden indivi-
duell oder gemeinsam mit einem Lernpart-
ner erarbeitet.

 S em inare  L ernzirkel

Individuelles  L ernen B löc ke,  P rojekte u.ä.
Abbildung 1 
2.1.2 Lernkultur, FÖP
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Ausbildungskatalog
Anhaltspunkt für den Lernprozess ist der 
Ausbildungskatalog. In ihm werden die 
angestrebten Kompetenzen abgebildet. Er 
bietet den Anwärtern Orientierung bei der 
persönlichen Planung.

Individueller Ausbildungsplan und 
Portfolio
Jeder Lehramtsanwärter plant seinen Aus-
bildungsweg am Studienseminar in einem 
persönlichen Ausbildungsplan und doku-
mentiert den Lernprozess in seinem Port-
folio. Schule ist einer der wesentlichsten 
und prägendsten Bestandteile in der Aus-
bildung für die Lehramtsanwärter. Mit der 
weitsichtigen und bewussten individuellen 
Ausbildungsplanung kann eine stärkere 
Vernetzung zwischen Seminar und dem 
System Schule erreicht werden. Die Verant-
wortlichen für Ausbildung unterstützen und 
begleiten diesen Prozess idealerweise in 
Zusammenarbeit mit den Fachleitern.

Prozessbegleitung
„Mit Abstand in der Nähe sein“ beschreibt 
die Rolle des Studienseminars, speziell der 
Fachleiter in der Ausbildung des Einzelnen 
und in der Begleitung der Lernzirkel. Die 
Lehramtsanwärter reflektieren regelmäßig 
im Ausbildungsplan verankerte Schritte 
mit ihren Fachleitern und besprechen neue 
Wege bzw. setzen sich weiterführende Ziele. 

Unterrichtsbesuche
Unterrichtserfahrungen, Sichtweisen und 
Konzepte werden besprochen und reflek-
tiert. In Bezug auf den persönlichen Lern-
prozess erhalten die Anwärter hier Rück-
meldung zu Themen, die individuell oder 
im Lernzirkel erarbeitet wurden und deren 
Umsetzung sie zu Unterrichtsbesuchen er-
proben.

Das individualisierende Konzept der Aus-
bildung vertraut auf die Lernkompetenzen 
der Anwärter und darauf, dass die Lehr-
amtsanwärter verantwortungsbewusst und 
auf ihre Fähigkeiten bauend die Gestal-
tungsmöglichkeiten effektiv nutzen.

2.1.2 Ausbildung an Schulen im  
Gemeinsamen Unterricht

Die Ausbildung im Gemeinsamen Unter-
richt nimmt einen immer breiteren Raum in 
der Ausbildung der Förderpädagogen ein. 
Auch oder besonders im Vorbereitungs-
dienst sind wir bestrebt, den aktuellen bil-
dungspolitischen Forderungen gerecht zu 
werden und die Lehramtsanwärter vorran-
gig im Gemeinsamen Unterricht auszubil-
den. Die Zuweisung der Anwärter erfolgt an 
eine Grund- oder Regelschule, in der Schü-
ler mit dem ausbildungsrelevanten sonder-
pädagogischen Förderbedarf lernen.
In der Ausbildung sind Klassenführung 
und Unterrichtspraxis auch im Gemeinsa-
men Unterricht eines der Kerngeschäfte 
der angehenden Förderpädagogen. Es geht 
darum, die gesamte Lerngruppe inklusiv 
zu unterrichten sowie Lernanlässe für alle 
Schüler mit und ohne sonderpädagogi-
schen Förderbedarf zu schaffen.
Indem sie individualisierende Unterrichts-
konzepte umsetzen, pädagogische sowie 
sonderpädagogische Maßnahmen realisie-
ren, eröffnen die Lehramtsanwärter allen 
Schülern der Klasse Lern- und Erfahrungs-
räume.
Die Lehrer der Grundschule bzw. der Re-
gelschule übernehmen die Rolle des fach-
begleitenden Lehrers und beraten den 
Lehramtsanwärter aus fachdidaktischer 
Sicht. Der Förderpädagoge des zuständi-
gen Förderzentrums begleitet den Anwär-
ter in sonderpädagogischen Fragen des 
Unterrichtens, Erziehens, der Elternarbeit, 



190

des Diagnostizierens und Förderns. Ebenso 
führt er den Lehramtsanwärter in die Netz-
werkarbeit des Förderzentrums und der 
angeschlossenen Netzwerkschulen ein. 
Insbesondere profitieren die Anwärter hier 
von dem sonderpädagogischen und über-
fachlichen Austausch mit anderen erfahre-
nen Förderpädagogen zum Gemeinsamen 
Unterricht.
Mit den Fachleitern des Studienseminars 
beraten und reflektieren die Anwärter bei 
Unterrichtsbesuchen den Ausbildungs-
fortschritt entsprechend des individuellen 
Ausbildungsplanes und setzen neue Ziele. 
Diese beziehen sich einerseits auf fachdi-
daktische Schwerpunkte und andererseits 
auf die sonderpädagogische Förderung im 
Unterricht.
Besonders spannend sind Konstellati-
onen, in denen Anwärter verschiedener 
Lehrämter gemeinsam an einer Schule 
ihre Ausbildung absolvieren. Es eröffnen 
sich gewinnbringende und vielfältige Ko-
operationsmöglichkeiten (s. auch Punkt 
4). Diesbezüglich wünschen wir uns mehr 
Mut seitens der Schulämter und Schulen, 
den gemeinsamen Einsatz zweier Anwärter 
unterschiedlicher Professionen bewusst zu 
ermöglichen. Gemeinsamer Unterricht lebt 
von Kooperation, nicht erst nach Abschluss 
der Ausbildung. Kennzeichnend für diese 
Zusammenarbeit sind zum Beispiel:

– Kollegiale Hospitationszirkel
– Gemeinsame Unterrichtsplanung
– Kollegiale Fallberatung 
– Gemeinsame Förderplanung 
– Erarbeiten von Fördermaterialien
– Gezielte, reflektierte, gemeinsame päd-

agogische Diagnostik
Unsere ersten Erfahrungen bestärken die 
Sinnhaftigkeit dieses Anliegens.

2.2	 Lehramt	an	Grundschulen
„Ob eine Gesellschaft Fortschritte macht, 
hängt nicht zuletzt von ihren Lehrenden 
ab.“ (Huber 2005)
Pädagogisches Handeln ist nicht unabhän-
gig von der Person des Lehrers erlernbar. 
Das pädagogische Denken und Handeln 
des Lehrers wird von dessen Einstellungen, 
Auffassungen, Begabungen und den per-
sönlichen Erfahrungen stärker bestimmt 
als in der Ausbildung erworbenen Kennt-
nissen und Fähigkeiten. Einstellungen und 
Handlungsweisen als Merkmale einer Per-
sönlichkeit können durch neue Erfahrun-
gen und Training verändert werden (vgl. 
Wahl 2006).
Folgt man diesen Grundgedanken, ergeben 
sich daraus spezifische Anforderungen an 
die Ausbildung, die u. a. im „Ausbildungs-
curriculum Allgemeines Seminar II – indivi-
duelles Lernen professionalisieren“ grund-
gelegt und damit verpflichtend umzusetzen 
sind. 

2.2.1 Rolle der eigenen Lernbiografie
Die Struktur der Ausbildung am Studiense-
minar für das Lehramt an Grundschulen 
gliedert sich in eine Start-, eine Kern- und 
eine Prüfungsphase (drei, zwölf und drei 
Monate). Durch alle drei Phasen zieht sich 
die Arbeit an der eigenen Lernbiografie, 
die dem Bereich Portfolio zugeordnet ist. 
Zum Beginn der Startphase geht es darum, 
sich der eigenen Lernbiografie und den sich 
daraus ergebenden Konsequenzen für die 
Entwicklung der beruflichen Professionalität 
bewusst zu werden. Dabei stellen wir fest, 
dass die meisten der Lehramtsanwärter sich 
erstmals mit dieser Thematik auseinander-
setzen. Im Gegensatz dazu ist die Bedeu-
tung der Lernvoraussetzungen bei Schülern 
allen bekannt und wird als Selbstverständ-
lichkeit anerkannt. Das Lernen ist ein im-
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mer währender persönlicher und affektiver 
Prozess, bei dem es auf der einen Seite um 
neue Informationen und Erfahrungen und 
auf der anderen Seite um Emotionen, Ge-
fühle und Vorerfahrungen geht. Aus diesem 
Grund ist es bedeutsam, sich der eigenen 
Lernvoraussetzungen und der eigenen in-
dividuellen Lernsituation bewusst zu wer-
den. Die Lehramtsanwärter setzen sich mit 
persönlichen Schlüsselsituationen, Phasen 
und Einzelthemen ihrer Lebens- und Lernge-
schichte auseinander. Die Rückmeldungen 
der Lehramtsanwärter bestärken uns, das 
Thema „Eigene Lernbiografie“ weiterzuent-
wickeln und konsequent als immanenten 
Ausbildungsbestandteil zu integrieren.

2.2.2 Ausbildungselemente am  
Studienseminar für das Lehramt  
an Grundschulen

2.2.2.1 Kompaktwochen
Um den unterschiedlichen Lernbedürfnis-
sen in den einzelnen Ausbildungsphasen 
gerecht zu werden, finden in der Startpha-
se sowohl Kompaktwochen am Studiense-
minar als auch Kompaktwochen an der 
Schule ohne Seminarangebote statt. Das 
hat den Vorteil, dass die Lehramtsanwärter 
den Ausbildungsort Schule ohne Unterbre-
chung durch Seminartage kennen lernen. 
Gleichzeitig bieten die Ausbildungsveran-
staltungen am Studienseminar die Mög-
lichkeit für eine umfassende Reflexion ers-
ter Erfahrungen im schulischen Alltag. Die 
Startphase wird durch die Medienprojekt-
woche (vgl. Abschnitt 3) beendet. 
Jeweils zu Beginn eines Schuljahres finden 
für verschiedene Ausbildungsjahrgänge 
Kompaktwochen an der Ausbildungsschule 
statt. Aufgabe der Lehramtsanwärter ist es, 
zielgerichtet in der Schuleingangsphase zu 
hospitieren und zu unterrichten. 

2.2.2.2 Hospitationszirkel 
Mit Beginn der Kernphase startet die Ar-
beit in den Hospitationszirkeln. Vier bis 
sechs Lehramtsanwärter besuchen sich 
gegenseitig in kleinen Gruppen im Un-
terricht und werten diesen nach einer 
vorgegebenen Struktur aus. Über das 
Gespräch wird ein Protokoll angefertigt.  
Die Hospitationszirkel sind ein wichtiger 
Bestandteil der Individualisierung im Vor-
bereitungsdienst. Sie werden eigenverant-
wortlich während des gesamten Vorberei-
tungsdienstes durchgeführt.

2.2.2.3 Fach- und Allgemeine Seminare 
Bei der Gestaltung der Allgemeinen und 
Fachseminare gewinnt die Arbeit am sub-
jektiven Konzept der Lehramtsanwärter 
eine immer größere Bedeutung. Durch 
Teamarbeit von Fachleitern, gegenseitige 
Hospitationen und konstruktives Feedback 
soll erreicht werden, dass in den Seminar-
veranstaltungen nicht nur an den Kenntnis-
sen der Lehramtsanwärter gearbeitet wird, 
sondern auch an deren Erfahrungen, Rou-
tinen, Auffassungen, Bedürfnissen, Emoti-
onen und der beruflichen Identität. Dabei 
ist die Professionalität der Fachleiter von 
großer Bedeutung. 

2.2.2.4 Module
Weitere Ausbildungselemente sind sechs 
Pflichtmodule sowie zwanzig Wahlpflicht-
module. Inhalt und Struktur der Pflichtmo-
dule zu den Themen Schuleingangsphase, 
Unterricht planen, Lehr-Lernprozesse ge-
stalten, Diagnostizieren und Fördern, Leis-
tungen einschätzen und Rhythmisch-mu-
sische Erziehung wurden gemeinsam mit 
dem Studienseminar für das Lehramt an 
Grundschulen Erfurt entwickelt, mit dem 
Ziel der Sicherung von Vergleichbarkeit in 
der Ausbildung. 
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Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst fin-
det an den Ausbildungsorten Schule und 
Studienseminar statt. Die Lehramtsanwär-
ter finden an ihren Ausbildungsschulen 
ganz unterschiedliche Bedingungen vor. 
Diese betreffen das Schulkonzept, die 
Schulorganisation, die Kompetenzen der 
für die Lehrerausbildung an Schule Verant-
wortlichen, den Einsatz in verschiedenen 
Alters- und Klassenstufen etc. Daraus erge-
ben sich seitens der Lehramtsanwärter sehr 
unterschiedliche Lernbedürfnisse. Durch 
die Auswahl der Wahlpflichtmodule kann 
jeder Lehramtsanwärter das für ihn zum 
aktuellen Zeitpunkt geeignete Lernangebot 
aussuchen. Die Wahlpflichtmodule werden 
innerhalb des Ausbildungsablaufes mehr-
mals angeboten. Die Themen der Ausbil-
dungsinhalte unterliegen einem ständigen 
Entwicklungsprozess, mit dem Ziel, den 
individuellen Bedürfnissen der Lehramts-
anwärter immer professioneller gerecht 
zu werden und die Praxisorientiertheit zu 
erhöhen. Ergänzend zur lehramtsübergrei-
fenden Tagung „Gemeinsamer Unterricht“ 
(vgl. Abschnitt 3) wird auch dieses Thema 
in den Wahlpflichtangeboten vertieft. 

2.2.2.5 Videografie des eigenen 
Unterrichts 

Nachhaltiges Lernen gelingt dort, wo es 
sich an den Lehramtsanwärtern ausrichtet, 
deren Voraussetzungen und Bedürfnisse 
berücksichtigt. Jeder Lehramtsanwärter 
trägt aktiv Verantwortung für das eigene 
Lernen. Ein Lernfortschritt muss jedem er-
möglicht werden. Deshalb gilt Fördern und 
Unterstützung sowie Fordern und Heraus-
forderung im Vorbereitungsdienst ebenso 
wie für das Lernen in der Schule. Die Vi-
deografie betrachten wir als eine geeignete 
Möglichkeit, um die Reflexions- und Hand-
lungskompetenz der Lehramtsanwärter 

weiterzuentwickeln. Mittels der Videografie 
des eigenen Unterrichts werden dem Lehr-
amtsanwärter die Lehrerpersönlichkeit und 
ihre Bedeutung für das Unterrichtsgesche-
hen zugänglicher. Entwicklungsfortschritte 
werden sichtbar und erhöhen die Motiva-
tion. Professionalisierungsarbeit wird so 
möglich. Jürgen Baumert sah bereits 2002 
einen wichtigen Schritt zur Professionali-
sierung von Lehrern darin, dass man über 
die eigene Berufstätigkeit, d. h. über Fälle, 
über den eigenen Unterricht in einer nicht 
verletzenden Sprache reden muss. Dies 
könne über regelmäßige Unterrichtsauf-
zeichnungen und deren Auswertung mit 
Kollegen erfolgen (vgl. Dorlöchter/ Krüger/ 
Stiller/ Wiebusch 2006).
Für unser Studienseminar ist die Videogra-
fie zum einen ein Instrument der Selbstre-
flexion, zum anderen eine Möglichkeit, den 
Unterricht der Lehramtsanwärter stärker in 
den Mittelpunkt der Arbeit in den Fachse-
minaren zu rücken, um damit an den indi-
viduellen Lernvoraussetzungen und -fort-
schritten anknüpfen zu können.

2.2.2.6 Individueller Ausbildungsplan und  
Portfolio

Der Lehramtsanwärter dokumentiert sei-
nen eigenen Lernprozess in einem Portfo-
lio. Bestandteil des Portfolios ist ein per-
sönlicher individueller Ausbildungsplan. 
Dieser dokumentiert die Umsetzung von 
Ausbildungsinhalten an Studienseminar 
und Schule. Die inhaltliche Verknüpfung 
der beiden Ausbildungsorte Schule und 
Seminar wird somit sichtbar. In den regel-
mäßigen Ausbildungs- und Portfolioge-
sprächen wird die erlebte Praxis reflektiert, 
Potenziale und Ressourcen besprochen 
und Schritte in die Zone der nächsten Ent-
wicklung vereinbart.
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2.3.	 Lehramt	für	Regelschulen

2.3.1 Grundlagen
Als Grundlage der Professionalisierung des 
individuellen Lernens dienen wissenschaft-
liche Modelle und Theorien, die eine aktive 
Auseinandersetzung mit der individuellen 
Lernbiografie des Lehramtsanwärters, den 
sich daraus entwickelten subjektiven Theo-
rien und den permanenten Praxiserfahrun-
gen ermöglichen.
Daraus entsteht auch für uns die Notwen-
digkeit, dem Lehramtsanwärter Möglichkei-
ten zu eröffnen, die Differenzen zwischen 
erlebter Praxis und den eigenen Erwartun-
gen zu reflektieren, zu kommunizieren und 
zu diskutieren, sowie eigene Ziele in Bezug 
auf die individuelle handlungsorientierte 
Kompetenzentwicklung zu formulieren. 
Unser verändertes Ausbildungskonzept ist 
ebenfalls angelegt an das Ausbildungscur-
riculum „Allgemeines Seminar II – indivi-
duelles Lernen professionalisieren“ und 
soll somit durch ein breites Repertoire an 
Ausbildungsangeboten dem individuellen 
Ausbildungsbedürfnis der Lehramtsanwär-
ter nachkommen.

2.3.2 Veränderungen
Die veränderten Vorgaben in Bezug auf die 
Ausbildung der Lehramtsanwärter erforder-
ten eine grundsätzliche Überarbeitung un-
seres Ausbildungskonzeptes. Im Team wur-
de entschieden, dass es nicht ausreicht, an 
kleinen „Stellschrauben zu drehen“, son-
dern dass ein neues Ausbildungskonzept 
entwickelt werden muss, welches in Inhalt 
und Struktur Gestaltungsmöglichkeiten in 
Bezug auf ein professionalisiertes individu-
elles Lernen eröffnet.
Das Ziel unseres Ausbildungskonzeptes 
besteht darin, dass sich die Lehramtsan-
wärter ausgehend von ihren individuellen 

Lernbiografien eigenverantwortlich, selbst-
ständig sowie unter Anleitung umfangrei-
che Handlungskompetenzen für ihr Berufs-
feld Schule (Abb. 1) aneignen können.

2.3.3 Struktur
Unser Ausbildungskonzept folgt ebenfalls 
einer dreiteiligen Gliederung. Beginnend 
mit einer Startphase, einer anschließenden 
Kernphase und einer Professionalisierungs-
phase werden die Lehramtsanwärter einen 
Ausbildungsprozess durchlaufen, welcher 
sich vor allem in der zweiten und dritten 
Phase an den individuellen Lernbiografien 
und den daraus resultierenden Bedürfnis-
sen orientiert.
Die Kernphase ist aufgeteilt in sechs Modu-
le. Innerhalb dieser Module wird der indivi-
dualisierende Charakter des Ausbildungs-
konzeptes besonders deutlich. 

2.3.4 Kompetenztag –  
Ein die Individualisierung 
förderndes Instrument

„Jedes Kind ist anders. Alle sind verschie-
den. Und wir werden im Laufe unseres Le-
bens immer verschiedener“ (Largo). Diese 
Aussage kann auch auf die Lehramtsan-
wärter transferiert werden und liefert somit 
eine Begründung dafür, dass unsere Aus-
bildung prinzipiell der Individualisierung 
folgen muss. Besonders aus der Sicht der 
neurowissenschaftlichen Forschungen 
lässt sich der individuelle Ansatz begrün-
den, denn das Lernen verändert unsere 
neuronalen Strukturen. Da das Wissen in 
neuronalen Netzen gespeichert ist, benö-
tigt es Herausforderungen sowie indivi-
duelle Rückmeldungen und daraus resul-
tierend auch individuelles Handeln. Um 
diesen Ansatz bei den Lehramtsanwärtern 
zu verinnerlichen und Haltungen nachhal-
tig zu verändern, ist aus unserer Sicht das 
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sogenannte „Erfahrungslernen“ unabdingbar. Deshalb 
versuchen wir, ausgehend vom Begriff der individuellen 
Förderung, einen methodischen Ansatz zu finden, der die 
individuellen Lernvoraussetzungen (Lernstand, Interessen, 
Zugänge, lebensweltliche Bezüge ...) der Lehramtsanwär-
ter abbilden kann, um im Folgenden deren Potenziale zu 
wecken und in einem individualisierten Lernen deren Kom-
petenzen zu entwickeln.
Aus diesen oben beschriebenen Ansätzen entwickelt sich 
eine inhaltlich passende Abfolge von 6 Modulen. Die Auf-
teilung der einzelnen Modulbausteine erfolgt in einem 
Fünfwochenrhythmus (Abb. 2).
In der zweiten und dritten Woche des jeweiligen Moduls 
finden der Kompetenztag und der darauf bezogene Ver-
tiefungstag statt (Abb. 1). Innerhalb dieser beiden Tage 
werden, bezogen auf die individuellen Problemstellungen 
der Lehramtsanwärter, Arbeits- sowie Trainingsphasen 
Raum finden, die deren individueller Kompetenzentwick-
lung Rechnung tragen. Diese Zweiteilung ist nötig, um zum 
einen die an der eigenen Lernbiografie und den eigenen 
subjektiven Theorien zu entwickelnden Kompetenzen her-
auszufiltern (Kompetenztag) und zum anderen diesen ge-
wonnenen Erkenntnissen den nötigen Raum (Vertiefungs-

Abbildung 1 (Regelschule)

Abbildung 2 (Regelschule)

Abb. 1 
Handlungskompetenzen  
im Berufsfeld Schule



 195

Abbildung 1 (Regelschule)

Abbildung 2 (Regelschule)

Abb. 2
Modulrhythmus STS Gera RS

Abbildung 3 (Regelschule)

Abbildung 4 (Regelschule)

Abb. 3 Übersicht Kompetenztag STS Gera RS
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tag) zu geben, um deren Entwicklung bzw. 
Weiterentwicklung individuell zu fördern.
Im Folgenden soll der Kompetenztag diffe-
renzierter betrachtet werden. Die allgemei-
ne organisatorische Struktur dieses Tages 
ist in Abb. 3 dargestellt.
Dieser Tag bietet den Lehramtsanwärtern 
die Möglichkeit, sich in Kleingruppenge-
sprächen individuell beraten zu lassen. Der 
Vormittag, auf welchen im Folgenden noch 
näher eingegangen wird, dient der Analyse 
des eigenen Lernstandes. Hinzu kommen 
Möglichkeiten der individuellen Beratung 
im Hinblick auf Aspekte im Bereich Medien-
kunde sowie des Erfahrens einer kollegia-
len Fallberatung. Des Weiteren können sich 
die Lehramtsanwärter mit Hilfe einer Matrix 
zu Handlungskompetenzen im Berufsfeld 
Schule individuell weiterbilden. Ihre da-
durch gewonnenen Erkenntnisse stellen sie 
sich gegenseitig am Ende des Tages eigen-
verantwortlich vor. 
In Bezug auf die Analyse des eigenen Lern-
standes der Lehramtsanwärter haben wir 
ein Instrument entwickelt, welches den 

Lehramtsanwärtern Unterstützung für ihre 
individuelle Kompetenzentwicklung ge-
ben soll. Dem Lehramtsanwärter soll es 
möglich sein, über eine reflektierte päda-
gogische Haltung, die für seine Kompeten-
zentwicklung notwendigen Lernprozesse 
zu beschreiben. Außerdem bieten ihm die-
se vorbereiteten Lernsettings (kollegiale 
Lernprozesse) eine Möglichkeit zur Vervoll-
kommnung der eigenen beruflichen Profes-
sionalität.1

Dieses Instrument (Abb. 4) benötigt meh-
rere Gelingensbedingungen. Eine profes-
sionelle, nicht von Hektik geprägte Zeitpla-
nung ist unabdingbar. Weiterhin wird an 
sehr konkreten Beispielen gearbeitet. Der 
betreuende Fachleiter muss seine Rolle in-
nerhalb dieses Lernsettings unbedingt als 
Moderator begreifen, denn es geht in die-
sem Kontext um die eigenen Erkenntnisse 
und Bedürfnisse der Lehramtsanwärter, 
welche immer unter der Prämisse der Stär-
kenorientierung und nicht der Defizitsuche 
stehen muss.
Das Setting beginnt mit dem Vorschalten 

Abbildung 3 (Regelschule)

Abbildung 4 (Regelschule)

Abb. 4 Instrument zur Individualisierung

1 Fußnotenerklärung fehlt 
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von Fakten zum Tagesablauf und den da-
mit verbundenen Zielen dieser Veranstal-
tung (Organisation). Diese Phase dient 
der Transparenz. Somit kann sich der Lehr-
amtsanwärter an einem „Fahrplan entlang-
hangeln“ und reflektiert unter Umständen 
die Vorteile dieses Vorgehens mit dem Er-
gebnis, dieses in sein eigenes Handeln zu 
übernehmen (Erfahrungslernen).
Der nächste Schritt dient der Auswertung 
des vorangegangenen Eingangsseminars 
zu diesem Modul (siehe Modulstruktur). 
Diese Phase soll als „Eisbrecher“ fungieren 
und mithilfe verschiedener Moderations-
methoden können die Lehramtsanwärter 
erkennen, was für sie neu ist, was sie für 
sich mitnehmen wollen und was für sie eine 
geringere Relevanz hat.
Ausgehend von diesem Einstieg wird es 
nun möglich sein, den Blick auf die Lernzie-
le des Moduls zu richten. Hier geht es aber 
nicht darum, dass die Lehramtsanwärter 
erkennen sollen, dass Lernziele von den 
Fachleitern angestrebt werden, sondern die 
Lehramtsanwärter sollen versuchen, ihre 
eigenen, ganz individuellen Lernziele zu 
der entsprechenden Modulthematik zu fin-
den. Diese Phase benötigt ausreichend Zeit 
sowie eine spürbare Neugier, das heißt, ein 
„Nachhaken“ ist ausdrücklich erwünscht.
Sind die eigenen Lernziele erarbeitet und 
gegebenenfalls in ein Cluster gebracht, so 
soll sich nun der Fokus auf die Kompetenz-
entwicklung des Einzelnen richten. Demzu-
folge schließt sich hier die Frage nach dem 
eigenen Kompetenzzuwachs durch das vo-
rangegangene Modul an. An diesem Punkt 
kommen die eigene Lernbiografie sowie die 
daraus resultierenden subjektiven Theori-
en ins Spiel. Die sich eventuell aufbauen-
de Divergenz zwischen dem Gehörten (im 
Modul) und den eigenen Erfahrungen muss 
nun genutzt werden, um zu erkennen, wel-

che Kompetenzen der Lehramtsanwärter 
ausbauen bzw. sich aneignen möchte, um 
damit seine berufliche Handlungskompe-
tenz zu professionalisieren. Auch folgende 
Fragen sollten hier aufgenommen und dis-
kutiert werden: Wie eigne ich mir Kompe-
tenzen an? In welchen Lernsettings gelingt 
mir der Kompetenzerwerb besonders gut?
Sind den Lehramtsanwärtern ihre Ziele und 
ihre Kompetenzen deutlich geworden, wird 
eine Verbindung zum Vertiefungstag (siehe 
Modulstruktur) hergestellt. An dieser Stel-
le werden dem Lehramtsanwärter die zur 
Wahl stehenden Trainingsseminare mit Hil-
fe von Abstracts vorgestellt. Im Folgenden 
wird der Lehramtsanwärter entscheiden, 
mit welchem Trainingsseminar er seine 
Lernziele erreichen möchte und somit pro-
fessionell seine individuelle Kompetenz-
entwicklung voranbringt. Ein weiterer wich-
tiger Aspekt ist in diesem Zusammenhang 
unbedingt zu benennen: Innerhalb der Trai-
ningsseminare muss es möglich sein, dass 
Lehramtsanwärter eigene Themen („weiße 
Flecken“) einbringen und wenn erwünscht, 
diese Seminare in „Eigenregie“ gestalten. 
Dieser stärkenorientierte Ansatz ermög-
licht in besonderem Maße eine professio-
nell gestaltete Entwicklung der individuel-
len Kompetenzen der Lehramtsanwärter.
Zum Abschluss erfolgt eine gemeinsame 
Reflexion mit Hilfe verschiedener Reflexi-
onsmethoden und der gemeinsame Aus-
blick: „... lassen Sie uns zu Ihren Kompe-
tenzen im Gespräch bleiben.“

2.4	 Lehramt	für	Gymnasien	

Die Ausbildung in der Zweiten Phase der 
Lehrerbildung vollzieht sich vor dem Hinter-
grund des gegliederten Schulsystems, den 
nach Lehrämtern getrennten Studiengän-
gen in schulartbezogenen Studiensemina-
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ren und Seminarschulen, also im Kontext 
einer institutionellen Differenz.
Ausbildung von Lehramtsanwärtern hat so-
mit das Thema „Inklusive Pädagogik“ be-
treffend aus unserer Sicht zwei Seiten:
1. Angehende Lehrerinnen und Lehrer sind 

so auszubilden, dass sie mit den norma-
tiven Vorgaben der jeweiligen Schulform 
(Lehrpläne, Lernerfolgskontrollen, Prü-
fungen) umgehen und diese Vorgaben 
erfüllen können.

2. Angehende Lehrerinnen und Lehrer sind 
so auszubilden, dass sie in der Lage 
sind, ein umfassendes Spektrum von 
Verschiedenheit wahrzunehmen und es 
als Chance für die Entwicklung aller Kin-
der und Jugendlichen nutzen zu können.

Wenn man dem Ansatz von Bürli (1997, S. 
56) folgt und dem von ihm beschriebenen 
Modell, das von Exklusion ausgeht und 
über Separation und Integration zu Inklusi-
on führt, so wird klar, dass es bei den In-
klusionsbestrebungen innerhalb des Gym-
nasiums und auch in der Ausbildung im 
Wesentlichen um die Entwicklungsetappe 
3 (Integration) gehen kann. 
Der Begriff der Integration erscheint dabei 
nicht unproblematisch, wird doch die Do-
minanz des „Normalen“ aufrechterhalten, 
und es gilt, einzelne Personen oder Perso-
nengruppen in die anscheinend homogene 
Gruppe der Mehrheit zu integrieren.
Doch schon solch eine Integration, z. B. 
von Kindern mit Lernschwierigkeiten kann 
im Gymnasium auf Unverständnis stoßen.
Wir beobachten, dass in der Mehrzahl der 
Gymnasien zunächst wenig Veränderungs-
druck hinsichtlich der Unterrichtsgestal-
tung besteht. Als wir vor einigen Jahren die 
Förderpläne einführten, gab es auf Seiten 
der Kolleginnen und Kollegen, ja sogar auf 
Seiten einiger Fachleiter zunächst Kopf-
schütteln.

„Schüler am Gymnasium brauchen keinen 
Förderplan, sonst wären sie nicht hier“, lau-
tete die Argumentation, tief verwurzelt in der 
Gewohnheit des Ein- und Aussortierens von 
Kindern. Inzwischen sind die Förderpläne 
unverzichtbarer Bestandteil der Ausbildung 
und haben manchem Berufsstarter schon 
gute Dienste erwiesen. („Als ich meine 
neue Klasse nach dem Vorbereitungsdienst 
übernahm, musste ich 15 Förderpläne sch-
reiben. Gut, dass wir das in der Ausbildung 
schon einmal geübt hatten“, berichtete uns 
ein Absolvent.)
Größerer Veränderungsdruck würde ent-
stehen durch das Aufgeben der getrenn-
ten Lehrämter und eine inklusive Lehrer-
bildung. Doch die ist zurzeit nicht in Sicht 
und Lehrerbildner aller Schularten müs-
sen Wege finden, den gesellschaftlichen 
„Nachholbedarf an inklusivem Selbstver-
ständnis“ (Maikowski 2011, S. 22) maß-
voll, aber bestimmt anzugehen.
Zukunftsfähig kann die Lehrerbildung nur 
sein, wenn es ihr gelingt, die Vorstellung 
von einer homogenen Schülerschaft gründ-
lich zu zerstören und die Lehramtsnovizen 
mit dem nötigen Rüstzeug zu versehen, 
damit sie unterschiedliche Potenziale er-
kennen und Kinder stark machen können. 
Dann könnte die Idee des „Normalen“ auf-
gegeben werden und alle Schüler/innen 
als eine Gruppe betrachtet werden, in der 
jede/r verschieden ist mit unterschiedli-
chen Potenzialen und Entwicklungsstand.
Wie kann es dennoch gelingen, ohne den 
o. g. Kontext zu ignorieren, Haltung und 
Handwerk von Lehramtsanwärtern im Sinne 
von Zukunftsfähigkeit zu entwickeln?



 199

2.4.1 Individuelles Lernen fördern  
als Konstruktionsprinzip der  
Ausbildung

Rolle von Ausbilder/innen
Fachleiterinnen und Fachleiter erfüllen 
nach dem Verständnis von individueller, 
unterstützender Ausbildung folgende Funk-
tionen (vgl. Fehr/Goworr 2012, S. 42):
– einen wertschätzenden Umgang mitein-

ander und eine Willkommenskultur vor-
leben

– Expertenwissen der LAA nutzen („Dialog 
unter erwachsenen Akademikern“ SIE-
LAND 2006)

– Stärken rückmelden, Teilerfolge loben.
– In einem der ersten Seminare geht es 

z. B. um die eigene Berufsbiographie. 
Unterschiedliche Zugänge werden deut-
lich, aber auch Gemeinsamkeiten. Die 
Lehramtsanwärter laufen den Weg ihres 
beruflichen Werdeganges noch einmal 
ab, erinnern sich an wichtige Menschen, 
die sie beeinflusst haben, Entscheidun-
gen, Krisen und deren Bewältigung. Am 
Ende des Weges melden die Zuhören-
den in schriftlicher Form Stärken und 
Potenziale zurück, die sie wahrgenom-
men haben und auf die zurückgegriffen 
werden kann, wenn es schwierig wird. 
Diese Berufsbiographie ist Bestandteil 
der Portfolioarbeit, bei der es uns darauf 
ankommt, dass Lehramtsnovizen sehr 
selbstbewusst für sich eigene Ziele und 
Wege erschließen, unterstützt von einer 
Ausbilderin, die nicht bewertet. Vielfalt 
und Wertschätzung in der Ausbildung zu 
erleben, scheint uns eine gute Grundlage 
für die Unterrichtspraxis der jungen Kolle-
ginnen und Kollegen.

– Zuversicht in die Machbarkeit vermitteln
– Hilfen bereitstellen und Verantwortung 

zuweisen

– Klarheit über konkrete nächste Schritte 
erzeugen 

– Eigeninitiative und Unabhängigkeit för-
dern

– den eigenen Bezugsrahmen (Vorstel-
lungen vom „idealen“ Weg) loslassen 
können und neugierig werden auf Sicht-
weisen, Ziele, Ressourcen und Lösungen 
von Lehramtsanwärtern

– Transparenz der Kompetenzerwartung 
herstellen (unter Nutzung des kompe-
tenzorientierten Ausbildungsrahmens, 
der für die gesamte Ausbildung und für 
jedes Fachseminar erarbeitet wurde)

– orientierende Beratungsgespräche füh-
ren

– Kompetenzen durch differenzierte An-
forderungssituationen erweitern und 
stärken

2.4.2 Situierung von Fach- und  
Allgemeinen Seminaren

Ausbildung strukturieren wir so, dass sie 
inhaltliche und lernstrategische Orientie-
rung geben, aber auch Lerngelegenheiten 
beinhalten, in denen sich Lehramtsanwär-
ter aktiv und mit ihrem jeweiligen subjek-
tiven Zugang ausprobieren können. Indem 
wir Trainingselemente in die Ausbildung 
integrieren, geben wir Gelegenheit für Pro-
behandeln im geschützten Raum und Gele-
genheit für Rückmeldung sowie Reflexion. 
So können Lehramtsanwärter/innen selbst 
erfahren, dass es nicht den einen Zugriff 
auf Unterricht, die entscheidende Metho-
de, das entscheidende erzieherische Inst-
rument gibt.

2.4.3 Bildung von professionellen  
Lerngemeinschaften

Eine weitere wichtige Möglichkeit des Er-
lebens der Vorteile von Verschiedenheit 
scheint uns die Bildung von Teams in der 
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Ausbildung zu sein. Lehramtsanwärter/
innen arbeiten in professionellen Lernge-
meinschaften, in denen sie gemeinsam 
mit den Studierenden im Praxissemester 
gegenseitige Unterrichtshospitationen und 
anschließende Beratungen durchführen. 
Auch kollegiale Fallberatungen werden in-
nerhalb dieser Lerngemeinschaften durch-
geführt. Das Erfahren von Kollegialität ist 
eine wichtige Voraussetzung und zugleich 
ein Grundprinzip eines auf Inklusion ange-
legten Unterrichts.

2.4.4 Individuelle Ausbildungspläne und  
Portfolio

Seit dem Ausbildungsjahr 2012/13 bilden 
wir nach individuellen Ausbildungsplänen 
aus. Das bedeutet u. a., dass die Anzahl der 
Unterrichtsbesuche dem Entwicklungsstand 
und dem Beratungsbedarf des jeweiligen 
Lehramtsanwärters angepasst wird und da-
mit individuelle Begleitung auf Abstand und 
in Nähe möglich wird. Selbstverantwortliches 
Lernen der Lehramtsanwärter/innen wird 
gefördert und begleitet in der Arbeit mit und 
an einem Portfolio, wozu auch Gespräche im 
bewertungsfreien Raum gehören. Die Lehr-
amtsanwärter/innen können außerdem aus 
einem Wahl-/Pflicht-Katalog Ausbildungsin-
halte auswählen.

2.4.5 Individuelles Lernen fördern als  
Lerngegenstand in der Ausbildung
Unterricht an den Fähigkeiten eines jeden 
Kindes, aller Lernenden auszurichten, ist 
nicht nur im Zusammenhang mit Inklusi-
on ein Hauptmerkmal guten Unterrichts. 
Unser Augenmerk liegt darauf, diese Kom-
petenz in vielfältigen Lernsituationen bei 
Lehramtsanwärter/innen auszuprägen. So 
sind an diesem Credo alle Allgemeinen  
und Fachseminare ausgerichtet. Unterricht 
differenziert und individualisierend planen 

und durchführen zu können, ist eine wich-
tige Kompetenz für die Gestaltung eines 
inklusiven Unterrichts. Zu dieser Kompe-
tenzentwicklung tragen u. a. folgende in-
haltliche Aspekte der Ausbildung bei:
1. Pädagogische Diagnostik – Umgang mit 

verschiedenen und Auswahl gezielter 
Diagnoseverfahren, Gestaltung eines 
Schülerporträts als Grundlage der indi-
viduellen Förderung

2. Binnendifferenzierung – Kennenlernen 
und Nutzen vielfältiger individualisie-
render Methoden im Unterricht für alle 
Schüler

3. Arbeit mit Förderplänen/ Lern- und Ent-
wicklungsplänen – gezielte individuelle 
Förderung eines Schülers/ einer Schü-
lerin über einen längeren Zeitraum und 
Reflexion darauf

4. Heterogenität als Chance – dieser Wahl-
modultag widmet sich zum einen den 
vielfältigen Möglichkeiten, Individu-
alisierung als Schulkonzept in darauf 
ausgerichteten Jenaer Schulen kennen 
zu lernen, zum anderen aber auch sich 
mit vielen Facetten der Verschiedenheit 
von Kindern und Jugendlichen ausein-
anderzusetzen und die darin liegenden 
Chancen für ein gemeinsames Lernen zu 
diskutieren. Dabei spielt am Gymnasium 
auch die Begabungsförderung eine Rolle, 
denn auch das Vorauseilen bedarf geziel-
ter Förderung.

3.	 Lehramtsübergreifende		
Ausbildungsschwerpunkte	

Der Weg eines Kindes in das Leben in unse-
rer Gesellschaft ist gekennzeichnet durch 
zahlreiche Veränderungen und Herausfor-
derungen. Dabei ist es wichtig, durch enge 
Verzahnung einen gelingenden Übergang 
zu ermöglichen. Alle an der Erziehung 
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und Bildung der Kinder Beteiligten tragen 
gemeinsam Verantwortung, um eine Kon-
tinuität der Entwicklungs- und Lernprozes-
se zu gewährleisten. Gelingensbedingung 
dafür ist u. a. eine Kooperation zwischen 
der abgebenden und der aufnehmenden 
Institution. Die Zusammenarbeit wird da-
bei von Personen, den verantwortlichen 
Lehrkräften, initiiert und getragen. Bereit-
schaft zur Kooperation setzt Verständnis 
füreinander voraus (vgl. http://www.ue-
bergaengegestalten.de/663.html). Aus 
diesem Grund heraus ist es uns wichtig, 
bereits während des Vorbereitungsdiens-
tes Verständnis für die Aufgaben und Anfor-
derungen der jeweils anderen Schulart zu 
entwickeln. Begegnungen brauchen neben 
einem inhaltlichen Schwerpunkt auch ei-
nen organisatorischen Rahmen. So wurden 
am Seminarstandort Gera verschiedene 
Ausbildungsprojekte entwickelt, an denen 
Lehramtsanwärter verschiedener Lehräm-
ter teilnehmen. 

3.1	 Tagung	zum	Gemeinsamen	
	 Unterricht
Hauptanliegen der Fachtagung ist es, Lehr-
amtsanwärter für den Gemeinsamen Unter-
richt zu sensibilisieren, sie über erste inhalt-
liche und organisatorische Grundlagen zu 
informieren und zwischen den verschiede-
nen Schularten einen intensiven Erfahrungs-
austausch anzuregen. Dass dies gelingt, 
zeigen Rückmeldungen von Lehramtsanwär-
tern, die an der Tagung schätzen, dass
– Austausch zwischen verschiedenen 

Schul-arten ermöglicht und viele Infor-
mationen gesammelt werden.

– Sichtweisen der unterschiedlichen Pro-
fessionen dargelegt, diskutiert und aus-
getauscht werden.

Des Weiteren werden sowohl praktische 
Erfahrungen der Lehramtsanwärter für För-

derpädagogik eingebracht und genutzt 
als auch gelungene Beispiele bei der Um-
setzung des Gemeinsamen Unterrichts 
an verschiedenen Schulen präsentiert. 
Die Auswahl der Themen unterliegt einem 
ständigen Entwicklungsprozess, mit dem 
Ziel, den individuellen Bedürfnissen der 
Lehramtsanwärter immer professioneller 
gerecht zu werden und die Praxisorientiert-
heit zu erhöhen.
Die Fachtagung, deren Idee im Rahmen der 
Fortbildung Didaktik V durch die Entwick-
lung eines Traineeprojektes entstand, wird 
von einem Team aus Fach- und Seminarlei-
tern verschiedener Schularten organisiert. 

3.2	 Medienwoche	„Medienproduktion	–	
spielend	&	kreativ“

Im Sinne Freinets „Am Anfang jeden Lernens 
steht nicht das abstrakte Wissen, sondern 
die Erfahrung, die Übung und die Arbeit“ ist 
es Hauptanliegen der Projektwoche, sich 
aktiv handelnd und individuell nach den ei-
genen Lernbedürfnissen mit verschiedenen 
Medien auseinanderzusetzen. Die Lehr-
amtsanwärter produzieren verschiedene 
Medienprodukte in den Workshops Trick-
box, Film, Hörspiel, Kalender, Puppenspiel, 
Schattenspiel oder Projektdokumentation. 
Neben den Workshops finden Seminarver-
anstaltungen zu den Themen Medien und 
Kreativität statt. Gleichzeitig soll die Pro-
jektwoche, die an einem außerseminaris-
tischen Standort, in einem Schullandheim, 
stattfindet, beispielhaft für die Organisa-
tion solcher Projekte mit Schülern sein. In 
der Thüringer Nachhaltigkeitsstrategie ist 
es Ziel, inklusive und innovative Lernumge-
bungen, in denen jeder Schüler erfolgreich 
lernen kann, zu entwickeln. In dieser Pro-
jektwoche erfahren die Lehramtsanwärter 
eine wirksame Lernumgebung und erleben, 
Motivation und Emotion als treibende Kräf-
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te des eigenen Lernprozesses, verstehen 
Lernen als sozialen Prozess und entwickeln 
ein Verständnis für ihren eigenen Lernpro-
zess hinsichtlich der Arbeit mit Medien und 
die notwendigen Voraussetzungen zur Ent-
faltung von Kreativität. Als externer Partner 
unterstützen das Schullandheim Heubach, 
die Thüringer Landesmedienanstalt und 
der Offene Kanal Gera dieses Projekt.

3.3	 Projektwoche	Erlebnispädagogik
Die Erlebnispädagogik mit ihren prozess- 
und zielorientierten Ansätzen setzt sich 
zum Ziel, bei den Teilnehmenden soziale 
Kompetenzen und Teamfähigkeit zu för-
dern. Dabei helfen die Aktivitäten auch, an 
eigene Grenzen zu stoßen und somit die 
eigene Persönlichkeit weiterzuentwickeln, 
ganz im Sinne von Moshe Feldenkrais 
„Wenn Du nicht weißt was Du tust, kannst 
Du nicht tun was Du willst“. Eigenes Han-
deln reflektieren, gehört zum Grundprinzip 
in dieser Projektwoche, die zu den frei zu 
wählenden Ausbildungsbestandteilen ge-
hört und jedes Jahr im September im SEZ 
Kloster durchgeführt wird. Das Angebot 
Erlebnispädagogik wird von den Lehramts-
anwärtern stark nachgefragt, so dass die 
zur Verfügung stehenden Plätze kaum aus-
reichen.

3.4	 Übergänge	gestalten
Durch die Erfolge der schulartübergreifen-
den Seminarveranstaltungen angeregt, ar-
beiten die Seminarleitungen derzeit an der 
Auswahl weiterer Themen, für die lehramts-
übergreifend Seminare entwickelt werden 
sollen. Dazu zählt u. a. das Thema Übergän-
ge gestalten. Intensität und Qualität der Zu-
sammenarbeit beim Übergang z. B. von der 
Grundschule in eine weiterführende Schu-
le sind vom Engagement der beteiligten 
Personen abhängig. Wenn Betroffene zu 

Beteiligten werden sollen, müssen auf ver-
schiedenen Ebenen Begegnungen ermög-
licht und ein effektiver Austausch angeregt 
werden. Lehramtsanwärter sollen Kenntnis-
se über Lehrpläne, Methoden und Verfah-
rensweisen der jeweils anderen Schularten 
erhalten und vertiefen.
Folgende weitere mögliche Inhalte für ein 
gemeinsames Lernen von Lehramtsanwär-
tern verschiedener Schularten sind denk-
bar: Ganztägig lernen, individuelles und 
kooperatives Lernen, Lernen in altershete-
rogenen Gruppen, Rolle von Feedback im 
Lernprozess u. a.

3.4	 Fazit
Die Zusammenarbeit von Lehrern aus un-
terschiedlichen Schularten wird durch das 
gemeinsame Lernen im Vorbereitungsdienst 
grundgelegt. Gerade hinsichtlich der Ent-
wicklung der Thüringer Gemeinschaftsschu-
le ist es wichtig, die Selbstverständlichkeit 
von Kooperation frühzeitig zu verankern. Ziel 
muss es sein, ein kollegiales, verständnis-
volles und wertschätzendes Miteinander der 
Lehrer unterschiedlicher Lehrämter frühzei-
tig anzubahnen. Geht man davon aus, dass 
es oberstes Anliegen aller am Prozess der 
Gestaltung von Übergängen Beteiligten ist, 
dass Kinder eine Bildungsphase erfolgreich 
abschließen können und auf die nachfol-
gende adäquat vorbereitet werden, so dass 
Anschlussfähigkeit ermöglicht wird, so ist 
eine gelingende Kooperation und das Aufei-
nanderzugehen der Lehrer aus verschiede-
nen Schularten unumgänglich.
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Mit biblischen Erzählungen „Wert-Volles“  
für Leben und Zusammenleben entdecken

Frieder Harz

1.	 Welche	Werte	brauchen	wir?

Herausragendes Merkmal moderner Ge-
sellschaften ist ihre kulturelle Vielfalt. Das 
bringt mehr Lebendigkeit und Buntheit, 
birgt aber auch Verunsicherung in sich. 
Manche Zeitgenossen fragen besorgt, ob 
es noch genug Gemeinsamkeiten gibt, die 
den Zusammenhalt im gesellschaftlichen 
Miteinander sichern. Ist die Basis gemein-
samer Überzeugungen und Wertvorstel-
lungen noch tragfähig genug, damit das 
Zusammenleben der Menschen aus den 
unterschiedlichsten kulturellen Traditionen 
gelingen kann? Welche Wertorientierun-
gen, welche Vorstellungen von dem, was 
das Leben wertvoll und lebenswert macht, 
sind unverzichtbar? Welche ethischen Ma-
ximen müssen verbindlich gelten?
Erziehungsinstitutionen von der Familie bis 
zur Universität werden aufgerufen, in Kin-
dern und Jugendlichen das Verständnis für 
allgemein verpflichtende Werte zu wecken. 
Aber damit sind oft verschiedenartige Er-
wartungen verbunden.
– Die einen sehnen sich zurück nach ei-

nem Wertekanon, so wie er in zurück-
liegenden Generationen ziemlich genau 
festgelegt hat, was sich „schickt“, was 
zu einem „ordentlichen“ Verhalten da-
zugehört. In diesem Sinne fordern viele 

Eltern, Kindern vor allem ‚gute Manie-
ren’ beizubringen, sie an die Ordnungen 
des Zusammenlebens zu gewöhnen. 

– Für andere ist gerade die Befreiung aus 
überlieferten Zwängen wesentlich. Sie 
fordern das Recht ein, ihr Leben selbst 
zu gestalten, eigene Vorstellungen vom 
Sinn des Lebens zu verwirklichen. Hier 
steht die Eigenständigkeit der Kinder als 
Ziel im Vordergrund, samt der Fähigkeit, 
eigene Ideen zu verwirklichen. Dazu ge-
hört auch, die Eigenständigkeit der an-
deren zu achten.

Beide Ansätze geben wichtige Impulse für 
die Werteerziehung und -bildung, mit de-
nen sich das Miteinander in geordneten 
Bahnen bewegen und auch Verantwortung 
für alles Leben wachsen kann.
Vom ersten Ansatz her zeichnet sich ein 
Gefüge von Verhaltensweisen ab: Respekt 
anderen Menschen gegenüber, der sich 
in entsprechendem Verhalten zeigt und 
freundlichen und höflichen Umgang mitei-
nander einschließt; schonender Umgang 
mit den Ressourcen und Vorräten der Natur, 
von den Energievorräten bis zum Wasser; 
Bereitschaft, sich in gemeinsamen Vorha-
ben zu engagieren; Offenheit und Aufrich-
tigkeit im Umgang miteinander, und noch 
manches mehr. Der zweite Ansatz hebt 
Freiheit, Selbständigkeit, Autonomie und 
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Gerechtigkeit hervor, auch das Lebens-
recht Benachteiligter. Das sind elementare 
Basiswerte, hinter die niemals zurückge-
gangen werden darf. Wir finden sie in den 
Eingangsformulierungen der neuzeitlichen 
Verfassungen genauso wie in den höchs-
ten Bildungszielen. Und in vielen Reden 
werden sie alltäglich beschworen. Aber der 
Weg zur Verwirklichung im Alltag ist oft weit 
und mühsam.
Beides muss sich immer wieder neu be-
währen, muss im konkreten Verhalten, in 
wirkungsvollen Vereinbarungen mit ande-
ren, in den zu treffenden Entscheidungen 
wirksam werden. Grundlegende Werte 
müssen sich als Maßstab erweisen, an 
dem sich alle konkreten Entscheidungen 
in den sich verändernden und oft durchaus 
verschiedenen Herausforderungen zu mes-
sen haben, hinter dem sie nicht zurückblei-
ben dürfen. Damit wird die pädagogische 
Aufgabe der Werteerziehung und -bildung 
deutlich: Es gilt die grundlegenden Werte 
der Menschenwürde, Individualität, Frei-
heit, Lebensentfaltung, Gerechtigkeit im 
konkreten Finden und Erproben von Regeln 
und Vereinbarungen in ihrer Wirksamkeit 
zu bestätigen. Sie sollen wie eine Prüfins-
tanz zur Wirkung kommen, indem konkrete 
Entscheidungen und Vereinbarungen ihnen 
nicht widersprechen dürfen. 

2.	 Was	ist	das	Christliche	an	den	Werten	
und	dem	Umgang	mit	ihnen?

Christliche Überlieferungen und religiöse 
Praxis haben seit eh und je ihren Beitrag 
zu Wertorientierungen geleistet. Die Zehn 
Gebote haben im christlichen Glauben ei-
nen hohen Stellenwert. Religiöse Erziehung 
schloss immer auch das Beachten der von 
Gott gegebenen Ordnungen ein. Und dem 
entsprechend wird auch von religiöser 

Erziehung eine kompetente Wertevermitt-
lung erwartet. Kirchen melden sich in der 
öffentlichen Diskussion zu Wort, wenn es 
um ethische Fragen geht, beispielsweise 
um den Schutz des ungeborenen Lebens, 
die Gentechnologie, den Schutz des Sonn-
tags. Gleichzeitig regt sich bei vielen auch 
Unbehagen, wenn Kirchen als Wächter der 
öffentlichen Moral wirksam werden, ge-
nauer gesagt, wenn mit religiöser Autorität 
bis in einzelne Handlungsvollzüge hinein 
ganz bestimmtes Verhalten gefordert wird. 
Geht es nicht vielmehr um Autonomie, aus 
der sich selbst bestimmtes Verhalten ent-
wickeln kann? Was ist der angemessene 
Beitrag des christlichen Glaubens zur Wer-
tevermittlung? Wie kann und soll religiöse 
Erziehung auch ethische Erziehung sein? 
Vor welchen Herausforderungen steht sol-
che Erziehung und Bildung? Darum soll es 
im Folgenden gehen.
In fünf Themenkreisen wird der Beitrag 
christlichen Wertverständnisses zur Wer-
teerziehung und -bildung skizziert und je-
weils an freien Nacherzählungen zu bibli-
schen Texten veranschaulicht.

Übersicht:
1. Welche Autorität brauchen wir? – Wel-

che bietet uns biblische Tradition an?
2. Wo haben Werte ihren Ursprung? – Bi-

blische Botschaften vom Geschenk des 
Lebens

3. Chancengerechtigkeit als Zumutung – 
Biblische Erzählungen eröffnen Wege 
zum besseren Verständnis

4. Erfahrenes Wertvolles drängt zum Wei-
tergeben – Biblische Impulse mit Auffor-
derungscharakter

5. Ethisches Handeln kostet Überwindung 
und bereichert – mit Geschichten auf 
dem Weg zu eigenen Erfahrungen 
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1. Welche Autorität brauchen wir? –  
Welche bietet uns biblische Tradition 
an?

Bei der Suche nach verbindlichen Werten 
geht es immer auch um eine letztgülti-
ge Autorität, die dem Verbindlichen den 
nötigen Nachdruck geben kann. Mit der 
Formulierung im Grundgesetz der Bundes-
republik Deutschland: „Vor Gott und den 
Menschen ...“ ist nach verfassungsrecht-
licher Auslegung nicht eine bestimmte 
religiöse Tradition benannt, sondern eine 
letzte Bindung, die über individuelle, sub-
jektive Überzeugungen und Einstellungen 
hinausgeht und objektive Verpflichtung 
beansprucht, die Gewissen bindet und an 
der unverletzlichen Würde des Menschen 
Maß nimmt: „Die Würde des Menschen ist  
unantastbar. Jede Person ist vor dem Ge-
setz gleich.“
Nach biblisch-christlichem Verständnis ist 
solches Wertbewusstsein in der sog. Got-
tebenbildlichkeit des Menschen verankert. 
Im Psalm 8 ist sie so formuliert: Du (Gott) 
hast ihn (den Menschen) wenig niedriger 
gemacht als dich. Du hast ihn mit Ehre und 
Schmuck gekrönt. Aus dieser besonderen 
Nähe zu Gott rührt die besondere Würde, 
die jedem Menschen von Anfang seines 
Lebens an zukommt, und damit auch der 
Auftrag, dieser Würde entsprechend zu 
handeln. 
Freilich bietet uns christliche Tradition 
auch viele Beispiele für den Missbrauch 
der göttlichen Autorität, bei der die Wür-
de des Menschen Schaden genommen 
hat, Selbstbestimmung des Menschen in 
Fremdbestimmung verkehrt wurde. Vor al-
lem in älteren Menschen ist oft noch das 
Bild des strafenden Gottes verankert. Der 
höchsten Autorität wurde so mit Drohun-
gen Geltung verschafft: Wer die Weisungen 

Gottes ignoriert, muss mit Bestrafung rech-
nen. 
Schlimm wurde es vor allem, wenn diese 
Weisungen in die konkreten Vollzüge des 
täglichen Lebens hinein reichten, wenn El-
tern ihren Forderungen mit dem Verweis auf 
die göttliche Autorität besonderen Nach-
druck gaben, um ihnen so unbefragbare 
Geltung zu verschaffen. 
Eine wichtige religionspädagogische Wen-
dung war deshalb die vom strafenden zum 
ermutigenden Gott, wie sie im Verständnis 
der Zehn Gebote zum Ausdruck kommt, 
die mit Recht immer noch als ethischer Ba-
sistext des christlichen Glaubens gelten. 
Nicht das fordernde „Du sollst nicht“ steht 
da an erster Stelle, sondern die Präambel: 
Sie erinnert daran, dass Gott sein Volk aus 
der ägyptischen Gefangenschaft befreit 
hat. Diese Freiheit gilt es sorgsam zu hü-
ten. Damit dies gut gelingen kann, wird all 
das benannt, was für den Wert des Lebens 
unverzichtbar ist. An die Stelle von Einzel-
vorschriften tritt die Verantwortung für das 
von Gott geschenkte Leben in der Gemein-
schaft alles Lebendigen. 
Die Gebote könnten dann auch so verstan-
den werden: Ich, Gott, habe euch Freiheit 
geschenkt. Lasst sie euch von keiner ande-
ren Autorität wegnehmen. Schützt sie durch 
euer verantwortliches Handeln. Schützt eu-
ren Umgang mit der Zeit, den Wechsel von 
Arbeits- und Freizeit. Schützt das Recht der 
Kinder und der Alten auf ihr Leben. Schützt 
überhaupt die Würde jedes Lebens. Achtet 
dabei besonders auf das Zusammenleben 
von Mann und Frau. Achtet auf das, was 
jeder Mensch zum Leben braucht. Schützt 
die Glaubwürdigkeit eurer Kommunikation. 
Schützt und schont die Ressourcen, die ihr 
nötig habt und die vor allem die kommen-
den Generationen zum Leben brauchen. 
Und lasst euch diese Verantwortung von 
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niemand abnehmen oder zerreden. Setzt 
sie gut in Handlungsanleitungen für euer 
Miteinander um. 
Göttliche Autorität fordert so dazu auf, die 
unveränderlich vorgegebenen Basiswer-
te in eigener Verantwortung in konkrete 
Verhaltensregeln zu gießen, die mit dem 
Wandel der gesellschaftlichen Situatio-
nen jeweils neu auf ihre Wirksamkeit wie 
auf ihren verpflichtenden Ursprung hin zu 
überprüfen und dementsprechend auch zu 
verändern sind. Im folgenden Erzählvor-
schlag wird dieses Umsetzen in die kleinen 
Münzen der sich je verändernden Alltagssi-
tuationen thematisiert.

Erzählvorschlag zu 2. Mose 20: 
Mose bringt die Gebote
Seit Wochen sind die Israeliten nun unter-
wegs, aber jeden Tag erzählen sie sich im-
mer wieder von neuem von den aufregenden 
Ereignissen, die ihnen die Freiheit gebracht 
haben. „Weißt du noch“, so fängt immer 
einer an, „wie uns die ägyptischen Aufse-
her Tag für Tag in die Steinbrüche getrieben 
haben, ohne Pause, jeden Tag? – Weißt du 
noch, wie rücksichtslos sie mit uns umge-
gangen sind und es ihnen egal war, wenn 
einer unter der Last der schweren Steine zu-
sammengebrochen ist? Weißt du noch, wie 
sie uns alles weggenommen haben und wir 
überhaupt nichts für uns hatten? – Weißt 
du noch ...?“ Sie haben einander so viel zu 
erzählen! Zum Glück ist jetzt alles anders! 
Jetzt sind sie frei! Niemand kann ihnen 
mehr befehlen, was sie zu tun haben! „Wir 
sind jetzt freie Menschen!“ rufen sie immer 
wieder einander zu. Mose, der Anführer der 
Gruppe, hört das gerne. Denn oft sagen sie 
dazu auch: „Danke Mose, dass du uns in 
die Freiheit geführt hast!“ – „Dankt Gott“, 
antwortet Mose dann, „es war Gottes Tat, 
ich war nur sein Helfer!“ 

Aber seit gestern hat Mose Sorgen. Rebek-
ka, die Mutter von mehreren Kindern, deren 
Mann in Ägypten ums Leben gekommen 
war, kam zu Mose: „Du musst mir helfen, 
Mose! Jemand hat einen meiner Wasser-
schläuche weggenommen. Ich brauche 
ihn aber dringend. Du weißt doch auch, 
dass Kinder in der Hitze schneller Durst 
bekommen als Erwachsene!“ Mose hatte 
dann gleich die Leute befragt, und der Dieb 
wurde gefunden. Aber das Gespräch mit 
ihm war für Mose schwierig. Zuerst leug-
nete Simon alles ab. Als dann der Wasser-
schlauch bei ihm gefunden wurde, gab er 
es endlich zu. Aber gleich darauf wurde er 
zornig und rief: „Soll sich doch jeder selbst 
um seine Sachen kümmern! Schließlich 
habe ich doch auch Durst gehabt! Und du, 
Mose, spielst dich wohl als neuer Aufseher 
über uns alle auf! Wir brauchen keinen Auf-
seher mehr! Soll sich doch jeder selbst ho-
len, was er braucht, und auf seine Sachen 
selbst aufpassen!“ 
Mose hatte dann den Rat der Ältesten ein-
berufen und das mit ihnen besprochen. 
„Wir brauchen Regeln“, sagte der alte Ru-
ben nachdenklich, „gute Regeln für alle!“ 
– „Simon hat doch eine Regel vorgeschla-
gen“, meinte Daniel, „jeder soll sich holen, 
was er braucht!“ – „Das ist keine gute Re-
gel“, antwortete darauf Ruben. „Was kann 
Rebekka dafür, dass eines ihrer Kinder den 
Wasserschlauch liegen gelassen hat?“ – 
„Mose, du musst uns helfen!“ sagten sie 
dann alle. Aber Mose antwortete: „Ich will 
nicht euer Aufseher sein. Davon haben wir 
in Ägypten genug gehabt!“ – „Aber Mose, 
du musst uns helfen, gute Regeln zu fin-
den, du musst uns zeigen, wie das geht, 
denn auf dich hören die meisten von uns!“ 
redeten die anderen weiter auf Mose ein.
Am nächsten Tag geht Mose auf den Berg, 
um allein zu Gott zu beten, um mit ihm zu 
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sprechen. Dazu kann er niemand anderes 
brauchen. „Gott, du hast uns die Freiheit 
geschenkt“ betet er. „Aber die Freiheit 
allein hilft uns nicht. Wir brauchen auch 
Regeln, gute Regeln! Hilf uns, gute Regeln 
zu finden, die für alle gerecht sind. Ich will 
nicht der Aufseher meines Volkes sein. Zei-
ge uns, dass du unser Anführer bist, damit 
wir auf dich hören!“ Lange betet Mose. 
Dann steht er wieder auf. Da sieht er etwas, 
das er vorher nicht bemerkt hatte: Zwei 
Steintafeln liegen da. Neugierig kommt er 
näher. Er erkennt eine Schrift darauf, die er 
sogar lesen kann. Er liest und murmelt bei 
sich: „Ja, das ist gut! Das ist sogar sehr gut! 
... Du sollst darauf achten, dass alle Men-
schen genug freie Zeit für sich und ihre Fa-
milien haben! Du sollst darauf achten, dass 
alle gut und sicher leben können. Du sollst 
darauf achten, dass die Schwachen von 
den Starken nicht benachteiligt werden. Du 
sollst darauf achten, dass Menschen die 
Wahrheit sagen, dass sie einander nicht 
betrügen und auch nicht bestehlen. Ja, das 
ist sehr gut!“ Mehrmals liest Mose diese 
Sätze, und dann betet er wieder zu Gott: 
„Guter Gott, das passt genau zu dem, was 
ich jetzt brauche. Ich weiß, du hast mir die 
Steintafeln geschickt. Ich weiß jetzt, dass 
diese Regeln von dir kommen. Dafür danke 
ich dir!“
Mit den beiden Tafeln kommt Mose zu den 
anderen zurück. „Hört mir alle zu“, ruft er. 
„Ich habe Regeln von Gott mitgebracht!“ 
Und er liest laut diese Regeln vor. „Meint je-
mand von euch, dass das Regeln von Aufse-
hern sind?“ – „Auf keinen Fall“, antworten 
die Leute, „das sind gute Regeln. Die hel-
fen uns!“ Das muss auch Simon zugeben. 
„Diese Regeln von Gott können uns helfen, 
wenn wir uns selbst weitere Regeln ma-
chen“, sagt Mose weiter. Josef meint dazu: 
„Ich habe schon eine Idee für solch eine 

Regel: Wenn einer einen Wasserschlauch 
findet, muss er sorgfältig fragen, wem er 
gehört. Denn wer ihn vergessen oder verlo-
ren hat, soll deswegen nicht an schlimmem 
Durst leiden müssen. Was meint ihr dazu?“ 
Die anderen nicken. „Ich habe auch einen 
Vorschlag“, fügt Rahel an: „Wenn einer  
einen Knecht hat, darf er ihn nicht schlagen 
und muss ihm auch einen freien Tag in der 
Woche geben, damit er sich erholen kann!“ 
Auch da stimmen die anderen zu. „Und Lü-
gen ist immer schlecht“, ruft die kleine Mir-
jam. Die anderen lachen. „Und Auslachen 
ist auch nicht gut“, fügt Mose an. 
Zum Schluss sagt Daniel: „Das sind gute 
Gebote, gute Regeln von Gott! Damit kön-
nen wir jetzt immer genau überlegen, was 
für unsere Gemeinschaft das Richtige ist. 
Es sind wirklich keine Aufseher-Regeln!“ 
Nach dieser Versammlung kommt Simon 
zu Mose und entschuldigt sich: „Mose, das 
mit dem Aufseher, das habe ich nicht so ge-
meint! Aber ich weiß jetzt ganz genau, was 
schlechte Aufseher-Regeln und was gute 
Regeln von Gott sind! Kannst du mir verzei-
hen?“ – „Ja“, antwortet Mose, „denn Got-
tes Regel sagt ja, dass ich für andere das 
tun soll, was ihnen zu einem guten Leben 
hilft!“ – „Es sind wirklich gute Ratgeber-
Regeln“, sagt Simon erleichtert.

2. Wo Werte ihren Ursprung haben –  
Biblische Botschaften vom Geschenk 
des Lebens

Der Wertbegriff ist tief in ökonomischen 
Zusammenhängen verankert. Da wird von 
Wertschöpfung und -steigerung gespro-
chen. Werbung setzt bei Bedürfnissen nach 
bleibenden Werten an, nach „Wertbestän-
digem“. Wichtig ist es deshalb, die Verwur-
zelung in ethischen Zusammenhängen zu 
akzentuieren: Wertvoll ist das Leben, das 
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eigene und das der vielen anderen, der 
Menschen und aller Lebewesen.
Wertbewusstsein beginnt bei Kindern, 
wenn sie durch andere Menschen erfahren, 
wie wichtig und wertvoll sie für sie sind. In 
verlässlichen Bindungen erleben sie das 
„gute Wort, das man sich nicht selber sa-
gen kann“, den Zuspruch, der Selbstver-
trauen weckt, die Ermutigung, den eigenen 
Fähigkeiten zu vertrauen. Werteerziehung 
und -bildung setzt da an, wo Kinder an ihrer 
eigenen Person Wertvolles erleben können, 
wo sie ihre bisherige Lebensgeschichte 
auch als Entfaltung ihres Könnens, als per-
sönlichen Reichtum zu verstehen und zu 
schätzen lernen. Das hilft, den Wert der ei-
genen Gaben und Fähigkeiten als etwas zu 
erfahren, worauf man sich verlassen, des-
sen man sich sicher sein kann.
Im Kontrast dazu steht die Defizitorientie-
rung, die den Wert des Menschen an dem 
misst, was er noch hervorbringen sollte, 
um den Maßstäben zu genügen. Da schla-
gen dann wieder ökonomische Denkmus-
ter durch, welche den Wert des Menschen 
nach seiner Leistungsfähigkeit und -steige-
rung bemessen. Natürlich geht es auch um 
Leistungen und Leistungsmaßstäbe. Die 
sollen aber nicht im Werteverständnis der 
Person selbst, im Personsein jedes Men-
schen verankert sein, sondern in dessen 
Auswirkungen, in denen sich die eigenen 
Fähigkeiten zeigen.
Aus der Bindungstheorie wissen wir, wie 
sehr die frühen Erfahrungen der Bindungs-
sicherheit die explorative Zuwendung zur 
Welt ermöglichen, in der die Kinder dann 
ihre Fähigkeiten entfalten. Hilfreich ist hier 
die Unterscheidung zwischen Person und 
Subjekt: Personsein ist das Wertvolle, das 
allen äußerlichen Fertigkeiten und Leistun-
gen voraus liegt. Subjektsein zielt auf die 
Tätigkeiten, in denen der Mensch sein Le-

ben gestaltet, in der Auseinandersetzung 
mit seiner Umwelt Wertvolles hervorbringt, 
an und mit seiner Biografie arbeitet, in ethi-
scher Hinsicht im Zusammenleben mit an-
deren für Gerechtigkeit und Achtung alles 
Lebenden eintritt – und darin auch wie in 
einem Spiegel sich in seinem Personsein 
und dessen Wert bestätigt fühlt.
Entscheidend ist die Abfolge von Person- 
und Subjektsein. Nicht die erbrachten 
wertvollen Leistungen bewirken das Per-
sonsein, sondern Erfahrungen der Wert-
schätzung der eigenen Person können und 
sollen den Weg öffnen für ein wirkungs- und 
wertvolles Engagement in der umgebenden 
Welt. Dieser Zusammenhang ist grundle-
gend für christliches Werteverständnis. 
Martin Luther hat es so formuliert: Nicht 
gute Werke machen einen guten, frommen 
Mann, sondern ein frommer Mann tut gute, 
fromme Werke. 
Glaube lässt das eigene Leben als Ge-
schenk mit unermesslichem Wert sehen. 
Glaube ist die Freiheit, die sich über alle 
Bestimmungen des Personseins durch er-
brachte Leistungen erhaben zeigt. Glaube 
ist die Gottesbeziehung, die solche Freiheit 
ermöglicht. Aus ihr geht die Liebe hervor, 
die sich nach außen richtet, die einen in 
die Pflicht nehmen lässt, auch ethische 
Leistungen abverlangt. Die Vorgabe des er-
fahrenen unschätzbaren Werts der eigenen 
Person wird zur Aufgabe, in diesem Sinne 
auch im Blick auf andere tätig zu werden. 
Der Wert des Lebens ist Gottesgeschenk. 
Nur von ihm her lässt sich christliche Ethik 
entfalten.
Im neutestamentlichen Zusammenhang ist 
es das Verhältnis von Evangelium und Ge-
setz. Nicht an der Einhaltung der Gebote, 
Ordnungen und Regeln lässt sich der Wert 
des Menschen bestimmen, sondern nur an 
dem im Evangelium, der „guten Botschaft“, 
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erfolgenden Zuspruch. Für Luther war es 
die Suche nach dem „gnädigen Gott“. Das 
Bemühen, Gottes „gnädigen“ Blick durch 
Wohlverhalten zu erreichen, trieb ihn im-
mer mehr in Erfahrungen eigener Unzu-
länglichkeit und Wertlosigkeit hinein. Der 
Perspektivenwechsel brachte ihm die Be-
freiung: Zuerst steht der Zuspruch der vor-
behaltlosen Anerkennung, aus der dann 
Leistungsbereitschaft erwächst.
Die neutestamentlichen Jesusgeschichten 
belegen dies eindrücklich. Besonders in 
den Heilungsgeschichten kommt dies an-
schaulich zur Geltung. Anstatt den Blick 
auf medizinische Einzelfragen zu richten, 
inwieweit die berichteten Heilungen vor-
stellbar sind, gilt es sie als anschauliche 
Verdeutlichung der „guten Botschaft“ zu 
verstehen: Menschen, die durch Krankheit 
ihre Leistungsfähigkeit eingebüßt haben, 
die dadurch den Glauben an den Wert ih-
rer eigenen Person verloren haben, sich 
anhand ihrer subjektiven „Wertschöpfung“ 
nur noch als defizitär verstehen konnten, 
wird eindrücklich und auf wunderbare Wei-
se der Wert ihrer Person neu geschenkt. 
Heilung ist so Verdeutlichung des Pers-
pektivenwechsels in der Bestimmung des 
Wertvollen, sie macht das Geschenk des 
Personseins anschaulich.

Erzählanregung zu Markus 3,1–6: 
Heilung des Mannes mit der
‚verdorrten Hand‘
„Packt mal alle mit an!“ ruft Simon den Leu-
ten zu, die gerade herumstehen, „damit ich 
meinen Eselskarren wieder auf den Weg be-
komme! Er ist mir vom Weg abgerutscht.“ 
Alle packen zu, wo sie mit ihren Händen 
Halt finden, schieben mit aller Kraft, und 
schon bewegen sich die Räder. Auch der 
Esel zieht kräftig, und gleich darauf ist der 
Karren wieder auf dem Weg. Die Leute wi-

schen sich die Hände sauber und gehen 
dann zurück an ihre Arbeit. Jona hat nicht 
mitgeholfen. Er steht immer noch auf der 
Seite, und dann schaut er auf seine rech-
te Hand. Dünn ist sie und kraftlos. Mit ihr 
kann er nirgendwo zugreifen. Wie gerne 
hätte er mit angepackt, aber mit seiner lah-
men Hand wäre er den anderen nur im Weg 
gewesen. Wie gerne hätte er sich zusam-
men mit den anderen gefreut, dass sie den 
Karren wieder zum Rollen gebracht haben. 
Aber so steht er nur daneben.
Ja, zum Zuschauen hat er viel Zeit. Er sieht 
jeden Tag, was die anderen mit ihren 
Händen alles machen können – und was 
er nicht kann. Später kommen seine Ge-
schwister von der Arbeit nach Hause. „Hab 
ich einen Hunger“, ruft der eine, „so viel 
habe ich heute gearbeitet!“ Jona hat auch 
Hunger, obwohl er nichts gearbeitet hat. 
Hat er überhaupt ein Recht, so viel zu es-
sen wie die anderen? Niemand von den an-
deren sagt so etwas zu ihm. Aber er selbst 
denkt es sich so. Und dann fühlt er sich so 
fremd unter den anderen, wie einer, der 
nicht dazugehört.
„Ach, wenn ich doch nur so wie ihr arbei-
ten könnte!“ seufzt er. „Warum nur ist es 
gerade die Hand, die so schwach und krank 
ist?“ Er kann sich im ganzen Dorf keine 
Arbeit vorstellen, die er ohne seine rechte 
Hand tun könnte. Er grübelt und grübelt, 
aber ihm fällt nichts ein. Sein Bruder ver-
sucht ihn zu trösten: „Morgen ist Feiertag, 
Sabbattag, da tun wir auch nichts. Und im 
Gebetshaus, in der Synagoge, da kannst du 
auch mit deiner dürren Hand mitbeten!“ Ja, 
das stimmt. Jedes Mal in der Synagoge be-
tet er: „Lieber Gott, hilf mir doch, dass ich 
etwas Richtiges tun kann, dass ich wie die 
anderen arbeiten kann, dass ich nicht nur 
beim Beten, sondern auch an den Werkta-
gen zu den anderen dazugehöre!“
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Am nächsten Tag ist Sabbat. Ein Besuch ist 
angekündigt, von dem Jona schon manches 
gehört hat. Jesus heißt der Rabbi, der wie 
ein Pfarrer heute die Predigt hält. Er spricht 
davon, dass für Gott alle Menschen gleich 
wichtig sind, egal, was sie alles tun und ver-
dienen können. Jona hört aufmerksam zu. 
Aber dann denkt er sich: für mich gilt das 
ganz bestimmt nicht. Ein trauriges Gefühl 
steigt in ihm hoch. Und mit trüben Gedan-
ken schaut er auf seine kranke Hand. Doch 
dann merkt er plötzlich, dass Jesus ihn an-
sieht und anspricht. „Du, Jona, komm bitte 
her! Du sollst nämlich heute das Zeichen 
dafür sein, dass es wirklich stimmt, was ich 
gesagt habe! Du bist genauso wichtig wie 
alle anderen, am Feiertag und auch an den 
Werktagen!“ Jona geht zu ihm hin, Jesus 
nimmt ihn bei der Hand und sagt zu ihm: 
„Mit deiner Hand sollst du arbeiten können 
wie die anderen auch. Das soll das Zeichen 
dafür sein, dass du dazugehörst, weil das 
Gott so will!“ Jona fühlt sich neben diesem 
Jesus sehr wohl. Er spürt, dass von ihm 
große Kraft ausgeht. Und er weiß, dass es 
stimmt, was dieser Jesus sagt, dass er bald 
wieder seine Hand benutzen kann wie die 
anderen, weil er dazugehört. Er freut sich, 
dass seine Hand das Zeichen dafür ist, 
dass alle Menschen vor Gott gleich viel wert 
sind, egal, was sie mit ihren Händen arbei-
ten können und was nicht. Uns so beginnt 
für Jona an diesem Tag ein neues Leben.

3. Chancengerechtigkeit als Zumutung – 
Biblische Erzählungen eröffnen Wege 
zum besseren Verständnis

So lebensförderlich und menschenfreund-
lich die Differenzierung zwischen Person 
und Subjekt, Evangelium und Gesetz, Vor-
gabe und Aufgabe, Freiheit und Liebe und 
die Ausrichtung vom jeweils Ersten zum 

Zweiten hin ist, so entstehen allerdings 
auch neue Herausforderungen, wenn der 
Grundwert der Gerechtigkeit mit ins Spiel 
kommt. Bisher beschriebene Perspektiven-
wechsel haben den Umgang mit Strafe zu-
rückgedrängt. An die Stelle des strafenden 
ist der ermutigende Gott getreten. Während 
in Jahrhunderten christlicher Frömmigkeit 
auch Krankheit oft als Strafe Gottes für vor-
angegangene Übeltaten verstanden wurde, 
hat schon Jesus mit seinen Heilungen die-
sen Tun-Ergehens-Zusammenhang deutlich 
durchbrochen.
Schuld, Vergebung und Neuanfang gehören 
zum Grundbestand des christlichen Glau-
bens. Viele biblische Geschichten erzäh-
len, wie in Schuld verstrickte Menschen mit 
Gottes Willen zu einem Neuanfang kamen. 
Von Adam, Eva und dem Sündenfall über 
Jakobs Betrug an seinem Zwillingsbruder 
Esau spannt sich der Bogen bis zum hab-
gierigen Zöllner Zachäus, dem Jesus seine 
Zuwendung schenkt.
Kinder folgen dem problemlos, wenn sie 
auf der Seite der Gewinner der Zuwendung 
stehen. Dann haben sie auch mit dem stra-
fenden Gott keine Probleme. Da sind sie 
gerne auf der Seite des Noah, der als einzi-
ger mit seiner Familie der Vernichtung ent-
geht – denn die anderen waren ja böse. Sie 
freuen sich mit Zachäus mit – aber was ist 
mit den anderen, die wütend mit ansehen 
müssen, wie Jesus diesem üblen Kerl seine 
Sympathie schenkt? „Liebt Gott auch böse 
Menschen?“ fragen Kinder und können da-
mit ihre Gesprächspartner in Verlegenheit 
bringen. Unter dem Gesichtspunkt der Ge-
rechtigkeit wird die vorbehaltlose Anerken-
nung des Personseins – bei anderen – auf 
manche harte Probe gestellt. Ohnmächtige 
Wut auf Straftäter findet ihr Ventil meist in 
der Forderung nach verschärften Strafen. 
Die beschriebene Trennung von Person und 
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Subjekt kann da zur Zumutung werden. 
Beliebte biblische Erzählungen können so 
auf einmal zu Problemgeschichten werden, 
insofern sie das Gerechtigkeitsempfinden 
der Kinder herausfordern. Und so stehen 
wir jetzt vor religionspädagogischen Grat-
wanderungen. Zum einen gilt es das sich 
ausbildende Gerechtigkeitsempfinden der 
Kinder zu pflegen und zu fördern. Werden 
getroffene Regelungen beliebig ausgesetzt, 
gerät das geordnete Miteinander ins Wan-
ken. Auf der anderen Seite gilt es die Fähig-
keit zu fördern, andere eben nicht nur an 
ihrem Verhalten zu messen, sondern auch 
in ihrem Personsein wahrzunehmen.
Da bieten biblische Geschichten die Mög-
lichkeit, unterschiedliche Identifikationen 
mit handelnden Personen anzubieten, 
bewusst und gut dosiert die Perspektiven 
zu wechseln, damit das Nach- und Weiter-
denken herauszufordern. Ein klassisches 
Beispiel ist Jesu Gleichnis von den Arbei-
tern im Weinberg. Die einen arbeiten den 
ganzen Tag, andere weniger, im Laufe des 
Tages kommen immer mehr dazu, bis zum 
Schluss manche nur noch eine Stunde ar-
beiten. Aber bei der Auszahlung bekom-
men alle den gleichen Lohn. „Was regt ihr 
euch über meine Großzügigkeit auf?“ ant-
wortet der Verwalter den aufbegehrenden 
Langzeitarbeitern, „ich kann doch Gutes 
tun, wem ich will!“ Gerechtigkeit und Güte 
prallen hier hart aufeinander. Wie kann es 
gelingen, beides in eine produktive Span-
nung zu bringen? Wie kann das Verständ-
nis für die unantastbare Würde der Person 
gefördert und zugleich ein umsichtigeres 
Verständnis von Gerechtigkeit angeregt 
werden, das mit der Spannung zwischen 
Zuspruch und Anspruch gut umgehen 
kann? 
Ein Kind äußerte sich einmal im Anschluss 
an dieses Gleichnis so: Zum Glück verhält 

sich Gott anders als dieser Verwalter. Die 
Konsequenz daraus müsste dann sein, mit 
dieser Spannung zu warten. Im folgenden 
Erzählvorschlag wird versucht, die Kinder 
ganz bewusst in diese Spannung mit hinein 
zu nehmen, sie herauszufordern, ihnen viel 
zuzumuten.

Erzählvorschlag zu Matthäus 20: 
Gleichnis von den Arbeitern im Weinberg
Der alte Tobias steht jeden Morgen auf dem 
Marktplatz des Dorfes und wartet. Nach 
und nach kommen auch andere Männer 
und Frauen dazu. „Ich bin ja gespannt, wie 
viele Arbeiter der Weinberg-Verwalter heute 
braucht“, meint Simon. „Jeden Morgen das 
Warten, ob ich für diesen Tag Arbeit bekom-
me und zum Schluss einen Silberdenar Ta-
geslohn in der Hand habe, das macht mir 
keinen Spaß. Immer diese Ungewissheit 
am Morgen!“ Tobias sagt nichts. Er kann 
gar nicht zählen, wie oft er umsonst ge-
wartet hat. Er ist eben nicht mehr so flink 
und kräftig wie die anderen. Die sind dem 
Weinberg-Verwalter lieber für die Arbeit. 
„Ach wenn ich doch einmal wieder einen 
Tag Arbeit hätte und einen Denar verdienen 
würde, das wäre schön“, seufzt Tobias lei-
se vor sich hin. Aber es wird heute wohl ge-
nauso sein wie die vielen Tage zuvor. Und 
seine Angehörigen zuhause werden zu ihm 
wie so oft sagen: „Hast du wieder nichts 
verdient heute? Ein bisschen Geld von dir 
könnten wir gut gebrauchen!“ Dieser Satz 
tut ihm jedes Mal weh.
Doch da wird er aus seinen Gedanken he-
rausgerissen. Der Verwalter kommt mit 
seinem Eselkarren und ruft: „Einen Denar 
Tageslohn wie immer. Ich brauche zehn 
tüchtige Leute!“ Mühsam rappelt sich 
Tobias hoch, aber da sind schon zehn 
andere vor ihm, mit denen der Verwalter 
weggeht, hinüber zum großen Weinberg. 
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Tobias bleibt zurück und wartet wieder. Ei-
nige Neue kommen dazu und sagen: „Der 
kommt bestimmt noch einmal. Heute gibt 
es viel im Weinberg zu tun!“ Auch deshalb 
wartet Tobias geduldig weiter. Tatsächlich, 
der Verwalter kommt wieder und ruft: „Ich 
brauche noch mehr Leute!“ Aber auch dies-
mal ist Tobias nicht dabei. Die anderen sind 
eben schneller und auch kräftiger als er. 
Tobias wartet weiter. Und tatsächlich, der 
Verwalter kommt noch ein paar Mal wieder, 
aber jedes Mal ist es das Gleiche.
Es wird Mittag, dann Nachmittag. Tobi-
as bleibt, weil er neugierig ist, wie oft der 
Verwalter noch erscheint und Arbeiter mit-
nimmt. „Vielleicht habe ich heute doch 
noch eine Chance“, denkt er sich. „Wenn 
ich nur ein paar Kupferpfennige verdiene, 
dann ist das zwar nicht viel, aber immerhin 
ein bisschen was. Endlich einmal wieder 
selbst etwas verdienen, endlich mal wieder 
nützlich sein, endlich mal wieder mit eige-
nem Geld etwas zum Essen kaufen können, 
endlich mal...“ Wieder wird er in seinen Ge-
danken unterbrochen durch den Verwalter: 
„Die Arbeit ist mehr als erwartet“, ruft der. 
„Wir müssen heute unbedingt fertig wer-
den. Dazu brauche ich jetzt wirklich alle! 
Nur mit allen kann es gelingen!“ Jetzt ist 
Tobias auch dabei. Jetzt gehört er zu den 
Arbeitern dazu. Gleich darauf steht er zwi-
schen den Weinreben im Weinberg und er-
füllt seinen Auftrag. Er arbeitet aufmerksam 
und hat gar keine Zeit mehr, über das Geld 
nachzudenken. Dann ist die Arbeit zur rech-
ten Zeit geschafft. Alles wendet sich zum 
Tisch mit der Kasse. Die zuletzt Gekomme-
nen sind diesmal die ersten. 
Voller Erwartung tritt Tobias zum Verwalter 
hin, macht seine Hand auf, der legt ihm 
eine Münze in seine Hand und ruft gleich: 
„Der Nächste bitte!“ Tobias spürt die Mün-
ze in seiner Hand, wartet ein bisschen und 

macht dann langsam die Hand auf. Aber 
was ist das? Ein Silberdenar leuchtet ihm 
entgegen. Er kann ihn gar nicht oft genug 
anschauen, voller Verwunderung und Freu-
de. Aber dann kommen ihm Zweifel. Hat 
sich der Verwalter geirrt? Wird er ihn gleich 
zurückrufen? Tobias schaut genau hin, was 
sich jetzt an der Kasse tut. Auch die ande-
ren bekommen einen Silberdenar, auch sie 
freuen sich, zeigen einander ihren Schatz. 
Doch nun gibt es Ärger. Diejenigen, die 
den ganzen Tag gearbeitet haben, bekom-
men auch nur einen Denar und beschwe-
ren sich. „Das ist ungerecht“, maulen sie, 
„wir müssten doch viel mehr bekommen!“ 
Der Verwalter antwortet: „Ein Denar ist der 
vereinbarte Lohn. Ich habe alle gebraucht 
zum Mithelfen. Allen habe ich zu verdan-
ken, dass wir mit der Arbeit fertig geworden 
sind. Darüber freue ich mich sehr, und das 
sollen alle spüren!“
Tobias hört aufmerksam zu. Auch er war 
also heute wichtig. Das hat der Verwalter 
gesagt. Er weiß, dass er heute auch für sei-
ne Familie ganz wichtig sein wird. „Hast du 
heute wieder nichts verdient?“ meint sein 
Bruder, „ich habe dich noch am frühen 
Nachmittag am Marktplatz stehen sehen!“ 
Tobias nickt. „Ein paar Pfennige habe ich 
doch verdient“, meint er ganz bescheiden. 
Und dann öffnet er seine Hand und legt den 
Silberdenar auf den Tisch. Er genießt es, 
wie die anderen voller Verwunderung den 
Denar anschauen und dann Tobias, mit ei-
nem ganz anderen Blick als bisher.
Ein Wechseln der Identifikationsangebote 
lässt sich bei vielen biblischen Erzählun-
gen anwenden: Da wird die Geschichte 
vom Zöllner Zachäus (Lukas 19) aus der 
Sicht der rechtschaffenen und heftig be-
trogenen Bürger von Jericho erzählt: Wie 
sieht es jetzt mit der Zuwendung Jesu zu 
Zachäus aus? Der ältere Bruder im Gleich-
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nis vom verlorenen Sohn (Lukas 15) macht 
dem barmherzigen Vater heftige Vorwürfe. 
Hat er nicht Recht? Erzählte Geschichten 
bieten hier gute Möglichkeiten, sie selbst 
weiter zu denken: Wie könnten Gespräche 
zwischen den Kontrahenten verlaufen – 
zuerst in der Phase des verletzten Gerech-
tigkeitsempfindens, später im Prozess des 
wechselseitigen Verstehens? Wo könnte 
die Wertschätzung des Personseins zu 
schimmern und zu glänzen beginnen? 

4. Erfahrenes Wertvolles drängt zum  
Weitergeben – Biblische Impulse mit  
Aufforderungscharakter

Nach Martin Luther motiviert das von Gott 
empfangene Gute dazu, es auch weiterzu-
geben. Aber stimmt das mit den Beobach-
tungen in der realen Wirklichkeit überein? 
Zwar sind schon kleine Kinder gerne zum 
Teilen bereit, aber auch die Untugend der 
Habgier zeigt sich, die das empfangene 
Gute festzuhalten und mit allen Mitteln zu 
vermehren sucht. Habgier macht blind für 
die anderen und führt zum Rückzug auf das 
eigene Ich mit den zu hortenden und zu hü-
tenden Schätzen.
Die andere Seite ist das Vergessen des 
Guten, mit dem der Zusammenhang des 
Empfangens und Weitergebens gestört ist. 
Deshalb heißt es in einem Psalm: „Lobe 
den Herrn, meine Seele, und vergiss nicht, 
was er dir Gutes getan hat!“ (Psalm 103,2). 
Ohne diesen Hintergrund verkommt Ethik 
zur bloßen Aufforderungen zum Gut-Sein. 
Mit dem weiten Zusammenhang von Emp-
fangen und Weitergeben sind aber immer 
Begründungen für das gute Handeln im 
Blick, die als Impuls zum ethischen Tun 
wirken. 
Der Begründungs- und Motivationszusam-
menhang leitet so zum Erzählen davon an, 

wie Gutes von einem zum anderen und wie 
es dabei zu einem ganz neuen und anderen 
Reichtum kommt, gemäß dem Sprichwort 
„Glück wird multipliziert, indem man es 
teilt“. Von solchem Reichtum durch das Tei-
len erzählt die Geschichte von der wunder-
samen Brotvermehrung (Matth.14,13ff.), 
bei der die Erzählung vom Sattwerden zwi-
schen der leiblich-materiellen Nahrung und 
der bereichernden Erfahrung von Gemein-
schaft geheimnisvoll hin und her schwingt: 
Fangt an, vom Guten weiterzugeben, es zu 
teilen, und das wird seine Kreise ziehen.
Um diesen Aspekt der Wertebildung geht 
es auch im Gleichnis vom „Schalksknecht“, 
in dem das nahe liegende Weitergeben ge-
rade nicht geschieht. Der von seinen Schul-
den befreite Minister fordert gleich darauf 
als Gläubiger einen im Vergleich dazu 
minimalen Betrag unbarmherzig ein. Das 
muss bei den Zuhörenden Unverständnis, 
wenn nicht gar Abscheu hervorrufen, weil 
es den stimmigen Impuls zum Weitergeben 
des Guten ins Gegenteil verkehrt. Mit Kin-
dern kann versucht werden, die Geschichte 
gleichsam zu „reparieren“, zu einem guten 
Ende zu führen. Der einsichtige Zusam-
menhang und Impuls von Empfangen und 
Geben wird so ins Bewusstsein gerückt und 
bekräftigt. 

Erzählvorschlag zu Matthäus 18, 21ff.: 
Gleichnis vom Bekommen und Weitergeben
Heute möchte ich eine Geschichte erzählen 
von einem Mann, den ich Josephus nenne. 
Er ist eine wichtige Person in der Regierung, 
ein Minister. Dabei verdient er viel Geld, 
aber mit dem Geld hat er auch ein großes 
Problem. Er hat sich einen teuren Palast ge-
kauft, und das hat noch viel mehr gekostet, 
als er bezahlen kann. Aber er will den Pa-
last unbedingt behalten. Und weil er weiß, 
dass der König ihn und seine Arbeit sehr 
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schätzt, fasst er sich ein Herz, geht zum 
König und bittet ihn darum, ihm das Geld 
zu leihen, das ihm noch fehlt. Der König 
ist einverstanden und Josephus verspricht 
dem König, es ihm nach einem Jahr zurück-
zuzahlen. Bis dahin, denkt er sich, hat er 
bestimmt wieder genug gespart. 
Das Jahr ist im Nu vergangen. Josephus 
weiß, dass der König ihn bald zu sich rufen 
wird, um das geliehene Geld zurückzuver-
langen. Aber Josephus hat es nicht. Er hat 
nichts gespart. Jetzt steht er mit leeren 
Händen da. Das bereitet ihm große Sorgen. 
Vor der Begegnung mit dem König hat er 
Angst. Er weiß nicht, was er ihm sagen soll.
Nun ist der Tag gekommen, vor dem sich 
Josephus immer mehr gefürchtet hat. Ein 
Bote fordert ihn auf, vor dem König zu er-
scheinen. „Was mache ich nur“, denkt Jo-
sephus verzweifelt, ihm fällt keine Ausrede 
ein. „Der König wird sicher sehr böse auf 
mich sein. Wird er mich bestrafen? Muss 
ich nun doch meinen schönen Palast ver-
kaufen. Aber dann habe ich nichts mehr.“ 
Ängstlich betritt er das große Zimmer des 
Königs. „Ich habe dich kommen lassen, 
weil du mir noch einen großen Betrag 
schuldest“, sagt der König. „Für heute ist 
die Rückzahlung vereinbart. Hast du das 
Geld?“ Josephus wird bleich. Er stottert eine 
Entschuldigung, zeigt seine leeren Hände 
und wartet auf das Urteil des Königs. Aber 
der bleibt ganz ruhig. „Ich habe erfahren, 
dass du in Schwierigkeiten steckst“, sagt 
er weiter. „Ich schätze deine Arbeit sehr 
und ich möchte nicht, dass du in Angst vor 
mir lebst. Darum schenke ich dir das Geld, 
das du mir schuldest. Du musst mir nichts 
mehr zurückzahlen!“ Josephus weiß nicht, 
ob er richtig gehört hat. „Du erlässt mir alle 
meine Schulden?“ stottert er verwundert. 
„Ja“, antwortet der König. „Jetzt kannst du 
dich wieder entspannt deiner Arbeit zu-

wenden!“ Josephus fällt eine Last von sei-
ner Seele. Als er den Königspalast verlässt, 
könnte er vor Freude singen und tanzen. 
Aber als Minister tut er das natürlich nicht.
Auf dem Heimweg trifft er einen Mann, den 
er gut kennt. Jetzt fällt ihm ein, dass er mit 
ihm etwas zu besprechen hat. „Gut, dass 
ich dich treffe“, sagt er zu ihm. „Schuldest 
du mir nicht noch etwas Geld?“ – „Mein 
Herr“, antwortet der Mann, „ich war gerade 
auf dem Weg zu dir. Ich muss dir leider sa-
gen, dass ich das Geld nicht habe! Ich ver-
diene nicht so viel, und ich muss doch für 
meine Familie sorgen. Deshalb konnte ich 
nichts sparen. Aber ich will mich bemühen. 
Gib mir bitte noch etwas Zeit!“
Entweder wird die Geschichte im gemein-
samen Gespräch zu ihrem angemessenen 
Ende geführt, oder die Kinder hören weiter, 
wie der Minister unbarmherzig den kleinen 
Geldbetrag einfordert, den Schuldner ins 
Gefängnis sperren lässt – und sie werden 
aufgefordert, bessere Alternativen zu be-
denken.

5. Ethisches Handeln kostet Überwindung 
und bereichert – mit Geschichten auf 
dem Weg zu eigenen Erfahrungen 

Bei Werteerziehung und -bildung geht es 
um viel mehr als um das Reagieren auf 
Appelle und um die Bereitschaft zum Um-
setzen von Anweisungen, nämlich um sorg-
sam bedachte Übernahme von Verantwor-
tung. Es gilt Bereitschaft zu wecken, sich 
für Werte zu engagieren, die in ihrer Bedeu-
tung für das Leben erkannt wurden, sowie 
angestrebte Ziele möglichst klar zu fassen, 
um sie wirksam verfolgen zu können. Eine 
Hürde aber sind immer wieder Mut, Kraft 
und Wille zu Entschluss und tatkräftiger 
Verwirklichung. In der konkreten Situati-
on müssen sich die erkannten ethischen 
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Maßstäbe und Zielsetzungen bewähren, 
nicht nur in grundsätzlichen Überlegun-
gen. Schon in den bisher vorgestellten bi-
blischen Nacherzählungen ging es jeweils 
um konkrete Beispiele, an denen sich ihre 
Alltagstauglichkeit zu erweisen hatte. Die 
Nagelprobe dafür ist nun, wie das mit der 
Forderung der Nächstenliebe gelingt.
Das Wort stammt aus der biblischen Tradi-
tion und ist dort anschaulich im Gleichnis 
vom barmherzigen Samariter verankert, 
das weit über den biblischen Überliefe-
rungszusammenhang hinaus zum Symbol 
für ethische Kompetenz geworden ist. Im 
Neuen Testament selbst begegnet es in 
unterschiedlichen Fassungen. Im Markus-
evangelium fragt ein Schriftgelehrter nach 
dem höchsten Gebot, und Jesus antwortet: 
„Höre Israel, der Herr, unser Gott, ist der 
Herr allein, und du sollst den Herrn, dei-
nen Gott, lieben von ganzem Herzen, von 
ganzer Seele, von ganzem Gemüt und mit 
allen deinen Kräften. Das andere ist dies: 
Du sollst deinen Nächsten lieben wie dich 
selbst“ (Mk 12,28ff.). Jesus zitiert hier eine 
Spitzenformulierung des Alten Testaments 
zum Monotheismus in ethischer Perspek-
tive, das sog. „Doppelgebot der Liebe“. In 
ihm finden wir die religiöse Dimension des 
ethischen Handelns in verdichteter Form: 
Das Bekenntnis zum einen Gott verweist auf 
den Ursprung unserer Existenz als das uns 
von Gott geschenkte Leben. Der Dank dafür 
findet in der Gottesliebe seinen Ausdruck. 
Das führt weiter zur Achtung solch wertvol-
ler Gabe in der Beziehung zu sich selbst 
und in der Weitergabe dieses Geschenks an 
andere, die es zu verlieren drohen. 
Im Lukasevangelium entwickelt sich ein 
ausführlicheres Gespräch, das in die be-
kannte Beispielgeschichte mündet. Jetzt 
liegt der Fokus auf der Fähigkeit zur Empa-
thie. Es gilt, sich von der Not anderer an-

rühren, herausfordern und anregen zu las-
sen. Die Erzählung verweilt beim Samariter 
und dabei, ob und wie er sich dazu bewe-
gen lässt, dem Überfallenen ein Nächster 
zu werden. Ausführlich wird von seinem 
Engagement erzählt, aus dem sich in di-
daktischer Hinsicht mehrere Einzelfäden 
verfolgen lassen:
Mit dem von den anderen Aspekten her 
geschulten Blick geht es um das Erken-
nen dessen, was einen herausfordert. Em-
pathiefähigkeit kommt zur Geltung. Wir 
können sie schon früh bei Kindern beob-
achten. Ein- bis Zweijährige reagieren auf 
entsprechende Signale des Gegenübers 
mit einfühlsamen Reaktionen, indem sie 
ihm das zu geben versuchen, was sie 
selbst tröstet, z. B. das Kuscheltier in den 
Arm legen. Die Fähigkeit, das Gegenüber in 
seiner Andersartigkeit, mit dessen eigenen 
Bedürfnissen zu erkennen und daraus die 
entsprechenden Schlüsse zu ziehen, ent-
wickelt sich nach und nach. Mit zunehmen-
dem Verstehen kann sich das Kind immer 
besser in Empfinden und Bedürfnisse des 
Gegenübers hineinversetzen, dessen Hilfs-
bedürftigkeit es wahrgenommen hat. Zum 
emotionalen sich Hineinversetzen tritt so 
das Bedenken, was wirklich hilft. Zugleich 
bedeutet Empathie auch das Ringen mit ei-
genen Widerständen, die es zu überwinden 
gilt. Die ethische Herausforderung kann 
eigene Pläne durchkreuzen, Angenehmes 
erst mal in die Ferne rücken.
In der Erzählung klingt auch an, wie der 
Gebende zum Nehmenden wird und um-
gekehrt. Beziehung entsteht mit Nähe und 
Vertrautheit. Dankbarkeit beim Empfänger 
der Hilfe erzeugt Wohlgefühl beim Helfen-
den. Auf solche Erfahrungen können auch 
Kinder zurückgreifen. Sie gilt es bei diesem 
Aspekt der Werteerziehung und -bildung zu 
aktivieren. Zu bedenken ist auch der Blick 
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des Helfenden auf sich selbst. Was kann er 
sich zumuten? Wo ist für das Gelingen nö-
tig, auch Grenzen zu ziehen? Aktionismus 
schadet oft mehr als er nützt. Solch eine 
Grenze zieht z. B. in der biblischen Erzäh-
lung der Helfer, der sich in der Herberge 
vom Überfallenen trennt und weitere Hilfe 
anderen anvertraut. 
Bei der Frage nach dem Nächsten gilt es 
auch Vorurteile zu überwinden. Feindschaft 
zwischen Gruppen und Völkern geht auch 
mit abschätzigen Meinungen über die an-
deren einher, mit denen sie gerechtfertigt 
wird. Den anderen wird nichts Gutes zu-
getraut, im Gegenteil. Auch da setzt das 
Gleichnis einen deutlichen Akzent. Gerade 
der verhasste Ausländer aus Samaria er-
weist sich als verantwortungsvoller Helfer.
In der folgenden Nacherzählung wird der 
knappe biblische Text durch Facetten er-
weitert, die auf Empathiefähigkeit zielen 
und damit in der Richtung des mit dem Text 
Intendierten liegen.

Erzählanregung zu Lukas 10,25ff: 
Das Gleichnis vom barmherzigen Samariter
Esbaal ist mit seinem Esel auf dem Weg 
von Jerusalem hinunter nach Jericho. Er 
hat noch einen weiten Weg vor sich, bis 
er zu Hause ist. Vorher muss er die Grenze 
überschreiten, denn seine Heimat ist das 
Nachbarland Samaria. Deswegen hat er es 
auch eilig. Vor Einbruch der Nacht möchte 
er in der Stadt Jericho sein. Auf dem Wegab-
schnitt, den er vor sich hat, ist ihm unbe-
haglich zu Mute. Es gibt da so viele Höhlen, 
in denen sich Räuber verstecken können. 
Von Freunden hat er gehört, dass zur Zeit 
wieder eine Räuberbande in dieser Gegend 
ihr Unwesen treibt. 
Wo Esbaal gerade reitet, kann er den Weg 
vor sich gut überblicken. Da vorne, da sind 
die Felsen mit den gefährlichen Höhlen. 

Zum Glück ist Esbaal nicht allen auf dem 
Weg. Weit vor sich sieht er einen anderen 
Eselreiter. Das muss einer der Händler sein, 
denkt er sich. Für die ist die Gefahr am größ-
ten, denn die haben all das Geld bei sich, 
das sie bei ihren Verkäufen in der Stadt ein-
genommen haben. In einem größeren Ab-
stand folgen zwei Männer, die er an ihren 
Kleidern als Priester und Tempelmusiker 
erkennen kann. Sie kommen gerade von 
ihrem Gottesdienst im Tempel heim. „Die 
müssen am wenigsten Angst vor Räubern 
haben“, denkt sich Esbaal, „die haben mit 
Sicherheit nicht viel Geld bei sich. Da habe 
ich schon mehr in der Tasche!“ Bei die-
sem Gedanken wird ihm tatsächlich etwas 
mulmig. Er geht jetzt zügig voran, möchte 
gerne etwas näher bei den anderen sein. 
Auch wenn die ihn wahrscheinlich nicht be-
sonders mögen, denn zwischen den Leuten 
aus Samaria und denen in Jerusalem und 
Juda gibt es immer wieder Ärger und Streit.
Doch jetzt bleibt Esbaal samt seinem Esel 
plötzlich wie angewurzelt stehen. Ganz 
vorne, bei dem jüdischen Händler sprin-
gen Männer zwischen den Felsen hervor, 
stürzen sich auf den Esel und seinen Rei-
ter, zerren ihn von seinem Reittier herunter, 
schlagen auf ihn ein, durchwühlen seine 
Taschen, finden offensichtlich zu wenig, 
reißen dem Händler die Kleider vom Leib, 
haben jetzt seine Geldtasche in der Hand, 
halten sie triumphierend hoch und ver-
schwinden wieder, so schnell, wie sie ge-
kommen sind.
„Das waren sie wieder, diese Räuber“, 
denkt Esbaal voller Schreck und überlegt 
sich, ob er weitergehen soll. Die haben ja 
jetzt sicherlich genug Beute – das nimmt 
ihm etwas die Angst. Esbaal möchte auch 
genau sehen, wie die beiden vor ihm, die 
Leute vom Tempel, mit dem Verletzten zu-
rechtkommen. Vielleicht kann er ihnen 
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ja mit seinem Esel nützlich sein. So reitet 
er also weiter und beobachtet dabei ge-
spannt, was da vor ihm auf dem Weg ge-
schieht.
Jetzt müsste der Priester bei dem Verletzten 
sein. Jetzt wird er sich gleich zu ihm hinun-
terbeugen. Aber nein, er geht einfach wei-
ter. Was denkt der sich bloß? Ist der sich 
zu gut zum Helfen? Aber da kommt ja noch 
der Tempelsänger. Vielleicht haben sich die 
beiden verständigt, dass der ihm helfen 
soll. Aber dann kann Esbaal nur noch den 
Kopf schütteln, denn auch der zweite geht 
vorüber, so, als ob er nichts gesehen hätte.
Esbaal schaut sich um. Hinter ihm sieht er 
niemand. „Der Nächste bin jetzt ich“, denkt 
er sich. „Und wahrscheinlich bin ich auch 
der Letzte, der hier vorbeikommt.“ Er spürt, 
wie sich gleichzeitig ein anderer Gedanke 
in ihm breit macht: „Warum soll eigentlich 
ich ihm helfen? Die anderen haben es nicht 
getan. Könnte ich es nicht genauso ma-
chen? Schließlich habe ich noch einen viel 
weiteren Weg als die anderen vor mir. Und 
außerdem komme ich aus einem anderen 
Land, bin ein fremder Ausländer. Was ist, 
wenn ich einfach weitergehe, wie es die an-
deren getan haben?“
Aber je näher er dem Überfallenen kommt, 
desto mehr kommt auch der erste Gedan-
ke wieder zum Vorschein: „Jetzt bin ich für 
ihn der Nächste, auf den er wartet, und den 
er dringend braucht! Eine dritte Enttäu-
schung, die wäre bestimmt zu viel für ihn. 
Ich kann nicht vorbeigehen, ich muss ihm 
helfen!“
Und dann ist er bei ihm. Er spürt, wie nah 
ihm der andere ist, wie gut es war, dass er 
von seinem Esel abgestiegen ist, sich nun 
zu ihm beugt und mit ihm spricht. „Wie 
kann ich dir helfen?“ fragt er, und der an-
dere deutet auf seinen Hals und auf seine 
Wunden, sprechen kann er vor Erschöpfung 

nicht. Aber Esbaal versteht ihn. Er gibt ihm 
zu trinken, reinigt und verbindet die Wun-
den, hebt ihn auf seinen Esel. Und er nimmt 
mit Zufriedenheit und Freude wahr, wie es 
dem anderen nach und nach wieder besser 
geht. Das Stöhnen vor Schmerz und auch 
vor Sorge ist vorbei, jetzt reden die beiden 
miteinander. Esbaal spürt, wie gut es dem 
anderen tut, dass er bei ihm ist, und das 
ist auch für ihn angenehm. Er ist sogar ein 
bisschen stolz auf sich, dass er für den an-
deren so wichtig geworden ist.
Gemeinsam bereden sie, wie es nun wei-
tergehen kann. „Mach dir keine Sorgen“, 
sagt Esbaal, „ich bringe dich zur nächsten 
Herberge. Und ich kann dem Wirt so viel ge-
ben, dass du so lange dort bleiben kannst, 
bis du wieder allein nach Hause kommen 
kannst.“ 

Als die beiden sich dann in der Herberge 
verabschieden, fragt der Überfallene Es-
baal: „Warum hast du das für mich getan?“ 
Esbaal weiß gar nicht, wie er es sagen soll, 
er murmelt etwas vor sich hin, aber seine 
Augen, sein Gesicht und seine Hände bei 
der abschließenden Umarmung, die sind 
eine gute Antwort, die der andere versteht.

Gemeinsame Aufgaben der 
Werteerziehung und -bildung
Die vorgestellten Aspekte zeigen zum ei-
nen, wo christliches Werteverständnis 
seine besonderen Akzente setzt, und zum 
anderen, dass Unterscheidungen von einer 
säkularen Ethik oft kaum wahrzunehmen 
sind. Das christliche Profil zeigt sich v. a. in 
der Begründung der Werte in dem von Gott 
gegebenen Geschenk des Lebens. Gemein-
sam mit säkularen Impulsen sind die ethi-
schen Aufgaben, Empathie, differenziertes 
Gerechtigkeitsempfinden, Unterscheidung 
zwischen unveränderlichen höchsten Wer-
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ten und deren Auswirkung hin in konkreten 
und veränderbaren Vereinbarungen und 
Regeln zu fördern. Spezifisch christlich ist 
der Fundus an biblischen Geschichten, die 
von der religiösen Begründung her die As-
pekte der Werteerziehung und -bildung ent-
falten; gemeinsam mit säkularer Ethik sind 
sie als Beispielgeschichten mit ihren kon-
kreten Handlungsimpulsen. Gemeinsam ist 
die Aufgabe, von unterschiedlichen religiö-
sen bzw. philosophischen Verankerungen 
her das Gefüge einer Verantwortungsethik 
voranzubringen, wo immer Klärung nötig 
ist: seien es die Fragen ökologischer Ver-
antwortung, Fragen der Gerechtigkeit in ei-
ner Welt zunehmender Differenz zwischen 
reich und arm, Klärung gebotener humaner 
Handlungsweisen an den Grenzen des Le-
bens. Werteerziehung und –bildung ist auf 
einem guten Weg, wenn mit den erschlos-
senen Handlungsperspektiven mit zu-
nehmendem Alter der Kinder auch solche 
Herausforderungen in den Blick kommen 
können.
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Das Projekt SELF steht für eine intensive 
Zusammenarbeit zwischen Schule und 
Universität. Das Seminarfach als Trainings-
möglichkeit für wissenschaftliches Arbei-
ten und Studierfähigkeit eignet sich, um 
Verknüpfungspunkte zu Wissenschaft und 
Forschung zu schaffen. SELF steht dabei 
nicht nur für die gemeinsame Forschungs-
tätigkeit, sondern auch für den Ansatz des 
selbstgesteuerten Lernens, der dem Semi-
narfach innewohnt. Im Folgenden werden 
die Entstehung und die Praxis des Projek-
tes näher erläutert sowie der Forschungs-
gedanke. Ein Ausblick soll die Chancen des 
Projektes offenlegen.

1.	 Grundlage	

Die langjährige Praxiserfahrung im Se-
minarfachunterricht, zahlreiche selbst 
durchgeführte Leh-rerfortbildungen und 
Einzelrückmeldungen von Schülern deu-
teten darauf hin, dass die Umsetzung des 
Seminarfachs an vielen Stellen qualitativ 
sehr unterschiedlich erfolgt. Die durchge-
führte Studie2 konkretisierte dieses Bild. 
So wurde klar herausgestellt, wo der Ver-
besserungsbedarf ist. Mangelnde Trans-

parenz der Bewertungskriterien und inho-
mogene Anforderungen seitens der Lehrer 
wurden durch die Schüler immer wieder an-
gemahnt. Das Methodentraining wurde in 
der Idee gelobt, in der Praxis jedoch stark  
beanstandet. Darüber hinaus war die Be-
treuung während des Prozesses vor allem 
bei sozialen Problemen innerhalb der Grup-
pe nicht das, was sich die Schüler wünsch-
ten. 
Vor diesem Hintergrund entstand die Idee, 
Universität und Schule im wissenschaft-
lichen Arbeiten zu vernetzen. Das Semi-
narfach bietet für diesen Zweck zahlreiche 
Ansatzmöglichkeiten. Zunächst erfolgte die 
Planung gezielter Kooperationen zwischen 
einzelnen Schulen und dem Lehrstuhl für 
Schulpädagogik/Didaktik an der Friedrich-
Schiller-Universität Jena. Die ersten Partner 
konnten im Juni 2008 in Lehrerfortbildun-
gen für die Idee begeistert und für eine Zu-
sammenarbeit gewonnen werden. Dabei 
wurde fachliche Unterstützung durch den 
Lehrstuhl für Schulpädagogik und Didaktik 
der Friedrich-Schiller-Universität Jena für 
Seminarfachgruppen angeboten, die sich 
zum Themenkomplex „Emotionen in Schu-
le und Unterricht“ austauschen wollten. 

Das Projekt SELF1

Gloria Hempel

1 SchülerInnen, ErziehungswissenschaftlerInnen und LehrerInnen forschen.
2 Die benannte Studie erfolgte im Rahmen der Dissertation: Das Seminarfach in Thüringen aus Schülersicht – Eine empirische Studie 

und kann bei der Autorin angefragt werden.
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Gemeinsam mit Studierenden konnte eine 
fachlich fundierte und individuelle Betreu-
ung gewährleistet werden. Über Werbung in 
weiteren Fortbildungen und Direktwerbung 
an Schulen wurde das Interesse an dem 
Projekt gesteigert. Seit August 2009 betei-
ligten sich mehr Schulen, deren Seminar-
fachlehrer oder Schüler sich mit konkreten 
Themenwünschen im Bereich der Schul-
pädagogik an den Lehrstuhl wandten. Da-
her wurde ein breiteres Themenspektrum 
angeboten. Die Betreuung konnte über  
das Interesse auf studentischer Seite eben-
falls abgesichert werden: vor allem Lehr-
amtsstudierende wurden auf das Projekt 
aufmerksam und wollten sich aktiv betei-
ligen. 
Im Rahmen eines Projektseminars3 und zu-
sätzlicher Veranstaltungen wurden die Stu-
denten auf diese Aufgabe vorbereitet. Die 
Mitarbeiter des Lehrstuhls Schulpädagogik 
und Didaktik und weitere Mitarbeiter des 
Instituts für Erziehungswissenschaft der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena erklärten 
sich als Experten für verschiedene themati-
sche Fachbereiche bereit. Eine Kooperation 
mit dem Umweltamt Erfurt seit 2010 erwei-
terte das Themenangebot. Dies ermöglicht 

einen regen Austausch zwischen Schülern, 
Studenten, Experten und Lehrern. 
Neben dem Angebot, Schülergruppen direkt 
zu betreuen, entstand im Projektseminar 
des Sommersemesters 2009 die Idee und 
die Planung, Schüler gezielt über Modul-
bausteine im wissenschaftlichen Arbeiten, 
im sozialen Umgang innerhalb der Gruppe 
und in Softwaregrundlagen zu trainieren. In 
einer ersten Lehrerfortbildung stellten die 
Studenten ihre selbst entwickelten Modu-
le vor und ernteten viel Anerkennung und 
reges Interesse. Direkt im Anschluss an 
die Veranstaltung baten Seminarfachleh-
rer um Termine für die Schülertrainings zu 
bestimmten Themen. Die Nachfrage ist bis 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt konstant ge-
stiegen. Über die Projektseminare wurden 
und werden weitere Studierende auf das 
Projekt aufmerksam. Sie verbessern die 
Module stetig und führen die Trainings an 
den Schulen durch. Darüber erhalten die 
Lehramtsstudierenden die Möglichkeit der 
Praxiserfahrung.
Der aktuelle Stand des Projektes wird in 
den folgenden Kapiteln ausführlich darge-
legt.

3 Die Projektseminare mit dem Titel: „Das Seminarfach – Organisation und Lernkultur einer neuen Unterrichtsform in der gymnasialen 
Oberstufe“ werden seit dem Wintersemester 2008/2009 an der Friedrich-Schiller-Universität Jena unter der Leitung der Autorin ange-
boten.
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2.	 Projektskizze

Im Folgenden sind beide Teilkonzepte des SELF-Projektes 
in einer Übersicht zusammengefasst:

Links im Bild: Die Kreuzung symbolisiert die Zusammen-
arbeit zwischen Universität und Schule bei der Betreuung 
einer Schülergruppe. Es forschen gemeinsam Schüler, Stu-
denten, Experten – Erziehungswissenschaftler und Lehrer 
an einem gewählten Thema. 
Rechts im Bild: Die Bausteine symbolisieren die Modulbau-
steine des Schülertrainings. Studierende geben ihr Wissen 
und ihre ersten Studien-erfahrungen in Unterrichtssituatio-
nen an die Schüler weiter. Dabei werden sie von Lehrenden 
der Universität unterstützt. Von Schülern und Lehrern der 
Schule erhalten sie Feedback für ihre Lehrpraxis. 

3.	 Realisierung

Zusätzlich zu den Ansprüchen, die das Seminarfach in sei-
ner Konzeption an die Beteiligten stellt, will das Projekt ge-
zielt das Interesse an sozialwissenschaftlicher Forschung 
wecken. Es ermöglicht den Schülern die Beobachtung und 
Unterstützung von Forschungsprozessen zu einem selbst 
gewählten Thema in Kooperation von Schule und Univer-
sität. Die enge Zusammenarbeit hat zahlreiche Vorzüge, 
die zur Umsetzung der Ziele ausgeschöpft werden sollen: 
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Über die Wissenschaftler und deren Ex-
pertenkontakte besteht die Möglichkeit 
für die Schüler, Gespräche zu führen und 
Informationen aus erster Hand zu erhalten  
sowie Rückfragen zu stellen. Die erlangten 
Ergebnisse können in vorbereiteten Präsen-
tationen vor Mitschülern, dem Lehrerkolle-
gium, Studentengruppen etc. vorgestellt 
und verteidigt werden. Dieser Austausch, 
vor allem zwischen den verschiedenen Se-
minarfachgruppen, lässt ein regelrechtes 
Netzwerk entstehen. Da somit der Kontakt 
zu mehreren Institutionen gewährleistet 
werden kann, ist beispielsweise die Reprä-
sentativität statistischer Erhebungen für 
den Eigenanteil um ein Vielfaches gestei-
gert.
Die Lehramtsstudierenden ermöglichen 
den Schülern Einblicke in den Studienall-
tag: So können die Schüler bspw. an Semi-
naren und Vorlesungen teilnehmen sowie 
von der Bibliotheksarbeit profitieren. Die 
Schüler sollen universitäre Strukturen und 
das wissenschaftliche Arbeiten kennen 
lernen. Die partnerschaftliche Atmosphä-
re zwischen Schülern und Studenten wirkt 
sich positiv auf den Arbeitsprozess aus.
Das Besondere an diesem Projekt ist die 
außergewöhnliche Rolle, die den Studen-
ten des Lehramts zukommt: sie überneh-
men als Fachbetreuer eine Mittlerfunktion 
zwischen Schule und Wissenschaft. Die 
eigene Schulzeit liegt noch nicht allzu lan-
ge zurück und die Erwartungen und Ängs-
te, die die Oberstufe mit sich bringt, sind 
noch sehr präsent. Andererseits stehen sie 
schon mitten in ihrer wissenschaftlichen 
Ausbildung und konnten auch hier wichtige 
Erfahrungen sammeln, die sie nun wieder-
um an die Schüler weitergeben können. Sie 
übernehmen die Betreuung der Schüler und 

unterstützen die Lehrkräfte an der Schu-
le mit ihren Kenntnissen hinsichtlich der 
wissenschaftlichen Arbeit. Lehrer sollen  
über aktuelle Standards des wissenschaft-
lichen Arbeitens an Universitäten4 infor-
miert werden, zudem werden die Lehrer 
durch die Leistungen der studentischen 
Betreuer entlastet und unterstützt. Von 
der professionellen Erfahrung der Lehr-
kräfte profitieren wiederum die Studenten, 
die in diesem Projekt Theorie und Praxis  
des Lehrerberufs verknüpfen können. Die 
Studenten erhalten auf diese Weise prakti-
sche Hinweise von den Experten aus ihrem 
späteren Berufsfeld.
Der Prozess wird von Anfang an von wissen-
schaftlichen Mitarbeitern der Universität 
begleitet und fachlich gestützt. In Fragen 
der Planung, Recherche, Organisation etc. 
werden die Schüler von den Lehramtsstu-
denten beraten. Die Studenten organisie-
ren nach Einladung beteiligter Schüler, 
Lehrer und Studenten einen Tag des Austau-
sches in Jena, zu dem die Schülergruppen 
über ihren aktuellen Stand berichten. Die 
Seminarfachgruppen und studentischen 
Betreuer geben und erhalten Feedback und 
nutzen die Gelegenheit, die wissenschaftli-
chen Experten zu kontaktieren. Das weitere 
Vorgehen wird geplant und strukturiert. Bis 
zur Fertigstellung der Arbeit erhalten die 
Schüler immer wieder Verbesserungshin-
weise. In Vorbereitung auf das Kolloquium 
erhalten die Schüler Haltungstraining und 
Kommunikationstraining. Dies beinhaltet 
eine Ideensammlung für die Abschlussprä-
sentation, zu der wieder alle Beteiligten 
eingeladen sind. Kurz vor dem Termin wird 
den Schülern ein Probekolloquium ermög-
licht, welches auf Wunsch aufgezeichnet 
und präzise ausgewertet wird. Vom Beginn 

4 An dieser Stelle sind alle weiterführenden Bildungseinrichtungen gemeint, die als Zugangsvoraussetzung eine Hochschulreife for-
dern, wie bspw. Fachhochschulen, Universitäten, Pädagogische Hochschulen.
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der Themenfindung bis zum Abschluss des 
Kolloquiums werden die Schüler also um-
fassend betreut. Alle Beteiligten profitieren 
von dem Engagement sowie dem Wissens- 
und Erfahrungsschatz der Partner.
Das zweite Teilkonzept, das Schülertraining 
über Modulbausteine, erfolgt nach ähnli-
chen Zielvorstellungen. Studenten können 
erlangte Kenntnisse vermitteln, ihre Ideen 
bündeln und gemeinsam mit Schülern aus-
probieren. Das Feedback, welches sie von 
jedem Schüler und den beobachtenden 
Lehrern nach dem Training erhalten, hilft 
die Unterrichtspraxis zu verbessern und si-
cherer im Umgang mit Schülern und Inhal-
ten zu werden. Die Studenten haben dabei 
den Vorteil, dass sie trotz ihrer Lehrfunktion 
von den Schülern nicht als Lehrer wahrge-
nommen werden. Für sie gelten die Studie-
renden als jugendliche Experten, denen es 
gelingt, Wissen in lockerer Atmosphäre mit 
hilfreichen Übungen und hoher Praxisrele-
vanz anzubieten. Durch gezielte Schulung 
im Projektseminar sind die Studenten auf 
Fragen und Probleme der Schüler vorberei-
tet und können auf diese im Speziellen ein-
gehen. Dies wird auch darüber gewährleis-
tet, dass die Studenten nach der Idee des 
Teamteaching unterrichten. Zwei bis drei 
Studenten gestalten das Modul gemeinsam 
vor der Schülergruppe, um sich gegenseitig 
helfen und ergänzen zu können. Vor allem 
bei praktischen Übungen genießen es die 
Schüler, mindestens doppelte Aufmerk-
samkeit zu erfahren und Tipps von mehre-
ren Personen zu erhalten. Studentische Er-
fahrungen können dabei vielperspektivisch 
weitergegeben werden. Nach dem Training 
geben sich die Studierenden Rückmeldung 
zu ihrem Unterrichtsverhalten. Im Rahmen 
des Seminars werden die Trainings im Gan-
zen ausgewertet und reflektiert. Dies führt 
zu einer kontinuierlichen Revision der Mo-

dulbausteine. Folgende wurden bzw. wer-
den angeboten:
→ Vermittlung von Softwarekenntnissen: 
 PowerPoint, Word, Excel
→ Hinweise für die Teamarbeit: 
 Kommunikation, Motivationstraining 
→ Hinweise zur Organisation: 
 Berichtshefter/Konsultationen, Litera-

turrecherche, Zeitmanagement/Arbeits-
plan

→ Hinweise zum Erstellen einer wissen-
schaftlichen Arbeit: 

 Aufbau einer wissenschaftlichen Arbeit, 
Themen-findung/-formulierung, Haupt-
teil, Hinweise zur Einleitung und zum 
Schluss, Quellenarbeit, Thesen/Thesen-
papier

→ Präsentationstechniken: 
 Kolloquium/Präsentation, Rhetorik
→ Administrative Vorgaben: 
 rechtliche Grundlagen und Bewertungs-

richtlinien

Ziel ist es, die Schüler in einem jeden Mo-
dulbaustein auf die Anforderungen des 
Seminarfachs vorzubereiten. Da die Semi-
narfachlehrer an den Modulen ebenfalls 
teilnehmen, können diese Gelegenheiten 
als persönliche Fortbildung gesehen wer-
den. 
Insgesamt ist auch dieses Teilkonzept von 
der Idee getragen, Schule und Universität, 
Schüler und Studenten, Lehramtsanwärter 
und Lehrer, Seminarfach und Wissenschaft 
einander näher zu bringen. 

4.	 Forschungsgedanke	

Angedacht ist, das Projekt SELF über eine 
umfassende Evaluation zu untersuchen. 
Es gilt Erfahrungen zu erheben, die zeigen, 
welchen Effekt die gezielte Unterstützung 
von Seminarfachschülern durch Experten 
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und Studierende der Universität hat. Dazu 
sind spezielle Evaluationsbögen vonnöten, 
die zahlreichen Anforderungen gerecht 
werden müssen. Dabei gilt es die beiden 
unterschiedlichen Teilkonzepte des Projek-
tes zu berücksichtigen. 

Teilkonzept	Schülertraining	
Modulbausteine
Für die Evaluation des Schülertrainings gilt 
es einige Schwierigkeiten zu bewältigen. 
Zunächst ist die Zielgruppe festzulegen. 
Dies sind zum einen die Schüler, die an 
den Trainings in den Modulen teilnehmen, 
zum anderen sind es die Studierenden, die 
das Training vorbereitet haben und mit den 
Schülern durchführen. Darüber hinaus sol-
len auch die begleitenden Lehrer befragt 
werden, um fachliche und lehrpraktische 
Hinweise zu erhalten. Je nachdem, wie die 
Schülertrainings von den Schulen angefragt 
werden, können sie an einem Trainingstag, 
an einem Themennachmittag, zu einzel-
nen Terminen oder zu einem Kompaktkurs 
ablaufen. An einem Trainingstag5 werden 
verschiedene Module von den Schulen 
angefordert und die Schüler können sich 
entweder einwählen oder werden zuge-
teilt. Dabei laufen die einzelnen Bausteine 
parallel und mehrmals nacheinander. Für 
die Studierenden bedeutet diese Variante, 
dass sie fast einen ganzen Tag unterrich-
ten, meist das gleiche Modul. Sie erfahren 
dadurch, wie unterschiedlich die Schüler 
auf die gleiche Vorbereitung reagieren, und 
lernen wiederum individuell auf die Schü-
ler einzugehen. Für die Schüler ähnelt die 
Variante dem Schulalltag, an dem sie in 
verschiedenen Fächern in einem festge-
legten Zeitrhythmus unterrichtet werden. 
Die Schüler am Ende eines solchen Tages 

mit einem umfangreichen Fragebogen nach 
den Eindrücken zu befragen, die die einzel-
nen Module auf sie gemacht haben, wäre 
denkbar uneffektiv und unkonkret. Es gilt, 
gezielt nach dem Inhalt, den Übungen und 
der Vortragsweise zu beurteilen, um eine 
umfassende Rückmeldung zu erhalten und 
möglichst detaillierte Anhaltspunkte für 
Verbesserungen zu gewinnen. Der Umfang 
eines solchen Fragebogens darf die Schüler 
nicht überfordern, die zumeist in Feedback-
kultur noch nicht geübt sind. Weiterhin ist 
darauf zu achten, dass die Schüler den Fra-
gebogen schnell überblicken und in kurzer 
Zeit ausfüllen können. Der Wechsel zwi-
schen den Modulen ist meist kurz und lässt 
den Schülern nur kleine Pausen. Diese sol-
len nicht durch das Lesen und Beantworten 
von umfassenden Rückmeldebögen aus-
gefüllt werden. Da die Vorbedingungen auf 
Schülerseite sehr heterogen sind, bspw. 
die Erwartungshaltung, das Vorwissen, die 
Motivation und das Interesse in Abhängig-
keit von freier Wahl oder Zwangszuordnung 
zu einzelnen Modulen, ist die einheitliche 
Gestaltung eines Feedbackfragebogens 
diffizil. Weiterhin ist das Zahlenverhältnis 
der einzelnen Befragten zu berücksichti-
gen: je Modul nehmen zwischen zehn und 
dreißig Schülern teil und nach Möglichkeit 
ein Lehrer der Schule. Die Projektidee sieht 
vor, dass zwei bis drei Studierende die Trai-
nings im Team durchführen, was wiederum 
bedeutet, dass der Fragebogen, welcher 
von Schülern und Lehrern auszufüllen ist, 
mehrere Personen und ihre Leistung beur-
teilen soll.
Diese Bedenken gelten auch für die ande-
ren Durchführungsvarianten der Schüler-
trainings. An dieser Stelle seien die Varian-
ten in ihren Unterschieden kurz dargestellt: 

5 Eine Übersicht über bisherige Schülertrainings in Modulbausteinen an den verschiedenen Thüringer Schulen kann bei der Autorin 
erfragt werden.
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Der Themennachmittag ist so konzipiert, 
dass ein Modul von mehreren Studenten-
gruppen parallel durchgeführt wird. Dies 
ermöglicht, dass eine große Schülerzahl 
in einem Thema geschult werden kann. Als 
Beispiel kann hier der Modulbaustein The-
senpapier angeführt werden, der für alle 
Schüler in Vorbereitung auf das Kolloquium 
wiederholend durchgeführt wird. Bei der 
Rückmeldung zu einem solchen Themen-
nachmittag werden die Unterschiede zwi-
schen den einzelnen Studentengruppen 
sehr deutlich. Diese Effekte gilt es bei der 
Auswertung der Fragebögen zu berücksich-
tigen.
Während des Methodentrainings in Klasse 
10 bzw. 11 an Berufsschulen wird die Mög-
lichkeit der Einzeltermine wahrgenommen. 
Dabei übernehmen Studenten die Unter-
richtsstunde zu einem Themenbereich und 
decken ihn über die Durchführung eines 
Modulbausteins ab. Die Schüler erleben 
bei dieser Variante zu jedem Termin an-
dere Studentengruppen. Bspw. findet ein 
Training zur Einleitung der Seminarfachar-
beit statt, welches eine Studentengruppe 
durchführt. In der darauffolgenden Unter-
richtsstunde wird ein Training zum Haupt-
teil durch eine andere Studentengruppe 
geleitet. Die Evaluation unterliegt den glei-
chen Einflüssen wie bei der Variante Trai-
ningstag, mit dem Unterschied, dass die 
Einzeltermine in einem größeren zeitlichen 
Abstand gelegt werden. Dies ist von dem 
Unterrichtsrhythmus der Schule abhängig.
Eine letzte bisher praktizierte Variante ist 
die des Kompaktkurses. Dabei werden 
thematisch ähnliche Modulbausteine zu 
einem Themenblock zusammengefasst 
und von einer Studentengruppe vor einer 
Schülergruppe präsentiert. Es findet kein 
Wechsel der Schüler- oder Stundenten-
gruppen statt. Die Dauer einer solchen Ver-

anstaltung erstreckt sich meist über mehre-
re aufeinanderfolgende Unterrichtsstunden  
(45 min.), die als Block zusammengezo-
gen sind. Pausen werden nach den Be-
dürfnissen der Schüler gelegt. Als Beispiel  
kann hier die Zusammenfassung der ein-
zelnen Software-Modulbausteine Power-
Point, Word und Excel genannt werden. Die 
Rückmeldung eines solchen Schülertrai-
nings ist relativ schwierig, da viele Inhalte 
(mehrere Module) bewertet werden sollen, 
die eine Studentengruppe präsentiert. Die 
Schüler haben zwar länger Zeit, sich an 
die Vortragsweise und die Unterrichtsform 
durch mehrere Studenten zu gewöhnen, 
sind aber daher weniger in der Lage, die 
einzelnen Module in den Kommentaren zu 
trennen.
Unabhängig von den Unterrichtenden und 
der Trainingsvorbereitung sind die Voraus-
setzungen in den Schulen sehr unterschied-
lich. Während einige Schulen ein Compu-
terkabinett zur Verfügung stellen können, 
welches alle technischen Raffinessen und 
mehrere Datenverarbeitungsprogramme 
für Schüler und Studenten bietet, können 
andere Schulen nur eine Mindestausstat-
tung gewährleisten. Für die Trainings sind 
viele Räume von Vorteil, die nicht immer zur 
Verfügung gestellt werden können. In eini-
gen Unterrichtsräumen können Bänke und 
Stühle verstellt werden, in anderen sind sie 
fest installiert und bieten weniger Freiraum, 
der möglicherweise für praktische Übungen 
gebraucht werden würde. Je nach Ausstat-
tung und räumlichen Gegebenheiten müs-
sen die Studierenden ihre Unterrichtsweise 
und das Modul anpassen. Weiterhin ist zu 
bedenken, dass sich die Schüler in sehr 
unterschiedlichen Altersstufen bewegen 
können: so sind Schüler, die ein Modultrai-
ning in der 10. Klasse erhalten, jünger und 
im Seminarfach unerfahrener, als Zwölft- 
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oder Dreizehntklässler, die kurz vor ihrem 
Kolloquium und damit dem Abschluss des 
Seminarfachs stehen. Berufsschüler kön-
nen durchaus älter als die Studierenden 
sein, was bei der Einschätzung eine Rolle 
spielen könnte.
Derartige Faktoren erschweren die Erstel-
lung eines einheitlichen Messinstruments. 
Daher konnten bisher nur Versuchsformen 
angewandt werden. Gemeinsam mit den 
Studierenden entstand ein schülerfreundli-
cher Vordruck, der sich auf die Kriterien Vor-
tragsart, Inhalt und Übungen beschränkt. 
Über das Ankreuzen von Smileys6 können 
die Schüler in einem ersten Schritt Rück-
meldung über das besuchte Modultraining 
geben. Dabei unterscheidet der Feedback-
zettel drei Kategorien. Der lächelnde Smi-
ley impliziert eine positive, der unzufriede-
ne Smiley eine negative Rückmeldung. Um 
eine indifferente Haltung zu ermöglichen, 
wurde ein neutraler Smiley abgedruckt. In 
einem zweiten Schritt ermöglichen Freizei-
len eine Wortmeldung. Die Schüler kön-
nen jedes besuchte Training über einen 
solchen Bogen direkt im Anschluss der 
Veranstaltung rückmelden. Bei der Vari-
ante des Kompaktkurses wird je Kurs nur 
ein Bogen ausgeteilt, da die Module mit-
einander verknüpft werden. Das Ausfüllen 
des Feedbackzettels ist freiwillig, anonym 
und kurzweilig. Die Bögen werden in kleine 
Boxen geworfen, ähnlich dem Wahlurnen-
prinzip. Bisher liegen 1232 dieser Evalu-
ationsbögen im Versuchsstadium vor. Die  
Aufgabe der Studierenden ist es, nach 
Abschluss des Trainings die Zettel zu le-
sen und aus ihrer Sicht eine schriftliche 
Einschätzung zu formulieren. Die Lehrer, 
die an den Trainings teilgenommen ha-
ben, werden ebenfalls um Rückmeldung 

gebeten. Bisher ist die Form der Erhebung 
dieser noch nicht festgelegt, da die meis-
ten Rückmeldungen in mündlicher Form 
an die Studierenden gerichtet werden. Für 
eine schriftliche Form konnten die Leh-
rer nicht begeistert werden, da sie meist 
nicht das gesamte Training besuchen kön-
nen und zwischen den Modulbausteinen 
wechseln. Sie erhalten nur kurze Einbli-
cke und wollen daher kein umfassendes 
Feedback in schriftlicher Form abgeben. 
Erste Versuche mit der Verschriftlichung 
des mündlichen Feedbacks liegen vor. Bei 
einer Auswertungsrunde mit allen Studie-
renden des Trainings, Seminarfachlehrern 
und Vertretern der Schulleitung wurden 
die mündlichen Rückmeldungen durch die 
betroffenen Studenten notiert. Diese Praxis 
widerspricht den Gütekriterien, denen eine 
Erhebung gerecht werden sollte. Bisher ist 
diese Form als Basis gedacht, gemeinsam 
mit den Studenten an einem geeigneten 
Rückmeldungsinstrument für Lehrer zu ar-
beiten.
Die Evaluationsbögen dienen vornehmlich 
dem Zweck, den Studenten Rückmeldung 
für ihre Lehrpraxis zu geben. Vor allem 
die Schüler sind dabei recht kritisch und 
bemängeln im Studium häufig außer Acht 
gelassene Auffälligkeiten, wie z. B. Spra-
che (undeutlich, zu leise, Soziolekt, Dia-
lekt, auffällige Wortwiederholungen ...), 
Kleidungsstil, Zusammenarbeit der Refe-
renten, Haltung, Materialaufbereitung, Pro-
bleme mit der Technik, Zeitnutzung oder 
Verteilung der Redeanteile. Diese Hinweise 
sind für die Studierenden äußerst wertvoll 
und sind eine immense Hilfestellung zur 
Entwicklung von Lehrerkompetenzen. Dies 
wird von den Studierenden dankbar zur 
Kenntnis genommen.

6 Smileys bezeichnen die grafische Nachbildung eines Gesichtsausdrucks, der eine Stimmung impliziert.
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Die Feedbackzettel dienen allerdings auch 
der fachlichen Verbesserung der Module. 
Die Projektleitung liest ebenfalls alle Rück-
meldungen und wertet sie gezielt hinsicht-
lich der inhaltlichen Verbesserungsanre-
gungen aus. Im Seminargespräch werden 
alle Kommentare und Anregungen zusam-
mengetragen und ausgewertet. Die Schü-
lertrainings werden kritisch reflektiert und 
die Modulbausteine weiterentwickelt.
Abschließend kann gesagt werden, dass 
die Schülertrainings von allen Beteiligten 
als Bereicherung gesehen werden. Die 
Möglichkeiten, die dieses anpassungsfä-
hige Projekt bietet, werden von Schülern, 
Lehrern und Studenten sehr geschätzt und 
dankend angenommen. Die Weiterentwick-
lung der Forschungsidee wird im Ausblick 
konkretisiert.

Teilkonzept	
Betreuung	der	Seminarfachgruppen
Dieses Teilkonzept ist in seinen Effekten 
auf die gezielte Studienvorbereitung der 
Schüler und die Praxisausbildung der Stu-
dierenden zu untersuchen, denn diese bei-
den Parteien sind die stärksten Profiteure. 
Die Experten der Universität als Partner 
für die Seminarfacharbeit zu haben, soll-
te einen Vorteil bei der Vorbereitung auf 
ein Studium und das Erlernen der wissen-
schaftlichen Arbeitstechniken haben. Ob 
diese Annahme den Tatsachen entspricht, 
soll umfassend erhoben werden. Weiterhin 
gilt es zu eruieren, ob die Studierenden, 
die eine Schülergruppe als Fachbetreuer 
unterstützen, eine positive Entwicklung auf 
die eigenen Lehrerkompetenzen nehmen. 
Zum einen ist davon auszugehen, dass 
die Auseinandersetzung mit dem neuen 
Fach zu einem Zuwachs der Sachkompe-
tenz in diesem Bereich führt und somit 
zu mehr Expertise. Unterrichtsrelevante 

Personenmerkmale und Orientierungen 
sollten intensiviert werden. Zum anderen 
gilt es diagnostische Kompetenz und Stan-
dards des Lehrerhandelns zu qualifizieren 
(vgl. Helmke, 2009). Über die regelmäßige 
Einschätzung und Rückmeldung zur Schü-
lerleistung kommen die Studierenden in 
die Lage, eine Leistung realistisch bewer-
ten zu können, da die Studenten in regel- 
mäßigen Austausch mit Seminarfachleh-
rern und Schulpädagogen der Universität 
treten.
Ein Erhebungsinstrument für diese Effekte 
muss daher an beide Zielgruppen ange-
passt werden, sollte aber möglichst einheit-
liche Elemente aufweisen, um Vergleich-
barkeit zu gewährleisten. Weiterhin gilt es 
Erfahrung der Experten und der Lehrer zu 
erfragen. Auch für diesen Zweck muss ein 
geeignetes Messinstrument entwickelt wer-
den. Insgesamt sind dabei die heterogenen 
Bedingungen und Anforderungen seitens 
der Lehrer der verschiedenen Schulen zu 
beachten, die die Betreuung maßgeblich 
beeinflussen. Diese Unterschiede zeigen 
sich bereits bei der Themenformulierung. 
Während einige Schulen den Schülern 
den Freiraum gewähren, einen weitgefass-
ten Themenentwurf abzugeben, mit der 
Recherche zu beginnen und während des 
Prozesses der Erstellung das Thema zu prä-
zisieren, wollen andere konkrete Themen 
bereits im Vorhinein. Die Betreuung muss 
daraufhin gewährleisten, dass die Schüler 
einen möglichst plastischen Eindruck von 
dem möglichen Thema erhalten, welches 
zur Bearbeitung steht. Dabei müssen die 
Studierenden gut informiert und struktu-
riert vorgehen. Sie sollten bei den Schülern 
die Ideen zur Umsetzung entwickeln. In den 
anderen Fällen können sich die Schüler 
selbst in das Thema vortasten und auspro-
bieren. Eine Entscheidung wird erst später 



 229

von ihnen verlangt. Damit haben die be-
treuenden Studierenden die Aufgabe, den 
freien Sondierungsprozess zu begleiten 
und den Blick der Schüler möglichst offen 
zu halten.
Die ersten Schülergruppen, die ihre Semi-
narfacharbeit mit Betreuung durch Studie-
rende erfolgreich abgeschlossen haben, 
legten ihr Abitur 2010 ab. Von diesen Schü-
lern liegen konservierte Erfahrungsberichte 
vor. Der vergangene Zeitraum kann als Pre-
test bezeichnet werden, in dem erste rele-
vante Aspekte herauskristallisiert werden 
konnten. Nun, da bekannt wurde, wohin 
das Augenmerk zu lenken ist, kann mit der 
Entwicklung eines geeigneten Messinstru-
ments begonnen werden.
Bisher liegen die Erfahrungsberichte als 
formlose Schreiben vor. Die betreuten 
Schüler bewerten das Projekt im Rückblick 
sehr positiv und erkennen die Leistungen 
der Studierenden und die Hilfen der Ex-
perten an. Vor allem bei der Eingrenzung 
des Themas, gezielter Literaturarbeit und 
Strukturierung der Arbeit konnten die an-
gehenden Lehrer die Schüler beraten. Die 
Rückmeldung der Seminarfachlehrer zeigt, 
dass die Zusammenarbeit zwischen Schule 
und Universität sehr fruchtbar, aber kom-
pliziert ist. Die Lehrer sind in ihrer langjäh-
rigen Erfahrung sehr festgelegt, was ihre 
Vorstellungen bezüglich der möglichen 
Leistungen anbelangt. Durch Experten der 
Universität soll ihr Blick für Neues geöffnet 
werden. Diese Impulse werden nicht immer 
mit Wohlwollen aufgenommen. Dennoch 
können von den Wissenschaftlern nur An-
reize gegeben werden. Die Distanz zwi-
schen Lehrerexpertise und Forschungsex-
pertise wird von beiden Seiten respektvoll 

gewahrt. Die Studenten können den Schü-
lern nur Empfehlungen geben. Die Umset-
zung obliegt allein den Schülern. 

5.	 Ausblick

Im Folgenden soll ein Ausblick für die bei-
den Partner des Projektes SELF gegeben 
werden. Zum einen stehen sich Schule und 
Universität gegenüber, zum anderen die an 
Schule und Universität Beteiligten. Im Fol-
genden sollen noch einmal konkrete Ideen 
zur Weiterentwicklung des Projektes skiz-
ziert werden.

Schule
Über das Teilkonzept der Betreuung von 
Seminarfachgruppen kann für Schüler eine 
intensive fachliche Unterstützung durch 
die Studenten und Experten gewährleistet 
werden. Sie kommen sehr früh in Kontakt 
mit Wissenschaft und Forschung und erhal-
ten dahingehend Informationen „aus ers-
ter Hand“, welche auf aktuellstem Stand 
sind. Beispiele aus laufender Forschung, 
welche noch in keinem Lehrbuch zu finden 
sind, können in die Arbeit aufgenommen 
werden. Techniken des wissenschaftlichen 
Arbeitens werden den Schülern ebenfalls in 
aktuellster Form vorgeführt. Auf diese Wei-
se lernen die Schüler die Universität als Bil-
dungsinstitution, aber auch als Organisati-
on in ihrer Struktur besser kennen als bei 
den inzwischen üblich gewordenen HSI, 
HIT oder STET7. Die Schüler erfahren per-
sönliche Betreuung, die ihnen zeigt, dass 
Professoren und Doktoren durchaus zu 
Kommunikation bereit sind und Interessen-
ten sehr offen gegenüber treten. Schüler 
bauen auf diese Weise Vorurteile und Hem-

7 Hochschulen und Universitäten bieten Tage der offenen Tür an, zu denen sich Schüler und Studenten über die Studienangebote infor-
mieren können. Diese werden bspw. HSI oder HIT (Hochschulinformationstag) genannt. Darüber hinaus werden oftmals Studienein-
führungstage (STET) angeboten, die ebenfalls der ersten Information zur Orientierung und Studienorganisation dienen. 
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mungen ab. Der fachliche Kontakt könnte 
zu einer möglichen Begabtenförderung 
durch die Universität ausgebaut werden.
Über das Teilkonzept der Schülertrainings 
über Modulbausteine kann eine Optimie-
rung des Methodentrainings erreicht wer-
den. Der Unterricht wird für Studierende 
geöffnet und Schüler werden nicht nur 
durch die Lehrperson allein unterrichtet. 
Verschiedene Richtungen, an die Metho-
denausbildung heranzugehen, werden 
eröffnet und wissenschaftliches Arbeiten 
praxisnah vermittelt. Schüler erfahren 
durch die Studierenden, dass die Kennt-
nisse nicht nur partielle Relevanz besitzen, 
sondern langfristig von Vorteil sind, wie 
bspw. für das studentische Arbeiten. Die 
auf die Weise geförderte Transparenz führt 
langfristig zu einer besseren Reputation 
des Faches. Mangelnde Transparenz und 
fehlender Praxisbezug waren Kritikpunkte 
der Schüler am Methodentraining, wie die 
durchgeführte Erhebung in ihren einzel-
nen Teilstudien zeigen konnte. Die stetige 
Verbesserung der Modulbausteine kann zu 
einer Praxishandreichung (Übungsbuch) 
für Schüler ausgebaut werden, denn für die 
Umsetzung der Module entstanden zahlrei-
che schülerfreundliche Materialien durch 
die Lehramtsstudierenden. 
Der Seminarfachlehrer hat über beide Kon-
zepte des SELF-Projektes die Gelegenheit, 
der Schulpädagogik und ihrem Forschungs-
gegenstand aus seiner Lehrpraxis wieder 
näher zu kommen. Nach dem Referendari-
at, welches mit dem zweiten Staatsexamen 
abschließt, oder nach dem Diplom8 endete 
in den meisten Fällen der Kontakt zur Uni-
versität/Pädagogischen Hochschule. Das 
Projekt ermöglicht die Wiederaufnahme 
dieses Kontakts und somit eine fachliche 

Weiterentwicklung der Lehrerpersönlich-
keit. Darüber hinaus nähern sich Experten 
(Lehrer) und Novizen (angehende Lehrer) in 
einer ungezwungenen Form an. So entste-
hen Netzwerke, die es aufrecht zu erhalten 
und auszubauen gilt. Studierende profitie-
ren von der fachlichen Erfahrung der zu-
künftigen Kollegen, Lehrer profitieren von 
den neuen, unverbrauchten Ideen und dem 
Enthusiasmus der Studenten.
Die Schule könnte von einer gesicherten 
Fachausbildung für Seminarfachlehrer pro-
fitieren. Da es bisher keine Seminarfach-
lehrerausbildung gibt, könnte die intensive 
Arbeit der engagierten Studierenden zu ei-
ner Zusatzqualifikation ausgebaut werden. 
Diese bietet eine einheitliche Basis, das 
Seminarfach unterrichten zu können. Die 
Studierenden könnten dann ihre erlangte 
Expertise in die Umsetzung des Faches an 
den Schulen einbringen und das Seminar-
fach auf diese Weise stärken. Über die Kon-
takte im Projekt entsteht ein ausgeweitetes 
Netzwerk, welches die Zusammenarbeit 
mehrerer Schulen im Seminarfach ermög-
licht. Kolloquien könnten über die Grenze 
der Schule hinaus präsentiert oder probate 
Ideen zur Gestaltung des Methodentrai-
nings ausgetauscht werden. Die Nutzung 
der Netzwerkkontakte ist in mannigfaltiger 
Weise möglich und bietet für alle Fachbe-
reiche – auch außerhalb des Seminarfachs 
– Chancen zur Öffnung der Schule.
Im Zuge des Entwicklungsvorhabens „Ei-
genverantwortliche Schule“ in Thüringen, 
wäre es denkbar, dass die zukünftige Schu-
le hinsichtlich der Personalentwicklung hö-
here Mitbestimmung und Entscheidungs-
gewalt erhält. Das Projekt ermöglicht, 
bereits die Lehramtsstudierenden kennen 
zu lernen, bevor sie bewusst als Referenda-

8 Lehramtsstudierende, die ihren Studienabschluss in der ehemaligen DDR absolvierten, erhielten ein Diplom.
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9 „Lehrerinnen und Lehrer planen Unterricht fach- und sachgerecht und führen ihn sachlich und fachlich korrekt durch.“ (Ständige 
Konferenz der Kultusminister der Länder in der Bundesrepublik Deutschland (KMK), 2004, S. 7); „[...] unterstützen durch die Gestal-
tung von Lernsituationen das Lernen von Schülerinnen und Schülern. Sie motivieren Schülerinnen und Schüler und befähigen sie, 
Zusammenhänge herzustellen und Gelerntes zu nutzen.“ (ebd., S. 8); „[...] fördern die Fähigkeiten von Schülerinnen und Schülern 
zum selbstbestimmten Lernen und Arbeiten.“ (a. a. O.).

10 „Lehrerinnen und Lehrer kennen die sozialen und kulturellen Lebensbedingungen von Schülerinnen und Schülern und nehmen im 
Rahmen der Schule Einfluss auf deren individuelle Entwicklung.“ (KMK, 2004, S. 9); „[...] vermitteln Werte und Normen und unterstüt-
zen selbstbestimmtes Urteilen und Handeln von Schülerinnen und Schülern.“ (a. a. O.); „[...] finden Lösungsansätze für Schwierigkei-
ten und Konflikte in Schule und Unterricht.“ (ebd., S. 10).

11 Am Projektseminar teilnehmende Studenten kommen aus der gesamten Bundesrepublik und haben Erfahrungen mit dem Seminar-
fach oder im Bereich der Besonderen Lernleistung in Form von Facharbeiten und/oder Präsentationen.

12 „Lehrerinnen und Lehrer sind sich der besonderen Anforderungen des Lehrerberufs bewusst. Sie verstehen ihren Beruf als ein öffent-
liches Amt mit besonderer Verantwortung und Verpflichtung.“ (KMK, 2004, S. 12); „[...] verstehen ihren Beruf als ständige Lernaufga-
be.“ (a. a. O.); „[...] beteiligen sich an der Planung und Umsetzung schulischer Projekte und Vorhaben.“ (ebd., S. 13).

re/Lehramtsanwärter von der Schule aus-
gewählt werden.

Universität
Die Studierenden können über das Projekt 
SELF ihre Lehrerkompetenzen weiterentwi-
ckeln. Die KMK definiert vier Schlüsselkom-
petenzen für das Lehrerhandeln. Diesen 
Kompetenzbereichen sind die einzelnen 
Lehrerkompetenzen zugeordnet, die über 
das SELF-Projekt bei den Studierenden ge-
zielt gefördert werden sollen. Der Bereich 
Unterrichten9 wird vor allem über die Schü-
lertrainings ausgefüllt. Die Studenten er-
stellen die Modulbausteine selbst und füh-
ren die Trainings als Lehrende durch. Dabei 
motivieren sie die Schüler, sich mit den 
Lerninhalten auseinander zu setzen und 
empfohlene Übungen durchzuführen. Die 
Entwicklung von Interesse und Lernfreude 
durch die studentische Vermittlungswei-
se steht im Vordergrund. In der Betreuung 
von Seminarfachgruppen begleiten sie die 
Schüler, geben gezielt Hinweise und Tipps, 
helfen und motivieren zur selbstständigen 
Arbeit. Der Bereich Erziehen10 bedeutet für 
die Studierenden, sich der eigenen Vorbild-
wirkung bewusst zu werden. Sie begleiten 
die Schüler auf dem Weg des Seminar-
fachs; je nach Teilkonzept des Projektes 
punktuell oder langfristig. Sie geben aus ih-
rer Perspektive lebenspraktische Erfahrun-

gen weiter, bspw. aus ihrer eigenen Zeit als 
Schüler im Seminarfach11 oder aus der Stu-
dienzeit. Dieser Austausch profitiert von 
der altersmäßigen Nähe zwischen Schüler 
und Student. Auf dieser Basis helfen die 
Studierenden Schülern selbstständig Lö-
sungsansätze zu finden, bspw. bei Proble-
men in der Gruppe. Weiterhin werden die 
Studierenden in die Lage versetzt, neue 
Ideen einzubringen und die Modulbaustei-
ne weiterzuentwickeln bzw. die Betreuung 
der Schülergruppen individuell zu gestal-
ten und zu verbessern. Dies ist dem Bereich 
Innovieren12 zugeordnet. Die Studenten 
arbeiten jedoch nicht nur an der inhaltli-
chen Weiterentwicklung: sie suchen den 
Kontakt zu Schülern und Lehrern und bit-
ten um Rückmeldungen. Sie sind offen für 
Feedback und Verbesserungshinweise, mit 
denen sie an sich selbst arbeiten können. 
In der Betreuung der Seminarfachgruppen 
reden sie mit den Schülern und hinterfra-
gen deren Entscheidungen bezüglich der 
Teilleistungen, die ebenfalls von den Stu-
denten eingeschätzt werden. Diese Ein-
schätzungen begründen die Studierenden 
vor den Schülern und treten dazu auch in 
den Diskurs mit den Experten für Lehre aus 
Schule und Universität. In den Schülertrai-
nings geben die Studenten ebenfalls ge-
zielt Rückmeldung an die Schüler über den 
Leistungsstand. Dazu erhalten die Schüler 
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Hinweise, wie Übungsideen, um mögliche 
Defizite ausgleichen zu können, wie bspw. 
Unsicherheit beim Sprechen vor Publikum, 
Fehler in der Zitation, Formulierung der The-
sen etc. Dies geschieht individuell. Nach 
den durchgeführten Trainings schätzen die 
Studenten ein, ob die Variante des Modul-
bausteins effektiv war. In Vorbereitung auf 
weitere Trainings erfolgt dann eine Anpas-
sung. Diese kann ggf. auch während der 
Durchführung geschehen, was eine hohe 
Flexibilität auf Seiten der lehrenden Stu-
denten fördert und fordert. Damit wird der 
Kompetenzbereich Beurteilen13 erfüllt. 
Insgesamt kann das Projekt SELF beginnen, 
die von der KMK geforderten Lehrerkom-
petenzen bereits bei den Studierenden zu 
entwickeln und zu fördern. Dies kann als 
wertvolle Ergänzung für das Lehrerstudium 
gesehen werden. Neben dem Zuwachs an 
Expertise ist der Kontakt zu zukünftigen Ar-
beitspartnern in den Schulen ein positiver 
Effekt des Projektes. So können auch die 
Studierenden von entstehenden Netzwer-
ken profitieren, bspw. bei der Suche nach 
Praktikumsstellen.
Die Experten der Universität haben direk-
ten Kontakt zur Schulwirklichkeit und kön-
nen theoretische Erkenntnisse in der Praxis 
beobachten. Im Bereich der Schulpädago-
gik können die Kontakte zu Forschungspro-
jekten und Studien ausgebaut werden. Es 
entstehen möglicherweise günstige Vor-
aussetzungen für neue Drittmittelprojekte.
Eine Zusatzqualifikation für Seminarfach-
lehrer könnte ein erster Schritt in eine spe-
zielle Fachausbildung sein, die sich in das 
Jenaer Modell der Lehrerbildung einglie-
dern ließe. Für die Lehramtsstudenten wäre 
dann die Möglichkeit geschaffen, zusätz-

lich zum Praxissemester und den schul-
praktischen Übungen, in und an Schule 
tätig zu werden. Vor allem die Betreuung 
einer Seminarfachgruppe gewährleistet 
eine langfristige Partnerschaft, da die Be-
gleitung über anderthalb Jahre angelegt ist. 
Studenten erhalten damit nicht nur einen 
kurzen Einblick in Schulwirklichkeit.
Ein weiterer Vorteil des Projektes und der 
dadurch entstehenden Netzwerke ist die 
Anwerbung neuer Studenten für die Uni-
versität. Durch die enge Bindung, die wäh-
rend der Betreuung zwischen Studenten 
und Seminarfachgruppe entsteht, erfahren 
die Schüler auch eine besondere Nähe zur 
Universität Jena. Dies könnte ihre Entschei-
dung für einen Studienort nach dem Abi- 
tur zu Gunsten der Friedrich-Schiller-Uni-
versität beeinflussen.

Projektweiterentwicklung
Zur Weiterentwicklung des Projektes liegen 
zum Zeitpunkt der Erstellung des vorliegen-
den Beitrages konkrete Ideen vor, an deren 
Umsetzung teilweise bereits gearbeitet 
wird: Beispielsweise findet seit zwei Jahren 
eine enge Kooperation mit dem Umweltamt 
Erfurt statt. 
Weiterhin wird an einem digitalen Bewer-
tungsraster für die einzelnen Teilleistungen 
im Seminarfach gearbeitet. Wissenschaft-
ler und Lehrer sollen dabei gemeinsam 
nach aktuellen Standards der Diagnostik 
und schulischen Anforderungen das Be-
wertungssystem transparent gestalten. Es 
soll als Hilfsinstrument für Seminarfach-
lehrer angeboten werden, um die Zensie-
rung im Seminarfach überschaubarer und 
verständlicher zu machen. Der dringende 
Bedarf in diesem Bereich, den Schüler und 

13 „Lehrerinnen und Lehrer diagnostizieren Lernvoraussetzungen und Lernprozesse von Schülerinnen und Schülern; sie fördern Schüle-
rinnen und Schüler gezielt und beraten Lernende und deren Eltern.“ (KMK, 2004, S. 11); „[...] erfassen Leistungen von Schülerinnen 
und Schülern auf der Grundlage transparenter Beurteilungsmaßstäbe.“ (a. a. O.).
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Studenten gleichermaßen benannten, wur-
de über die Auswertung der benannten Stu-
die festgestellt.
Weiterhin könnten Studierende im Rahmen 
des SELF-Projektes ihre Abschlussarbeit zur 
Betreuung von Seminarfachgruppen ver-
fassen und dabei eigene Forschungsfragen 
anstellen. Die erste Arbeit im Rahmen des 
ersten Staatsexamens wurde schon fertig-
gestellt, eine weitere ist in der Entstehung.
Eine wünschenswerte Entwicklung des Pro-
jektes wäre es, den aktiv teilnehmenden 
Studenten, die an der Umsetzung beider 
Teilkonzepte des Projektes beteiligt waren, 
einen Qualifikationsnachweis zu ermögli-
chen. Vor allem die Betreuung einer Semi-
narfachgruppe über anderthalb Jahre stellt 
eine große Herausforderung und Zusatzbe-
lastung für Studenten dar. Dieser Würdi-
gung zu verleihen und darüber hinaus eine 
Zertifizierung zu schaffen, ist eines der Zie-
le der Projektleitung.
In dem umfangreichen und vielseitigen Pro-
jekt entstehen zahlreiche schülerfreundli-
che Materialien, die durch die Schülertrai-
nings auf Praxistauglichkeit geprüft werden 
konnten. Gemeinsam mit den Ideen und Er-
fahrungen aus der begleitenden Betreuung 
der Seminarfachgruppen könnte ein aus-
führlicher Praxisband für das Seminarfach 
entstehen, der sowohl Schülern als auch 
Lehrern eine Hilfe ist. 
Bei aller Euphorie, die das SELF-Projekt bei 
den Beteiligten wecken konnte, ist jedoch 
zu erwähnen, dass ein solches Projekt nur 
bestehen kann, wenn die Projektleitung 
langjährige Erfahrung und Einblicke in allen 
Bereichen hat: Unterrichterfahrung, Lehrer-
fahrung, wissenschaftliche Expertise und 
Forschungsgeist sind nur Teilvoraussetzun-
gen für das Gelingen und die erfolgreiche 
Weiterentwicklung eines solch umfassen-
den Projektes. Schulische und universi-

täre Gegebenheiten müssen bekannt und 
verstanden worden sein, Kontakte in beide 
Bereiche stabil und belastbar und Interes-
se an progressiver Entwicklung vorhanden 
sein, um dem Spagat zwischen Schule und 
Universität gerecht werden zu können. Als 
Lehrer und Wissenschaftler gilt es in bei-
de Richtungen glaubhaft und engagiert zu 
sein.
Eine erfolgreiche Weiterführung dieses 
Projektes ist nur durch eine finanzielle und 
personelle Unterstützung durch das Thürin-
ger Ministerium für Bildung, Wissenschaft 
und Kultur und die Universität Jena.
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Start der Thüringer Gemeinschaftsschulen.  
Erste Ergebnisse der Wissenschaftlichen Begleitung

Matthias Ritter und Wolfgang Melzer

1.	 Einleitung

Die Thüringer Gemeinschaftsschule (TGS) 
wurde mit der Änderung des Thüringer 
Schulgesetzes vom 20. 12. 2010 als neue 
Schulart gesetzlich verankert. Zum Schul-
jahr 2011/2012 sind erstmals vierzehn 
Schulen als TGS eingerichtet worden. Bun-
desweit nimmt der Freistaat Thüringen da-
mit neben Schleswig-Holstein und Berlin 
eine Vorreiterrolle ein; weitere Bundeslän-
der, wie Nordrhein-Westfalen und Baden-
Württemberg, folgten bereits. Zudem gibt 
es eine Vielzahl an Schulversuchen, Pi-
lotprojekten und Reformplänen, die auf 
längeres gemeinsames Lernen, individu-
elle Förderung und Kompensation von Bil-
dungsungleichheiten ausgerichtet sind. 
Feststellbar für die Bundesrepublik insge-
samt ist ein Trend zu einer pragmatischen 
Bildungspolitik, die den Willen der Schulen 
und Eltern sowie kommunale und regionale 
Erfordernisse stärker als in der Vergangen-
heit berücksichtigt. Es führt, wie in Thürin-
gen gesetzlich geregelt, zu einer höheren 
Akzeptanz der Gemeinschaftsschulen, 
wenn diese im Konsens aller Beteiligten 
errichtet werden, verschiedene Organisa-
tionsstrukturen zulassen und dem Erhalt 

der Bildungslandschaft dienen. Zugleich 
stellt das Lernen in heterogenen Gruppen, 
d. h. der Umgang mit Schülern1, die unter-
schiedliche Voraussetzungen mitbringen, 
eine enorme pädagogische Herausforde-
rung dar. 
Die Forschungsgruppe Schulevaluation der 
TU Dresden – unter Leitung von Prof. Dr. 
Wolfgang Melzer – hat vom Thüringer Minis-
terium für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
(TMBWK) den Auftrag erhalten, die wissen-
schaftliche Begleitung der TGS durchzufüh-
ren und dabei neben einer Evaluation auch 
Impulse für ihre Weiterentwicklung zu ge-
ben. Voraussetzung dafür ist eine möglichst 
objektive Klärung der Ausgangsbedingun-
gen der Gemeinschaftsschulen, an denen 
ihre weitere Entwicklung über einen länge-
ren Zeitraum gemessen und beurteilt wird. 
Um die Fairness des Vergleichs zu sichern, 
werden u. a. Regelschulen und Gymnasien 
mit ähnlicher Ausgangslage (Vergleichs-
schulen) in die Untersuchung einbezogen 
und für jede einzelne Schule die spezifische 
Ausgangssituation ermittelt. So besteht für 
Schulen, die sich mit Beginn der TGS den 
damit verbundenen pädagogischen He-
rausforderungen erstmals systematisch 
stellen, eine ganz andere Ausgangsposition 

1 Auch wenn im Folgenden aufgrund der Übersichtlichkeit nur die männliche Form angegeben wird, soll natürlich die weibliche Form 
immer mitgedacht werden.
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als für andere, die bereits seit Jahren nach 
reformpädagogischen Konzepten arbeiten; 
auch haben es Schulen mit einem über-
durchschnittlich hohen Anteil von Familien 
aus bildungsfernen Schichten – wie in bil-
dungswissenschaftlichen Studien hinrei-
chend belegt – viel schwerer, pädagogische 
Erfolge zu erzielen, wenn man die Schüler-
leistung als Maßstab nimmt. Diese unter-
schiedlichen Startbedingungen berücksich-
tigen wir in unserem Evaluationsansatz, 
insofern ist auch der Hinweis wichtig, dass 
die hier vorgelegte Darstellung erster Ergeb-
nisse eher den Ausgangspunkt der Schulen 
markiert als eine Beurteilung ihres Erfolges 
ermöglicht – dieser lässt sich erst im Längs-
schnitt an der weiteren Entwicklung festma-
chen. 
Die neue Schulart ist im Freistaat Thüringen 
so konzipiert, dass die Schüler „über die 
Klassenstufe 4 hinaus weitgehend in ei-
nem gemeinsamen Bildungsgang und [...] 
entsprechend ihrer Leistungsmöglichkei-
ten, Begabungen und Interessen im vorwie-
gend binnendifferenzierenden Unterricht 
individuell gefördert [werden]“ (Thüringer 
Schulgesetz § 6a). Neben „dem Ziel einer 

bestmöglichen individuellen Förderung 
aller Schüler“ (Thüringer Schulordnung 
§ 147a) ist „deren ganzheitliche Kompe-
tenzentwicklung“ (ebd.) von zentraler Be-
deutung. Die individuelle Förderung und 
ganzheitliche Kompetenzentwicklung aller 
Schüler bilden somit die Hauptkriterien der 
wissenschaftlichen Begleitung der Thürin-
ger Gemeinschaftsschule. Schulkulturelle 
und schulstrukturelle Gegebenheiten einer 
jeden TGS werden vor dem Hintergrund die-
ser beiden Kriterien reflektiert. 
Alle zehn staatlich geführten Thürin-
ger Gemeinschaftsschulen (Schuljahr 
2011/2012) wurden als „Untersuchungs-
schulen“ in das Setting der wissenschaftli-
chen Begleitung aufgenommen.2 Tabelle 1 
gibt einen Überblick der zehn Untersu-
chungsschulen.
Fünf der zehn Gemeinschaftsschulen gehen 
aus Schulen hervor, welche ein methodisch 
didaktisches Konzept verfolgen, das sich 
aus der Reformpädagogik bedient. Neben 
der Montessori-Pädagogik ist insbesondere 
das Jenaplan-Konzept dominierend. Unter 
diesen Schulen weist die TGS Weimar die 
Besonderheit auf, aus einer Grundschule  

2 Fünf der zehn Untersuchungsschulen nahmen bereits im Jahr der Pilotphase zur Gemeinschaftsschule (Schuljahr 2010/11) an der 
Schülerbefragung teil und waren deshalb formal noch Regelschulen. Wenn künftig in diesem Artikel von der TGS die Rede ist, handelt 
es sich jeweils um die zehn Untersuchungsschulen mit den Befragungszeitpunkten: Schuljahr 2010/11 (Status als ‚Pilotschule‘) so-
wie 2011/12.
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Tabelle	1:	Untersuchungsschulen
Thüringer	Gemeinschaftsschule Schulnummer

„Kaleidoskop“ Jena, Staatliche  
Gemeinschaftsschule Jenaplan-Schule Lobeda

45104

Staatliche Gemeinschaftsschule Rodeberg OT Struth 45417

Jenaplan-Schule Suhl,  
Staatliche Gemeinschaftsschule

45134

Montessorischule Jena,  
Staatliche Gemeinschaftsschule

45098

Staatliche Gemeinschaftsschule Weimar 45163

Staatliche Gemeinschaftsschule Hüpstedt  
„Dünwaldschule“

45420

Brückenschule Aschara,  
Staatliche Gemeinschaftsschule

45433

Lobdeburgschule Jena,  
Staatliche Gemeinschaftsschule

45090

Staatliche Gemeinschaftsschule Bürgel 45853

Staatliche Gemeinschaftsschule Tanna 45913

hervorzugehen. Die TGS „Kaleidoskop“ in Jena ist eine 
Neugründung. Aufgrund ihrer unterschiedlichen Genese 
und Traditionen kann davon ausgegangen werden, dass 
die TGS hinsichtlich der schulkulturellen Dimensionen im 
Vergleich zu den Regelschulen und Gymnasien sehr hete-
rogen sind.
Die Instrumente der wissenschaftlichen Begleitung um-
fassen qualitative und quantitative Verfahren: u. a. Exper-
tengespräche mit den Schulleitern, Dokumentenanalysen 
und Schülerbefragungen. Fokus der vorliegenden Analyse 
ist eine erste Standortbestimmung der TGS aus Sicht der 
Schüler. Dazu werden ausgewählte Skalen, die für die TGS 
eine besondere Relevanz haben, wie ‚Schulische Partizi-
pation‘, ‚Individuelle Förderung‘ und ‚Selbstwirksamkeit‘, 
exemplarisch vorgestellt. 
Die schulischen Partizipationsmöglichkeiten von Schülern 
stellen deswegen ein generell wichtiges Reformkriterium 
dar, da laut Forschungsstand ein hohes Ausmaß schuli-
scher Mitbestimmung mit einer positiven Entwicklung so-
zialer und demokratischer Kompetenzen (bspw. Dittrich 
2008) sowie einer deutlich höheren Zufriedenheit (Morti-
more 1998) und intrinsischen Motivation (Csikszentmiha-
lyi & Rathunde 1992) einhergeht.
Die ‚Individuelle Förderung‘ wird zwar zum Teil als schil-
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lernder Begriff und „Heilsbringer“ mo-
derner Schulpädagogik diskreditiert, ist 
aber als Schlüssel für den pädagogischen 
Umgang mit heterogenen Lerngruppen 
unverzichtbar, um weitgehende Chancen-
gleichheit und mehr Bildungsgerechtigkeit 
zu erreichen (Lehmann 2008). So ist das 
Hauptziel der Etablierung der Thüringer Ge-
meinschaftsschule folgerichtig die Öffnung 
des Unterrichts und die individuelle Förde-
rung aller Schüler (Thüringer Schulordnung 
§ 147a).
„Unter individueller Förderung kann man 
alle Handlungen von Lehrerinnen und 
Lehrern und Schülerinnen und Schülern 
verstehen, die mit der Intention erfol-
gen [...] das Lernen der einzelnen Schü-
lerin/des einzelnen Schülers unter Be-
rücksichtigung ihrer/seiner spezifischen 
Lernvoraussetzung, -bedürfnisse, -wege, 
-ziele und -möglichkeiten zu unterstüt-
zen“ (Kunze & Solzbacher 2008, S. 309).  
Es gilt, den Schülern einen individuellen 
Lernzugang anzubieten, so dass sie sich 
selbst orientieren und selbstständig lernen 
können. Mit der Anforderung eines derar-
tigen selbstgesteuerten Lernens stehen 
ebenso die sozialen Kompetenzen, wie die 
Selbstwirksamkeit (vgl. Schwarzer & Jeru-
salem 2002), in Verbindung.
Selbstwirksamkeit wird als das „Vertrauen 
in die persönlichen Kompetenzen, Schwie-
rigkeiten aus eigener Kraft meistern zu 
können“ (vgl. Jerusalem et al. 2009, S. 6) 
bezeichnet. Es ist bekannt, dass die Selbst-
wirksamkeit auf vielfältige Weise positiv 
beeinflusst werden kann (Bandura 1997; 
Zimmerman 2000). Selbstwirksamkeit 
steht in Verbindung mit einem höheren 
schulischen Interesse, höherer Leistungs-
bereitschaft und Leistungsfähigkeit, allge-
meiner Zufriedenheit und psychischer, phy-
sischer und sozialer Gesundheit (Jerusalem 

et al. 2009).
Wir haben mit ausgewählten Skalen unter-
sucht, inwieweit es der TGS bereits gelingt, 
eine Schulkultur mit den entsprechenden 
schulkulturellen und didaktischen Schwer-
punkten zu etablieren – es gibt keine Unter-
suchungsmethode, die dazu besser geeig-
net wäre als die Erhebung der Erfahrungen 
von Schülergruppen.
Die Ausgangssituationen der TGS wird im 
Folgenden für die Inhaltsbereiche ‚Schu-
lische Partizipation‘, ‚Individuelle Förde-
rung‘ und ‚Selbstwirksamkeit‘ der Schüler 
dargestellt, unter Berücksichtigung der 
sozialen Herkunft der Schülerschaft reflek-
tiert und mit den Werten von Regelschulen 
und Gymnasien verglichen. Weiterhin soll 
überprüft werden, ob die Befunde in den 
ausgewählten Variablen für die TGS erwar-
tungsgemäß deutlich heterogener als die 
der Vergleichsschulen ausfallen.

2.	 Methodik

In den zehn Thüringer Gemeinschaftsschu-
len sowie den 13 Vergleichsschulen (davon 
neun Regelschulen und vier Gymnasien) ha-
ben insgesamt 1.599 Schüler der 5., 7. und 
9. Klassenstufe an der Schülerbefragung 
teilgenommen. Die als Onlineerhebung 
konzipierte Befragung fand an 13 Schulen 
im März/April 2011 statt; an weiteren zehn 
Schulen wurde die Befragung im März 2012 
durchgeführt. Der Fragebogen wurde sei-
tens des TMBWK datenschutzrechtlich ge-
prüft. Die Beteiligung an der Untersuchung 
war freiwillig und anonym und für die zu 
befragenden Schüler musste eine Einver-
ständniserklärung der Eltern vorliegen.
Der genutzte Schülerfragebogen deckt viel-
fältige Bereiche der Schulkultur, des Lehrens 
und Lernens sowie Hintergrundvariablen 
(aus den Bereichen Familie, Freizeit und 
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Peers) der Schüler ab. Zu einem gewissen 
Teil basiert der Fragebogen auf dem Instru-
mentarium einer Befragung der Weltgesund-
heitsorganisation (WHO), welche im Jahr 
2010 für Thüringen repräsentativ durchge-
führt wurde. An jener WHO-Studie, „Health 
Behaviour in School-Aged Children“ (HBSC), 
hatten damals 53  Thüringer Regelschulen 
und Gymnasien mit insgesamt 4.787 Schü-
lern teilgenommen.3 Die HBSC-Studie liefert 
uns für die Skalen im TGS-Fragebogen, die in 
beiden Befragungen eingesetzt worden sind, 
repräsentative Referenzwerte für Thüringen, 
so dass die Ergebnisse der Gemeinschafts-
schulen für zahlreiche schulstrukturelle 
sowie schulkulturelle Variablen in diesem 
Zusammenhang eingeordnet und bewertet 
werden können. 
Die Rücklaufquote der Befragung beläuft 
sich innerhalb der Schüler der TGS auf 
73,1 %. Bei den Vergleichsschulen ist der 
Rücklauf mit 71,2 % unwesentlich nied-
riger. In der Literatur (bspw. Simonson 
2009) wird zumeist von einer höheren 
Rücklaufquote im Rahmen einer Klassen-
zimmerbefragung ausgegangen. Die zum 
Vergleich genutzten HBSC-Schulen weisen 
bspw. mit durchschnittlich 86 % eine deut-
lich höhere Rücklaufquote auf (vgl. Ottova 
et al. 2012).4 Gründe einer Nichtteilnahme 
sind insbesondere die fehlende Einver-
ständniserklärung der Eltern und krank-
heitsbedingte Abwesenheit. 
Als Modell schulischer Entwicklung werden 
die Qualitätsbereiche, eingeteilt in Kon-
text-, Prozess- und Wirkungsqualitäten, 
herangezogen, wie sie in Thüringen bereits 
etabliert sind (Thüringer Schulportal). Die 
Kontextbedingungen einer jeden Schule 

werden u. a. durch den Anteil der weibli-
chen und männlichen Schülerschaft, durch 
die Altersstruktur und die soziale Herkunft 
der Schülerschaft geprägt. 
Im Rahmen unserer Untersuchungen wird 
die soziale Herkunft mit dem „Familiären 
Wohlstand“ indiziert. Dieser wurde mittels 
der sogenannten „family affluence scale“ 
(FAS) erfasst. Der Index hat sich national 
wie international bewährt, seine Validität 
wurde vielfach bestätigt (u. a. Boyce et al. 
2006). Der FAS-Index umfasst insgesamt 
vier Fragen zum Wohlstand der Familie: Die 
Schüler waren aufgefordert anzugeben, wie 
viele Autos und Computer die Familie be-
sitzt, ob ein eigenes Zimmer genutzt wird 
und wie häufig die Familie in den letzten  
12 Monaten in den Urlaub gefahren ist. 
Nach einem einheitlichen Algorithmus 
lässt sich aus diesen Angaben der FAS-
Index errechnen und in die drei Bereiche: 
hoher, mittlerer und niedriger familiärer 
Wohlstand einteilen. 
Vor diesem Hintergrund werden zwei Ska-
len aus den Prozessqualitäten, die ‚Schu-
lische Partizipation‘ und die ‚Individuelle 
Förderung‘, beleuchtet. Aus den Wirkungs-
qualitäten wird auf die Skala der ‚Selbst-
wirksamkeit‘ näher eingegangen. 
Tabelle 2 zeigt für die ausgewählten Skalen 
jeweils ein Beispielitem, den Reliabilitäts-
wert Cronbach’s alpha sowie die Anzahl der 
Items (Fragen), welche schließlich in den je-
weiligen Index eingehen. 
Die Antwortskala ist für die Variablen ‚Schu-
lische Partizipation‘ und ‚Individuelle För-
derung‘ fünfstufig und reicht von „stimmt 
genau“, „stimmt ziemlich“, „weder/noch“ 
und „stimmt nicht“ bis zu „stimmt über-

3 Weitere Informationen zur HBSC-Studie in Thüringen finden Sie in der Broschüre „Schülergesundheit in Thüringen 2010“ (Bilz & Mel-
zer 2010).

4 Zu beachten ist, dass die Auswahl der Schulen bei der HBSC-Befragung freiwillig erfolgte – auf Schulebene belief sich hier der Rück-
lauf zwischen 39 % und 48 %. An der TGS-Befragung hingegen waren alle Schulen aufgefordert, sich an der Befragung zu beteiligen.
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Tabelle	2:		Items	und	interne	Konsistenz	der		
ausgewählten	Skalen

Skala Beispielitem a Items

Schulische  
Partizipation

„Die Schüler wählen ihre Partner 
für die Gruppenarbeiten selbst 
aus.“

,68 41

Individuelle  
Förderung

„Im Unterricht unseres Klassen-
lehrers haben die einzelnen 
Schüler oft verschiedene 
Aufgaben.“

,69 5

Selbstwirksamkeit „Für jedes Problem kann ich 
eine Lösung finden.“

,88 6

1 Die Skala „Schulische Partizipation“ enthält laut Fragebogen sechs Items. Aufgrund 
geringer Reliabilitätswerte wurden zwei Items nicht in den Index aufgenommen.

haupt nicht“. Bei der Skala ‚Selbstwirksamkeit‘ sind die 
Antwortmöglichkeiten vierstufig und lauten: „stimmt 
nicht“, „stimmt kaum“, „stimmt eher“ und „stimmt genau“. 
Der Index geht für alle Variablen als Summenindex in die 
Berechnungen ein. 
In den nachfolgenden Abbildungen werden die Untersu-
chungsschulen sowohl zusammengefasst betrachtet, als 
auch einzeln – aus Datenschutzgründen in anonymisierter 
Form – dargestellt.
Die genutzten statistischen Auswertungsverfahren be-
schränken sich auf die Durchführung von T-Tests und Va-
rianzanalysen (ANOVA). Die ausgewählten Skalen werden 
jeweils mit den unabhängigen Variablen: Schulart, Ge-
schlecht, Alter und familiärem Wohlstand analysiert. So-
mit können Einflüsse einer jeden unabhängigen Variablen 
aufgedeckt werden und unter Kontrolle der jeweils anderen 
Variablen quantifiziert werden. Es werden die Mittelwerte 
(MW) bzw. die Standardabweichung (SD) der jeweiligen 
Skalen dargestellt.

3.	 Ergebnisse

In Tabelle 3 ist die Stichprobe differenziert nach Schulart, 
Alter (in Form der Klassenstufe), Geschlecht und familiärem 
Wohlstand dargestellt. 
An den TGS haben etwas mehr Schüler der 5. Klassenstufe 
(41,6 %) als an den Regelschulen (37,7 %) und Gymnasi-
en (37,1 %) an der Befragung teilgenommen. Deutliche 
Unterschiede zwischen den Schularten sind im FAS-Index 
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ersichtlich: Während am Gymnasium über 
63 % dem Bereich eines hohen familiä-
ren Wohlstands zuzuordnen sind, sind es 
an der Regelschule 42  % und an den TGS 
27,5  %. Die Zusammenhänge fallen recht 
deutlich aus: Allein die Variable Schulart 
kann 7,7  % der Varianzanteile des fami-
liären Wohlstands aufdecken (p <0,000; 
eta² = 0,077). Die soziale Herkunft – indi-
ziert mit dem ökonomischen Wohlstand der 
Familie – stellt einen zentralen Indikator im 
Hinblick auf die Zugehörigkeit zu bestimm-
ten Schularten dar.

3.1	 Schulische	Partizipation	
Abbildung 1 zeigt die Indexwerte schuli-
scher Partizipation der Schüler differenziert 
nach den Schularten: Regelschule (RS), 
Gymnasium (GYM) und Thüringer Gemein-
schaftsschule (TGS); danach sind die Ein-
zelwerte der zehn Untersuchungsschulen 
in anonymisierter Form ersichtlich. 
Signifikante Unterschiede finden sich 
zwischen allen drei Schularten (jeweils p 
<0,000): Schüler der TGS geben dabei die 
höchsten Werte schulischer Partizipati-

on im Unterricht an (MW = 13,8), danach 
folgen die Regelschulen (MW = 13,2). An 
den befragten Gymnasien ist die gerings-
te Ausprägung schulischer Partizipation 
(MW = 12,2) zu verzeichnen. Die Effektstär-
ke der Variable Schulart ist mit eta² = 0,03 
als recht gering einzuschätzen. Einfluss auf 
das Ausmaß schulischer Partizipation geht 
außerdem vom Alter der Schülerschaft aus: 
Schüler in den 5. Klassenstufen (MW = 14,0) 
nehmen einen deutlich höheren Grad 
schulischer Partizipation wahr als Schüler 
der 7. (MW = 12,4) und 9. Klassenstufen 
(MW = 11,9; p<0,000 mit eta² = 0,071).  
Weiterhin erleben eher die Jungen 
(MW = 13,0) als die Mädchen (MW = 12,7) 
einen höheren Grad der Mitbestimmung 
im Unterricht, wobei die Effektstärke sehr 
niedrig ist (p <0,000; eta² = 0,002). Kei-
ne Verteilungsunterschiede schulischer  
Partizipation sind hinsichtlich des familiä-
ren Wohlstands festzustellen.
Innerhalb der Gemeinschaftsschulen he-
ben sich zwei Schulen (TGS 6 und TGS 7) 
deutlich ab (MW = 15,7 bzw. MW = 15,3). 
Die niedrigsten Werte sind an den Untersu-

Tabelle	3:		Stichprobenverteilung	der	Untersuchungs-,	Vergleichs-	und	HBSC-Schulen	
differenziert	nach	Geschlecht,	Klassenstufe	(N	=	6.386)

TGS
n	(	%)

Regelschule
n	(	%)

Gymnasium
n	(	%)

Gesamt
n	(	%)

Geschlecht Mädchen 268 (48,6  %) 1452 (47,0  %) 1479 (54,0  %) 3199 (50,1  %)

Jungen 284 (51,4  %) 1637 (53,0  %) 1262 (46,0  %) 3183 (49,9  %)

Klasse 5 230 (41,6  %) 1166 (37,7  %) 1018 (37,1  %) 2414 (37,8  %)

7 191 (34,5  %) 1065 (34,5  %)  996 (36,3  %) 2252 (35,3  %)

9 132 (23,9  %)  859 (27,8  %)  729 (26,6  %) 1720 (26,9  %)

FAS hoch 142 (27,5  %) 1161 (42,0  %) 1601 (63,6  %) 2904 (50,1  %)

mittel 295 (57,2  %) 1205 (43,6  %)  807 (32,1  %) 2307 (39,8  %)

niedrig  79 (15,3  %)  395 (14,3  %)  108 ( 4,3  %)  582 (10,0  %)
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Tabelle3StichprobenverteilungderUntersuchungs,VergleichsundHBSC

SchulendifferenziertnachGeschlecht,Klassenstufe(N=6.386)

  TGS Regelschule Gymnasium Gesamt

  n(%) n(%) n(%) n(%)

     

     

     

     

     

     

     

     




Abbildung1IndexPartizipationnachSchulartundUntersuchungsschulen

(N=6.150)

Abbildung 1
Index Partizipation nach Schulart 
und Untersuchungsschulen 
(N = 6.150)

 
 


 


Abbildung2IndexIndividuelleFörderungnachSchulartundUntersuchungs

schulen(N=1.599)

 


Abbildung3IndexSelbstwirksamkeitnachSchulartund

Untersuchungsschulen(N=5.690)

 

Abbildung 2
Index Individuelle Förderung  
nach Schulart und Untersuchungs-
schulen (N = 1.599)

chungsschulen im Durchschnittsbereich der Gymnasien zu 
finden.
Die Annahme einer ausgeprägteren Heterogenität unter 
den TGS ist im Vergleich zu den anderen Befragungsschu-
len anhand der Variable ‚Schulische Partizipation‘ nicht zu 
belegen: Die Standardabweichung (SD) liegt unter den TGS 
mit SD = 3,1 im Bereich des Gymnasiums (SD = 3,1) und un-
terhalb der Regelschule (SD = 3,4).

3.2	Individuelle	Förderung
Fünf verschiedene Aspekte eines auf individueller Förde-
rung aufbauenden Unterrichts wurden durch die Schüler 
bewertet (vgl. Tab. 2 bzw. Fragebogen). Abbildung 2 stellt 
die aufsummierten Werte als Index über alle Schularten 
und differenziert nach den Einzelschulen dar.
Im Schulartenvergleich wird ersichtlich, dass die Ver-
gleichsgymnasien (MW = 14,3) ein signifikant niedrigeres 
Ausmaß der Variable individueller Förderung aufweisen 
als der Durchschnitt der Regelschulen (MW = 16,3) und der 
Thüringer Gemeinschaftsschulen (MW = 16,4; p <0,000; 
eta² = 0,060).
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Unter den Gemeinschaftsschulen heben 
sich drei Schulen (TGS 5, TGS 6 und TGS 10) 
mit Indexwerten von 18,0 bzw. höher her-
aus. Zwei Schulen liegen auf dem Durch-
schnittsniveau der Gymnasien.
Einflussfaktoren auf die Verteilungsfunk-
tion bestehen bezüglich des Alters und 
des Geschlechts der Befragten: Jungen 
(MW = 16,9) sowie Schüler der 5. Klas-
senstufen (MW = 16,9) nehmen deutlich 
häufiger einen höheren Grad individueller 
Förderung wahr als Mädchen (MW = 16,4) 
und Schüler der 7. und 9. Klassenstufen 
(MW = 15,6 bzw. MW = 15,0). Keine Vertei-
lungsunterschiede individueller Förderung 
sind hinsichtlich des familiären Wohl-
stands festzustellen. Die Diversität der TGS 
anhand der Skala ‚Individuelle Förderung‘ 
ist mit SD = 4,1 im Vergleich zu den Regel-
schulen (SD = 3,6) und den Gymnasien 
(SD = 3,5) als deutlich höher einzustufen. 

3.3	 Selbstwirksamkeit
Die Skala „Selbstwirksamkeit“ wurde mit 
insgesamt sechs Fragen erhoben. Sie er-
fassen, inwiefern Schüler bei schwierigen  
Problemen oder überraschenden Ereignis-
sen auf ihre eigenen Fähigkeiten vertrauen 
können. Abbildung 3 stellt die Indexwerte 
dar.
Die Schüler am Gymnasium (MW = 17,8) 
weisen im Vergleich zur Regelschule 

(MW = 17,0) die signifikant höchsten Wer-
te der Selbstwirksamkeit (p <0,000) auf. 
Dazwischen liegen die TGS (MW = 17,4), 
die sich lediglich von den Regelschulen (p 
<0,024), nicht jedoch von den Gymnasien (p 
<0,095) statistisch signifikant unterschei-
den.5 Unter den Thüringer Gemeinschafts-
schulen zeigt eine Schule (TGS 2) einen 
höheren Grad an Selbstwirksamkeit als 
der Durchschnittswert der Gymnasien. Die 
Effektstärke der Variable Schulart ist dabei 
als äußerst gering (eta² = 0,007) zu bezeich-
nen.
Geschlechtsbezogene und altersbedingte 
Unterschiede auf das Ausmaß der Selbst-
wirksamkeit sind nicht feststellbar. Aller-
dings zeigen sich Auswirkungen durch den 
familiären Wohlstand: die Selbstwirksam-
keit ist bei Schülern mit einem eher hohen 
familiären Wohlstand signifikant stärker 
ausgeprägt (MW = 17,6) als bei Schülern 
mit einem mittlerem (MW = 17,3) bzw. eher 
niedrigem (MW = 16,6) familiären Wohl-
standshintergrund (p <0,000; eta² = 0,008). 
Die Diversität der TGS (SD = 3,3) anhand 
der Skala Selbstwirksamkeit liegt wiede-
rum im Bereich der Gymnasien (SD = 3,1). 
Die Regelschulen (SD = 4,1) weisen unterei-
nander die höchste Variabilität im Bereich 
der Selbstwirksamkeit auf. 

5 Es wird das übliche Signifikanzniveau von alpha = 0,05 verwendet.

 
 


 


Abbildung2IndexIndividuelleFörderungnachSchulartundUntersuchungs

schulen(N=1.599)

 


Abbildung3IndexSelbstwirksamkeitnachSchulartund

Untersuchungsschulen(N=5.690)

 

Abbildung 3
Index Selbstwirksamkeit nach 
Schulart und Untersuchungs- 
schulen (N = 5.690)
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6 Betonen wollen die Autoren hier nochmals, dass fünf der zehn Untersuchungsschulen zum Zeitpunkt der Erhebung in ihrer ‚Pilotphase 
zur Gemeinschaftsschule‘ waren, d. h. formal eine Regelschule waren.

4.	 Diskussion

Die Untersuchung hat ergeben, dass die 
Schulen, die sich als TGS etabliert haben, 
hinsichtlich der sozialen Rekrutierung ihrer 
Schülerschaft wesentlich ungünstigere Vor-
aussetzungen hat, als sie in den Vergleichs-
schulen gegeben sind. Zur Gruppe aus der 
oberen Sozialschicht („FAS-hoch“) zählen 
an den TGS nur 28 % gegenüber 42 % an 
den Regelschulen und über 60 % an den 
Gymnasien. Jedoch fallen die Ergebnisse 
zum „Kulturellen Kapitel“ der Familien („Bü-
cherfrage“), das für eine Gesamtbeurteilung 
der Ausgangsbedingungen mit zu berück-
sichtigen – aber nicht Gegenstand dieses 
Beitrages – ist, teilweise günstiger für die 
TGS aus. Die Untersuchung hat zudem ge-
zeigt, dass die soziale Herkunft (gemessen 
durch den „FAS“), die nach allen vorliegen-
den Studien einen wichtigen Faktor für den 
Schulerfolg insgesamt darstellt, für die Be-
urteilung der ausgewählten Skalen (‚Schuli-
sche Partizipation‘, ‚Individuelle Förderung‘ 
und ‚Selbstwirksamkeit‘) aber nur teilweise 
relevant ist.
Bei den Mitbestimmungsmöglichkeiten 
im Unterricht erreichen die TGS-Untersu-
chungsschulen die deutlich höchsten Wer-
te im Vergleich zu den Regelschulen und 
Gymnasien. Bei der ‚Individuellen Förde-
rung‘ liegen die TGS, wie der Durchschnitt 
der Regelschulen, vor den Gymnasien. Die 
Selbstwirksamkeit wurde exemplarisch für 
den Bereich der Wirkungsqualitäten ausge-
wählt. Hier rangieren die TGS in der Mitte 
zwischen den Durchschnittswerten der 
Gymnasien, welche die deutlich höchsten 
Werte erreichten, und den Mittelwerten 
der Regelschulen. Nimmt man statistische 
Streuungsmaße als Kriterium, bestätigt 

sich die generelle Annahme einer höheren 
Heterogenität der TGS untereinander bei 
den untersuchten Variablen nicht. Aller-
dings finden sich in dem Spektrum immer 
Schulen, die sich deutlich vom Mittelwert 
abheben. Im Bereich der individuellen För-
derung bestätigt sich aber die Annahme 
größerer Unterschiede zwischen den TGS 
im Vergleich zu den Regelschulen und Gym-
nasien. Vor allem Schulen mit bereits lang-
jähriger reformpädagogischer Tradition ha-
ben hier deutliche Vorsprünge.

5.	 Stärken	und	Schwächen

Eine der Stärken der Untersuchung liegt 
in der Möglichkeit, den Großteil der Eva-
luationsdaten der Untersuchungsschulen 
mit Repräsentativdaten einer international 
anerkannten Studie vergleichen zu kön-
nen. Eine weitere Möglichkeit der Einord-
nung und Bewertung der Ergebnisse der 
TGS bieten die Befunde der festgelegten 
Vergleichsschulen. Da in diesem Beitrag le-
diglich ein kleiner Ausschnitt aus der quan-
titativen Schülerbefragung dargestellt wur-
de, ist als eine weitere Stärke des Ansatzes 
der wissenschaftlichen Begleitung auf die 
Vielseitigkeit der methodischen Zugänge 
der Untersuchung (Schulleitungsinter-
views, Auswertung von Leistungsdaten der 
Schüler, Untersuchung individueller Lern-
entwicklungen im Kontext der Schulkultur, 
etc.) hinzuweisen. Der vorliegende Beitrag 
beleuchtet ausschnitthaft den Beginn der 
Arbeit der Schulen in ihrem neuen Status 
als TGS.6 Zwischenzeitlich könnten sich die 
Schulen mit Auswirkungen auf die Schüler-
schaft und die hier dargestellten Parameter 
verändert haben. 
Kritisch beleuchtet werden sollten die Mes-
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sung der sozialen Indikatoren sowie die 
Aussagekraft der Erhebung angesichts der 
unterdurchschnittlichen Schülerbeteili-
gung. 
Die Messung der sozialen Herkunft der 
Schülerschaft anhand des FAS-Index („fa-
mily affluence scale“) bezieht sich lediglich 
auf das „Ökonomische Kapital“ der Eltern. 
Der verwendete Index hat sich einerseits 
international bewährt, ist aber andererseits 
in seiner Ausschließlichkeit für die Situati-
on in Deutschland zu überdenken. Eine 
Erweiterung des Index um das „Kulturelle 
Kapital“ der Schülereltern (Bourdieu 1983) 
wird in Erwägung gezogen und wäre im 
Rahmen der Untersuchung durch Einbezug 
der sogenannten „Bücherfrage“ (Anzahl 
der Bücher im Haushalt) möglich.
Die Rücklaufquote war mit knapp über 
70  % für eine Klassenzimmerbefragung 
nicht optimal. Insbesondere, da weitere 
Daten (Folgebefragung, Kompetenztests, 
u. a.) mit diesen Ergebnissen verknüpft 
werden – dies wird nicht ohne Folgen für 
die auszuwertenden Fallzahlen bleiben. 
Allerdings sind keine systematischen Ver-
zerrungen erkennbar, die die Aussagekraft 
generell in Frage stellen würden. 
Außerdem ergab die erste Befragungswel-
le, dass die ‚Individuelle Förderung‘ als 
zentraler Themenbereich der TGS im Befra-
gungsinstrumentarium nicht hinreichend 
abgedeckt ist; daher ist für die Folgebefra-
gung eine diesbezügliche Ergänzung des 
Fragebogens vorgesehen. 
Bei der Interpretation der vorliegenden Da-
ten muss schlussendlich beachtet werden, 
dass es sich um eine Querschnittserhe-
bung, also um eine Einmalerhebung, han-
delt. Um die schulische Entwicklung der 
TGS abschätzen zu können, sind die Befun-

de zu weiteren Erhebungszeitpunkten im 
Rahmen einer längsschnittlichen Perspek-
tive abzuwarten – dies entspricht nicht nur 
anerkannten Evaluationsstandards, son-
dern auch der Erkenntnis, dass Schulent-
wicklung nur in einem langfristigen Prozess 
angelegt und erfolgreich sein kann. 

6.	 Schlussfolgerung

Insgesamt kann für die erste Phase der 
Evaluation festgehalten werden, dass die 
untersuchten Gemeinschaftsschulen im 
Durchschnitt – trotz vergleichsweise un-
günstigerer Ausgangsbedingungen – gute 
bis sehr gute Werte in den drei aufgezeig-
ten Bereichen aufweisen, obwohl sie erst 
relativ kurze Zeit nach den Prinzipien einer 
Thüringer Gemeinschaftsschule explizit ar-
beiten.
Die vorliegende Untersuchung gibt einen 
Hinweis darauf, dass die Thüringer Gemein-
schaftsschulen bezüglich der Partizipati-
onsmöglichkeiten der Schüler im Unterricht 
den Regelschulen und Gymnasien bereits 
einen Schritt voraus sind. Schüler können 
bspw. deutlich häufiger über Lernaktivitä-
ten mitentscheiden. Wie Fatke und Schnei-
der (2005) berichten, liegen die Mitbestim-
mungsmöglichkeiten von Schülern jedoch 
zumeist in unterrichtsfernen Bereichen, 
bspw. in der Wahl von Nachmittagskursen 
oder der Ausgestaltung der Schule. Kaum 
werden in deutschen Schulen die Unter-
richtsinhalte oder die methodische Heran-
gehensweise an die zu behandelnden The-
men seitens der Schüler mitbestimmt, in 
der TGS gibt es hierzu Weichenstellungen, 
die zu einem Qualitätsmerkmal ausgebaut 
werden könnten. 
Im Bereich der individuellen Förderung zei-

7 Ebenso erhalten die Vergleichsschulen kompakte Berichte als Rückmeldung für die Befragung.



 245

gen einige der TGS sehr hohe Ausprägun-
gen, die vor dem Hintergrund des Anspru-
ches an diese Schulart positiv bewertet 
werden können. Hier gilt es, die ebenfalls 
festgestellten Abstände zu den übrigen Ge-
meinschaftsschulen zu verkürzen und die 
nächsten Schritte in Richtung einer weite-
ren Öffnung der Schule und des Unterrichts 
zu gehen. 
Verantwortungsübernahme und selbstge-
steuertes Lernen der Schüler mit dem Ziel 
der Herausbildung einer sozial kompeten-
ten (Schüler-)Persönlichkeit, die Probleme 
konstruktiv angehen kann, spiegeln sich 
im Konzept der Selbstwirksamkeit. Dieser 
Kompetenzbereich ist in den TGS deutlich 
stärker als bei den Regelschülern ausgebil-
det und sollte sich ebenfalls zu einem Mar-
kenzeichen dieser Schulart entwi-ckeln. 
Durch Schulleitungs- und Expertenbefra-
gungen sowie Besuche vor Ort und Kom-
munikation mit den Untersuchungsschulen 
sind die Herausforderungen deutlich ge-
worden, denen sich jede TGS beim Schul-
start stellen musste: Ausarbeitung eines 
pädagogischen Konzepts, Entwicklung neu-
er Konzepte für innere Differenzierung und 
individuelle Förderung, Erprobung entspre-
chender Formen der Notengebung, neue 
Formen abschlussbezogenen Lernens, Wei-
terbildungen für die Lehrer, Absprachen 
mit den Kooperationspartnern, teilweise 
auch Schulumzüge. Mit Konsolidierung der 
genannten Rahmenbedingungen und ange-
sichts der vorhandenen Steuerungsinstru-
mente und Unterstützungsstrukturen (s. u.) 
sind gute Voraussetzungen für eine positi-
ve Weiterentwicklung der TGS gegeben.
Die wissenschaftliche Begleitung gibt, ih-
rem Entwicklungsauftrag entsprechend, 
im Ergebnis ihrer Evaluationen den Einzel-
schulen Impulse und Input für die Steue-
rung der Schulentwicklung durch eine dif-

ferenzierte Berichterstattung. So wurden 
den Einzelschulen nach Abschluss der 
ersten Schülerbefragung Berichte mit Leis-
tungsprofilen übergeben, welche die Situ-
ation an der jeweiligen Schule anhand von 
zwölf Indikatoren der Prozessqualitäten 
und derzeit vier Indikatoren der Wirkungs-
qualitäten beschreiben und Vergleiche zu 
anderen Schulen und Schularten ermög-
lichen.7 Weiterhin wurde allen beteiligten 
Schulen neben einem anonymisierten 
Zwischenbericht zur Schülerbefragung ein 
erstes Portfolio der Schule und eine Daten-
dokumentation in Form eines Fragebogens 
mit den Prozentwerten für jede Einzelfrage 
zur Verfügung gestellt. Mit der Perspektive 
der Festlegung von Zielen, Maßnahmen 
und Schritten der Schulentwicklung wird 
den Schulen eine Reflexion innerhalb der 
Steuergruppe und zusätzlich mit den Schü-
lern und Eltern unsererseits empfohlen. 
Bei der Umsetzung können die Akteure auf 
ein bereit gestelltes professionelles Unter-
stützungsnetzwerk zurückgreifen, das u. a. 
Berater für Schulentwicklung und Regional-
berater sowie ein gezieltes Weiterbildungs-
programm des Thillm umfasst. 
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1.	 Einführung	in	das	Thema	und:		
Zur	dezentralen	Dimension	eines		
Zentralabiturs	(M.	Fothe)

Abiturprüfungen stehen im öffentlichen 
Interesse, auch wenn sie nur ein Drittel 
der Durchschnittsnote im Abitur ausma-
chen. In den letzten Jahren veränderte sich 
bundesweit eine ganze Menge: zentrale 
Abiturprüfungen sind praktisch der Stan-
dard geworden, Bildungsstandards für 
die Sekundarstufe II wurden seitens der 
Kultusministerkonferenz für zentrale Fä-
cher in Kraft gesetzt, neue Lehrpläne sind 
kompetenz-orientiert, Operatorenlisten 
werden erarbeitet und digitale Werkzeuge 
wie CAS stehen den Prüfungsteilnehmern 
in der Prüfung zur Verfügung. Am 5. Okto-
ber 2012 fand an der Friedrich-Schiller-Uni-
versität Jena ein Didaktik-Kolloquium statt, 
das sich dem Thema „Abiturprüfungen“ 
von verschiedenen Seiten aus näherte. Der 
Bogen wurde dabei bis hin zum bilingualen 
Mathematikunterricht in Ungarn und zu Fra-
gen der Bewertung von Leistungen durch 
Juroren in Wettbewerben im Vergleich zu 
Lehrern gespannt. Das Kolloquium war 
vom Thillm als Lehrerfortbildung akkredi-
tiert und richtete sich vornehmlich an Leh-

rerinnen und Lehrer1 sowie an Mitarbeiter 
und Studierende der Universität. Die sechs 
Kolloquiumsvorträge werden in diesem 
Beitrag dokumentiert und damit einem wei-
teren Kreis von Interessierten zugänglich 
gemacht; dem Thillm ist für diese Möglich-
keit zu danken. 
Der Wechsel von dezentralen zu zentralen 
Prüfungen hat Auswirkungen auf den Un-
terricht. Die Forderung nach der Vergleich-
barkeit der Prüfungsleistungen in den 
16 Ländern – das Stichwort Qualität sei 
genannt – sollte keine Uniformität in der 
Unterrichtsgestaltung zur Folge haben. Um 
einer unnötigen Vereinheitlichung des Un-
terrichts entgegenzuwirken, kann man über 
einen größeren Anteil an vergleichsweise 
offenen Prüfungsaufgaben nachdenken; 
der Einsatz von Erst- und Zweitkorrektor 
soll dann eine korrekte Bewertung der Prü-
fungsleistung auf der Grundlage des wirk-
lich stattgefundenen Unterrichts gewähr-
leisten. Knappe Hinweise zur Korrektur und 
Bewertung können sinnvolle Spielräume 
eröffnen. Die eher großschrittige Vergabe 
von Maximalpunkten (also besser 8 Bewer-
tungseinheiten für die gesamte Aufgabe als 
viermal 2 BE für die einzelnen Teilaufga-
ben) kann sich als sinnvoll herausstellen. 

Abiturprüfungen in den Fächern  
Mathematik und Informatik –  
betrachtet aus der Perspektive der Fachdidaktiken

Ursula Behr, Michael Fothe, Gabor Meißner, Matthias Müller, Claudia Strödter 

und Kinga Szücs 

1 Im Folgenden wird aus Gründen der besseren Lesbarkeit die grammatikalisch männliche Form verwendet.
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In dem Zusammenhang kann man von der 
dezentralen Dimension eines Zentralabi-
turs sprechen. 
Ein sinnvoller Grundsatz ist es, dass Prü-
fungsteilnehmer diejenigen Hilfsmittel in 
der Prüfung verwenden dürfen, an die sie 
im Unterricht gewöhnt sind. „Welche Rolle 
spielen künftig das Internet und Mobilte-
lefone in der Prüfung?“ ist eine Frage, die 
international bereits seit einigen Jahren 
diskutiert wird. 
Sind Abiturprüfungen realistisch, die zwei 
Unterrichtsfächern gleichermaßen zuge-
ordnet sind (zum Beispiel Informatik und 
Physik)? Das wäre auf jeden Fall ein Bei-
trag für Interdisziplinarität und würde auch 
Komplexaufgaben ermöglichen, wie sie für 
die Sekundarstufe II typisch sein sollten. Ist 
dies aber sinnvoll durchführbar? 
Wie sieht die kompetenzorientierte Ein-
schätzung einer Prüfungsleistung aus? Wie 
kann in dem Zusammenhang ermittelt und 
dokumentiert werden, welche Kompetenz-
stufe ein Prüfungsteilnehmer in der Prüfung 
nachgewiesen hat? 
Bei diesen Entwicklungen und Fragen füh-
len sich die Fachdidaktiken auch weiterhin 
in der Pflicht, wissenschaftlich gesicherte 
Erkenntnisse bereitzustellen und in die 
schulpolitische Diskussion einzubringen.

2.	 Operatoren	in	zentralen		
Abschlussprüfungen	im	Fach	Informatik	
(C.	Strödter)

Einleitung
In zentralen Abschlussprüfungen werden 
Prüfungsteilnehmer mitunter mit Aufgaben-
stellungen konfrontiert, die sich von aus 
dem Unterricht vertrauten Formulierungen 
unterscheiden. Mit Hilfe von Operatoren 
„soll Schülerinnen und Schülern beim Be-
arbeiten von Aufgaben klar werden, welche 
Tätigkeiten und welche Lösungsdarstellung 
von ihnen erwartet werden. Damit soll mög-
lichen Missdeutungen von Aufgabenstel-
lungen entgegengewirkt werden.“ (Fothe 
2010, S. 155) In mehreren Ländern wurden 
Operatorenlisten für das Fach Informatik 
entwickelt, die nach den Vorstellungen der 
Herausgeber Verwendung im Unterricht 
und in Prüfungen finden sollen. Diese Lis-
ten enthalten Aufforderungsverben mit Be-
griffsklärungen, Beispielen und meistens 
einer Zuordnung zu den Anforderungsbe-
reichen der EPA Informatik (KMK 2004). Für 
das Fach Informatik wurde der Einsatz von 
Operatoren bei der Formulierung von Auf-
gabenstellungen experimentell untersucht 
(Strödter/Fothe 2012). In diesem Beitrag 
wird nun auf der Grundlage des vorhan-
denen Datenmaterials die Zuordnung von 
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Tabelle	2.1:		Komponenten	einer	Aufgabenstellung	
(die	grau	dargestellten	Komponenten	sind	
optional)

Aufforderungs-
komponente

Inhaltskomponente

Anforderungs-
komponente

konkreter	
Inhalt

Unter-	
stützungs-	
komponente

Erläutern Sie unter  
Verwendung 
einer Skizze

den Aufbau  
des Von-Neu-
mann-Rechner-
Modells.

Nutzen Sie 
dazu den 
vorliegenden 
Begleittext.

Beschreiben 
Sie

am Beispiel 
des Wortes
„Informatik“

ein monoal-
phabetisches 
Verschlüsse-
lungsverfahren.

Stellen Sie 
Klarbuchstaben 
und Geheim-
buchstaben in 
einer Tabelle 
gegenüber.

Operatoren und Aufgaben zu den Anforde-
rungsbereichen der EPA Informatik genauer 
analysiert.

Aufgabenstellungen in zentralen  
Abschlussprüfungen
Aufgabenstellungen setzen sich aus zwei 
Komponenten zusammen (siehe Tab. 2.1): 
der Aufforderungskomponente (Operator) 
und der Inhaltskomponente (konkrete In-
halte, die bereitgestellt, gefordert oder 
erarbeitet werden). Zusätzlich können 
Ergänzungen vorgenommen werden, die 
den Operator genauer beschreiben. Die 
Anforderung an die Schülertätigkeit und 
die Lösungsdarstellung können so quali-
tativ und quantitativ eingeschränkt werden 
(Anforderungskomponente). Des Weiteren 
können Hilfestellungen oder Hinweise zur 

Bearbeitung der Aufgabe eingebunden 
werden (Unterstützungskomponente). Die 
Erarbeitung der Komponenten erfolgte in 
Anlehnung an (Thillm 2008).
Aufgaben für zentrale Abschlussprüfungen 
sollen sowohl fachliche und methodische 
Kompetenzen als auch Kenntnisse fachli-
cher Inhalte in möglichst großer Breite ab-
decken. Eine Prüfungsaufgabe insgesamt 
muss sich über drei Anforderungsbereiche 
erstrecken (ABI: Wiedergabeleistung, ABII: 
Transferleistung und ABIII: schöpferische 
Leistung). Dies soll eine Beurteilung ermög-
lichen, die das gesamte Notenspektrum 
umfasst (KMK 2004).
Um Lehrer beim Erarbeiten von Aufgaben 
zu unterstützen, werden in vielen Operato-
renlisten die Operatoren einem oder zwei 
Anforderungsbereichen zugeordnet. 

Experimente zur Verwendung von  
Operatoren in Aufgabenstellungen 
im Fach Informatik
Im April 2011 wurde mit Experten hinsicht-
lich des Informatikunterrichts eine Online-
Befragung durchgeführt (63 Informatikleh-
rer, 4 Lehramtsanwärter, 6 Fachdidaktiker 
und 7 weitere am Informatikunterricht Inte-

ressierte). Es wurden reale Abituraufgaben 
aus dem Thüringer Zentralabitur (aus den 
Jahren 1997–2010) verwendet, um die Er-
wartungshaltung der Testpersonen bei ver-
schiedenen Operatoren herauszufinden.
Im ersten Teil der Untersuchung wurden 
den Befragten elf Auf-gabenstellungen 
vorgelegt, bei denen die ursprünglich vor-
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Tabelle	2.2:		Verwendete	Operatoren	und	Zuordnungen	
der	entstandenen	Aufgaben	zu	den		
Anforderungsbereichen	der	EPA	Informatik

Operator Nennungen	
insgesamt ABI ABII ABIII

Erläutern 64 17 38  9

Beschreiben 62 11 36 15

Angeben 59 26 27  6

Erstellen 48 12 28  8

Begründen 46  8 28 10

Implementieren 38  0 21 17

Berechnen 31 22  9  0

Vergleichen 30  3 20  7

Erklären 29  7 17  5

Entwerfen 24  1 13 10

Nennen 24  4 16  4

Prüfen 23  1 12 10

Untersuchen 23  2 16  5

Bestimmen 21  7 14  0

Entwickeln 21  0  6 15

Überprüfen 21  6 12  3

Beurteilen 17  2  5 10

Diskutieren 17  0  7 10

Zeigen 17  1 12  4

Entscheiden 16  1 11  4

Ermitteln 14  5  9  0

Beweisen 10  2  3  5

Stellung nehmen  9  1  2  6

Schreiben  8  0  3  5

Darstellen  6  1  2  3

Formulieren  6  0  5  1

Nachweisen  6  1  3  2

handenen Operatoren entfernt waren; die 
Inhaltskomponente war dagegen weiterhin 
vorhanden. Die Befragten sollten Operato-
ren so ergänzen, dass sinnvolle Aufgaben 
entstehen, und diese den Anforderungsbe-

reichen der EPA Informatik zuordnen (ABI, 
ABII, ABIII). Insgesamt wurden 68 verschie-
dene Operatoren verwendet. Alle Operato-
ren, die mehr als fünfmal eingesetzt wur-
den, sind in Tab. 2.2 dargestellt.
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Tabelle	2.3:		Verwendete	Operatoren	und	Anforderungsbereiche,	die	den	entstandenen	
Aufgaben	zugeordnet	wurden	(die	erste	Zahl	in	der	zweiten	Spalte	gibt	an,	
wie	häufig	der	Operator	eingesetzt	wurde)

Vorgegebene	Inhaltskomponente Die	häufigsten	Operatoren	mit	Zuordnung	zu	
den	Anforderungsbereichen	(ABI,	ABII,	ABIII)

... für diesen Algorithmus je eine Wertbelegungstabelle 
aller Variablen für die Eingaben a = 5 , b = 3 sowie a = 7, 
b = 12...

Erstellen 31 (12, 19, 0)
Angeben 21 (11, 10, 0)
Ermitteln 5 (2, 3, 0)

... was der Algorithmus leistet... Beschreiben 33 (1, 26, 6)
Erläutern 16 (3, 9, 4)
Erklären 13 (1, 9, 3)

... beide Programme in einer von Ihnen gewählten  
Programmiersprache...

Implementieren 36 (0, 20, 16)
Erstellen 11 (0, 6, 5)
Schreiben 6 (0, 3, 3)

... Iteration und Rekursion ... . Beziehen Sie sich dabei auf 
die beiden Programme.

Vergleichen 30 (3, 20, 7)
Erläutern 17 (6, 11, 0)
Erklären 10 (4, 4, 2)

... bei der Funktion/Methode f um eine rekursive Funktion/
Methode handelt ...

Begründen 22 (7, 14, 1)
Erläutern 11 (5, 6, 0)
Entscheiden 10 (0, 9, 1)

... die Werte f(3), f(9), f(8), f(-12)
und f(-7) ...

Berechnen 29 (20, 9, 0)
Bestimmen 18 (6, 12, 0)
Angeben 12 (7, 5, 0)

... Eigenschaften eines Algorithmus... und Nennen 21 (3, 15, 3)
Beschreiben 13 (4, 6, 3)
Angeben 10 (2, 6, 2)

... diese Eigenschaften von der Funktion/
Methode f erfüllt werden.

Überprüfen 18 (5, 12, 1)
Begründen 8 (0, 6, 2)
Zeigen 8 (0, 5, 3)

... einen Algorithmus, der einen möglichst kurzen  
horizontalen Gesamtweg des Bohrkopfes ...

Entwerfen 20 (1, 10, 9)
Entwickeln 20 (0, 6, 14)
Beschreiben 13 (4, 3, 6)

Es sollen Leiterplatten mit 2000 Löchern hergestellt 
werden. ... sich der von Ihnen entworfene Algorithmus auch 
dafür eignet.

Prüfen 18 (1, 9, 8)
Begründen 14 (1, 7, 6)
Erläutern 6 (1, 3, 2)

... die folgende These...: Jedes Problem, das sich  
präzise beschreiben lässt, kann mit einem Computer 
gelöst werden.

Diskutieren 15 (0, 5, 10)
Beurteilen 10 (1, 2, 7)
Stellung nehmen 9 (1, 2, 6)

Bereits bei der summarischen Betrachtung 
zeigt sich ein uneinheitliches Bild. Von ei-
ner stabilen Zuordnung der Operatoren zu 
den Anforderungsbereichen kann keine 
Rede sein. Für die Operatoren existieren 
bevorzugte, aber keinesfalls eindeutige Zu-
ordnungen zu den Anforderungsbereichen.
Schauen wir uns das Ganze nun genauer für 
die elf Aufgabenstellungen an. Der Tab. 2.3 

kann entnommen werden, welchen Anfor-
derungsbereichen die gebildeten Aufgaben 
zugeordnet werden; bei jeder Inhaltskom-
ponente wurden dabei nur die drei häufigs-
ten Operatoren berücksichtigt.
Die entstandenen Aufgaben wurden min-
destens zwei und in rund der Hälfte aller 
Fälle sogar drei Anforderungsbereichen 
zugeordnet, was durchaus erstaunlich 
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ist. Eine Erklärung dafür kann sein, dass 
die Zuordnung zu den Anforderungsbe-
reichen aus der Perspektive des eigenen 
Unterrichts mit seinen inhaltlichen Schwer-
punktsetzungen und damit aufgrund des 
Vorwissens der Schüler erfolgt. 
Der zugeordnete Anforderungsbereich 
scheint keine Eigenschaft zu sein, die einer 
Aufgabe oder einem Operator innewohnt.

Referenzen
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fen I und II. LOG IN Verlag, Berlin.
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der Abiturprüfung: Informatik. Luchter-
hand Verlag, München.
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Fothe2012.pdf.
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Lehrplanentwicklung und Medien 
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3.	 Blick	über	den	Tellerrand	–		
die	zweistufige	ungarische	Abitur-	
prüfung	in	Mathematik		
(K.	Szücs)

Im Folgenden wird das in Ungarn 2005 ein-
geführte zweistufige Abitur in Mathema-
tik kurz vorgestellt und mit dem Thüringer 
Mathematik-abitur in Anrissen verglichen. 
Überdies wird ein kurzer Einblick in die Ab-
iturprüfungen in Mathematik gegeben, die 
in den bilingualen Schulen in Ungarn orga-
nisiert werden.
Zum Abitur in Ungarn lässt sich im All-
gemeinen sagen, dass es hauptsächlich 
zentral organisiert wird (lediglich bei den 
mündlichen (Teil-)Prüfungen werden die 
Fragen vor Ort – allerdings nach zentra-
len Richtlinien und Themenkatalogen – 
zusammengestellt); das neue Abitur mit 
zwei möglichen Bearbeitungsniveaus löste 
2005 das alte System mit Zentralabitur auf 
einem Niveau und (zum Teil zentralen) Auf-
nahmeprüfungen für Hochschulen ab.
Die zwei möglichen Bearbeitungsniveaus 
gelten auch für das Fach Mathematik und 
werden im Folgenden entsprechend den 
ungarischen Bezeichnungen mittlere bzw. 
obere Stufe genannt. Diese Stufen kom-
men zwar den in Deutschland üblichen und 
bis 2010 auch in Thüringen verbreiteten 
Grundkurs und Leistungskurs nahe, es soll 
jedoch betont werden, dass die Wahl des 
Bearbeitungsniveaus beim Abitur in Ungarn 
beim Kandidaten liegt und unabhängig da-
von ist, ob er am gesetzlich vorgeschrie-
benen Mindestunterricht (Grundkurs) oder 
am erweiterten Unterricht (Leistungskurs) 
teilgenommen hat.
Mit dem Mathematikabitur wird in Ungarn 
auf der mittleren Stufe das Ziel verfolgt, ma-
thematische Kenntnisse zu überprüfen, die 
zur Orientierung und zum erfolgreichen Be-
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Tabelle	3.1:		Kompetenzbereiche	 im	ungarischen	Mathe-
matikabitur	in	der	mittleren	und	oberen	Stufe

Kompetenzbereiche m.	Stufe o.	Stufe

Denkstrategien, Mengen, Logik, Graphen-
theorie 20 % 25 %

Zahlentheorie, Algebra 25 % 20 %

Funktionen, Elemente der Analysis 15 % 20 %

Geometrie, Koordinatengeometrie,  
Trigonometrie 25 % 20 %

Wahrscheinlichkeitsrechnung, Statistik 15 % 15 %

rufsleben in der modernen Gesellschaft unerlässlich sind. 
Auf der oberen Stufe wird die Anwendung der Kenntnisse 
aus der mittleren Stufe in komplexen Situationen verlangt, 
überdies aber auch Kenntnisse, die zur erfolgreichen Be-
wältigung eines einschlägigen Studiums notwendig sind. 
Zu den Kompetenzbereichen, die in der Prüfung relevant 
sind, und ihren Anteilen siehe Tab. 3.1.

Den ausführlichen Beschreibungen der einzelnen Kompe-
tenzbereiche ist zu entnehmen, dass von den Kandidaten 
nicht nur die praktische Anwendung bestimmter mathema-
tischer Sachverhalte verlangt wird, sondern dass sie auch 
über fundiertes theoretisches Wissen verfügen sollen. Bei-
spielsweise kommt beim Kompetenzbereich Funktionen, 
Elemente der Analysis auf der mittleren Stufe vor, dass der 
Schüler ein Verständnis dafür haben soll, dass die Funktion 
ein mathematischer Begriff ist und die Zuordnung der Ele-
mente zweier Mengen bedeutet. Beim Kompetenzbereich 
Geometrie, Koordinatengeometrie, Trigonometrie wird auf 
der oberen Stufe sogar die präzise Formulierung der Be-
weisführung geometrischer Beweise verlangt.
Auf der mittleren Stufe erfolgt die Prüfung ausschließlich 
schriftlich (lediglich im Falle eines Nichtbestehens bei ei-
ner Mindestleistung von 12  % kann die Note im Rahmen 
einer mündlichen Prüfung verbessert werden), während 
auf der oberen Stufe sowohl schriftlich als auch münd-
lich geprüft wird. Die Prüfung auf der mittleren Stufe be-
steht aus zwei Teilen: Der 45-minütige erste Teil beinhaltet 
10–12 einfache Aufgaben, die die direkte Anwendung von 
grundlegenden Definitionen, Sätzen und Regeln erfordern. 
Der 135-minütige zweite Teil besteht aus drei Pflicht- und 
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drei weiteren Wahlpflichtaufgaben, von de-
nen zwei bearbeitet werden müssen. Auf 
der oberen Stufe sind in der vierstündigen 
schriftlichen Prüfung vier Pflicht- und vier 
Wahlpflichtaufgaben (es stehen fünf zur 
Auswahl) zu bearbeiten. Im 20-minütigen 
mündlichen Teil soll der Kandidat ein The-
ma nach vorgegebenen Kriterien selbst-
ständig erörtern.
Verglichen mit dem aktuellen Thüringer 
Abitur in Mathematik sind einige Unter-
schiede, aber auch einige Ähnlichkeiten 
zu erkennen. Ein genereller struktureller 
Unterschied besteht in der Anzahl der mög-
lichen Bearbeitungsniveaus; die Tendenz 
ist sogar entgegengesetzt: Während in 
Thüringen 2011 das bis dahin existieren-
de zweistufige System abgeschafft wurde, 
wurde dieses in Ungarn 2005 verbindlich 
eingeführt. Ein weiterer struktureller Un-
terschied besteht in der Handhabung der 
mündlichen Abiturprüfung in Mathema-
tik: In Ungarn ist sie auf der oberen Stufe 
verbindlich, während dies in Thüringen 
nicht der Fall ist. Auch die Anzahl der Auf-
gaben zeigt Unterschiede auf: In Ungarn 
müssen in weniger Zeit (3/4 Stunden vs. 
4,5 Stunden in Thüringen) mehr Aufgaben  
(15–17 auf der mittleren Stufe/8 auf der 
oberen Stufe vs. 2 komplexe und eine mit 
vier Teilaufgaben in Thüringen) bearbeitet 
werden. Eine Ähnlichkeit kann allerdings 
in der Abwählbarkeit bestimmter Aufgaben 
gesehen werden. Überdies ist die unter-
schiedliche Gewichtung einzelner Themen-
bereiche ins Auge fallend, deren Gründe 
u. a. in der unterschiedlichen mathemati-
schen Tradition der beiden Länder zu su-
chen sind. Während im Thüringer Abitur 
Analysis zu mindestens 50 % der erreichba-
ren Punkte vertreten ist, beträgt der Anteil 
dieses Themenbereichs in Ungarn lediglich 
15–20 %. Der Themenbereich Geometrie 

hat in Thüringen einen Anteil von mindes-
tens 33 %, kann allerdings zugunsten der 
Wahrscheinlichkeitsrechnung abgewählt 
werden und beinhaltet lediglich Aufgaben 
aus der analytischen Geometrie. In Un-
garn ist dieser Themenbereich zwar nur zu 
20–25 % vertreten, bedeutet aber haupt-
sächlich klassische Geometrie und kann 
nicht abgewählt werden. Ähnliches gilt für 
Wahrscheinlichkeitsrechnung. Zusammen-
fassend kann man feststellen, dass man in 
Ungarn bemüht ist, durch viele Aufgaben 
möglichst viele mathematische Inhalte im 
Abitur abzudecken, während in Thüringen 
die Tendenz zu wenigen, dafür aber kom-
plexen Aufgaben in weniger mathemati-
schen Bereichen besteht.
Ein kurzer Exkurs zu den bilingualen Schu-
len soll weitere Unterschiede zwischen 
den beiden Schulsystemen aufdecken. In 
Ungarn gibt es zahlreiche Minderheiten-
schulen bzw. bilinguale Schulen mit einer 
modernen Fremdsprache als Unterrichts-
sprache, in denen u. a. auch Mathematik 
in der Zielsprache (also in der Minderhei-
ten- oder in der Fremdsprache) unterrich-
tet wird. In diesen Schulen ist es möglich, 
auch das Abitur in Mathematik in der Ziel-
sprache abzulegen, wenn der Unterricht 
davor ebenfalls in der Zielsprache erfolg-
te. So kann zurzeit ein Mathematikabitur 
in den Sprachen Englisch, Französisch, 
Kroatisch, Deutsch, Italienisch, Russisch, 
Rumänisch, Spanisch, Serbisch und Slo-
wakisch abgelegt werden. Ein Vergleich 
der deutschsprachigen Mathematikabitur-
aufgaben aus dem Jahr 2012 mit den un-
garischsprachigen hat ergeben, dass auf 
der mittleren Stufe exakt dieselben Auf-
gaben bearbeitet wurden. Auf der oberen 
Stufe waren zwar andere Aufgaben gestellt, 
die Aufgaben spiegelten aber eher eine 
andere Gewichtung der Themenbereiche 
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(mehr Wahrscheinlichkeitsrechnung in der 
deutschsprachigen Prüfung, mehr Geomet-
rie – insbesondere Raumgeometrie – in der 
ungarischsprachigen Prüfung) als ein an-
deres Niveau wider. Während also in Thü-
ringen Mathematik aus dem bilingualen Ka-
non zunächst gestrichen wurde, wird sie in 
Ungarn in bilingualen Schulen oft bilingual 
unterrichtet und auch in der Abiturprüfung 
in der Zielsprache angeboten.
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass 
das relativ neue zweistufige Abitur, das 
in Ungarn 2005 eingeführt wurde, dem 
deutschen Kurssystem sehr nahekommt. 
Die Orientierung an Kompetenzen ist zu 
befürworten und mit der gesamteuropäi-
schen Tendenz im Einklang, allerdings ist 
feststellbar, dass die Aufgaben noch sehr 
durch die Theorie geprägt sind. Ihre Bear-
beitung verlangt breite Kenntnisse aus der 
reinen Mathematik, aber noch wenig Orien-
tierung an der praktischen Anwendbarkeit. 

Referenzen
http://www.oh.gov.hu/3-1-6-korabbi-erett-

segi/korabbi-erettsegi-100824-2 
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THMBWK (2012): Abiturprüfung Schuljahr 

2011/12 Mathematik (Computeralge-
brasystem).

THMBWK (2012): Abiturprüfung Schuljahr 
2011/12 Mathematik.

4.	 Thüringen	hat	sich	entschieden:		
Ab	2014	CAS-Aufgaben	im	Mathematik-
abitur	–	Ein	Bericht	aus	der	Fachdidak-
tik-Forschung	(M.	Müller)

Im Schuljahr 2011/2012 veränderte sich 
der Mathematikunterricht an vielen Thü-
ringer Schulen erheblich. Der Grund dafür 
war die verbindliche Einführung von Com-
puteralgebra-Systemen (CAS) im mathema-
tisch-naturwissenschaftlichen Unterricht. 
Ab der Doppelklassenstufe 9/10 arbeiten 
die Schüler nunmehr mit dem CAS. Die ers-
te „CAS-Schülergeneration“ wird 2014 ihr 
Abitur ablegen. Damit wird dieses Abitur 
das erste Abitur in Thüringen sein, zu dem 
ein CAS nicht nur fakultativ, sondern obli-
gatorisch als Hilfsmittel zugelassen ist. Es 
muss daher über die Weiterentwicklung der 
Abituraufgaben und der Prüfungsformate 
nachgedacht werden. Die zukünftigen Ma-
thematikprüfungen im Rahmen des Abiturs 
müssen dem Einsatz der CAS im Unterricht 
Rechnung tragen. In der fachdidaktischen 
Forschung kann man dafür wichtige An-
haltspunkte finden.
Es ist zunächst festzuhalten, dass sich bis-
herige CAS-Prüfungsaufgaben nur unwe-
sentlich von den Nicht-CAS-Aufgaben un-
terscheiden (Weigand 2006; Barzel 2012). 
Diesen Umstand kann man auch internati-
onal beobachten: „[...] The results reveal 
surprisingly little difference in the types of 
questions used; however, the CAS greatly 
enhances the range of solution strate-
gies available to students.“ (Brown 2003,  
S. 155)
Es wird deutlich, dass die Lösungsstrate-
gien durch einen CAS-Einsatz vielfältiger 
werden, aber die Aufgabenstellungen sich 
kaum unterscheiden. Das Problem dabei 
liegt zumindest in vielen deutschen Bun-
desländern in der bisherigen Wahlmöglich-
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keit. In Thüringen zum Beispiel werden bis-
her zwei Varianten an Abituraufgaben für 
jeden Abiturjahrgang erstellt. In der einen 
Variante sind CAS als Hilfsmittel zugelas-
sen und in der zweiten Variante sind sie es 
nicht; damit kam es oft nur zu Abänderun-
gen bei den Funktionsgleichungen, aber 
die Aufgaben blieben im Kern erhalten. 
Bundesweit werden diverse Abituraufga-
ben der letzten Jahre als rechenlastig und 
weder anwendungs- noch verständnisori-
entiert eingeschätzt (Greefrath/Elschen-
broich/Bruder 2010).
Zusammenfassend kann man sagen, dass 
in den bisherigen CAS-Prüfungsaufgaben 
die Potentiale der Systeme noch nicht aus-
geschöpft wurden. Neben dem bloßen Be-
rechnen und Kontrollieren von Ergebnissen 
können die Systeme zum Algebraisieren, 
zum Visualisieren und nicht zuletzt zum 
Experimentieren eingesetzt werden. Wenn 
diese Möglichkeiten genutzt werden, ent-
wickeln sich die Aufgaben in eine anwen-
dungs- und verständnisorientierte Rich-
tung. Dabei ist der vielfältige Einsatz der 
Systeme der eigentliche Mehrwert (Gree-
frath 2010).
Interessant ist in diesem Zusammenhang 
auch die Sichtweise einiger Thüringer Leh-
rer. Der Autor befragte im Rahmen eines 
Forschungsprojekts der Abteilung für Di-
daktik der Mathematik und Informatik der 
Friedrich-Schiller-Universität Jena 21 Lehr-
kräfte von 10 Thüringer Schulen zur Einfüh-
rung von CAS. Die Face-to-Face-Interviews 
wurden mit Hilfe eines standardisierten In-
terviewleitfadens im November/Dezember 
2011 durchgeführt. Die Daten wurden nach 
Kuckartz et al. (2008) transkribiert und 
mit der qualitativen Inhaltsanalyse nach 
Mayring (2003) ausgewertet. Dabei wurde 
ein induktives Kategoriensystem erstellt 
(Schirmer 2009). An dieser Stelle soll nur 

auf die Ergebnisse einer Fragestellung ein-
gegangen werden (vgl. Tab. 4.1).
Die Mehrheit der befragten Lehrer (11 von 
21) sehen in der Komplexität einer Aufga-
be und dem mit ihr verbundenen Rechen-
aufwand die größte Rechtfertigung für die 
Verwendung von CAS. Zumindest für 6 Lehr-
kräfte muss eine wirkliche CAS-Aufgabe 
auch Aufgabenteile besitzen, die zum Ex-
perimentieren und Probieren anregen. Zwei 
der Befragten haben sich sogar für eine Öff-
nung der Aufgaben ausgesprochen.
Eine schrittweise Veränderung der Prü-
fungsaufgaben in diese Richtung wird auch 
von Heinrich (2007) empfohlen: „Die [...] 
Änderung der Aufgabenkultur kann in zen-
tralen Prüfungen in mehreren Schritten er-
folgen [...]. So werden zunächst eher tradi-
tionelle Aufgaben mittels Operatorenlisten 
an die Verwendung von Taschencomputern 
angepasst. Danach werden schrittweise 
mehr Anwendungsaufgaben gestellt und 
im dritten Schritt beginnt man mit der Stel-
lung offener Aufgaben.“ (Heinrich 2007, 
S. 88)
Vielleicht kann man auch die Prüfungsfor-
mate überdenken. Schon jetzt sind mündli-
che Abiturprüfungen möglich. Es wäre vor-
stellbar, dass sich zwei Schüler im Team zu 
einer Aufgabe vorbereiten und gemeinsam 
an einer Lösung arbeiten (vgl. Tab. 4.1). Der 
Arbeitsprozess und die mögliche Lösung 
könnte dann in einem zweiten Prüfungsteil 
vor einer Prüfungskommission vorgestellt 
werden. Diese kommunikative und non-
skriptive Lösungsfindung wird durch die 
Verwendung von CAS effektiv unterstützt 
(Barzel 2012).
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Tabelle	4.1:		Induktives	Kategoriensystem	der	Antworten	zur	Frage:	
Welche	Eigenschaften	müsste	eine	Aufgabe	Ihrer	Meinung	nach	besitzen,	
damit	die	Verwendung	eines	CAS	sinnvoll	ist?

Kategorie Erklärung Absolute
Häufigkeit Platz Korrespondenz

E1: Komplexität Finden der Ansätze; kreatives 
Arbeiten; Zusammenhänge 
erkennen; Inhalt steht im 
Vordergrund

11
7 Nennungen 

Platz 1
E2:

Rechenaufwand

E2: Rechenaufwand umfangreiche Berechnungen 
nötig

 8 4 Nennungen
Platz 1

E1:
Komplexität

E3: Realitätsbezug Anwendungsaufgaben; Sach-
aufgaben; realitätsbezogenes 
Daten- und Zahlenmaterial

 8 5 Nennungen
Platz 1 –

V5: Probieren/ 
Experimentieren

Entdecken; Finden; Probieren; 
Spielen

 6 – –

E4: Mathematisches 
Modellieren

Modellieren und  
Problemlösen

 2 – –

E5: Offene Aufgaben verschiedene Zugänge 
möglich

 2 – –

Z6: Manifestation der 
Leistungsunterschiede

Leistungsgefälle wird nicht 
abgebaut; Selektion der 
Leistungsstarken; Systeme als 
Black Box

 2

– –

E6: Teamwork Partnerarbeit; Gruppenarbeit  1 – –

E7: Differenzierung Aufgaben ermöglichen  
das Arbeiten auf unterschied-
lichen Niveaus

 1
– –
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– Evaluation eines einjährigen Schul-
versuches. In: Journal für Mathematik-
Didaktik 27 (2), S. 89–112.

5.	 Bewerten	Juroren	in	Schülerwettbe-
werben	anders	als	Lehrer?	(G.	Meißner)

Wettbewerbe stellen für Schüler besondere 
Lernmöglichkeiten und Herausforderungen 
dar. Durch Wettbewerbe können Lernenden 
Angebote zur Auseinandersetzung mit Inhal-
ten und Methoden unterbreitet werden, die 
im Unterricht selten oder gar nicht vorkom-
men. Leistungen von Teilnehmern werden 
auf besondere Weise motiviert. Aus der Pers-
pektive des Schulfachs Informatik betrachtet 
sind Wettbewerbe von besonderer Bedeu-
tung, da informatische Inhalte und Metho-
den häufig erst in höheren Klassenstufen an-
geboten werden (vgl. Drews 2011, S. 269ff.  
und Starruß 2010, S. 199f.).
Im Folgenden wird der Frage nachgegangen, 
ob Juroren von Informatikwettbewerben an-
ders bewerten als Informatiklehrer. Dabei 
wurden in Interviews Bewertungsszenarien 
besprochen, die in den Wettbewerben und 
im Informatikunterricht relevant sind. Die 
Ergebnisse der Interviews wurden mit einer 
Fragebogenuntersuchung ergänzt.
In dieser Studie wurden Juroren von Wettbe-
werben mit informatischem Schwerpunkt 
befragt. Die untersuchten Wettbewerbe 
sind der Bundeswettbewerb Informatik, ein 
Wettbewerb, bei dem die Teilnehmer Auf-
gaben lösen, und der Wettbewerb Jugend 
forscht (Fachgebiet Mathematik/Informa-
tik), bei dem Forschungsprojekte einge-
reicht werden. Die beiden Wettbewerbe 
wurden ausgewählt, da sie die Qualitäts-
kriterien der Arbeitsgemeinschaft bundes-
weiter Schülerwettbewerbe erfüllen (vgl. 
http://www.bundeswettbewerbe.de/down-
load/agbsw-kriterien.pdf).

Unterschiedliche Erwartungen
Juroren der beiden Wettbewerbe sowie In-
formatiklehrer wurden befragt, welche Arten 
von Leistung im Wettbewerb bzw. im Infor-
matikunterricht von Bedeutung sind. Mit 
dieser Frage und darauf aufbauender Fragen 
wurde die Bedeutung verschiedener Leis-
tungs- und Begabungskonzepte wie Kom-
petenz, Wissen, Problemlösen, Kreativität 
und Intelligenz erhoben. Für die Juroren des 
Wettbewerbs Jugend forscht steht Kreativi-
tät als Begabungskonzept im Mittelpunkt. 
Außerdem bezeichneten die Jugend-forscht-
Juroren häufig die Fähigkeit zum Lösen 
informatischer Probleme als wichtig. Die 
Juroren des Bundeswettbewerbs Informatik 
nannten Problemlösen, auf informatische 
Inhalte und Methoden bezogene Begabung 
sowie konzeptuelles Wissen als wichtigste 
Leistungskonstrukte (Anderson u. a. 2001, 
S. 5). Informatiklehrer sehen ebenfalls Prob-
lemlösefähigkeiten als wichtigstes Konzept 
an, wobei deklaratives und prozedurales 
Wissen (als notwendige Grundlage für gute 
Leistungen) häufiger genannt wurden als 
von den befragten Juroren.

Unterschiedliche Kriterien
In den beiden Wettbewerben müssen die 
Teilnehmer in Gruppen Probleme bearbei-
ten, in Prüfungsgesprächen bestehen, For-
schungsarbeiten schreiben und Ergebnisse 
präsentieren. Im Informatikunterricht sind 
ähnliche Leistungen zu erbringen. Es zeigte 
sich, dass Informatiklehrer andere Kriterien 
beim Bewerten dieser Leistungen anlegen 
als Juroren der Wettbewerbe. In Gruppen-
arbeitsphasen legen die Lehrer beispiels-
weise größten Wert auf die Übernahme 
von Verantwortung, während die Juroren 
des Bundeswettbewerbs Informatik gute 
Ideen und qualifizierte Beiträge der einzel-
nen Teilnehmer als wichtigstes Kriterium 
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ansehen. Bezogen auf die Bewertung von 
Projektarbeiten achten Juroren des Wettbe-
werbs Jugend forscht vor allem auf Wissen-
schaftlichkeit und den Schwierigkeitsgrad 
einer Arbeit, Informatiklehrer legen den 
größten Wert auf den Praxisbezug und Er-
weiterbarkeit der Arbeit.
 
Unterschiedliche Schwerpunkte
Die Inhalte und Methoden, die in den bei-
den Wettbewerben und im Informatikunter-
richt von Bedeutung sind, unterscheiden 
sich ebenfalls. Über den Bundeswettbewerb 
Informatik kann, basierend auf Ergebnissen 
aus Interviews, Fragebögen und Aufgaben-
analysen, ausgesagt werden, dass vor allem 
Algorithmen sowie Information und Daten 
von Bedeutung sind (Meißner, 2010, 2012). 
Für die Juroren des Wettbewerbs Jugend 
forscht sind ähnlich wie für die Informatik-
lehrer alle Inhalte eines Modells der Gesell-
schaft für Informatik mit der Ausnahme des 
Inhaltsbereichs Sprachen und Automaten 
wichtig oder sehr wichtig (GI 2008, S. 11). 

Fazit: Realitätsnähe?
Schüler können durch die Teilnahme an 
Wettbewerben viel lernen. Die Lern-Szena-
rien in Wettbewerben zeichnen sich häufig 
durch Realitätsnähe aus (Beutel/Tetzlaff 
2007, S. 149). Doch werden die Teilnehmer 
auch „realistischer“ bewertet? Informatik-
lehrer müssen sich bei der Bewertung der 
Leistung ihrer Schüler mehr an rechtlichen 
und pädagogischen Rahmenbedingungen 
orientieren als Juroren in Wettbewerben. So 
müssen etwa Leistungen der Schüler auf im 
Unterricht behandelten Inhalten und Me-
thoden aufbauen. Innovative Leistungen 
beispielsweise, wie im Wettbewerb Jugend 
forscht gefordert, können von Schülern im 
Informatikunterricht in der Regel nicht ver-
langt werden. Lehrer versuchen hingegen 

mithilfe von deklarativem und prozedura-
lem Wissen ein Mindestmaß an Lernfort-
schritt bei ihren Schülern abzusichern. 
Diese beiden Wissensarten spielen in den 
Wettbewerben eine untergeordnete Rolle. 
In einigen Szenarien ermöglichen es Lehrer 
ihren Schülern, vermeintlich unangeneh-
men Situationen aus dem Weg zu gehen (z. 
B. bei Einzelarbeit statt Gruppenarbeit für 
bestimmte Schüler). Ein solches Vorgehen 
ist in den Gruppenarbeitsphasen des Bun-
deswettbewerbs Informatik nicht möglich. 
Allgemein kann davon ausgegangen wer-
den, dass die Erwartungen an die Teilneh-
mer in den Wettbewerben höher und reali-
tätsnäher sind als im Informatikunterricht. 
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6.	 Zur	Weiterentwicklung	der	Kontroll-		
und	Bewertungshinweise	für		
die	schriftlichen	Abiturprüfungen	in		
Thüringen	(U.	Behr)

Problemdarstellung
Zentrale Prüfungen sind für alle daran Be-
teiligten von großer Bedeutung (zu Wirkung 
und Leistungsrelevanz zentraler Prüfungen 
vgl. Kühn 2010; Maag Merki 2012). Für 
den Schüler bestimmt der Prüfungserfolg 
maßgeblich den weiteren Bildungsweg. 
Der jeweilige Fachlehrer erhält mit den 
Prüfungsergebnissen eine Rückmeldung 
über die Qualität seines Unterrichts. Für 
die Schule ist die Prüfungsdurchführung 
mit hohen logistischen Anforderungen 
verbunden. Die Bildungsadministration 
schließlich sieht in zentralen Prüfungen 
ein wichtiges Instrument zur Sicherung von 
Qualitätsstandards, der Vergleichbarkeit 
von Bildungsabschlüssen und der Trans-
parenz von Leistungsanforderungen sowie 
der Leistungsbewertung.
Der Umsetzung dieses bildungspolitischen 
Anspruchs widmet sich der vorliegende 
Beitrag.
Es ist unbestritten, dass die Leistungsbe-
wertung immer ein gewisses Maß an Sub-
jektivität in sich birgt und folglich auch und 
insbesondere in Abschlussprüfungen die 
sog. Gütekriterien Objektivität, Reliabilität 
sowie Validität angewendet werden müs-
sen (zur Messqualität von Prüfungen vgl. 
Sacher 2009, S. 31ff.).
Untersuchungen zeigen erhebliche Beur-
teilungsdivergenzen von Lehrkräften (vgl. 
dazu die Ausführungen von Sacher, 2009. 
S. 42ff.). Folglich ist die Frage zu stellen, 
wie in Bezug auf zentrale Prüfungen er-
reicht werden kann, dass Lehrkräfte von 
einheitlichen Bezugs- und Orientierungs-
systemen bzw. von einheitlichen Leistungs-

parametern und Qualitätskriterien bei der 
Leistungsbeurteilung ausgehen. 

Länderübergreifende Vorgaben
Zunächst ist zu untersuchen, in welchem 
Grad Vorgaben der Kultusministerkonfe-
renz die Objektivierung der Beurteilung von 
Prüfungsleistungen unterstützen. Hierfür 
kann festgestellt werden, dass bestehen-
de länderübergreifende Vereinbarungen zu 
den Abiturprüfungen festlegen, dass den 
Aufgaben der schriftlichen Prüfung eine 
Beschreibung der vom Prüfling erwarteten 
Leistungen einschließlich der Angabe von 
Bewertungskriterien beigegeben wird (vgl. 
KMK 2008, § 5, S. 3). Dieser Ansatz findet 
sich auch in den Einheitlichen Prüfungs-
anforderungen in der Abiturprüfung, wenn 
die Darstellung der erwarteten Prüfungs-
leistung in einem sog. Erwartungshorizont 
gefordert wird und eine Orientierung für 
die Vergabe der Noten „gut“ und „ausrei-
chend“ erfolgt (vgl. z. B. EPA Informatik 
2004, S. 13/14). Die Steuerungsfunktion 
der EPA ist dabei von Fach zu Fach sehr un-
terschiedlich. Dies zeigt sich in einer mehr 
oder weniger umfangreichen Benennung 
möglicher Bewertungskriterien sowie in 
einer mehr oder weniger detaillierten Be-
schreibung der Leistungsprädikate „gut“ 
und „ausreichend“. Diese ungleiche Kon-
kretisierung der Hinweise zur Bewertung 
schriftlicher Prüfungsaufgaben in verschie-
denen Prüfungsfächern muss auch für die 
neuen Bildungsstandards für die Allgemei-
ne Hochschulreife (vgl. KMK 2012) in den 
Fächern Deutsch, Mathematik und für die 
fortgeführte Fremdsprache (Englisch/Fran-
zösisch) konstatiert werden. Wohl enthal-
ten die o. g. länderübergreifend gültigen 
Dokumente einheitliche Vorgaben hinsicht-
lich des Umgangs mit Verstößen gegen die 
sprachliche Korrektheit und die äußere 
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Form der Prüfungsleistung, zur Angabe von 
Bewertungskriterien und deren Bezug zu 
den Anforderungsbereichen I, II, III sowie 
zur Gewichtung von Teilaufgaben. Die sog. 
illustrierenden Prüfungsaufgaben jedoch 
setzen diese Vorgaben in den o. g. Fächern 
nicht einheitlich und gleichermaßen konse-
quent um.
Insgesamt verbleiben die bundesweiten 
Vorgaben eher auf der grundsätzlichen 
Ebene. Sie haben wohl für die Ersteller von 
Prüfungsaufgaben eine orientierende Funk-
tion, sind aber als einheitliches Bezugssys-
tem für die Bewertung konkreter Prüfungs-
aufgaben nur eingeschränkt geeignet. 
Folglich ist in einem nächsten Schritt zu 
prüfen, inwieweit die von der jeweiligen 
Schulaufsichtsbehörde herausgegebenen 
Korrektur- und Bewertungshinweise die 
Objektivierung der Beurteilung von Leis-
tungen in der schriftlichen Abiturprüfung 
unterstützen.

Der Thüringer Kontext
Die Qualität von Korrektur- und Bewertungs-
hinweisen sollte daran gemessen werden, 
inwieweit sie fachliche Korrektheit, Objekti-
vität und Vergleichbarkeit bei der Korrektur 
und der Bewertung der Prüfungsleistungen 
durch den jeweiligen Fachlehrer/Korrektor 
gewährleisten.
Für Thüringen kann festgestellt werden, 
dass die sog. „Hinweise für die Lehrerinnen 
und Lehrer zur Korrektur und Bewertung“ 
für die schriftlichen Abiturprüfungsfächer 
sehr unterschiedlich sind. Dies betrifft de-
ren Struktur und Inhalt gleichermaßen. Die 
Ausweisung von Bewertungskriterien, die 
Zuordnung von Bewertungseinheiten bzw. 
die Zuweisung von Gewichtungen sowie die 
Bewertung der (fach-)sprachlichen Korrekt-
heit und der äußeren Form werden ungleich 
gehandhabt. Nicht in allen Prüfungsfä-

chern stellen die Lösungshinweise den Be-
zug zu vorangestellten Bewertungskriterien 
und zu den Anforderungsbereichen I, II, III 
her, ist die Beschreibung der vom Prüfling 
erwarteten Leistungen hinreichend aussa-
gekräftig. 
Insgesamt werden die aktuellen Korrektur- 
und Bewertungshinweise dem o. g. Quali-
tätsanspruch noch nicht in vollem Umfang 
gerecht. Die notwendige Weiterentwicklung 
betrifft:
• die Vereinheitlichung der Struktur der 

Hinweise für alle Abiturprüfungsfächer 
und die damit verbundene deutliche 
Differenzierung zwischen allgemeinen 
Hinweisen und Hinweisen zur Korrektur 
und Bewertung der konkreten Prüfungs-
aufgaben,

• die Abstimmung von Bewertungshin-
weisen und Bewertungskriterien in ver-
wandten Fächern,

• die Ausweisung von Bewertungskrite-
rien unter Beachtung der Fachspezifik, 
der (fach-)sprachlichen Korrektheit und 
der äußeren Form,

• die Verdeutlichung von Gewichtungen 
und die damit verbundene transparente 
und hinreichend differenzierte Vergabe 
von Bewertungseinheiten,

• die Erhöhung von Aussagekraft und 
Handhabbarkeit der Lösungshinweise 
bzw. Erwartungshorizonte.

Ein entsprechender Arbeitsprozess ist in 
Abstimmung mit dem Thüringer Ministe-
rium für Bildung, Wissenschaft und Kultur 
eingeleitet worden. Erste Ergebnisse sollen 
in den Korrektur- und Bewertungshinwei-
sen für die Abiturprüfungen 2014 umge-
setzt werden.



 263

Referenzen
Maag Merki, K. (Hrsg.): Zentralabitur: die 

längsschnittliche Analyse der Wirkun-
gen der Einführung zentraler Abiturprü-
fungen in Deutschland. Wiesbaden: 
Springer VS

Kühn, S. M. (2009): Steuerung und Innova-
tion durch Abschlussprüfungen? Wies-
baden: VS, Verl. f. Sozialwiss.

Sacher, W. (52009): Leistungen entwickeln, 
überprüfen und beurteilen. Bad Heil-
brunn: Klinkhardt.

Einheitliche Prüfungsanforderungen Infor-
matik. (Beschluss der Kultusminister-
konferenz vom 01. 12. 1989 i. d. F. vom 
05. 02. 2004), veröffentlicht unter: 

 http://www.kmk.org/fileadmin/ver- 
o e f f e n t l i c h u n g e n _ b e s c h l u e s s e / 
1989/1989_12_01_EPA_Informatik.pdf

Vereinbarungen über die Abiturprüfung der 
gymnasialen Oberstufe in der Sekundar-
stufe II (gem. Vereinbarung der Kultus-
ministerkonferenz vom 07. 07. 1972 i. 
d. F. vom 24. 10. 2008 – Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 13. 12.  
1973 i. d. F. vom 24. 10. 2008), ver-
öffentlicht unter: http://www.kmk.
org/fileadmin/veroeffentlichungen_
beschluesse/2008/2008_10_24-Abi-
tur-Gymn-Oberstufe.pdf

Bildungsstandards für die Allgemeine 
Hochschulreife (Beschluss der Kultus-
ministerkonferenz vom 18. 10. 2012), 
veröffentlicht unter: http://www.kmk.
org/bildung-schule/qualitaetssiche-
rung-in-schulen/bildungsstandards/ 
dokumente.html

Alle angegebenen Internetquellen wurden 
zuletzt am 14. November 2012 geprüft.



264

Digitale Assistenten für Schüler und Lehrer

Klaus P. Jantke

Die Entwicklung der Menschheit ist beglei-
tet von einer stetigen Veränderung durch 
neue Technologien, die – wenn erst ein-
mal etabliert – nicht mehr wegzudenken 
sind. Weite Strecken, gar über Kontinente 
hinweg, geht man nicht zu Fuß. Auto, Bahn 
und Flugzeug bringen uns nicht nur schnell 
von einem Ort zum anderen, sondern er-
lauben uns auch Erlebnisse an Zielorten, 
die wir sonst niemals erreichen würden 
oder an denen wir sonst nicht genügend 
Zeit zum Verweilen hätten. Wer heute baut, 
hebt die Baugrube nicht mehr von Hand 
aus, und wer mit entfernten Freunden 
oder Verwandten kommunizieren möchte, 
braucht keine Brieftaube zu bemühen und 
muss auch keine Rauchzeichen geben. 
Dergleichen prosaische Beispiele ließen 
sich unzählige auflisten, ohne Verwunde-
rung hervorzurufen. Sich blindlings gegen 
Technologien zu wenden (Spitzer 2012), 
käme Maschinenstürmerei gleich, die als 
historisches Phänomen noch soziale Grün-
de gehabt hat, heute aber mehr Schaden 
anrichtet als Nutzen stiftet.
Soviel auch dafür spricht, neue Technolo-
gien zum Wohle ihrer Benutzer zu erschlie-
ßen, sie setzen sich nicht von selbst durch.
Der vorliegende Beitrag stellt sich daher 
der Frage, was zu tun ist und worin die 
essenziellen Schwierigkeiten liegen, für 

das Lehren und Lernen digitale Systeme 
zur Verfügung zu stellen, die mehr als nur 
Werkzeuge sind, nämlich Assistenten, die 
diesen Namen wirklich verdienen (Kaschek 
2007). Kern jeder Assistenz ist  Autonomie, 
die unvermeidlich auch bestimmte Risi-
ken mit sich bringt (Jantke/Grieser/Lange, 
2003). 

1.	 Digitale	Assistenz	und	Inklusion	

Dass digitale Systeme nicht nur Werkzeu-
ge bleiben, sondern zu Assistenten qua-
lifiziert werden, ist besonders dann von 
Bedeutung, wenn Menschen den Werk-
zeugen allein begegnen und in die Lage 
versetzt werden sollen, den Umgang mit 
dem System zu beherrschen. Vielen sind 
Software-Werkzeuge wohl bekannt – etwa 
Textverarbeitungsprogramme –, die unzäh-
lige Funktionen anbieten, die man niemals 
benutzt, bei denen aber elementare Funkti-
onen, nach denen man sucht, kaum zu fin-
den sind, und die darüber hinaus schein-
bar eigensinnig immer wieder etwas tun, 
was man gar nicht will und niemals selbst 
eingestellt hat. Das sind eben leider keine 
guten Werkzeuge, und von Assistenz kann 
gar keine Rede sein.
Im vorliegenden Beitrag geht es aus-
schließlich um digitale Systeme im Kon-
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text des Lehrens und Lernens. Das Spekt-
rum reicht von Lernmanagementsystemen 
(LMS) als Ganzes über interaktive Labore 
bis hin zu einzelnen Modulen oder digita-
len Spielen, die häufig als Serious Games 
bezeichnet werden. Heutzutage begegnen 
wir ausschließlich digitalen Werkzeugen. 
Für jeden Lernenden sehen sie gleich aus 
und sie funktionieren auf dieselbe Art und 
Weise.
Lernende können aber unterschiedliche 
Bedürfnisse haben. Wenn ein digitales Sys-
tem für den einen genau richtig ist, dann 
passt es demzufolge auf die Bedürfnisse 
von vielen anderen nicht so gut. Schlimmer 
noch, digitale Systeme, die heute für das 
Lehren und Lernen im Einsatz sind, gehen 
durchweg an den spezifischen Bedürfnis-
sen einer großen Klientel vorbei. Insbeson-
dere Inklusion ist mit Werkzeugen allein 
gar nicht realisierbar.
Einfache Lösungen liegen auf der Hand. 
Sehbehinderten kann man zum Beispiel 
mit einer Anpassung der visuellen Ober-
fläche, angefangen bei einem Zeichen-
satz mit größeren Fonts, helfen oder eine 
akustische Ausgabe zur Verfügung stellen. 
Derartige Ansätze können aus heutigen 
Werkzeugen bessere Werkzeuge machen 
– zweifellos eine richtige Aufgabenstel-
lung. Qualitativ handelt es sich darum, das 

Werkzeug zu adaptieren, wobei allerdings 
das Werkzeug ein Werkzeug bleibt.
Adaptierbarkeit bedeutet das Einstellen 
wichtiger Eigenschaften des digitalen Sys-
tems vor Beginn seiner Benutzung. Ein-
fachste Formen der Adaptierbarkeit ist die 
Einstellung von Schwierigkeitsgraden in 
bestimmten Lernumgebungen oder Spie-
len. Einmal eingestellt verhält sich das 
digitale System auf eine bestimmte Wei-
se, die vom Verhalten bei anderen Einstel-
lungen abweicht. Um das effektiv nutzen 
zu können, muss man vorher wissen, was 
gebraucht wird. Die Last liegt – wieder ein-
mal – beim Benutzer, das System dagegen 
leistet nichts Besonderes.
In diesem Beitrag soll es nicht um Adaptier-
barkeit gehen, sondern um das anspruchs-
vollere Konzept der Adaptivität.
Adaptivität ist zunächst in Arbeiten der 
Künstlichen Intelligenz insbesondere im 
Bereich der Sprachverarbeitung entwickelt 
worden (Perrault/Allen/Cohen 1978) und 
offenkundig schon für mindestens 35 Jah-
re Gegenstand der Forschung. Mit Büchern 
(vgl. Oppermann 1995), die sich aus-
schließlich diesem Thema widmen, scheint 
nun eine inzwischen nahezu 20jährige Kon-
solidierung des Forschungsgebiets erreicht 
zu sein. Neuerdings mehren sich Publika-
tionen über wirtschaftliche Anwendungen 
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(vgl. Goy/Ardissono/Petrone 2007). Damit 
scheint nun endlich – mit wirtschaftlichem 
Rückhalt – der Durchbruch sichergestellt.
Selbst Adaptivität zum Zwecke der Inklusi-
on ist vermeintlich seit 15 Jahren kein Pro-
blem mehr (Fink/Kobsa/Nill 1997).
So weit die graue Theorie; wie aber sieht 
es in der Praxis aus? Leserinnen und Leser 
können selbst die Frage beantworten, wel-
ches adaptive System, das sich nicht nur 
einstellen lässt, sondern das sich selbst an 
Lehrende und Lernende anpasst, bei ihnen 
im Einsatz ist. Welches adaptive System 
benutzen Sie in der Schule, in der Berufs-
bildung, im Unternehmen oder in der Hoch-
schule? Wann haben Sie zum letzten Mal 
ein wirklich adaptives System erlebt und 
von dessen Adaptivität profitiert? Antwor-
ten auf derartige Fragen sehen ernüchternd 
aus.
Es scheint, dass 35 Jahre Forschung noch 
nicht den Weg in den Alltag, insbesondere 
in den Schulalltag, gefunden haben. Das 
15 Jahre alte Versprechen der Adaptivität 
zum Zweck der Inklusion wartet noch dar-
auf, eingelöst zu werden.
Angesichts dieser Bestandsaufnahme – 
eine Bibliographie geht über die Grenzen. 
die hier vorgegeben sind, leider weit hin-
aus – soll der vorliegende Beitrag nun zwei 
Fragen fokussieren. Woran liegt es, dass 
die Praxis adaptiver Systeme weit hinter 
den durch die Theorie aufgezeigten Poten-
zialen zurück bleibt? Was ist jetzt zu tun, um 
diese Lücke deutlich zu verkleinern? Man 
darf keine einfachen Antworten erwarten. 
Gäbe es solche besonders einfachen Ant-
worten, dann hätten wir auch heute schon 
Lösungen zur Hand. Das Problem scheint 
tieferliegend.
Interessenten müssen sich daher darauf 
einstellen, im Folgenden mit komplexeren 
Begriffen und Zusammenhängen konfron-

tiert zu werden – es geht nicht anders. Um 
den Zugang zu erleichtern, wird nochmals 
vom Ziel der Inklusion ausgegangen.

2.	 Inklusion	und	Adaptivität	

Was Lehrer darunter verstehen, auf Lernen-
de einzugehen, leitet sich substanziell von 
ihrer verinnerlichten Lerntheorie ab. Ver-
einfacht gesagt, wer Behaviorist ist, bildet 
sich erst dann eine Meinung, wenn er erste 
Lernergebnisse erkennen kann. Wer Kon-
struktivist ist, hat es dagegen schwerer, 
schließlich muss er ins Kalkül ziehen, dass 
Lernende Fortschritte erzielen, auch wenn 
sich das sozusagen von außen nicht sofort 
feststellen lässt.  
Eine solche von vielen verinnerlichte 
Lerntheorie wird mit Conceptual Change 
bezeichnet (Carey 1985; Thagard 2012), 
deren Wurzeln weiter zurück reichen (De-
wey 1916). In diesem Beitrag dient die 
Conceptual Change Theory nur dazu, einen 
intuitiven Zugang zu Begriffsbildungen zu 
ermöglichen, die aufgrund der Komplexität 
von Adaptivität nicht einfach sind.
Gute Lehrer „holen ihre Schüler dort ab, wo 
sie sind“, wie man so schön sagt. Das ver-
langt einige Annahmen darüber, was die 
jeweiligen Schüler wissen bzw. glauben. 
Wer sich zum Beispiel vorstellt, dass elek-
trischer Strom aus kleinen Kugeln besteht, 
die durch einen Leiter rasen, dem kann 
man kaum erklären, wie ein Kondensator 
funktioniert. Wird übersehen, dass Lernen-
de sozusagen von vorhandenen „Theorien“ 
ausgehen, so kann der Versuch, ihnen Neu-
es zu vermitteln, grundlegend scheitern. 
Beispielsweise diskutiert Susan Carey den 
Übergang von einer, wie sie es nennt, „in-
tuitiven Psychologie“ zu einer „intuitiven 
Biologie“ bei Kleinkindern (Carey 2000, S. 
15–17).
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Zur Inklusion gehört, grundlegend unter-
schiedliche Ausgangssituationen verschie-
dener Lernender zu respektieren. 

3.	 Konzeptualisierung		
adaptiver	Assistenz	

Erhebt man also den Anspruch, wie zum 
Abschluss des vorangehenden Abschnitts 
formuliert, grundlegend unterschiedliche 
Ausgangssituationen verschiedener Ler-
nender zur Grundlage des Handelns zu 
machen, so muss die Frage beantwortet 
werden, wie denn ein digitales System 
„wissen“ sollte, was Lernende unterschei-
det. Für den Fall, dass Conceptual Change 
für einen Anwendungsfall eine geeignete 
Form ist, variierende Ausgangssituationen 
zu erfassen, muss man daher präzisieren, 
was es bedeutet, dass ein digitales System 
die Theorie kennt, von der ein Lernender 
ausgeht.
Was auch immer man unter einer Theorie 
verstehen mag, es ist doch wohl meist ein 
recht komplexes Phänomen – etwa eine 
„intuitive psychology“ à la Susan Carey 
(Carey 2000, S. 15–17). Auch einfache 
Overlay-Modelle, wie sie heute noch auf 
wenig inspirierte Art und Weise das e-
Learning prägen, können als Theorien auf-
gefasst werden. Jede konkrete Belegung 
eines Overlay-Modells mit Werten formali-
siert eine Theorie darüber, was ein Lernen-
der weiß und kann.
Sobald Inhalt relevant wird – eigentlich 
hofft man das ja immer –, stellt sich die Fra-
ge, wie man denn eigentlich repräsentieren 
kann und soll, was Lernende wissen bzw. 
glauben zu wissen. Für die Darstellung der 
Theorie werden die Sachverhalte selbst 
wichtig, etwa so ausgedrückt: Es genügt 
nicht zu formulieren, dass Lernende einen 
Sachverhalt verstanden haben (oder nur zu 

einem gewissen Teil oder auch gar nicht), 
sondern man muss den Sachverhalt auch 
selbst ausdrücken können, um ihn mit an-
deren Aussagen in Beziehung zu setzen. 
Wie das geht, ist zur Zeit Gegenstand von 
Untersuchungen (Gosh 2011).

Zusammenfassend kann man sagen, es 
geht in jedem Fall darum, dass ein digita-
les System in der Lage sein muss, Lernen-
de durch die digitale Repräsentation einer 
Theorie zu charakterisieren, wenn das Sys-
tem als Assistent agieren soll. Unterschied-
liche Theorien separieren verschiedene 
Lernende voneinander bzw. unterscheiden 
ein und denselben Lernenden zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten des Lernprozes-
ses.
Man kann zunächst offen lassen, was ge-
nau die syntaktische Repräsentation einer 
Theorie ausmacht.
Der hier skizzierte Ansatz soll kurz zusam-
mengefasst werden, bevor Details disku-
tiert werden können. Ein adaptives System 
verfügt intern über eine formale Sprache 
(vgl. Richter 1978), in der Theorien ausge-
drückt werden können, die zu einem Zeit-
punkt eines Interaktionsprozesses etwas 
über Lernende sagen. Die zum konkreten 
Zeitpunkt im System hinterlegte Theorie 
wird als Benutzerprofil bezeichnet, in Spe-
zialfällen Lernerprofil oder Spielerprofil. 
Wenn man mit Abkürzungen wie T

m und 
Tn unterschiedliche Theorien bezeichnet, 
kann man grundlegende Funktionalitäten 
eines adaptiven Systems beschreiben.
(1) Aus der Interaktion des Systems mit 
seinen Benutzern hebt das System, je nach 
Benutzer, unterschiedliche Benutzerprofile 
ab. So entsteht für einen Benutzer Tm und 
für einen anderen Tn.
(2) Bei der Generierung bestimmter Aktio-
nen des Systems liest das digitale System 
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das gegenwärtig vorliegende Benutzer-
profil und passt seine (Re-)Aktion dem im 
Benutzerprofil gespeicherten Wissen über 
den jeweiligen Benutzer an.
Das charakterisiert, ein wenig grob, die Es-
senz von Adaptivität, wobei Lesen und Sch-
reiben von Profilen die Kernaktionen sind.

3.1	 Digitale	Assistenz	als	Prozess	
Wenn die Interaktion eines Menschen – ei-
nes Lernenden im Kontext dieses Beitrags 
– mit einem digitalen System beginnt, ver-
fügt das System im allgemeinen über we-
nig oder gar kein Wissen, das den Benutzer 
charakterisiert. Nach einiger Zeit der Inter-
aktion kann dann erstes Wissen abgeho-
ben werden. Das digitale System schreibt 
sein allererstes Lernerprofil T1. Man muss 
wohl davon ausgehen, dass dieses Profil 
meist noch nicht sehr aussagekräftig ist. 
Wenn weitere Interaktionen stattfinden, 
kann das System das Profil modifizieren. 
Es entsteht T2. Und das geht so weiter. 
Alle Benutzerprofile sind hypothetisch. Im 
günstigsten Fall entsteht eine Folge T1, T2, 
T3, T4, T5, T6, ..., die zunehmend besser den 
Lernenden charakterisiert.
An den kritischen Stellen des Interaktions-
prozesses liest das digitale System das ak-
tuelle Benutzerprofil, bevor es die jeweils 
nächste Aktion – zum Beispiel die Präsen-
tation von Inhalten, das Angebot eines 
Links, Feedback auf eine Benutzereingabe, 
das Stellen einer Aufgabe – ausführt. Bei 
unterschiedlichen Benutzerprofilen Tn und 
T’n verhält sich das System entsprechend 
anders, um den unterschiedlichen Bedürf-
nissen der Benutzer besser gerecht zu wer-
den.
Wie sich ein adaptives System einem ein-
zelnen Benutzer gegenüber verhält, kann 
sich demzufolge mit der Zeit ändern, da 
sich das Wissen entwickelt, welches das 

System im jeweiligen Benutzerprofil reprä-
sentiert. Insbesondere muss davon ausge-
gangen werden, dass Anpassungsbemü-
hungen des Systems auch unangebracht 
sein können, wenn das aktuelle Profil den 
Lernenden noch nicht treffend charakteri-
siert.
Was im jeweiligen Anwendungsfall einen 
Lernenden treffend beschreibt, hängt von 
der Entscheidung über das zugrunde lie-
gende Benutzermodell ab (Vogler/Woelfert 
2012). Man wird von einem Computersys-
tem nicht erwarten, dass es einen Men-
schen „in Gänze versteht“ – das erwartet 
man ja auch nicht von anderen Menschen 
und wohl nicht einmal von sich selbst. Viel-
mehr entscheidet man sich anwendungs-
bezogen, wodurch im jeweiligen Kontext 
ein Lernender charakterisiert werden soll 
und wodurch sich Lernende mit substan-
ziell unterschiedlichen Bedürfnissen unter-
scheiden. So etwas festzulegen bedeutet, 
ein Benutzermodell zu wählen.
Ein Benutzerprofil – aus logischer Sicht 
eine Theorie Tn – ist dann eine Instanz ei-
nes Benutzermodells.
Wenn auch Benutzerprofile, die einem vor-
gegebenen Benutzermodell folgen, stets 
nur blasse Abbilder des realen Menschen 
sind, können sie sich doch in praxi als sehr 
nützlich erweisen. Auch Lehrer machen 
sich ein Bild von dem einen oder anderen 
Schüler, ohne den Anspruch der absoluten 
Wahrheit erheben zu wollen. Genau so ma-
chen es adaptive digitale Systeme. 
David A. Kolb hat mit seinem Learning Sty-
le Inventory (Kolb/Fry 1975), kurz LSI, ein 
recht grobes Lernermodell entwickelt, wel-
ches sich ungeachtet seiner Einfachheit 
ebenso wie der Myers Briggs Type Indica-
tor (Myers Briggs/Myers 1980), kurz MBTI, 
insbesondere in großen Unternehmen der 
westlichen Hemisphäre, großer Beliebtheit 
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erfreut und bewährt. Theorien Tn, wie sie 
hier als Lernerprofile diskutiert werden, 
sind konkrete Ausprägungen solcher Mo-
delle. So bedeutet Adaptivität z. B., Klassi-
fikationen à la LSI oder MBTI zu bilden.

3.2	 Digitale	Assistenz		
als	induktives	Lernen	

Adaptivität eines digitalen Systems beruht 
also, wie im vorangehenden Abschnitt kurz 
umrissen, auf der Konstruktion von Theori-
en in einem gegebenen Rahmen wie z. B. 
LSI oder MBTI. 
Für jeden konkreten Lernenden wird suk-
zessive aus den Folgen unvollständiger In-
formation, die aus der Kommunikation mit 
dem System hervorgehen, eine Folge von 
Lernerprofilen generiert, wobei (wie schon 
ausgeführt) anfangs gebildete Theorien 
erwartungsgemäß selten treffend sind. Ad-
aptivität, die auf hypothetischen Theorien 
beruht, die Lernende und ihre spezifischen 
Bedürfnisse nicht adäquat widerspiegeln, 
kann schwerlich hilfreich sein. Demzufol-
ge ist es eine notwendige Voraussetzung 
wirkungsvoller Adaptivität, dass die Folge 
der hypothetisch gebildeten Theorien eine 
treffende Beschreibung des jeweiligen Ler-
nenden approximiert.
Wenn man zum Zweck der Klarheit einige 
passende Notationen einführt, lässt sich 
die Essenz der adaptiven Leistung eines di-
gitalen Systems besser auf den Punkt brin-
gen. Wenn Daten über die Interaktion eines 
Benutzers mit einem digitalen System ge-
eignet sind, zur Charakterisierung dieses 
Benutzers beizutragen, sollen sie mit In be-
zeichnet werden. Im Interaktionsprozess 
entsteht daher eine Folge I1, I2, I3, I4, I5, … 
In konkreten Anwendungen beschreibt 
ein solches In zum Beispiel die Auswahl 
eines Lernenden aus verschiedenen wei-
terführenden Links oder die Antwort auf 

eine Testfrage. Parallel zum Eingang dieser 
Informationsfolge generiert das adaptive 
digitale System intern eine Folge von Be-
nutzerprofilen T1, T2, T3, T4, T5, …, welche 
seinem adaptiven Verhalten zugrunde lie-
gen. 
Damit das System nach anfänglicher 
Unsicherheit schließlich eine effektive 
Anpassung an die Bedürfnisse eines Be-
nutzers – im Kontext dieses Beitrags: ei-
nes Lernenden – realisieren kann, muss 
es eine Stelle k im Interaktionsprozess 
geben, von der an das System den Be-
nutzer hinreichend gut kennengelernt 
hat. Formal sagt man, dass jede Theorie 
Tn (mit n  k) korrekt sein soll. Strenger 
ist die Zusatzforderung Tk = Tn (für alle 
n  k). Beide Fälle rechtfertigen die Formu-
lierung, das digitale System hätte aus der 
Informationsfolge I1, …, Ik die Theorie Tk ge-
lernt.
Was hier weitestgehend informell be-
schrieben worden ist, erweist sich als eine 
Instanz des Paradigmas der sogenannten 
Induktiven Inferenz (Jain et al. 1999).
Seit den Pionierleistungen über induktives 
Lernen (Gold 1967), spätestens aber seit 
Zusammenfassungen mit einer Vielzahl 
von Ergebnissen schon vor 30 Jahren (vgl. 
Jantke/Beick 1981; Angluin/Smith 1983) 
weiß man, dass in einer bemerkenswert 
großen Zahl von Fällen Computer in der 
Lage sind, aus nur unvollständiger Infor-
mation komplexe Phänomene zu erlernen. 
Mechanismen des induktiven Lernens sind 
in bemerkenswerter Tiefe untersucht bzw.  
entwickelt worden und man versteht sehr 
viel von der Komplexität dieser Lernprozes-
se (Angluin 1980).
Aus den bisherigen Ergebnissen über in-
duktives Lernen lässt sich für das ambitio-
nierte Forschungs- und Entwicklungsgebiet 
der Schaffung adaptiver digitaler Assis-
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tenzsysteme für das Lehren und Lernen 
zumindest ableiten, (i) dass die Aufgabe 
lösbar ist, (ii) dass ein Reservoir an Grund-
lagenerkenntnissen zur Verfügung steht 
und (iii) dass der bislang unbefriedigende 
Zustand in der Praxis grundlegend verän-
dert werden kann. 

4.	 Pragmatik	adaptiver	Assistenz	

Wenn man digitale Assistenz zur Anwen-
dung bringen will, vornehmlich (zumindest 
vom Gesichtspunkt des vorliegenden klei-
nen Beitrags) im Bereich des Lehrens und 
Lernens, dann muss man also – dem vor-
angehenden Abschnitt folgend – digitale 
Systeme schaffen, die in der Lage sind zu 
lernen. Konkret geht es darum, aus der un-
vollständigen Information der Interaktion 
eines Menschen mit einem System Charak-
teristika zu erlernen, die den Menschen in 
der jeweiligen Lernsituation hinreichend 
gut beschreiben und Lernende mit unter-
schiedlichen Bedürfnissen, Fähigkeiten, 
Fertigkeiten, Vorlieben usw. auch klar ge-
nug gegeneinander abgrenzen.
Es gibt keine adaptive Assistenz ohne  
Fähigkeiten des Systems zum induktiven 
Lernen.
Daher verwundert es nicht, dass uns heut-
zutage so gut wie keine adaptiven Assis-
tenzsysteme begegnen. Bisher waren sich 
Entwickler dieser Herausforderung offen-
bar nicht bewusst. Die im vorliegenden 
Kapitel zitierten Arbeiten über Adaptivität 
(Fink/Kobsa/Nill 1997; Goy/Ardissono/
Petrone 2007; Oppermann 1995; Perrault/
Allen/Cohen 1978) stellen ausnahmslos 
keinerlei Beziehung zum induktiven Lernen 
her.
Wie kommen wir also in naher Zukunft zu 
digitalen Systemen, die vermittels der Fä-
higkeit zum Lernen mit der Qualität der Ad-

aptivität aufwarten können und daher als 
Assistenzsysteme Lehr- und Lernprozesse 
noch deutlich besser unterstützen als bis-
herige Werkzeuge?
Die Antworten auf diese Frage werden ge-
nerisch sein, wobei jedoch die jeweiligen 
Lerninhalte nahezu jedes Detail prägen.

4.1	 Lernermodellierung	und	Lernerprofile	
Im Zentrum aller Vorstellungen von Adap-
tivität – noch bevor man sich mit Details 
der Implementierung befasst oder sich so 
ambitionierte Überlegungen macht wie sol-
che zur Lernfähigkeit eines Computerpro-
gramms – steht die Grundfrage, wer denn 
welche spezifischen Bedürfnisse haben 
könnte, die sich von denen anderer Lernen-
der unterscheiden.
Gibt es einfach Novizen und Experten? Oder 
gibt es Stufen der Expertise oder unter-
schiedliche Kategorien der Vorkenntnisse? 
Sind Behinderungen in Betracht zu ziehen 
und, falls ja, welche in welchen Kategorien 
und evtl. Abstufungen der Schwere? Leiten 
sich Benutzerkategorien aus dem Themen-
gebiet her, also etwa Bereiche, die jemand 
gut kennt, andere aber nicht? Gibt es Ste-
reotypen von Benutzern, so dass man um 
diese herum Klassen bilden und Benutzer 
diesen zuordnen kann? Oder gibt es sogar 
Glaubens- oder Wissensvoraussetzungen 
– im Sinne der Conceptual Change Theory 
–, die für Benutzer jeweils zu erfassen wä-
ren? So kann man in solchen Fächern, die 
stark mathematisch durchgearbeitet sind, 
zum Beispiel ein Lernerprofil erstellen als 
die Gesamtheit der mathematischen Zu-
sammenhänge, die ein Lernender parat 
hat. Eine Theorie T

n wäre dann eine Menge 
von mathematischen Aussagen. Ein sol-
ches Benutzerprofil wird erweitert, wenn 
das digitale System feststellt, dass der 
Lernende über weitere Theoreme verfügt. 
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Aber welche Theoreme werden denn als 
relevant betrachtet? Gehört auch die Peano-
Arithmetik dazu? Oder gibt es Grundlagen, 
die nicht in die Modellierung aufgenom-
men werden? Analog zur Mathematik kann 
man derartige Fragen in der Chemie stellen 
usw. usf.
Im allgemeinen determiniert nicht allein 
der Inhalt die Lernermodellierung; es gibt 
stets mehr als nur eine Variante. Wesent-
lich für die Entscheidung für ein Lernermo-
dell sind die Vorstellungen, die man vom 
adaptiven Systemverhalten hat.  Es hat 
nur Sinn, Klassen von Lernenden zu unter-
scheiden, wenn man auch relevante Unter-
schiede für das Verhalten des Systems für 
Lernende der einen Klasse gegenüber Ler-
nenden einer anderen Klasse hat.
Wenn man sich für den Raum der mögli-
chen Lernerprofile entschieden hat, wird 
sich dieser im allgemeinen als halbgeord-
net erweisen. Das konzeptuelle Lernermo-
dell definiert so etwas wie das leere Ler-
nerprofil, welches im Zuge der Interaktion 
sukzessive mit Inhalt gefüllt wird, Revisi-
onen inklusive. Algebraisch gesehen ist 
diese Struktur zumindest ein Oberhalbver-
band, was hier aber nicht weiter verfolgt 
werden soll.
Wenn man ein konkretes Lernerprofil im 
Zuge der Interaktion von Lernendem und 
System erarbeitet hat, folgt daraus einiges. 
Die logische Sicht auf das Lernerprofil als 
Theorie Tn macht diesen Sachverhalt expli-
zit. Tendenziell gilt, dass je weiter die Ler-
nermodellierung fortschreitet, um so mehr 
sich aus dem Lernerprofil ableiten lässt. 
Sei, um eine Bezeichnung zu haben, j eine 
Aussage, die im Prozess des durch das ad-
aptive System unterstützten Lernens eine 
Rolle spielt. Wenn aus dem gegenwärtigen 
Stand Tn des Lernerprofils diese Aussage 
folgt, so notiert man das als Tn I= j.

Man muss sich darüber im Klaren sein, 
dass Lernerprofile nur dann praktisch re-
levant sind, wenn man auch gewillt ist,  
daraus Schlüsse zu ziehen, ggf. automati-
siert.

4.2	 Lernerprofile	lernen	–		
Theorie-Induktion	

Sobald entschieden ist, welcherart Lerner-
profil man ins Kalkül ziehen will (vgl. vor-
angehenden Abschnitt), muss man klären, 
wie in einem konkreten System das Lernen 
realisiert wird.
Zuallererst ist klar, dass das digitale Sys-
tem – man stelle sich zum Beispiel einen 
Kurs in Moodle oder ein Computerspiel vor 
– den Lernenden vielfältige Möglichkei-
ten bieten muss, sich zu artikulieren, um 
anhand des unterschiedlichen Verhaltens 
verschiedener Benutzer hypothetische 
Theorien bilden zu können.
Anhand des Inhalts und seiner Präsentati-
on werden Aspekte des Benutzerverhaltens 
ausgezeichnet, die als Bausteine für eine 
Charakterisierung von Lernenden nützlich 
sein können. Weil die betreffenden Daten 
an der Schnittstelle zwischen Mensch und 
System entstehen, werden sie aus System-
sicht als Sensordaten bezeichnet.
Sensordaten sind zum Beispiel Auswahl-
entscheidungen aus einer Menge angebo-
tener Links, Verweilzeiten auf einer Seite, 
Antworten auf Testfragen, eingegebene 
Suchbegriffe oder – auf einer höheren Stu-
fe der Beschreibung – Muster im Verhalten, 
zum Beispiel in der Navigation oder in der 
Reihenfolge der Bearbeitung von Aufga-
ben.
Spezialisten für den Lernprozess (Didak-
tiker), die sich mit dem Inhalt, mit der 
inhaltsbezogenen Didaktik und mit be-
sonderen Bedürfnissen von Lernenden 
auskennen, können Information darüber 
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liefern, welche Sensordaten wie zu inter-
pretieren sind.
Die Gestalter adaptiver Systeme überset-
zen das in einen Lernprozess des Compu-
ters – letztendlich induktive Theoriebil-
dung.

4.3	 Lernerprofile	verwenden	–	Adaptivität
Sobald entschieden ist, welcherart Ler-
nerprofil man ins Kalkül ziehen will und 
sobald man weiß, wie man in der Interak-
tion mit dem System Lernerprofile erstellen 
kann (vgl. vorangehende Abschnitte), ist 
man – nun endlich – in der Lage zu definie-
ren, wann denn das System sich wie adap-
tiv verhalten soll.
Hier sind wieder die Spezialisten für den 
Lernprozess gefragt (die Fachdidaktiker), 
die spezifizieren, wann welches Verhalten 
des Systems den Bedürfnissen der Lernen-
den angemessen ist. Es wird eine Verbin-
dung hergestellt zwischen Wissen des Sys-
tems über Lernende und dem Inhalt und 
seiner Darstellung. Eine solche Verbindung 
hat die Form einer Abbildung. Argumente 
der Abbildung haben die Form, in der Wis-
sen über Lernende dargestellt wird, sind 
dem Wesen nach also logische Ausdrücke 
(nicht notwendigerweise ganze Theorien, 
sondern sehr häufig nur einzelne Formeln, 
welche man als Constraints bezeichnet). 
Die Werte sind Metadaten, welche dann 
bei der Systemgestaltung und -implemen-
tierung benutzt werden, um adaptives Ver-
halten zu realisieren.
Adaptivität wird demzufolge von Didakti-
kern spezifiziert, indem sie bestimmten 
Constraints konkrete Metadaten zuordnen. 
Das kann in praxi sehr unterschiedlich 
aussehen; hier werden zur Illustration nur 
zwei Beispiele genannt. Ein Constraint 
kann sagen, dass ein Lernender in einem 
Teilgebiet mindestens 80 % der möglichen 

Punkte erreicht hat, und dem kann das Me-
tadatum „aufgabenkomplexitaet = hoch“ 
zugeordnet werden. Ein Constraint kann 
z. B. sagen, dass der Satz des Pythagoras 
nicht beherrscht wird; dem wird zugeord-
net „erklaerung = informal“. 
Was auch immer Constraints in fachdidak-
tischer Hinsicht bedeuten, formal gese-
hen sind es Formeln. Die Gültigkeit einer 
solchen Formel j an einer Stelle des Lern-
prozesses aktiviert ein Metadatum. Und 
wenn das digitale System dann vor der Al-
ternative steht, zum Zweck der Adaptivität 
unterschiedliche Inhalte und/oder Präsen-
tationsformen auszuwählen, prüft es, wel-
che Metadaten zutreffen, und verhält sich 
entsprechend.
Designer und Entwickler eines adaptiven 
Systems können kaum alle im späteren Ein-
satz auftretenden Benutzerprofile vorher-
sehen. Bei der Spezifikation des adaptiven 
Verhaltens werden Constraints j benutzt, 
aber im Einsatz hat das Wissen des Sys-
tems die Form eines Lernerprofils T

n. Das 
System muss also selbst prüfen, ob Tn I= j 
gilt.
Der Folgerungsoperator I= ist jedoch rein 
semantisch definiert und bedeutet, dass 
aus einer Theorie eine Aussage folgt, wo-
gegen er nicht sagt, wie man das herleiten 
könnte. Es hängt von der jeweiligen Logik 
ab und ist ein im allgemeinen tiefliegen-
des Ergebnis, wenn man den Folgerungs-
operator durch einen Ableitungsoperator 
ersetzen kann (was hier zu weit führt). Um 
es kurz zu machen: Schon bei der Entschei-
dung für die Benutzermodellierung muss 
man darauf achten, dass die – zumindest 
implizit – definierte Logik „vollständig“ ist, 
dass es also möglich ist, jede semantische 
Folgerungsbeziehung Tn I= j auch beim 
Einsatz des Systems algorithmisch zu be-
herrschen.
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In Lehr- und Lernsituationen realistischer 
Komplexität und bei dem Bemühen, sich 
an Lernende mit sehr verschiedenen Be-
dürfnissen effektiv anzupassen, ist es un-
verzichtbar, systemintern logische Schlüs-
se und Schlussketten auszuführen.

5.	 Zusammenfassung	und	Ausblick	

Das vorliegende Kapitel hat Leserinnen und 
Leser, deren Interesse vorwiegend in der 
tatsächlichen Schulpraxis und ihrer Gestal-
tung liegen mag, konfrontiert mit scheinbar 
recht fernen Visionen digitaler Assistenz 
und – schlimmer noch – mit einigen der 
dahinter steckenden Zusammenhänge. Lo-
gik und logische Sichtweisen kommen ins 
Spiel ebenso wie induktives Lernen. Das 
kann als Zumutung empfunden werden.
In der Tat, der wissenschaftliche und tech-
nische Fortschritt mutet uns dauernd eini-
ges zu und er lässt dabei nicht nach. Digita-
le Assistenzsysteme stehen heute auf der 
Tagesordnung, gerade wegen des Potenzi-
als der Adaptivität für die Inklusion.
Auch wenn es ungefähr 35 Jahre lang ir-
gendwie geklemmt hat, wenn man das so 
lax sagen darf, adaptive digitale Systeme 
sind heute in der Entwicklung und werden 
morgen verfügbar sein. Es ist höchste Zeit, 
sich darauf einzustellen.
Vor allem aber geht es darum, dass die-
jenigen, die im Fokus dieser Entwicklung 
stehen – Lehrer und Schüler –, nicht in die 
Rolle passiver Objekte gedrängt werden, 
denen man mal wieder versucht, eine Neu-
erung überzustülpen, sondern dass sie in 
die Lage versetzt werden, die Innovation 
mitzugestalten. Ein gewisses Grundver-
ständnis ist ein erster Schritt.
Den Entscheidungsträgern soll dieser Bei-
trag Unterstützung geben, Grundlinien un-
mittelbar bevorstehender Entwicklungen 

erkennen und einordnen zu können. Dabei 
soll deutlich werden, dass die absehbare 
Leistung adaptiver Systeme beträchtlich 
ist, aber auch auf wissenschaftlich festem 
Fundament steht und daher nachhaltig 
sein wird.
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Unterstützung von Lernen-durch-Lehren-Szenarien  
in E-Learning-Sequenzen für Kinder und Jugendliche 
mit und ohne Behinderungen

Dirk Drews und Uwe Klemm

Einleitung

Schon seit längerer Zeit werden Unter-
richtsansätze diskutiert, die unter Etiketten 
wie „schüleraktivierend“, „selbstbestimm-
tes / selbstorganisiertes / selbstständiges 
Lernen“ und ähnlichen Bezeichnungen ei-
nen höheren Grad an Selbständigkeit und 
Eigenverantwortung des Lerners anstre-
ben. In der Regel bezieht man sich dabei 
auf konstruktivistische bzw. sozio-konst-
ruktivistische Lernauffassungen (vgl. dazu 
Reinmann 2011). Zu diesen Unterrichtsme-
thoden gehören Modelle wie „Lernen durch 
Lehren“ (LdL) und – ganz aktuell – das Kon-
zept des „flipped classroom“.
So bestechend diese Modelle bei erster 
Kenntnisnahme und nach der Lektüre von 
Erfahrungsberichten auch sein mögen, so 
schwierig kann sich die Umsetzung im eige-
nen Unterricht gestalten. Besonders beim 
traditionell eher stoffzentrierten Unterricht 
im Gymnasium ist z. T. ein deutliches Um-
denken nötig, um LdL-Modelle implemen-
tieren zu können. Vor allem unterrichtsor-
ganisatorisch und zeitplanerisch gesehen 
tun sich erhebliche Hürden auf. Diese sind 
natürlich nicht unüberwindbar, sollten aber 
auch nicht unterschätzt werden.
Bei der Überwindung der genannten Hür-
den können blended-learning-Szenarien 

sich als außerordentlich hilfreich erweisen. 
Die beim überlegten Einsatz entsprechen-
der Plattformen, z. B. besonders geeigneter 
Lernmanagementsysteme (LMS) wie Mood-
le, möglichen Ansätze zu Individualisierung 
und kollaborativem Lernen eröffnen hoch-
interessante Zugänge zu LdL-orientierten 
Lernabschnitten, die ebenso zur Förderung 
von Inklusion im gemeinsamen Unterricht 
Verwendung finden können.
In der Folge soll an einem Unterrichtsbei-
spiel aus dem Kurs Medienkunde (Klassen-
stufe 9) ein LdL-Lernabschnitt beschrieben 
werden, der mit dem LMS Moodle durchge-
führt wurde. Die hier beschriebene Heran-
gehensweise ist in Teilen zwar Moodle-spe-
zifisch, der grundsätzliche Ansatz lässt sich 
jedoch prinzipiell auch auf andere Online-
Plattformen übertragen (Wiki, Blogs, an-
dere LMS, Sozialplattformen wie Edmodo 
u. ä.).

Das	Unterrichtsmodell	Lernen	durch	
Lehren	(LdL)

Unter LdL wird ein handlungsorientierter 
Unterrichtsansatz verstanden, in dem üb-
licherweise innerhalb desselben Klassen-
verbands Schüler für sie neue Lerninhalte 
aufbereiten und sich dann gegenseitig un-
terrichten.
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Es kommt also zu einem teilweisen Rollen-
tausch im Unterricht: Schüler sind gleich-
zeitig oder nacheinander auch Lehrende.
Dabei wird davon ausgegangen, dass in 
beiden Rollen Lernprozesse angestoßen 
werden.
Bei einer – zugegebenermaßen verkürz-
ten – unterrichtspraktischen Betrachtung 
des LdL-Ansatzes kann man von folgenden 
Komponenten ausgehen:
– Es gibt einen Lerngegenstand, der ide-

alerweise von den Lernern als relevant 
empfunden wird; im Idealfall handelt 
es sich um einen selbstgewählten Stoff 
oder Aspekt.

– Schüler schlüpfen in die Rolle des Leh-
renden, indem sie den Stoff für ihre 
Mitschüler aufbereiten und nach geeig-
neten Interaktionswegen suchen, um ih-
nen eine lernende Auseinandersetzung 
mit dem Lerngegenstand zu ermögli-
chen. Sie müssen also den auch für sie 
neuen Stoff zunächst selbst durchdrin-
gen, ihn dann aufbereiten und geeig-
nete Darbietungs- und Übungsformen 
(auch soziale!) auswählen und umset-
zen.

In der Regel gibt es eine starke soziale Kom-
ponente: die Rollen werden getauscht, weil 
einzelne Schüler/Schülergruppen Einzel-
aspekte für ihre Mitschüler aufbereiten, so 
dass im Laufe der Unterrichtssequenz jeder 
Schüler in beide Rollen schlüpfen muss.
Es ist schnell ersichtlich, dass der Ansatz 
auf mehreren Ebenen außerordentlich an-
spruchsvoll ist; von den Schülern werden 
hohe Kompetenzgrade beim Selbstlernen, 
bei der Präsentation und bei sozialer Inter-
aktion gefordert.
Rein unterrichtspraktisch sind natürlich 
auch Fragen des Zeitmanagements und ge-
eigneter Bewertungsverfahren zu beachten.

Inzwischen gibt es durchaus umfangreiche 
Erfahrungen beim Einsatz von LdL in un-
terschiedlichen Unterrichtszusammenhän-
gen (auch auf medienkundlichem Gebiet); 
dennoch: Angesichts der so beschriebe-
nen Komplexität scheint es naheliegend, 
geeignete Plattformen und Hilfsmittel zu 
nutzen, um ein solches Unterrichtsprojekt 
beherrschbarer und u. U. didaktisch vielsei-
tiger zu gestalten.
Beim Realisieren von LdL-Lernabschnitten 
erscheint es wünschenswert, eine reale 
oder virtuelle Lernumgebung zur Verfügung 
zu haben, die u. a. folgende Bedürfnisse 
bedient:
– geeignete Werkzeuge zum Sammeln von 

Informationen, Rechercheergebnissen 
etc.

– geeignete Werkzeuge zum gemeinsa-
men Erstellen von Materialien

– geeignete Präsentationsmittel, auch um 
traditionelle Schülervortrags-Zyklen ver-
meiden zu können

– Möglichkeiten zur Kooperation und 
Kommunikation in unterschiedlich gro-
ßen Gruppen

– Möglichkeiten für Tests (zur Übung oder 
Bewertung)

– Protokollierungsmöglichkeiten
– unterschiedliche Feedbackkanäle
– leichter Rollentausch zwischen Lernen-

den und Lehrenden

Das	Lernmanagamentsystem	(LMS)	
Moodle

Internetgestützte Plattformen erscheinen 
unter der oben aufgeführten Maßgabe sehr 
geeignet. Insbesondere das weitverbreite-
te LMS Moodle empfiehlt sich nachdrück-
lich. Auf einem sozio-konstruktivistischen 
Lernmodell beruhend, bietet es eine ganze 
Reihe sehr geeigneter Werkzeuge für die 
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oben beschriebenen Anforderungen. Mit 
wenigen Anpassungen ist es möglich, eine 
für LdL-Lernabschnitte sehr geeignete Lern-
umgebung zu schaffen.
Hinzu kommt, dass Moodle an nicht weni-
gen Schulen etabliert ist und im deutsch-
sprachigen Raum auf eine breite techni-
sche und pädagogische Erfahrungsbasis 
zurückgegriffen werden kann.

Unterrichtsbeispiel

Das hier vorgestellte Beispiel ordnet sich 
ein in den integrativen Kurs Medienkunde 
Klassenstufe 9.
Gemeinsam mit dem Fach Geographie 
wurde der Themenbereich „Geodaten“ in 
den Mittelpunkt gerückt. Das Stoffgebiet 
schloss sich an einen Themenblock zu so-
zialen Netzwerken und Datenschutzprob-
lemen an. Dort waren Geodatenverknüp-
fungen bereits kurz angerissen worden, 
vor allem im Zusammenhang mit Geoda-
tenerfassung bei Facebook-Einträgen und 
Dienstverknüpfungen mit Foursqare etc. 
Deshalb ergab sich hier eine gewisserma-
ßen organische Anknüpfungsmöglichkeit.
Da es sich um ein außerordentlich umfang-
reiches Stoffgebiet handelt, lag ein arbeits-
teiliges Vorgehen nahe. Die betreffenden 
Klassen waren zudem mit dem Arbeiten in 
Moodle gut vertraut, so dass einem Zugriff 
im Sinne des LdL in dieser Hinsicht nichts 
im Wege stand.
Die Schüler hatten sich zunächst in einem 
Forum über Aspekte des Stoffgebiets zu 
äußern und zu verständigen, welche The-
menbereiche sie als besonders bearbei-
tungswürdig empfanden. Diese Vorschläge 
wurden im Unterrichtsgespräch präzisiert 
und ergänzt.
Es kristallisierten sich dann 12 Themen-
bereiche heraus, diese reichten von eher 

naturwissenschaftlich-theoretischen As-
pekten (z. B. Koordinatensysteme, Projek-
tionsarten, Funktionsweise von GPS) über 
anwendungsorientierte Themen (Google-
Maps, Foursquare und Latitude, Streetview 
etc.) bis hin zu sehr praktischen Bezügen 
(Geocaching).
Geplant waren von Anfang an ein kleines 
praktisches Geocaching-Projekt und klei-
nere Übungen zum Erstellen von Inhalten in 
GoogleMaps. Dazu war aber eine Kenntnis 
der eben erwähnten Themenbereiche we-
sentlich.
Der grundsätzliche Zugriff sollte – dem LdL-
Ansatz folgend – so gestaltet sein, dass 
kleine Schülergruppen jeweils eines der ge-
nannten Themen weitestgehend selbstän-
dig recherchieren und für ihre Mitschüler 
aufbereiten; im Anschluss war eine ange-
messene Bearbeitungszeit der so erstellten 
Lernmaterialien vorgesehen, ebenso wie 
kritisches gegenseitiges Feedback.
Um das Ausweichen in Beliebigkeit bei der 
Recherche zu vermeiden und den Schülern 
ein unterstützendes Gerüst zu geben, gab 
es übergreifende und allgemeingültige 
Rahmenaufgaben zu Umfang und Aufberei-
tungsart der Themengebiete, ergänzt durch 
stichwortartige Minimalkataloge für die 
Einzelthemen.
Ziel des ersten Teils der Unterrichtseinheit 
war es, eine komplette Lernumgebung 
(„Kurs“ in der Moodle-Terminologie) zum 
Thema Geodaten zu erstellen.
Dazu wurde zunächst der Kursraum durch 
den Lehrer erstellt; zunächst erfolgte die 
Arbeit im Kursraum noch ganz so wie von 
vorhergehenden LMS-Arbeitsphasen her 
gewohnt.
Nach der Themensuche im Forum einigten 
wir uns über die Aufgabenstellung und die 
abzudeckenden Aspekte, das wurde in ei-
nem thematischen Block im Kursraum fi-
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xiert. Dort entstand auch ein Wiki, in dem 
die sich bereits gebildeten Gruppen je ei-
nen eigenen Bereich zugewiesen bekamen. 
In diesem Wiki konnten zunächst Recher-
cheergebnisse gesammelt und Struktur-
überlegungen angestellt werden. Ebenfalls 
im Wiki sollten dann auch die verwendeten 
Quellen gesammelt und veröffentlicht wer-
den.
Zu diesem ersten, themenübergreifenden 
Block gehörte auch ein kollaborativ zu er-
stellendes Glossar, in dem von jeder Grup-
pe relevante Fachbegriffe gesammelt und 
definiert wurden.
Im Anschluss erhielten die Schüler eine 
recht detaillierte Einweisung in das Erstel-
len von Arbeitsmaterialien und Aktivitäten 
in einem Moodle-Kurs; diese kannten sie ja 
bisher nur aus Teilnehmer-, nicht aber aus 
Autorensicht.
Schließlich und endlich konnte nun der 
eigentliche LdL-Teil angegangen werden: 
Jede Gruppe erhielt einen eigenen Kurs-
block zugewiesen, der eigenverantwort-
lich zu füllen war. Die Rahmen-vorgaben 
forderten eine Mindestanzahl an Arbeits-
materialien, ein Forum zur Diskussion des 
Sachverhalts sowie einen selbst erstellten 
abschließenden Test. Reines Kopieren und 
Einfügen war nicht zulässig.
Um die Kursblöcke mit Inhalten füllen zu 
können, müssen die Schüler entsprechen-
de Rechte innerhalb des Kurses bekom-
men. Wie das im Detail zu lösen ist, wird im 
nächsten Abschnitt dargestellt.
In der Grundeinstellung von Moodle besit-
zen Schüler die Rolle „Teilnehmer“, damit 
sind sie nur in der Lage, die vom Lehrer für 
sie vorgesehenen Materialien und Aktivi-
täten durchzuarbeiten; sie können jedoch 
nicht Materialien und Aktivitäten für andere 
Teilnehmer verfügbar machen.
Es wäre denkbar, für einen LdL-Ansatz den 

Schülern im betreffenden Kurs pauschal 
Trainerrechte einzuräumen – dies wäre 
jedoch eine sehr weitgehende Rechteer-
weiterung. Schüler könnten so die Zugriffs-
statistiken anderer Schüler sehen, Be-
wertungen vornehmen, Kurseinstellungen 
verändern etc. Das war im vorliegenden 
Falle nicht gewollt. In anderen Zusammen-
hängen und ggf. auf anderen Plattformen 
ist ein solcher Weg aber unter Umständen 
durchaus gangbar.
Beim hier vorgestellten Unterrichtsprojekt 
wurde eine sehr nützliche Moodle-Funktion 
genutzt: Sofern administrativ vorgesehen, 
ist es recht leicht möglich, eine bestehen-
de Rolle (hier die vom Schüler belegte Teil-
nehmerrolle) mit zusätzlichen, eigentlich 
zur Trainerrolle gehörigen Rechten auszu-
statten.
Im hier besprochenen Fall handelt es sich 
um die folgenden Einzelrechte:
– Aktivitäten verwalten
– Dateien verwalten
– Neue Fragen hinzufügen
– Meine eigenen Fragen bearbeiten
– Fragenkategorien verwalten
– Meine eigenen Fragen verschieben
– Meine eigenen Fragen verwenden
– Meine eigenen Fragen anzeigen
– Tests ausprobieren
– Tests verwalten
Diese Rechte genügen, um die Schüler in 
die Lage zu versetzen, die oben beschrie-
benen Themenblöcke eigenverantwortlich 
zu gestalten.
Alternativ (für die Lehrperson auch erheb-
lich komfortabler) ist es möglich, eine um 
diese Rechte erweiterte Teilnehmerrolle 
zu definieren und im System verfügbar zu 
machen – der Lehrer kann dann den Teil-
nehmern einfach diese Rolle zuweisen. Auf 
der im vorliegenden Beispiel benutzten 
Plattform, dem Jenaer SchulMoodle, steht 
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diese Rolle unter der Bezeichnung LdL-Teil-
nehmer allen Trainern zur Verfügung.
Eine Einschränkung ist beiden beschrie-
benen Verfahren jedoch gemein: Die zu-
sätzlich vergebenen Rechte beziehen 
sich global auf den gesamten Kurs, es ist 
administrativ nicht möglich, diese Rech-
te für einzelne Teilnehmer nur für den von 
ihnen bearbeiteten Block zu vergeben.  
Das muss allen Beteiligten gründlich er-
klärt werden und erfordert eine gewisse 
Grunddisziplin. Die Gefahr bewussten Van-
dalismus lässt sich durch einen deutlichen 
Hinweis auf die umfangreichen Logfunktio-
nen von Moodle wirksam reduzieren.
Den Schülern müssen ggf. auch einzelne, 
nicht immer selbsterklärende Arbeitsver-
fahren erläutert und demonstriert werden; 
so stellte z. B. das Erstellen von Richtig-
Falsch-Fragen im Test für manche Autoren 
ein Problem dar.
Insgesamt hat sich jedoch gezeigt, dass die 
Schüler mit den vergebenen Rechten allge-
mein gut umgehen konnten.
Allmählich entstanden so durchaus anre-
gende und informative Themenblöcke mit 
abwechslungsreichen Lernimpulsen.
Nach Fertigstellung der Themenblöcke be-
gann die eigentliche Lernarbeit der Schü-
ler: sie hatten sich durch die von ihren Mit-
schülern bereitgestellten Lernmaterialien 
zu arbeiten.
Da diese Materialien recht umfangreich 
waren, die Schüler mit unterschiedlichem 
Tempo arbeiteten und jeweils nur 1 Wo-
chenstunde zur Verfügung stand, mussten 
Vorkehrungen getroffen werden, um so weit 
wie möglich Übersicht und Zusammenhang 
für den einzelnen Lerner zu gewährleisten. 
Ein Hilfsmittel dafür war die Checkliste (rea-
lisiert über ein entsprechendes Moodle-Mo-
dul). Dies ermöglicht es dem Lerner, die vor-
gegebenen Arbeitsschritte „abzuhaken“.

Eine weitere Hilfe war die Abschlussver-
folgung: Dabei wird direkt im Kurs auto-
matisch – und für den einzelnen Schüler 
sichtbar – jede abgearbeitete Aktivität als 
erledigt markiert. Beide Hilfsmittel haben 
sich über den doch recht langen Unter-
richtsverlauf als wirksame Unterstützung 
erwiesen.
Bestandteil eines jeden Themenblocks war 
ein Forum, in dem die Lerner die jeweiligen 
„Experten“ um Klärung offener Fragen bit-
ten konnten. Dies war aber natürlich in der 
Kontaktunterrichtssituation auch im direk-
ten Gespräch möglich.
Eine wesentliche Komponente des Unter-
richtsverlaufs war eine Form des peer feed-
back – die Schüler hatten die erstellten 
Themenblöcke nach einem vorgegebenen 
Raster einzuschätzen und sich so gegen-
seitig Rückmeldung über die Qualität und 
Brauchbarkeit der Lernimpulse geben zu 
können. Das Modul Feedback leistete hier 
gute Dienste. Die Wahl eines vorgegebe-
nen Feedback-Rasters (statt eines auch  
denkbaren freien Feedbacks) erfolgte be-
wusst, in den betreffenden Klassen hatte 
sich freies Feedback bisher nur mäßig be-
währt.
Selbstverständlich erhielten die Schüler 
auch ein detailliertes (mit einer Notenbe-
wertung verbundenes) Feedback durch den 
Lehrer.
Zurückblickend lässt sich feststellen, 
dass der grundsätzliche Ansatz eines LdL-
Zugriffs mittels einer Lernplattform sich 
durchaus bewährt hat; besonders auf den 
von ihnen selbst vorbereiteten Sachgebie-
ten wiesen die Schüler auch im abschlie-
ßenden Test eine tiefere Durchdringung 
des Stoffs als sonst manchmal üblich nach. 
Der Grad an Schüleraktivität war ebenfalls 
sehr hoch, wenn auch individuell recht un-
terschiedlich. Trotz der kleinen Gruppen- 
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größen (2 bis 3 Schüler je Thema) konnte 
nicht gänzlich ausgeschlossen werden, 
dass einzelne Schüler sich auf den Arbeiten 
der anderen Gruppenmitglieder ausruhten.
Nicht alle Schüler waren willens und in der 
Lage, über einen längeren Zeitraum sehr 
weitgehend selbstständig und eigenver-
antwortlich zu arbeiten, allerdings nutzten 
gerade sonst eher stille und zurückhalten-
de Schüler hier die Chance, ihr wirkliches 
Potenzial zum Teil sehr beeindruckend zu 
demonstrieren. Sehr bestimmend war das 
in den jeweiligen Klassen etablierte allge-
meine Lern- und Leistungsverhalten und 
das entsprechende Sozialgefüge.
Es wäre zu erwarten, dass bei einer stärke-
ren Etablierung von LdL und vergleichbaren 
Arbeitsformen sich hier mehr Selbstver-
ständlichkeit für die Schüler einstellt und 
sie so noch breiter profitieren können.
Ein wirkliches Problem stellte das Zeitma-
nagement dar, es war erheblich mehr Zeit 
für die Durchführung der Sequenz nötig als 
ursprünglich geplant. Das rigide 45-Minu-
ten-Raster und die Beschränkung auf eine 
Wochenstunde waren nicht sehr förderlich, 
gerade LdL-Ansätze verlangen nach offene-
ren Organisationsformen und können diese 
befördern.
Allerdings ist es schwer vorstellbar, dass 
ein so umfangreiches Sachgebiet in ver-
gleichbarem Facettenreichtum in traditio-
nellen Unterrichtsformen umsetzbar wäre; 
das arbeitsteilige Vorgehen und der zeit-
weilige Rollentausch Lerner – Lehrende war 
hier sicher sehr geeignet.
Es hat sich gezeigt, dass die Realisierung 
des LdL-Ansatzes auf der Lernplattform 
Moodle sehr gut möglich ist, die im Artikel 
erwähnten Werkzeuge und Techniken sind 
sehr geeignet, den technisch-organisatori-
schen Rahmen für eine solche Unterrichts-
sequenz zu gewährleisten.

Das betrifft insbesondere die folgenden 
Funktionen:
– Wiki, Glossar und Forum zur Material-

sammlung und zur Kommunikation
– Rollenüberschreibung / spezielle LdL-

Rolle, um Lerner mit Autorenrechten zu 
versehen

– das Feedback-Modul zur Realisierung 
von peer feedback

– die Abschlussverfolgung, die dem ein-
zelnen Teilnehmer Übersicht ermöglicht

– Aktivität Test, die auch bei Nichtbewer-
tung mehr Verbindlichkeit herstellt

Allerdings sind Vorerfahrungen der Schüler 
als „normale“ Teilnehmer in Moodle sicher 
nötig, ansonsten wäre der sofortige Sprung 
in eine Autorenrolle doch recht groß.
Hier wurde das mögliche Vorgehen bei der 
Realisierung von LdL-Ansätzen in Moodle 
beschrieben. Die Funktionalität von Mood-
le und die zugrunde liegende sozio-konst-
ruktivistische Lernauffassung lässt dieses 
LMS als besonders geeignet erscheinen, 
eine Übertragung auf andere VLE erscheint 
aber ohne weiteres möglich. Mit leichten 
Einschränkungen ist eine ähnliche Unter-
richtssequenz zum Beispiel mit Hilfe von 
Wikis, Blogs, unter GoogleApps, auf lo-net2 
oder anderswo durchaus realisierbar. Das 
ist umso einfacher, als in der schulischen 
Kontaktunterrichtssituation einzelne Vor-
gehensweisen, die sich in der betreffen-
den virtuellen Plattform nur unzureichend 
abbilden lassen, ja mit herkömmlichen 
Unterrichtsmethoden abgefangen werden 
können.
In jedem Falle sollten die hier vorgestellten 
Erfahrungen zu eigenen Versuchen ermuti-
gen können.
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Unterstützung	für	Kinder	und		
Jugendliche	mit	Behinderungen	in		
E-Learning-Sequenzen	(Dirk	Drews)

Im Beschluss der Kultusministerkonfe-
renz vom 20. 10. 2011 werden Empfeh-
lungen gegeben, die den Schülern mit 
Behinderungen einen gleichberechtigten 
Zugang zu Bildung für alle und das Er-
kennen sowie Überwinden von Barrieren 
ermöglichen, damit sich alle Kinder und 
Jugendlichen aktiv in das gemeinsame  
Leben und Lernen einbringen können.
Das bedeutet, dass an den Schulen auf 
die unterschiedlichen Voraussetzungen 
von Kindern und Jugendlichen mittels Er-
weiterung der Akzeptanz von Vielfalt und 
Verschiedenheit sowie der Stärkung der 
Möglichkeiten und Fähigkeiten der Schulen 
im Umgang mit Unterschieden – sowohl auf 
der individuellen als auch auf der organi-
satorischen und systemischen Ebene (vgl. 
Kultusministerkonferenz (2011). Inklusive 
Bildung von Kindern und Jugendlichen mit 
Behinderungen in Schulen (Beschluss der 
vom 20. 10. 2011)) eingegangen werden 
soll.
Mit den Erfahrungen aus dem LdL-Ansatz 
in Verbindung mit dem Einsatz eines LMS 
kann ein Teil der gemeinsamen Bildung 
und Erziehung für Kinder und Jugendliche 
verwirklicht, die erreichten Standards son-
derpädagogischer Bildungs-, Beratungs- 
und Unterstützungsangebote im Interesse 
der Kinder und Jugendlichen abgesichert 
und weiterentwickelt sowie der Prozess 
unterstützt werden. Erfahrungen, LdL in der 
gemeinsamen Bildung einzusetzen, sind 
den Autoren bisher nicht bekannt. Bei den 
LMS liegen nicht nur Erfahrungen, sondern 
auch erste Unterrichtsbeispiele für Mood-
le vor (z. B. Projekt „eXplorarium“ des LIFE 
e. V.).

Sowohl die Gestaltung des Unterrichtes 
nach einem LdL-Ansatz als auch der Ein-
satz eines LMS können dazu beitragen, 
dass einzelne im KMK-Beschluss formu-
lierte Kriterien – wie z. B. dass Kinder und 
Jugendliche mit und ohne Behinderungen 
an jedem Lernort ihren Bedürfnissen und 
Ansprüchen entsprechend lernen oder 
dass die notwendige Qualität und der er-
forderliche Umfang der Unterstützung für 
alle Kinder und Jugendlichen gesichert sind 
– beachtet werden. Zudem kann ein LMS 
dazu beitragen, zwischen der Schule und 
den Eltern eine kontinuierliche Kommuni-
kation zu ermöglichen und die Zusammen-
arbeit zu fördern. Durch beide Unterrichts-
methoden können einige der Formen des 
Nachteilsausgleiches, wie im Paragraph 
59(5) der Thüringer Schulordnung angege-
ben, umgesetzt werden. So ist es möglich 
die Verlängerung des zeitlichen Rahmens 
zum Lösen von Aufgaben anzubieten. Mit 
dem LMS steht ein technisches Hilfsmittel 
zur Verfügung. Aufgaben können in ver-
änderten Formen gestaltet werden. Eine 
Leistungsfeststellung in der Einzelsituation 
kann gewährt werden.
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Bundeskanzler a. D. Helmut Schmidt sagte 
einmal: „Jedermann	 darf	 und	 soll	 seinem	
persönlichen	 Wohl	 nachgehen	 und	 sein	
eigenes	Glück	suchen.	Aber	jeder	von	uns	
trägt	 Verantwortung	 auch	 für	 andere	 und	
auch	 für	 das	 Ganze.	 Daraus	 ergeben	 sich	
Pflichten.	Diese	Pflichten	 stehen	nicht	 im	
Gesetz.“1

In der Bundesrepublik Deutschland enga-
gieren sich lobenswerterweise immer noch 
viele ehrenamtliche Helferinnen und Helfer 
in den verschiedensten gesellschaftlichen 
Feldern. Das ist ein überzeugender Beweis 
dafür, dass viele Menschen, auch ohne 
dass dies gesetzlich geregelt wäre, ihre 
staatsbürgerlichen Pflichten ernst nehmen 
und sie auch ausfüllen. Allerdings sind in 
einigen Bereichen des gesellschaftlichen 
Engagements bereits heute, bedingt durch 
die demografische Entwicklung und verän-
derte Wertvorstellungen, deutliche Rück-
gänge zu registrieren. Insoweit müssen 
unsere Organisationen ihre Anstrengungen 
zur Mitgliedergenerierung für das ehren-
amtliche Engagement in den nächsten Jah-
ren deutlich verstärken. Nun ist es in jeder 
lebendigen Gesellschaft aber auch natür-
lich, dass sich gesellschaftliche Auffassun-

gen und Werte verändern. Wenn dadurch 
allerdings die Gefahr besteht, dass die 
Kernwerte unserer Gesellschaft in Deutsch-
land im Zusammenhang mit strukturellen 
und gesellschaftlichen Veränderungen 
ganz verloren gehen, bedarf es unserer 
gemeinsamen Anstrengung, diese Werte 
wieder in den Elternhäusern, Kindergärten, 
Jugendeinrichtungen und Schulen verstärkt 
zu fördern. Die Deutsche Soccer Liga leis-
tet hier über das Medium Sport aktiv ihren 
Beitrag.
Herausforderung über den Tellerrand – 
Förderung von Netzwerken – Selbstwirk-
samkeit lernen und leben – Automatismen 
erkennen und anstoßen – Teilhabe entwi-
ckeln und fördern. Diese Schlüsselworte 
stehen für uns immer in Zusammenhang 
mit Fairplay und den damit verbundenen 
Chancen und Grenzen, welche es visio-
när anzunehmen oder zu überwinden gilt. 
Diese Vision im Sport „ohne Grenzen“ für 
Fairplay spiegelt den Kern der gelebten 
Vereinsarbeit wider. Aufbauend hierauf ist 
die ganzheitliche Sicht auf die Möglich-
keiten des Sports in Verbindung mit päd-
agogischen Ansätzen unter Einbeziehung 
individueller Werteerfahrungen, famili-
en- und soziokultureller Zugehörigkeiten, 

Zugänge außerschulischer Bildungsangebote 
am Beispiel sportpädagogischer Projekte  
der Deutschen Soccer Liga e. V.

Christiane Bernuth

1 Schmidt, Helmut (2000): Auf der Suche nach einer öffentlichen Moral
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Erfahrungen mit Exklusions- und Diskri-
minierungsdynamiken eine mögliche Ant-
wort auf strukturelle und gesellschaftliche 
Veränderungen. Junge Menschen werden 
gestärkt und tragen dazu bei, aktiv gegen 
ein weit verbreitetes vorurteilsbehaftetes 
und aggressives Verhalten im Sport zu wir-
ken. Ebenso ist es möglich, eine im Sport 
vorherrschende leistungsbezogene Bewer-
tung, gleichwertig um die  Bedeutung von 
Fairplay, Zugehörigkeit und gegenseitige 
Wertschätzung zu ergänzen.2

Die unaufhörliche Suche nach neuen Ide-
en und befruchtenden Netzwerken ist es, 
welche im Ergebnis einen Freiraum zur 
Umsetzung qualitativ hochwertiger und 
vorausdenkender Impulse und Interventio-
nen realisieren lässt. Die Basis der Weiter-
entwicklung der offen angelegten Projekte 
der Deutschen Soccer Liga liegt in der ge-
genseitigen Wertschätzung mit den Adres-
saten.3

Mit dem Verständnis dafür, dass teil-
nehmerorientierte Bildungspraxis nicht 
auf theoretische Fundierungen und For-
schungsergebnisse verzichten kann, eben-
so wenig aber auch die Forschung und 
Theoriebildung losgelöst von Entwicklun-
gen und sozialen Wirklichkeiten („Praxis“) 
stattfinden kann, ist es wichtig, den Fokus 
in Projektkonzeptionen auf die Zugänge 
zu den TeilnehmerInnen zu legen und sie 
genau in dieser – ihrer sozialen Realität 
abzuholen. Es gilt, das Dilemma diverser 
Bildungsangebote zu überwinden – ob das 
vermittelte Wissen angemessen ist, um das 
Handeln konstruktiv wirksam werden zu 
lassen – und die Herausforderung anzu-
nehmen, den gesellschaftlichen Entwick-

lungen und wandelnden Lebensentwürfen 
gerecht zu werden.4

Die Hürde zur Wahrnehmung eines Bil-
dungsangebots ist jedoch nicht nur ein 
individuelles und milieuspezifisches Krite-
rium, sie manifestiert sich vordergründig 
in der teilnehmerbezogenen Projektgestal-
tung, Ansprache und niederschwelligem 
Zugang zu den TeilnehmerInnen. Ebenso 
spielen institutionelle und curriculare Rah-
menbedingungen eine wesentliche Rolle. 
Die Begrifflichkeit „niederschwelliger Zu-
gang“ bezieht sich auf den Zugang zum 
Bildungsangebot, d. h. die Berechtigung, 
daran teilzunehmen, die eigene Selbst-
wirksamkeit, Zugang zum Lerninhalt zu er-
langen und auch die Aussicht, das Erlernte  
später individuell und persönlich in andere 
Bereiche und Alltagssituationen transferie-
ren zu können.

Für eine Einzelperson begründet sich die 
Hürde zur Wahrnehmung eines Bildungsan-
gebotes durch:
• Persönliche Rahmenbedingungen (Zeit-

knappheit; Geldmangel; restriktive Zu-
gangsberechtigung; Unvereinbarkeit mit 
familiären Verpflichtungen) 

• Psychische Faktoren (Angst, sich durch 
Unwissenheit lächerlich zu machen; 
Angst vor der Gruppe; mangelndes 
Selbstvertrauen; Angst, dem Lernkom-
petenzniveau der Gruppe nicht gerecht 
zu werden; Aversion gegen schulische 
Wissensvermittlung bzw. reinen infor-
mellen Input; fehlende Motivation) 

• Faktoren des Lehrens und Lernens 
(mangelnde Vorkenntnisse über Inhalte; 
mangelhafte Lernmaterialien; sprachli-
che Probleme; inadäquate didaktische 

2 SHAKEHANDS Magazin, Chernivsky, Marina, 2011, S. 17 
3 SHAKEHANDS Magazin, Bernuth, Christiane, 2012, S. 11
4 vgl. Wiebke Scharatow in Rassismuskritik Band 2, Rassismuskritische Bildungsarbeit
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Konzepte; fehlende Beratung und Unter-
stützung) 

• Institutionelle Rahmenbedingungen 
(Distanz der Bildungseinrichtung; unfle-
xible Seminar-termine; administrative 
Hürden; fehlendes Bildungsangebot für 
spezifische Inhalte; ungenügende Be-
ratung; nicht behindertengerechte Ein-
richtung; Zwangsverpflichtung).5

Nach Auffassung der Deutschen Soccer Liga 
e. V. sollte das Ziel teilnehmerorientierter 
und kritischer Interventionen im Sport sein, 
dass bei den TeilnehmerInnen Prozesse in-
itiiert werden, um auf deren Haltungen und 
Einstellungen – ohne Themen direkt anzu-
sprechen – einzuwirken. Der Erfolg dieses 
Ansatzes spiegelt sich in der erhöhten In-
anspruchnahme der jeweiligen Seminarrei-
hen der Deutschen Soccer Liga e. V. wider. 
Im Gegensatz zu appellhaften Toleranzru-
fen ist in unseren Projekten ein Zugang zur 
Zielgruppe wichtig, der verdeutlichen soll, 
sich selbst kritisch in den Blick zu nehmen 
bzw. sich selbst, seine Arbeit, sein Han-
deln immer wieder zu hinterfragen. Die De-
konstruktion von Bildern und Konstrukten 
erfolgt nicht, wenn man nur tolerant sein  
möchte.
Selbstverständlich müssen auch wir uns 
mit den Grenzen der Projekte auseinander-
setzen, indem die Gefahr besteht, dass die 
Kontinuität und strukturellen Vorausset-
zungen als Grundlage der Projektumset-
zung in einem solchen dauerhaften Prozess 
nicht immer gegeben sind. Gesellschaftli-
che Strukturen und Denkweisen sind mög-
licherweise nicht immer direkt beeinfluss-
bar durch diese Art der Interventionen, 
weil sie zu verankert erscheinen oder aber 

bestimmte Strukturen zu inflexibel sind, da 
diese veraltet, zu traditionsreich etc. sind. 
Mit diesem Wissen jedoch lohnt es sich in 
jedem Fall, die Möglichkeit für Veränderung 
zu nutzen und sich an demokratischen ge-
sellschaftlichen Prozessen zu beteiligen 
und in dieser kritischen Auseinanderset-
zung auch ein multiplikatorisches Vorbild 
zu sein.

Einige sportpädagogische Projekte der 
Deutschen Soccer Liga e. V., welche auf den 
o. g. Philosophie basieren und immer in der 
Grundkonzeption eine aktive Seminarpar-
tizipation mit direkt daran anschließender 
Arbeit im Seminarraum vorsehen, werden 
nachfolgend vorgestellt.

SHAKEHANDS	–	
Fairplay	für	gewaltfreien	und	weltoffenen	
Sport

Das Präventionsprojekt richtet sich an 
Kinder, Jugendliche und Erwachsene aus 
Schule, Verein und Freizeit. Es werden so-
wohl ein- als auch mehrmodulige Seminar-
einheiten angeboten. Zentrale Themen des 
Projektes sind, ausgehend von Fairplay, 
Fremdenfeindlichkeit, Diskriminierung und 
Ausgrenzung. 
Die Seminartage verbinden kontinuierlich 
Sportpädagogik und die Arbeit im Seminar-
raum unter Einbindung der Methoden der 
Selbstreflexion und des Perspektivwech-
sels sowie Diversity und Anti-Diskriminie-
rungselemente. Die gewählten Methoden 
wurden auf dieses Projekt adaptiert und 
werden prozess- und teilnehmerorientiert 
eingesetzt.

5 vgl. Lernen im 2. Bildungsweg; www.2bw.at; 2012
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SHAKEHANDS	–	
EUER	BOLZPLATZ	GEGEN	RECHTS!

Das Präventionsprojekt zielt darauf ab, 
eine kritische Auseinandersetzung der 
Zielgruppe mit Fremdenfeindlichkeit, Ras-
sismus, Rechtsextremismus und Diskrimi-
nierung zu fördern. Die Teilnehmer setzen 
sich selbstreflexiv mit dem Leitthema aus-
einander.
Die Projektkonzeption basiert auf einer 
angeleiteten Verbindung aus Medienar-
beit und der Arbeit im Seminarraum. In der 
„Trickbox“ erstellen die Teilnehmer einen 
eigenen, themenzentrierten Trickfilm im 
Sozialraum Sport. 

Zeit	für	neue	Vielfalt!

Das Diversity	Projekt ist offen und inklusiv 
ausgerichtet und legt den inhaltlichen Fo-
kus auf „Vielfalt erkennen und wertschät-
zen“. Entlang definierter Differenzlinien: 
Herkunft, Religion, Gender, sozioökonomi-
scher Status gelingt eine teilnehmerorien-
tierte, kritische Auseinandersetzung mit 
dem Leitthema.
Das Projekt richtet sich an Jugendclubs und 
offene Jugendarbeit und verbindet in den 
Seminar-modulen Sportpädagogk und die 
Arbeit im Seminarraum. Zur Bestätigung 
der Nachhaltigkeit werden Curricula für 
drei aufeinanderfolgende Seminarmodule 
erstellt. 

Selbstwirksamkeit	lernen	und	leben!	
Sportpädagogisches	Trainingsprogramm	
für	Jugendliche	und	junge	Erwachsene

Das Inklusionsprojekt richtet sich an 
Jugend-liche und junge Erwachsene im 
Alter von 15 bis 25 Jahren mit Lernbe-
einträchtigungen, sonderpädagogischen 
Bedürfnissen oder besonderen sozialen 
Schwierigkeiten, die sich derzeit in ihrer 
Berufsförderung, beruflichen Neueinglie-
derung oder Rehabilitation befinden. Die 
TeilnehmerInnen werden in dem Projekt 
langfristig in mehrmoduligen Seminarrei-
hen (Sensibilisierungsseminare, Vertie-
fungsseminare, Praxiseinheiten) begleitet, 
werden in ihrer Persönlichkeit unterstützt 
und gestärkt, um sich gleichberechtigt und 
vollständig an allen gesellschaftlichen Pro-
zessen zu beteiligen.
Das Herausragende an diesem Projekt ist 
die angeleitete Verbindung aus Inklusions-
pädagogik und Sport auf der Basis von Em-
powerment, sowie die kontinuierliche und 
langfristige Begleitung der TeilnehmerIn-
nen.6
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für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Drews, Dirk dirk.drews@thillm.de

Staatliches Studienseminar 
für Lehrerausbildung Gera

Dr. Falke, Bärbel baerbel.falke@ 
studienseminar.thueringen.de

Friedrich-Schiller-Universität
Jena

Dr. Fothe, Michael michael.fothe@uni-jena.de

Staatliches Studienseminar 
für Lehrerausbildung Gera

Greve, Ulrike ulrike.greve@ 
studienseminar.thueringen.de

Thüringer Institut 
für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Dr. Hämmerling, Helga helga.haemmerling@thillm.de

Evangelische  
Fachhochschule Nürnberg

Prof. i. R. Dr. Harz, Frieder mail@frieder-harz.de

Staatliches Studienseminar 
für Lehrerausbildung Gera
Lehramt an Gymnasien Jena

Dr. Hempel, Gloria gloria.hempel@ 
studienseminar.thueringen.de

Staatliches Studienseminar
Für Lehrerausbildung Gera

Herrmann, Kerstin kerstin.herrmann@ 
studienseminar.thueringen.de

Fraunhofer IDMT, 
Erfurt

Prof. Dr. Jantke, Klaus P. klaus.jantke@ 
idmt.fraunhofer.de

Thüringer Institut 
für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Dr. Jantowski, Andreas andreas.jantowski@thillm.de



288

Institution Titel,	Name,	Vorname E-Mail	Adresse

Staatliches Studienseminar 
für Lehrerausbildung Gera

Jobst, Rosemarie Rosemarie.jobst@ 
studienseminar.thueringen.de

Autonome Provinz 
Bozen-Südtirol,  
Deutsches Bildungsressort

Dr. Karlegger, Ingrid ingrid.karlegger@ 
schule.suedtirol.it

Universität Turin Dr. phil. Katelhön, Peggy peggy.katelhoen@unito.it

Staatliches Angergymnasium 
Jena

Klemm, Uwe uwe.klemm@googlemail.com

Friedrich-Schiller-Universität
Jena

Prof. em. Dr. Lütgert, Will will.luetgert@t-online.de

Friedrich-Schiller-Universität
Jena

Meiner, Christiane christiane.meiner@uni-jena.de

Friedrich-Schiller-Universität
Jena

Meißner, Gabor gabor.meissner@uni-jena.de

Technische Universität
Dresden

Prof. Dr. Melzer, Wolfgang wolfgang.melzer@ 
tu-dresden.de

Autonome Provinz
Bozen-Südtirol,
Deutsches Bildungsressort

Dr. Meraner, Rudolf rudolf.meraner@provinz.bz.it

Thüringer Institut 
für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Metscher, Manuela manuela.metscher@thillm.de

Thüringer Institut 
für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Michalek, Elke elke.michalek@thillm.de

Friedrich-Schiller-Universität
Jena

Müller, Matthias matthias.mueller.2@ 
uni-jena.de

Staatliche Regelschule 
„Maria Montessori“, Jena

Nafe, Michael sek@montessorischule. 
jena.de

Thüringer Institut
für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Pollack, Gabriele gabriele.pollack@thillm.de

Deutsches  
Jugendinstitut e. V. (DJI)

Rauschenbach, Thomas rauschenbach@dji.de
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Institution Titel,	Name,	Vorname E-Mail	Adresse

Technische Universität 
Dresden

Ritter, Matthias matthias.ritter@tu-dresden.de

Humboldt Universität
Berlin

Prof. Dr. Sasse, Ada ada.sasse@cms.hu-berlin.de

Staatliches Studienseminar 
für Lehrerausbildung Gera

Scheika, Heike Heike.scheika@ 
studienseminar.thueringen.de

Thüringer Institut 
für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Schulzeck, Ursula Ursula.schulzeck@thillm.de

Thüringer Institut
für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Seelig, Martin martin.seelig@thillm.de

Thüringer Institut 
für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und 
Medien Bad Berka

Sommer, Viola Viola.sommer@thillm.de

Friedrich-Schiller-Universität
Jena

Strödter, Claudia claudia.stroedter@uni-jena.de

Friedrich-Schiller-Universität
Jena

Dr. Szücs, Kinga kinga.szuecs@uni-jena.de

Julius-Maximilians- 
Universität Würzburg

Prof. em. Dr. rer. nat., phil. 
habil. Vernooij, Monika A.

monika.vernooij@
uni-wuerzburg.de

Staatliches Studienseminar
für Lehrerausbildung Gera

Zschweigert, Heide heide.zschweigert@
studienseminar.thueringen.de
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